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Erfurt, Plenarsaal

a) Thüringer Gesetz über die
Feststellung des Landeshaus-
haltsplans für die Haushalts-
jahre 2018/2019 (Thüringer
Haushaltsgesetz 2018/2019 –
ThürHhG 2018/2019 –)

9088,

Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 6/4905 -

dazu: Änderungsanträge der
Fraktion der CDU
- Drucksachen 6/4956 bis
6/4982, 6/5241 und 6/5249
-

dazu: Änderungsanträge der
Fraktion der AfD
- Drucksachen 6/4996 bis
6/5070, 6/5072 bis 6/5130
und 6/5132 bis 6/5200 -

dazu: Änderungsanträge der
Fraktionen DIE LINKE, der
SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
- Drucksachen 6/5212,
6/5213, 6/5214 - NF -, 6/
5215 bis 6/5219 und 6/
5234 -



dazu: Änderungsantrag des Ab-
geordneten Krumpe (frak-
tionslos)
- Drucksache 6/5250 -

dazu: Entschließungsanträge der
Fraktion der CDU
- Drucksachen 6/4983 bis
6/4994 -

dazu: Entschließungsanträge der
Fraktionen DIE LINKE, der
SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
- Drucksachen 6/5220 bis
6/5222 -

ZWEITE BERATUNG

b) Thüringer Gesetz zur An-
passung des kommunalen Fi-
nanzausgleichs

9088,

Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 6/4497 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 6/4900 -

dazu: Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU
- Drucksache 6/4995 -

dazu: Änderungsantrag der Frak-
tionen DIE LINKE, der
SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
- Drucksache 6/5211 -

ZWEITE BERATUNG

c) Bericht über den Stand und
die voraussichtliche Entwick-
lung der Finanzwirtschaft des
Landes – Unterrichtung des
Landtags nach § 31 Abs. 2 der
Thüringer Landeshaushalts-
ordnung (ThürLHO)

9089,

Unterrichtung durch die Finanz-
ministerin
- Drucksache 6/4453 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 6/4898 -

d) Mittelfristiger Finanzplan für
die Jahre 2017 bis 2021 für den
Freistaat Thüringen

9089,

Unterrichtung durch die Landes-
regierung
- Drucksache 6/4454 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 6/4899 -
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Aussprache

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/4996 bis 6/5000, 6/4956, 6/5001 bis 6/5007 und 6/
5010 bis 6/5013 werden jeweils abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/5014 bei 84 abgegebenen
Stimmen mit 6 Jastimmen und 78 Neinstimmen (Anlage 1) abge-
lehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5015 bis 6/5019, 6/5009, 6/5008, 6/5020, 6/4957,
6/5021 bis 6/5025 und 6/4958 werden jeweils abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung werden die Änderungsanträge zum
Landeshaushaltsplan 2018/2019
- in Drucksache 6/5026 bei 86 abgegebenen Stimmen mit 8 Jastim-
men und 78 Neinstimmen (Anlage 2) sowie
- in Drucksache 6/4959 bei 85 abgegebenen Stimmen mit 30 Jastim-
men, 47 Neinstimmen und 8 Enthaltungen (Anlage 3) abgelehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5027 bis 6/5042, 6/4960 und 6/5043 bis 6/5048 wer-
den jeweils abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/4961 bei 86 abgegebenen
Stimmen mit 31 Jastimmen, 54 Neinstimmen und 1 Enthaltung (An-
lage 4) abgelehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5049 bis 6/5051 werden jeweils abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/5052 bei 85 abgegebenen
Stimmen mit 8 Jastimmen und 77 Neinstimmen (Anlage 5) abge-
lehnt.

Der Änderungsantrag zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in
Drucksache 6/5053 wird abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/5054 bei 84 abgegebenen
Stimmen mit 8 Jastimmen und 76 Neinstimmen (Anlage 6) abge-
lehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5055 und 6/5056 werden jeweils abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/5057 bei 88 abgegebenen
Stimmen mit 8 Jastimmen und 80 Neinstimmen (Anlage 7) abge-
lehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5058 und 6/5059 werden jeweils abgelehnt.
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In namentlicher Abstimmung werden die Änderungsanträge zum
Landeshaushaltsplan 2018/2019
- in Drucksache 6/5060 bei 88 abgegebenen Stimmen mit 8 Jastim-
men, 79 Neinstimmen und 1 Enthaltung (Anlage 8) sowie
- in Drucksache 6/4962 bei 88 abgegebenen Stimmen mit 33 Jastim-
men und 55 Neinstimmen (Anlage 9)
jeweils abgelehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5061 bis 6/5063, 6/4963 und 6/5064 bis 6/5068 wer-
den jeweils abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung werden die Änderungsanträge zum
Landeshaushaltsplan 2018/2019
- in Drucksache 6/5069 bei 88 abgegebenen Stimmen mit 8 Jastim-
men und 80 Neinstimmen (Anlage 10) sowie
- in Drucksache 6/5070 bei 87 abgegebenen Stimmen mit 8 Jastim-
men und 79 Neinstimmen (Anlage 11)
jeweils abgelehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5072 und 6/5073 werden jeweils abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/5074 bei 88 abgegebenen
Stimmen mit 8 Jastimmen und 80 Neinstimmen (Anlage 12) abge-
lehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5075 bis 6/5077 werden jeweils abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/5078 bei 87 abgegebenen
Stimmen mit 7 Jastimmen und 80 Neinstimmen (Anlage 13) abge-
lehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5079 bis 6/5086 werden jeweils abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung werden die Änderungsanträge zum
Landeshaushaltsplan 2018/2019
- in Drucksache 6/4964 bei 88 abgegebenen Stimmen mit 33 Jastim-
men, 54 Neinstimmen und 1 Enthaltung (Anlage 14) sowie
- in Drucksache 6/5087 bei 88 abgegebenen Stimmen mit 8 Jastim-
men und 80 Neinstimmen (Anlage 15)
jeweils abgelehnt.

Der Änderungsantrag zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in
Drucksache 6/5088 wird abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/5089 bei 86 abgegebenen
Stimmen mit 8 Jastimmen und 78 Neinstimmen (Anlage 16) abge-
lehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5090 bis 6/5095 werden jeweils abgelehnt.
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Der Änderungsantrag zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in
Drucksache 6/5212 wird angenommen.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5096 bis 6/5104 werden jeweils abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/4965 bei 87 abgegebenen
Stimmen mit 32 Jastimmen, 47 Neinstimmen und 8 Enthaltungen
(Anlage 17) abgelehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5105 bis 6/5111, 6/4966, 6/5112 bis 6/5115, 6/4967
und 6/5116 werden jeweils abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/4968 bei 88 abgegebenen
Stimmen mit 32 Jastimmen und 56 Neinstimmen (Anlage 18) abge-
lehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5117 bis 6/5119 werden jeweils abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/4969 bei 88 abgegebenen
Stimmen mit 32 Jastimmen, 54 Neinstimmen und 2 Enthaltungen
(Anlage 19) abgelehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5120 bis 6/5130, 6/5132 bis 6/5142 und 6/4970 wer-
den jeweils abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/5143 bei 86 abgegebenen
Stimmen mit 7 Jastimmen und 79 Neinstimmen (Anlage 20) abge-
lehnt.

Der Änderungsantrag zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in
Drucksache 6/5144 wird abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/5145 bei 86 abgegebenen
Stimmen mit 7 Jastimmen und 79 Neinstimmen (Anlage 21) abge-
lehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5146, 6/5147 und 6/4971 werden jeweils abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/4972 bei 86 abgegebenen
Stimmen mit 32 Jastimmen, 53 Neinstimmen und 1 Enthaltung (An-
lage 22) abgelehnt.

Der Änderungsantrag zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in
Drucksache 6/5148 wird abgelehnt.
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In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/5149 bei 88 abgegebenen
Stimmen mit 8 Jastimmen und 80 Neinstimmen (Anlage 23) abge-
lehnt.

Der Änderungsantrag zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in
Drucksache 6/5213 wird angenommen.

Der Änderungsantrag zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in
Drucksache 6/5150 wird abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/5151 bei 87 abgegebenen
Stimmen mit 8 Jastimmen und 79 Neinstimmen (Anlage 24) abge-
lehnt.

Der Änderungsantrag zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in
Drucksache 6/5152 wird abgelehnt.

Der Änderungsantrag zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in
Drucksache 6/5214 – NF - wird angenommen.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/5154 bei 88 abgegebenen
Stimmen mit 8 Jastimmen und 80 Neinstimmen (Anlage 25) abge-
lehnt.

Der Änderungsantrag zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in
Drucksache 6/4973 wird abgelehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5155, 6/5153, 6/5156 und 6/5157, 6/4974 und 6/5158
bis 6/5165 werden jeweils abgelehnt.

Der Änderungsantrag zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in
Drucksache 6/5215 wird angenommen.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/5166 bei 86 abgegebenen
Stimmen mit 6 Jastimmen und 80 Neinstimmen (Anlage 26) abge-
lehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5241 und 6/5167 bis 6/5170 werden jeweils abge-
lehnt.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/5171 bei 84 abgegebenen
Stimmen mit 5 Jastimmen und 79 Neinstimmen (Anlage 27) abge-
lehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5172 bis 6/5176 werden jeweils abgelehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5216 und 6/5217 werden jeweils angenommen.
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Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5177 bis 6/5180, 6/5249, 6/5181 und 6/4975 werden
jeweils abgelehnt.

Der Änderungsantrag zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in
Drucksache 6/5218 wird angenommen.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5182 bis 6/5184 werden jeweils abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/4967 bei 85 abgegebenen
Stimmen mit 31 Jastimmen und 54 Neinstimmen (Anlage 28) abge-
lehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5185 bis 6/5188, 6/5190, 6/5191 und 6/5193 bis 6/
5196 werden jeweils abgelehnt.

Der Änderungsantrag zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in
Drucksache 6/5234 wird angenommen.

In namentlicher Abstimmung werden die Änderungsanträge zum
Landeshaushaltsplan 2018/2019
- in Drucksache 6/4978 bei 87 abgegebenen Stimmen mit 32 Jastim-
men, 54 Neinstimmen und 1 Enthaltung (Anlage 29),- in Drucksa-
che 6/4979 bei 88 abgegebenen Stimmen mit 32 Jastimmen und
56 Neinstimmen (Anlage 30),
- in Drucksache 6/5197 bei 88 abgegebenen Stimmen mit 8 Jastim-
men und 80 Neinstimmen (Anlage 31),
- in Drucksache 6/4980 bei 88 abgegebenen Stimmen mit 32 Jastim-
men und 56 Neinstimmen (Anlage 32),
- in Drucksache 6/5198 bei 87 abgegebenen Stimmen mit 8 Jastim-
men und 79 Neinstimmen (Anlage 33),
- in Drucksache 6/5199 bei 84 abgegebenen Stimmen mit 8 Jastim-
men und 76 Neinstimmen (Anlage 34),
- in Drucksache 6/5200 bei 88 abgegebenen Stimmen mit 8 Jastim-
men und 80 Neinstimmen (Anlage 35) sowie
- in Drucksache 6/5250 bei 87 abgegebenen Stimmen mit 6 Jastim-
men, 79 Neinstimmen und 2 Enthaltungen (Anlage 36)
jeweils abgelehnt.

Die Änderungsanträge zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in den
Drucksachen 6/5192 und 6/4981 werden jeweils abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung wird der Änderungsantrag zum Landes-
haushaltsplan 2018/2019 in Drucksache 6/4977 bei 88 abgegebenen
Stimmen mit 33 Jastimmen und 55 Neinstimmen (Anlage 37) abge-
lehnt.

Der Änderungsantrag zum Landeshaushaltsplan 2018/2019 in
Drucksache 6/5189 wird abgelehnt.
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Die Nummern 1 und 2 des Änderungsantrags in Drucksache 6/4982
haben sich erledigt. Die beantragte Teilung der Frage zum Ände-
rungsantrag in Drucksache 6/4982 wird nach Widerspruch abge-
lehnt. In namentlicher Abstimmung werden die Nummern 3 bis 14
des Änderungsantrags in Drucksache 6/4982 bei 88 abgegebenen
Stimmen mit 32 Jastimmen und 56 Neinstimmen (Anlage 38) abge-
lehnt.

Der Änderungsantrag zum Gesetzentwurf in Drucksache 6/5219 wird
angenommen.

Die Beschlussempfehlung in Drucksache 6/4905 wird unter Berück-
sichtigung der Annahme des Änderungsantrags angenommen. Der
Gesetzentwurf in Drucksache 6/4378 wird unter Berücksichtigung
der Beschlussempfehlung in ZWEITER BERATUNG und in der
Schlussabstimmung jeweils angenommen.

In namentlicher Abstimmung wird der Entschließungsantrag in
Drucksache 6/4983 bei 86 abgegebenen Stimmen mit 30 Jastimmen
und 56 Neinstimmen (Anlage 39) abgelehnt.

Die Entschließungsanträge in den Drucksachen 6/4984 bis 6/4987
werden jeweils abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung werden die Entschließungsanträge
- in Drucksache 6/4988 bei 87 abgegebenen Stimmen mit 32 Jastim-
men und 55 Neinstimmen (Anlage 40),
- in Drucksache 6/4989 bei 87 abgegebenen Stimmen mit 32 Jastim-
men und 55 Neinstimmen (Anlage 41) sowie
- in Drucksache 6/4990 bei 87 abgegebenen Stimmen mit 32 Jastim-
men und 55 Neinstimmen (Anlage 42)
jeweils abgelehnt.

Der Entschließungsantrag in Drucksache 6/4991 wird abgelehnt.

In namentlicher Abstimmung werden die Entschließungsanträge
- in Drucksache 6/4992 bei 87 abgegebenen Stimmen mit 32 Jastim-
men und 55 Neinstimmen (Anlage 43) sowie
- in Drucksache 6/4993 bei 87 abgegebenen Stimmen mit 32 Jastim-
men und 55 Neinstimmen (Anlage 44)
jeweils abgelehnt.

Der Entschließungsantrag in Drucksache 6/4994 wird abgelehnt.

Die Entschließungsanträge in den Drucksachen 6/5220 bis 6/5222
werden jeweils angenommen.

Die Nummern 1 und 2 des Änderungsantrags in Drucksache 6/4995
haben sich erledigt. In namentlicher Abstimmung werden die
Nummern 3 bis 9 des Änderungsantrags in Drucksache 6/4995 bei
87 abgegebenen Stimmen mit 32 Jastimmen und 55 Neinstimmen
(Anlage 45) abgelehnt.

Der Änderungsantrag zum Gesetzentwurf in Drucksache 6/5211 wird
angenommen.
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Die Beschlussempfehlung in Drucksache 6/4900 wird unter Berück-
sichtigung der Annahme des Änderungsantrags angenommen. Der
Gesetzentwurf in Drucksache 6/4497 wird unter Berücksichtigung
der Beschlussempfehlung in ZWEITER BERATUNG und in der
Schlussabstimmung jeweils angenommen.

Der Landtag nimmt den Mittelfristigen Finanzplan für die Jahre 2017
bis 2021 für den Freistaat Thüringen entsprechend der Be-
schlussempfehlung in Drucksache 6/4899 zu Kenntnis.

Der Landtag nimmt den Bericht über den Stand und die voraussicht-
liche Entwicklung der Finanzwirtschaft des Landes entsprechend der
Beschlussempfehlung in Drucksache 6/4898 zur Kenntnis.
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Anwesenheit der Abgeordneten:

Fraktion der CDU:
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Beginn: 9.01 Uhr

Präsident Carius:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich darf
Sie bitten, die Plätze einzunehmen. Ich freue mich,
dass heute Morgen so viele ausgeschlafen hier
sind.

Für diese Plenarsitzung hat Herr Abgeordneter
Herrgott als Schriftführer neben mir Platz genom-
men, die Redeliste führt Herr Abgeordneter Kobelt.

Ich freue mich, dass so viele Kollegen da sind. Nur
die Abgeordnete Tasch und der Abgeordnete Fied-
ler sind entschuldigt von dieser Sitzung.

Zu Tagesordnungspunkt 2 a darf ich erklären, dass
ein Änderungsantrag der CDU in der Drucksa-
che 6/5249 verteilt worden ist.

Gibt es weitere Anmerkungen und Wünsche zur
Tagesordnung? Das ist offenkundig nicht der Fall.

Wir setzen die Beratung zu Tagesordnungspunkt
2 a bis 2 d

a) Thüringer Gesetz über die
Feststellung des Landeshaus-
haltsplans für die Haushalts-
jahre 2018/2019 (Thüringer
Haushaltsgesetz 2018/2019 –
ThürHhG 2018/2019 –)

Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 6/4905 -

dazu: Änderungsanträge der
Fraktion der CDU
- Drucksachen 6/4956 bis
6/4982, 6/5241 und 6/5249
-

dazu: Änderungsanträge der
Fraktion der AfD
- Drucksachen 6/4996 bis
6/5070, 6/5072 bis 6/5130
und 6/5132 bis 6/5200 -

dazu: Änderungsanträge der
Fraktionen DIE LINKE, der
SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
- Drucksachen 6/5212,
6/5213, 6/5214 - NF -, 6/
5215 bis 6/5219 und 6/
5234 -

dazu: Änderungsantrag des Ab-
geordneten Krumpe (frak-
tionslos)
- Drucksache 6/5250 -

dazu: Entschließungsanträge der
Fraktion der CDU
- Drucksachen 6/4983 bis
6/4994 -

dazu: Entschließungsanträge der
Fraktionen DIE LINKE, der
SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
- Drucksachen 6/5220 bis
6/5222 -

ZWEITE BERATUNG

b) Thüringer Gesetz zur An-
passung des kommunalen Fi-
nanzausgleichs
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 6/4497 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 6/4900 -

dazu: Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU
- Drucksache 6/4995 -

dazu: Änderungsantrag der Frak-
tionen DIE LINKE, der
SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
- Drucksache 6/5211 -

ZWEITE BERATUNG
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c) Bericht über den Stand und
die voraussichtliche Entwick-
lung der Finanzwirtschaft des
Landes – Unterrichtung des
Landtags nach § 31 Abs. 2 der
Thüringer Landeshaushalts-
ordnung (ThürLHO)
Unterrichtung durch die Finanz-
ministerin
- Drucksache 6/4453 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 6/4898 -

d) Mittelfristiger Finanzplan für
die Jahre 2017 bis 2021 für den
Freistaat Thüringen
Unterrichtung durch die Landes-
regierung
- Drucksache 6/4454 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 6/4899 -

fort. Wir sind jetzt beim Einzelplan 04, dem Thürin-
ger Ministerium für Bildung, Jugend und Sport, an-
gekommen. Hier hat sich als Erster Abgeordneter
Tischner für die CDU-Fraktion gemeldet.

(Beifall CDU)

Abgeordneter Tischner, CDU:

Einen wunderschönen guten Morgen, Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren. Der
Einzelplan „Bildung, Jugend und Sport“ zielt wie
kein anderer Einzelplan des Landeshaushaltes auf
die Zukunft unseres Freistaats, unserer Kinder und
Jugendlichen, auf die Zukunft unserer Schulen und
auf die Zukunft unserer Vereine. Er ist deshalb der
Einzelplan, in welchem die drängenden Zukunfts-
probleme in den Blick genommen werden müssen.
Es ist ein Einzelplan, der Antworten auf die Heraus-
forderungen der Zukunft geben muss und solche
Fragen sind aus meiner Perspektive: Wie gelingt
die Bewältigung des Generationswechsels in unse-
ren Schulen? Wie erhalten wir gleichzeitig das hohe
Bildungsniveau an unseren Schulen, Horten und
Kindergärten? Wie eröffnen wir unseren engagier-
ten Kolleginnen und Kollegen Entwicklungspers-
pektiven und wie schaffen wir ein zukunftsfähiges
Fundament für das Ehrenamt für Jugendliche, für
unsere Vereine und den Sport?

Mit diesem Doppelhaushalt bleiben sich Linke, SPD
und Grüne aber treu. Sie liefern eben nicht einen
mittelfristigen oder langfristigen Plan zur Bewälti-
gung dieser Herausforderungen. Sie haben keine
perspektivischen Antworten auf die drängenden bil-

dungspolitischen Aufgaben der nächsten Jahre. Sie
haben keine Vorstellungen, wo die Thüringer
Schulen 2030 stehen sollen.

(Beifall CDU)

Sie betreiben Ideologie,

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Glauben Sie das, was Sie vorlesen? – Ja er
glaubt es!)

wollen Förderungen weitestgehend abschaffen, Sie
wollen eine Lex Lauinger und die BLF abschaffen,
Sie wollen 80 Prozent der Förderschulen abschaf-
fen, Sie wollen den Schulen im ländlichen Raum an
den Kragen. Sie vernachlässigen die einzelnen
Thüringer Schulformen, insbesondere die Regel-
schulen und die Gymnasien.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Wir sind
hier im Haushalt, Sie sind ja einer!)

(Beifall CDU)

Bildungsminister Holter weckt mit viel Aufwand al-
len Ortens im Freistaat Erwartungen. Er lässt sich
von hunderten Akteuren die Zukunft der Schule be-
schreiben, verspricht viel, liefert aber im Haushalt
keine nachhaltigen Antworten auf die Bewältigung
der drängenden Fragen. Im Gegenteil – Sie legen
einen Haushalt vor, der für die Thüringer Kindergär-
ten und die Thüringer Schulen in den kommenden
Jahren eine schwere Hypothek darstellt. Ihre haus-
haltspolitischen Weichenstellungen werden sich in
der Zukunft als historische Fehlentscheidungen er-
weisen.

Meine Damen und Herren, es ist schade, dass Sie
in Sonntagsreden die Mitarbeit der CDU bei bil-
dungspolitischen Fragen regelmäßig einfordern,
diese aber in der Realität ignorieren und ablehnen.

(Beifall CDU)

Nur zwei Beispiele: Ich habe Sie unzählige Male in
den vergangenen zwei Jahren – auch bei der Haus-
haltsdebatte vor zwei Jahren – vor den drastischen
Kürzungen bei den Klassenfahrten gewarnt. Sie ha-
ben dennoch massive Kürzungen vorgenommen
und behauptet: Das Geld reicht aus, es ist alles in
Ordnung. Die Folgen kennen wir alle, die Proteste
kennen wir alle. Gott sei Dank haben sich die Pro-
teste von uns und die Proteste der Schulen gelohnt,
denn da haben Sie tatsächlich nachgebessert und
jetzt ausreichende Finanzierungen geschaffen. Sie
haben Ihren Fehler eingesehen. Jetzt sehen Sie
hoffentlich noch den Fehler ein, dass Sie auch die
entsprechende Richtlinie wieder ändern müssen.

(Beifall CDU)

Ein zweiter massiver Fehler, den wir Ihnen immer
genannt haben und wo wir Ihnen auch Zusammen-
arbeit regelmäßig hier im Haus anbieten, betrifft die
Lehramtsanwärter. Sie haben diese vor zwei Jah-
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ren von 600 auf 400 runtergesetzt. Herr Wolf hat
hier immer wieder behauptet, dass das ausreicht
und funktioniert. Dass der Bedarf eben nicht ge-
deckt wird, das können wir aktuell erleben, bei-
spielsweise daran, dass die Einstellungszahlen für
den kommenden Februar im Vergleich zum letzten
Jahr reduziert wurden und dass es massive Stellen-
wandlungen gibt.

Meine Damen und Herren, wir bleiben dabei: Ihr
Haushalt enthält historische Fehlentscheidungen,
die den Freistaat Thüringen in der Gestaltung des
Generationswechsels weit zurückwerfen und fi-
nanzpolitisch massiv herausfordern werden. Sie
treffen historische Fehlentscheidungen in der Frage
der Einstellung der Lehrer. Sie treffen historische
Fehlentscheidungen in der Frage des Abbaus von
Hunderten Regelschullehrerstellen. Sie treffen his-
torische Fehlentscheidungen in der Frage der Aus-
bildung der zukünftigen Lehrer. Sie treffen Fehlent-
scheidungen in der Qualifizierung der Seiteneinstei-
ger. Sie treffen massive historische Fehlentschei-
dungen in der Frage der qualitativen und personel-
len Perspektive der Thüringer Horte und Sie treffen
eine massive Fehlentscheidung in der Frage der
dauerhaften Finanzierung der Kindergärten.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Ihr
müsst ja verzweifelt sein!)

Im Einzelnen: Die erste historische Fehlentschei-
dung, die Sie mit diesem Haushalt treffen,

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Aus-
wandern!)

liegt in den Einstellungszahlen. Sie behaupten, Sie
stellen 2018 900 Lehrer ein. Sie sagen aber nicht
dazu, wie viele dieser Lehrer bereits befristet vor
den Klassen stehen, wie viele von den Lehrern der-
zeit schon einen guten Unterricht machen; es sind
weit über 400. Jetzt könnte man wohlwollend mei-
nen, dass die verbleibenden 500 ungefähr dem Ein-
stellungskorridor der letzten Jahre entsprechen.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Des-
wegen nicht einstellen?!)

Aber auch hier hilft ein Blick in den Haushalt, um
festzustellen, dass an dem nicht ist. Denn die Hoff-
nungen auf 500 Neueinstellungen, die übrig blei-
ben, werden leider dadurch minimiert, dass Sie
dem Schulbereich massiv Lehrerstellen entziehen
und dies somit einem Stellenabbau gleichkommt.
Sie entziehen 170 Stellen den Regelschulen, Leh-
rerstellen, die Sie nicht mehr mit Lehrern besetzen,
und stellen dafür Horterzieher ein. Sie stopfen ein
Loch und reißen das nächste auf und es bleibt nicht
dabei. Sie verschieben aus dem Lehrerbereich wei-
tere 30 Stellen, insbesondere von den Regel-
schulen und Berufsschulen an die Schulämter und
Sie haben bereits angeblich 80 Stellen im Vorgriff

auf den Haushalt 2017 vorgenommen, die fehlen
auch in 2018. Damit bleibt festzustellen, es stehen
in 2018 280 Lehrerstellen im Haushalt weniger zur
Neubesetzung mit Lehrkräften zur Verfügung. Ei-
gentlich können Sie dann dieses Jahr nur noch 200
bis 300 Lehrer insgesamt einstellen.

Eine historische Fehlentscheidung, die Sie treffen,
wo derzeit jede Stelle in den Thüringer Schulen ge-
braucht wird.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Historisch!)

Und wenn der zuständige Minister den Abbau von
dringend notwendigen Lehrerstellen an Regel-
schulen damit begründet, dass diese Stellen, die
wirklich dringend – wir alle kennen die Hilferufe ge-
rade aus den Regelschulen – gebraucht werden,

(Zwischenruf Abg. Hennig-Wellsow, DIE LIN-
KE: Wer hat‘s erfunden?)

eh nicht besetzt werden können, dann zeugt das
von Resignation oder Untätigkeit. Viel schlimmer ist
aber, dass der für Regelschulen zuständige Minis-
ter dieses Freistaats die Nachwuchsgewinnung für
das Herzstück des Thüringer Schulsystems aufge-
geben hat. Das ist skandalös. Das zeugt davon,
dass Sie mit Ihren Entscheidungen in Thüringen
nicht angekommen sind.

(Beifall CDU)

Der Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen, die
befristeten Stellen im Haushalt auszuweisen, ist
nicht falsch, aber auch nichts Neues. Bereits in den
vergangenen Jahren hat der Haushalt die Möglich-
keit der befristeten Einstellungen im gleichen Um-
fang ermöglicht.

Die zweite weitreichende Fehlentscheidung bege-
hen Sie in der Nachwuchsqualifizierung. Wir alle
kennen die Zahlen. 940 dieses Jahr, 976 nächstes
Jahr, 1.108 übernächstes Jahr, 1.053 in vier Jah-
ren, 990 in fünf Jahren. 5.067 Lehrerinnen und Leh-
rer, 25 Prozent aller Lehrer in Thüringen, die in den
nächsten fünf Jahren in den Ruhestand gehen. Und
jeder vernünftige Handwerker, jeder vernünftige
Mittelständler weiß, wenn er die Qualität und das
Volumen seines Geschäfts erhalten will – und wir
müssen es sogar erhalten, weil die Schülerzahlen
steigen – dass er für Nachwuchs sorgen muss,
wenn Kollegen in den Ruhestand eintreten. Was
macht Rot-Rot-Grün? Sie bleiben mit der Referen-
darausbildung weiter deutlich hinter dem Bedarf zu-
rück. Sie wollen 500 jährlich einstellen, obwohl fast
1.000 in den Ruhestand gehen. Wer einstellen will,
muss ausbilden, meine Damen und Herren.

(Beifall CDU)

Und wenn Herr Minister Holter als KMK-Präsident
vor 14 Tagen mit dem Finger auf andere zeigt und
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anmahnt, man dürfe sich nicht gegenseitig den
Lehrernachwuchs wegnehmen, dann frage ich Sie,
Herr Minister, ob Sie Ihre eigenen Zahlen, ob Sie
die Kapazitäten Ihrer eigenen Studienseminare
kennen, denn wir Thüringer nehmen vor allem in
Zukunft anderen Bundesländern die Lehrer weg.

Die CDU sieht die Nachwuchsqualifizierung als
dringend steigerungsfähig an und fordert deshalb,
die Referendarzahlen massiv zu steigern, in einem
ersten Schritt sofort auf 600. Wir fordern außerdem
die Verbesserung der Fachleitersituation, weil das
Bildungsministerium uns ja regelmäßig mitteilt,
dass aufgrund der Fachleitersituation nicht mehr
Referendare eingestellt werden können.

Die nächste haushaltspolitische Fehlentscheidung
– oder man müsste eher sagen: Nichtentscheidung
– findet sich exemplarisch bei der Frage der Seiten-
einsteiger. Meine Fraktion hat dies seit Jahren ge-
fordert und immer auf eine solide pädagogische
und methodische Qualifizierung vor ihrem Praxis-
einsatz gedrungen. Die Landesregierung möchte
nun ab Februar Seiteneinsteiger einstellen – das
begrüßen wir –, aber stellt im Haushalt nicht einen
einzigen Cent zur Qualifizierung dieser Seitenein-
steiger bereit. Ihre Politik wird auf Kosten der Stu-
dienseminare, auf Kosten der bestehenden Kapazi-
täten der Studienseminare und der betreuenden
Fachleiter ausgetragen, aber was mindestens ge-
nauso schlimm ist, zulasten der Unterrichtsqualität
in unseren Thüringer Schulen.

(Beifall CDU)

Zur Fehlentscheidung der Horte: Dass dies eine
war, hat inzwischen selbst der Herr Ministerpräsi-
dent mehrfach eingeräumt. Dass aber der Bildungs-
minister es vernachlässigt, ausreichend Personal
für die Horte im Kabinett zu verhandeln, ist ein wei-
teres Versäumnis des TMBJS. Mit Blick auf die Um-
setzung der Vorschläge zum Werkstattprozess, die
derzeit ja erarbeitet werden – Thema „Zukunft
Schule“ – schwant uns ebenfalls Schlimmes, denn
nichts ist im Haushalt für die vielen offenen Forde-
rungen vorgesehen.

Ein letztes Beispiel von historischen Fehlentschei-
dungen treffen Sie nun in der Finanzierung des Ki-
ta-Gesetzes. Nicht dass das Kindergartengesetz für
uns eine komplette Fehlentscheidung ist;

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ach nicht?)

hier haben wir schlicht Differenzen. Vielleicht, Frau
Rothe-Beinlich, haben Sie nicht aufgepasst bei der
letzten Debatte.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Ach, und ich dachte, es ist
historisch!)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Es ist vor allem historisch!)

Hier haben wir schlicht Differenzen in der qualitati-
ven Schwerpunktsetzung. Ihr Versagen liegt viel-
mehr in der notwendigen Schaffung einer langfristi-
gen Finanzierungsgrundlage. Wir alle erinnern uns
noch sehr gut an die Teppichhändlerrunden inner-
halb der Koalition in den letzten Monaten.

Meine Damen und Herren, ich möchte es bei die-
sen Beispielen belassen – ich könnte noch mehrere
bringen – und für meine Fraktion dennoch abermals
feststellen, dass dieser Einzelplan historische Fehl-
entscheidungen enthält, die Thüringen in der Ge-
staltung des Generationswechsels weit zurückwer-
fen werden und finanzpolitisch in den nächsten
Jahren und Jahrzehnten massiv herausfordern.

Meine Damen und Herren, insgesamt ist das The-
ma „Unterrichtsausfall“ eines der drängendsten
Probleme in den Thüringer Schulen. Hierzu hat die
CDU-Fraktion im Januar 2017 ein umfassendes
Maßnahmenpaket beschlossen, welches wir heute
durch unsere Änderungsanträge zum Doppelhaus-
halt 2018/2019 umsetzen und ausfinanzieren wol-
len. So haben wir beispielsweise beantragt, Ausga-
bemittel in Höhe von 20.000 Euro für die Einrich-
tung eines onlinebasierten Bewerber- und Informa-
tionssystems umzusetzen, damit Bewerber zukünf-
tig aktuell den Bedarf an den einzelnen Schulstand-
orten schnell nachsehen können und auch im Grun-
de transparent ist, welche Kolleginnen und Kolle-
gen wir brauchen und wer sich unbedingt bewerben
sollte.

Außerdem möchten wir 250.000 Euro für die Schaf-
fung eines interdisziplinären universitären Zentrums
für Lehramtsstudierende aus dem MINT-Bereich.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das gehört aber ins Wis-
senschaftsministerium!)

Damit wollen wir die Attraktivität für diese Studien-
richtung im MINT-Bereich stärken; ich glaube, das
ist eine Diskussion, die vor ein paar Wochen auch
Minister Holter schon mal angesetzt hatte.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Schade, im Einzelplan ver-
tan! Es ist eine historische Fehlentschei-
dung!)

Auf unseren Grundsatz „Wer einstellen will, muss
ausbilden“ habe ich bereits verwiesen mit Blick auf
die Referendare und Fachleiter.

Meine Damen und Herren, die Rückkehr zur Verbe-
amtung war ein wichtiger Schritt, um den Lehrerbe-
ruf in Thüringen wieder attraktiver zu machen. Es
darf jedoch nicht der einzige Schritt bleiben, denn
zur Gestaltung des Generationswechsels an unse-
ren Schulen braucht es zahlreiche weitere Maßnah-
men. Zu nennen sind hier beispielsweise – was wir
auch noch beantragen – eine bessere Bezahlung
der Regelschullehrer, ein Beförderungssystem, was

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 107. Sitzung - 25.01.2018 9091

(Abg. Tischner)



Sie ja, wenn man so die Verbände hört und nach-
liest, mehr oder weniger schleifen wollen. Wir brau-
chen eine Regelung zur Gleichstellung der an Thü-
ringer Schulen tätigen Ein-Fach-Lehrer. Auch hier
warten, glaube ich, die Verbände seit Weihnachten,
Frau Staatssekretärin, auf Ergebnisse. Nichts pas-
siert! Wir fordern Maßnahmen zur Reduzierung von
Zusatzaufgaben für Lehrkräfte und Schulleitungen.

Meine Damen und Herren, zu den Zukunftsaufga-
ben des Landtags zählen die Schulen, aber eben
auch die Bereiche Jugend und Sport. Für den Be-
reich Jugend möchte ich insbesondere auf die Er-
höhung der örtlichen Jugendförderung eingehen.
Mit dem Doppelhaushalt 2018/2019 werden die Mit-
tel hierfür von 12 Millionen Euro im Jahr 2017 auf
jeweils 15 Millionen Euro in 2018 und 2019 angeho-
ben.

(Zwischenruf Abg. Huster, DIE LINKE: Sehr
gut!)

Das ist vernünftig, das ist ein richtiger Schritt, das
unterstützen wir. Im Bereich Jugend haben wir uns
mit unseren Änderungsanträgen vor allem für den
Verband der Thüringer Jugendfeuerwehren einge-
setzt. Aufgrund des gestiegenen Schulungsbedarfs
benötigen diese eine weitere Bildungsreferenten-
stelle. Um dies zu ermöglichen, haben wir bean-
tragt, die Mittel zur Förderung von Maßnahmen der
Jugendhilfe entsprechend umzuschichten und den
Verband der Thüringer Jugendfeuerwehren mit
50.000 Euro zu unterstützen.

(Beifall CDU)

Im Bereich der Sportförderung fällt der erhebliche
Anstieg der Zuweisungen für Investitionen an
Zweckverbände für Maßnahmen in Nachwuchsleis-
tungs- und Spitzensport auf. Durch diese Erhöhung
sollen wieder vor allem Maßnahmen aus den Kon-
zepten zu einer möglichen Ausrichtung der Biath-
lonweltmeisterschaft und der Rodelweltmeister-
schaft in Oberhof gefördert werden. Wir waren im
vergangenen Jahr gemeinsam mit dem Bildungs-
ausschuss in Südtirol, haben uns angeschaut, was
dort gemacht wird, wie erfolgreich das ist. Ob unse-
re Investitionen am Ende Erfolg versprechend sein
werden, bleibt abzuwarten. Auf jeden Fall sollte
man es sehr, sehr kritisch beobachten, wie viel dort
finanziert wird. Dass Zuschüsse für Landes- und
Stützpunkttrainer im Nachwuchsbereich angehoben
werden, dass dort Veränderungen passieren, ist
ebenfalls vernünftig. Das können wir unterstützen.
Wir hätten uns insgesamt aber mehr Unterstützung
des Breitensports und der Fachverbände ge-
wünscht.

Meine Damen und Herren, was wir in diesem Haus-
halt abermals erkennen, ist eines: Es werden keine
langfristigen Entwicklungsperspektiven gekenn-
zeichnet, sondern es wird kurzfristig reagiert, plan-
los agiert und vor allem nicht nachhaltig finanziert.

Unsere Probleme liegen nicht in der Vergangenheit,
unsere Probleme liegen in der Zukunft. Wir hätten
uns gewünscht, dass Sie dies erkennen, dass Sie
diesen Haushalt nutzen, um diese Probleme anzu-
gehen, vor allem, dass Sie uns heute haushalts-
und bildungspolitische Entscheidungen vorschla-
gen, die tatsächlich weit in die Zukunft reichen und
vernünftig sind. Das sehen wir nicht! Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächster hat Abgeordneter Wolf
das Wort für die Fraktion Die Linke.

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Kollege
Tischner, historisch an Ihrer Rede war höchstens
der Fehlgriff, denn Sie haben entweder nicht in den
Haushaltsplan geschaut oder Sie haben eine ande-
re Rede gehalten, nämlich eine, die Sie hier immer
halten, die Sie sozusagen in Versatzstücken immer
wieder rausziehen. Das ist das einzig Historische
an Ihrer Rede, der Fehlgriff.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Das ist nicht historisch, das ist ein Fehlgriff!)

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, die rot-rot-
grüne Koalition hatte sich 2014 viel vorgenommen.
Anders als jetzt im Bund war es allen drei Parteien
wichtig, das Land sozial gerecht zu gestalten und
zukunftssicher aufzustellen. Wichtige Bereiche da-
für sind der Bereich Bildung, der Bereich Sport so-
wie der Bereich Jugend. Hier lässt sich gerade im
Doppelhaushalt und in vorherigen Haushalten auf-
zeigen: Rot-Rot-Grün macht es gerecht. Wir ma-
chen es bildungsgerecht.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Als erste Aufgabe stand unmittelbar nach Übernah-
me der Regierungstätigkeit die Lösung der unzurei-
chenden Finanzierung von Schulen in freier Träger-
schaft. Immerhin lernen hier mittlerweile 11 Prozent
der Kinder im Freistaat. Uns sind die Zukunftsaus-
sichten aller Kinder wichtig. Was wir aber übernom-
men haben, war eine konsequente Unterfinanzie-
rung der freien Schulen und ein Misstrauen gegen-
über der freien pädagogischen schulorganisatori-
schen Möglichkeiten, was sich in den restriktiven
Regelungen im Gesetz niedergeschlagen hatte.
Aber was haben wir erreicht? Im Jahr 2014 standen
den freien Schulen mit ihren knapp 24.000 Schü-
lern 135,5 Millionen Euro zur Verfügung. Das waren
knapp 5.500 Euro staatliche Förderung pro Schüler
und Schuljahr. Im Schuljahr 2016/2017 standen
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den knapp 26.000 Schülern in freien Schulen
163 Millionen Euro zur Verfügung. Das entspricht in
etwa 6.300 Euro pro Schüler im Jahr. Im Doppel-
haushalt 2018/2019 stehen nun für die freien
Schulen 175,7 Millionen bzw. 185,8 Millionen zur
Verfügung. Das ist eine Steigerung um sage und
schreibe 37 Prozent bei 12 Prozent mehr Kindern.

(Beifall DIE LINKE)

Zudem – und das war den freien Schulen immer
wichtig – haben wir den freien Schulen Planungssi-
cherheit und Entbürokratisierung geboten. Kein an-
deres deutsches Bundesland hat in den letzten
Jahren die freien Schulen so gut ausgestattet, in
keinem Land waren die Steigerungen so hoch wie
in Thüringen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Rot-Rot-Grün investiert in Bildung – auch dort.

Zweiter wichtiger Punkt – die frühkindliche Bildung
und Betreuung. Diese kommunale Aufgabe wird
seitens des Landes massiv unterstützt. Wir haben
hier im Dezemberplenum ein neues Kita-Gesetz
abgestimmt. Dort ist – das ist auch in den letzten
Stunden der Beratung hier immer wieder deutlich
geworden – das beitragsfreie Kita-Jahr enthalten.
Es bleibt dabei, auch wenn manche VG es so nicht
umsetzen will oder immer noch wartet: Das letzte
Kita-Jahr wird beitragsfrei. Die Familien können
sich darauf verlassen, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE)

Das sind keine kleinen Schritte und wir lassen
schon gleich gar nicht die Qualitätsentwicklung ge-
gen die Gebührenfreiheit ausspielen. Der CDU war
das Landesfamiliengeld 18 Millionen Euro wert, wir
investieren in die Beitragsfreiheit 29 Millionen Euro.

(Beifall DIE LINKE)

Das ist gut investiertes Geld. Durchschnittlich wird
jede Familie mit 1.440 Euro im Jahr entlastet.

Weiterhin haben wir uns darauf verständigt, den
Leitungsdeckel anzuheben. Kitas mit mehr als
100 Kindern erhalten mehr Stunden für die Lei-
tungstätigkeit. Auch das ist uns 6 Millionen Euro
wert, gut investiertes Geld – ich bin in meiner Rede
zum Kita-Gesetz schon darauf eingegangen.

Natürlich gab es auch viel Diskussion um die Frage
der Qualitätsentwicklung, das heißt Betreuungs-
schlüssel. Wir haben uns als Koalitionsfraktionen
auch mit der Landesregierung darauf verständigt,
dass wir in Schritten – da sind wir uns auch zum
Beispiel mit der Liga der freien Wohlfahrtspflege ei-
nig – von heute eins zu 16 bei den Drei- bis Vierjäh-
rigen auf eins zu zwölf in 2019 kommen. Das sind
wichtige Schritte, die uns noch mal 29 Millionen
Euro wert sind. Wir stärken damit frühkindliche Bil-
dung und wir machen das, was wir im Koalitions-

vertrag schon gesagt haben, nämlich dass wir,
wenn wir das beitragsfreie Jahr umgesetzt und
noch Spielräume haben – und die haben wir –,
dann auch in frühkindliche Bildung investieren. Da-
mit macht Rot-Rot-Grün Thüringen wiederum bil-
dungsgerecht. Wir machen Thüringen gerecht, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Natürlich braucht das Bildungssystem auch moti-
vierte Lehrkräfte, die sich der Verantwortung an
den Schulen stellen. Deswegen ist es gut, dass die
Lehrkräfte an den Regelschulen jetzt die A 12 plus
erhalten, das heißt, die halbe A 13 – das sind
durchschnittlich 255 Euro – als ruhegehaltsfähige
Zulage. Dies ist im Landeshaushalt noch mal mit
8,5 Millionen Euro zu veranschlagen. Es ist auch
gut, dass die Landesregierung mit den Verbänden
– das heißt, mit dem Beamtenbund und der GEW –
jetzt weitere Schritte berät, wie es weitergehen
kann, damit wir dort möglichst allen Lehrern pers-
pektivisch die A 13 bzw. E 13 ermöglichen können.
Es ist auch gut, dass die Landesregierung nach
Möglichkeiten sucht, dass die sogenannten Ein-
Fach-Lehrer – also die Lehrer mit einer Lehrbefähi-
gung – auch in diesen Genuss dieser A 12 plus
kommen. Wir würden uns wünschen, dass dort eine
lebensleistungsanerkennende Lösung gefunden
wird.

Das ganze Land beklagt den Lehrermangel und
den viel zu hohen Altersdurchschnitt der Pädago-
ginnen und Pädagogen, den wir von der CDU über-
nommen haben. Unsere Antwort: Rot-Rot-Grün
stellt so viele Lehrer und Erzieher ein wie keine Re-
gierung vor ihr, meine sehr geehrten Damen und
Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Insgesamt werden wir in 2018 900 Lehrer einstellen
und 300 Lehrer entfristen. In 2019 werden wir noch
mal 950 Lehrer einstellen. Damit haben wir in der
6. Legislatur nicht nur – wie im Koalitionsvertrag
vereinbart – 2.500 Lehrer eingestellt, sondern wir
werden mindestens 3.600 Lehrer einstellen. Damit
werden wir nicht ganz die 1.200 Lehrer erreichen,
die unter einem CDU-Finanzministerium nicht ein-
gestellt worden sind und die heute dringend an den
Schulen gebraucht werden, aber wir gehen große
Schritte dahin, dass wir diese Lücke wieder schlie-
ßen. Das ist rot-rot-grüne Verantwortung. Das ist
rot-rot-grüne Regierungspolitik, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Natürlich – und darauf sind wir auch zu Recht stolz
– haben wir auch erreicht, dass wir pro Jahr noch
mal 300 Lehrer befristet einstellen. Das sind nicht
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nur zusätzliche 32,5 Millionen Euro für gute Schule
und Unterrichtsabsicherung, sondern – und das ist
völlig klar; das ist das, was ich zum Anfang gesagt
habe – es schließt die Lücke, es mindert die Schrä-
ge in der Demografie in den Lehrerzimmern und es
sichert Unterricht ab und damit gewährt es auch
oder ermöglicht es auch Chancengleichheit in der
Bildung in Thüringen. Rot-Rot-Grün macht es ge-
recht, meine sehr geehrten Damen und Herren,
Rot-Rot-Grün macht es bildungsgerecht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Neben den notwendigen Stellen wird es auf Antrag
der Koalitionsfraktionen für Schulen ein fixes Schul-
budget geben. 30 Euro pro Schüler pro Jahr, insge-
samt 9,2 Millionen Euro für 2018/2019, damit nicht
nur Unterricht abgesichert werden kann, sondern
damit zum Beispiel auch etwas für Pädagoginnen-
und Pädagogengesundheit getan werden kann,
aber auch Schulentwicklungsprojekte sollen damit
finanziert werden. Damit stärken wir die Autonomie
der Schulen und geben ihnen ein zusätzliches Ins-
trument in die Hand für ihre wichtige Aufgabe.

Zu vielen Diskussionen – Kollege Tischner ist
schon darauf eingegangen, aber aus einer anderen
Perspektive – hat die Rückholung der Horte in den
Landesdienst geführt. Auf der einen Seite sehen wir
hier, dass Eltern und natürlich auch Schulen ein In-
teresse daran haben, möglichst gute Angebote an
den Horten abzusichern. Auf der anderen Seite se-
hen wir natürlich auch – und das sagen uns die Ge-
werkschaften auch immer –, 50-Prozent-Beschäfti-
gungsverhältnisse, die die CDU zu verantworten
hat, das geht einfach nicht. Das sind wichtige Beru-
fe von Erzieherinnen und Erziehern nach einer lan-
gen Ausbildung, sehr verantwortungsvolle Berufe.
Wir gehen jetzt den Schritt, den ersten Schritt da-
hin, dass wir mit den 169 Stellen, die ja madig ge-
macht werden von der CDU, tatsächlich die Be-
schäftigungsverhältnisse aufbauen können auf min-
destens 60 Prozent. Die allermeisten, das muss
man ja auch sagen, die allerallermeisten Erziehe-
rinnen und Erzieher in Thüringen haben 70/80 Pro-
zent Beschäftigungsumfang. Wir gehen jetzt dahin,
dass die seit 2008 mit 50 Prozent unter CDU Ver-
antwortung eingestellten Hortnerinnen und Hortner
tatsächlich dann mindestens 60 Prozent haben,
und das ist auch gut so. Damit stärken wir die
Ganztagsschulen in Thüringen und machen weitere
Angebote an den Thüringer Horten möglich, sehr
geehrte Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE)

Thüringen konkurriert um die besten Lehrerinnen
und Lehrer, das ist richtig. Neben ausreichend Stel-
len und attraktiven Bedingungen, wie die Verbeam-
tung, die wir wieder eingeführt haben, und die ge-
ringsten Pflichtstunden für Lehrerinnen und Lehrer,
war es den Regierungsfraktionen wichtig, mit

300.000 Euro pro Haushaltsjahr Mittel für Werbe-
maßnahmen im Lehrerberuf einzustellen. Ich möch-
te hier auf die erfolgreichen Maßnahmen anderer
Bundesländer verweisen. Thüringen ist im Bereich
der Attraktivität des Lehrerberufs gut aufgestellt,

(Heiterkeit CDU)

aber auch wer ein gutes Produkt hat, sollte Mög-
lichkeiten haben, nicht nur das Schaufenster zu
schmücken, sondern auch flächendeckend Wer-
bung für das gute Produkt zu machen, denn Fach-
lehrer sind und werden zunehmend knapp. Unsere
Kinder und Eltern werden es zu schätzen wissen,
wenn wir als rot-rot-grüne Regierungskoalition
Fachlehrer mit diesen Maßnahmen – zweimal
300.000 Euro für Werbung – gewinnen können.

Gute Schule funktioniert nur, wenn mit neuen und
modernen Lernmitteln gearbeitet werden kann. Wir
haben mit der Lernmittelfreiheit in Thüringen ein ho-
hes Gut und es stärkt auch die Chancengleichheit
in der Bildung. Die gestiegenen Ansätze zur An-
schaffung von Lernmitteln in den Schulen von
5,8 Millionen Euro in 2017 auf 6,7 Millionen Euro in
den Jahren 2018/2019 im Haushaltsansatz durch
die Landesregierung wird durch die Regierungs-
fraktionen noch einmal um jeweils 1 Million Euro er-
höht, dann auf 7,7 Millionen Euro. All die, die nah
genug an den Schulen dran sind, wissen, wie wich-
tig es ist, diese knapp 2 Millionen Euro mehr für
Lernmittel zur Verfügung zu haben. Rot-Rot-Grün
gestaltet hier Thüringen gerecht. Wir gestalten Thü-
ringen bildungsgerecht.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

In der Erwachsenenbildung halten wir uns an das,
was wir versprochen haben. Mit dem neuen Er-
wachsenenbildungsgesetz haben wir nicht nur die
Grundförderung festgeschrieben, sondern wir stel-
len jetzt auch die 3 Millionen Euro in 2018/2019 ein,
damit das auch abgesichert werden kann. Dies ist
ein wichtiger Schritt zur Stärkung der Erwachse-
nenbildung. Damit werden wir unserem Verspre-
chen natürlich gerecht. Mit einer durchschnittlichen
Mittelerhöhung um 1,9 Prozent bis 2019 werden wir
dies dynamisieren. Rot-Rot-Grün liefert also auch in
der Erwachsenenbildung.

Die jugendpolitisch wichtigste Maßnahme ist ohne
Zweifel die Erhöhung der örtlichen Jugendförde-
rung in zwei Schritten von 12 auf 15 Millionen Euro.
Wir haben das 2014 übernommen. Da hatten wir
10 Millionen Euro in dem Haushaltsansatz, also ei-
ne Steigerung um 50 Prozent in der Regierungszeit
von Rot-Rot-Grün. Das ist ein wichtiger Schritt, weil
die Beschäftigungsverhältnisse dadurch entspre-
chend tariflich ausfinanziert werden können.

Wir werden mit jeweils 7 Millionen Euro im Bereich
„Mobilitätsticket für Schüler und Auszubildende“ die
Regionalisierungsmittel stärken. Zusammen sind
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das 14 Millionen Euro. Das sind die haushalteri-
schen Voraussetzungen, um das Azubi-Ticket wei-
ter auszugestalten.

Die Schulsozialarbeit mit 1,3 Millionen Euro im
kommenden Doppelhaushalt zu stärken, heißt
auch, dass wir dort die tarifliche Entwicklung weiter
mitgehen. Thüringen ist Sportland. Rot-Rot-Grün
bekennt sich mit dem Doppelhaushalt sowohl zur
Förderung des Spitzensports als auch des Breiten-
sports. So steigt die Zuweisung in den Spitzen-
sport, insbesondere für den weiteren Ausbau der
Anlagen in Oberhof, in 2019 um 50 Prozent auf
9,8 Millionen Euro, mit entsprechenden Verpflich-
tungsermächtigungen bis 2022 auf 22 Millionen
Euro. Oberhof mit seiner Strahlkraft für ganz Thü-
ringen wird damit weiter zukunftsfest gestaltet und
aufgestellt.

Für den Bereich des Breitensports haben die Re-
gierungsfraktionen noch einmal 2 Millionen Euro
zusätzlich generiert auf dann insgesamt mehr als
7 Millionen Euro, um die Instandhaltung und Er-
neuerung kommunaler Sportanlagen weiter voran-
zubringen. Das kommt vor allem dem Breitensport
in seiner ganzen Vielfalt zugute.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, zusam-
menfassend möchte ich feststellen, dass die Berei-
che frühkindliche und schulische Bildung, die Er-
wachsenenbildung, der Bereich Jugendförderung
und der Sport nicht nur Teile einer zukunftsweisen-
den Politik sind. Diese Bereiche sind Schwerpunkte
rot-rot-grüner Politik, denn gerade hier gestalten wir
die Zukunft Thüringens. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächste hat Abgeordnete Leh-
mann für die SPD-Fraktion das Wort. Zuerst Herr
Hartung.

Abgeordneter Dr. Hartung, SPD:

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren,
mit dem vorliegenden Doppelhaushalt setzt die Re-
gierungskoalition erneut einen deutlichen Akzent in
der Bildungspolitik. Wir sorgen für erheblich mehr
Neueinstellungen im Schulbereich. Wir schaffen ein
Schulbudget zur besseren Unterrichtsabsicherung.
Wir stocken die Ausgaben für Lernmittel ebenso
deutlich auf wie die Förderung der Erwachsenenbil-
dung und der politischen Bildung. Die positiven
Weichenstellungen sind bereits im Haushaltsent-
wurf ablesbar, den das Kabinett auf den Weg ge-
bracht hatte. Ich möchte die Zahlen, die Herr Wolf
teilweise schon referiert hat, nicht noch einmal wie-
derholen. Ich möchte allerdings darauf hinweisen –
das ist mir wesentlich wichtiger –, dass die guten
Ansätze des Haushaltsentwurfs mit den Ände-

rungsanträgen, die wir als Koalitionsfraktionen
gestellt haben, noch weiter verbessert werden. Zu
den bereits vorhandenen Neueinstellungen von
Lehrerinnen und Erziehern im Umfang von
1.550 VZB kommen so noch einmal 600 VZB an
befristeten Einstellungen im Schulbereich hinzu.
Um die Unterrichtsabsicherung noch weiter zu ver-
bessern, schaffen wir ein Schulbudget – auch das
hat Herr Wolf schon erwähnt – im Gesamtumfang
von über 9 Millionen Euro. Wir ermöglichen mit un-
seren Änderungsanträgen die vom Landtag im letz-
ten Jahr beschlossene Werbekampagne des Frei-
staats für den Lehrerberuf und wir sichern auch –
das ist meiner Fraktion besonders wichtig – die in
verschiedenen Regionen geplanten Schulversuche
zur Bildung von Sprengelschulen finanziell ab. Ich
denke, das alles kann sich sehen lassen und das
gilt umso mehr, wenn ich mir anschaue, was die
CDU-Opposition unseren Vorhaben entgegensetzt.
Das meiste davon ist völlig kontraproduktiv und wi-
derspricht auch noch dem, was die CDU an ande-
rer Stelle parlamentarisch immer wieder einfordert.

(Beifall DIE LINKE)

So haben Sie sich, werte Kolleginnen und Kollegen
von der Union, zwar bei der Debatte über die Kita-
Gesetz-Novellierung lautstark für mehr Qualität in
der frühkindlichen Bildung eingesetzt, mit Ihren
Haushaltsanträgen halbieren Sie jedoch die ur-
sprünglich angesetzten Landesmittel für die Quali-
tätsentwicklung in diesem Bereich deutlich.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Hört! Hört!)

Gleichzeitig kürzen Sie die Haushaltsansätze für
Maßnahmen zur Schulentwicklung. Mehr noch: Sie
streichen bei den Mitwirkungsgremien im Bildungs-
bereich und Sie schränken die Arbeitsfähigkeit der
staatlichen Schulaufsicht durch erhebliche Reduzie-
rung bei den Personalmitteln und bei der Sachaus-
stattung der Staatlichen Schulämter ein. All das wi-
derspricht ganz deutlich dem, was die Union bil-
dungspolitisch in Pressemitteilungen, Plenaranträ-
gen und Ausschussaktivitäten immer wieder propa-
giert. Bei der CDU weiß also entweder die linke
Hand nicht, was die rechte tut, oder die bildungspo-
litischen Initiativen der Union sind allesamt bloße
Schaufensteranträge, da die Änderungswünsche
zum Haushalt eine ganz andere Sprache sprechen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Bei der Regierungskoalition gibt es so ein Rumge-
eiere nicht. Wir halten, was wir versprechen.

(Unruhe CDU)

Das könnte auch die Überschrift über dem Thema
„Sportförderung“ sein. So haben die sportpoliti-
schen Sprecher der Koalitionsfraktionen schon bei
der ersten Lesung unserer Novelle des Sportförder-
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gesetzes angekündigt, dass wir im Doppelhaushalt
2018/2019 ein deutliches Plus in der Investitionsför-
derung im Sportbereich realisieren werden. Das ha-
ben wir dann auch durch unseren gemeinsamen
Einsatz für den Sport erreicht. Schon im Haushalts-
entwurf stehen insgesamt 8,5 Millionen Euro zu-
sätzlich für Investitionen zur Verfügung. Durch die
Änderungsanträge der Koalitionsfraktionen kom-
men noch einmal 4 Millionen Euro hinzu. Das ist ein
wichtiger Schritt, um den beträchtlichen Sanie-
rungsbedarf bei den Thüringer Sportstätten weiter
reduzieren zu können.

Wort gehalten haben wir natürlich auch im Hinblick
auf die finanzielle Untersetzung des neuen Kita-Ge-
setzes. Sowohl das beitragsfreie letzte Kita-Be-
suchsjahr als auch die Entlastung der Leitung
großer Einrichtungen und die schrittweise Verbes-
serung des Betreuungsschlüssels sind im Doppel-
haushalt solide gegen- und vollständig ausfinan-
ziert.

(Beifall DIE LINKE)

Das Land schultert die entsprechenden zusätzli-
chen Kosten in Höhe von über 60 Millionen Euro
jährlich. Das ist auch gut so. Der CDU dagegen fällt
auch im Kita-Bereich und bei der Sportförderung
nichts Vernünftiges ein. Mit ihren Änderungsanträ-
gen halbiert sie die Haushaltsansätze für die Quali-
tätsentwicklung der Kitas – ich habe das erwähnt.
Sie streicht bei der Finanzierung des Olympiastütz-
punkts und bei der Förderung der Sportinfrastruktur
in Oberhof. Das ist alles und das ist reichlich dürf-
tig.

Daher kann ich allen Abgeordneten nur empfehlen,
den Änderungsanträgen der Koalition zuzustimmen
und die der Opposition nicht weiter zu beachten.
Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächste hat Abgeordnete Muhsal
für die AfD-Fraktion das Wort.

Abgeordnete Muhsal, AfD:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, Bildung ist Kernaufgabe unse-
res Staates und sie ist auch Kernaufgabe der Lan-
despolitik. Das Ganze sieht die Landesregierung of-
fenbar anders. Das zeigt der Landeshaushalt und
das zeigen die offenbar immer noch fortdauernden
Probleme. Ich kann zwar – weil ich nicht so viel Re-
dezeit habe – nicht ganz so oft „historische Fehlent-
scheidungen“ sagen wie Herr Tischner, deswegen
fasse ich mich einfach mal kurz, auch wenn ich der
Essenz nicht widersprechen möchte.

(Beifall CDU)

Thüringens Schüler leiden immer noch unter einem
horrenden Stundenausfall. Es fehlen Lehrer, es gibt
keine ausreichende Hortabdeckung und die Lan-
desregierung ist dennoch entweder mit Ideologie-
projekten oder mit Däumchendrehen beschäftigt.
Ganz bezeichnend ist ja, Herr Ministerpräsident,
der Sie jetzt den Saal verlassen, dass Sie bei den
Reden Ihrer eigenen Abgeordneten, der Linken und
der SPD, hier sitzen und Zeitung lesen, das ist
auch schon bezeichnend.

(Beifall AfD)

Sie als Landesregierung geben mit Ihrem Haushalt
den Ausblick: 2018 und 2019 wird es auch nicht
besser werden als jetzt. Wir hingegen sagen, Kin-
der sind die Zukunft unseres Landes und dement-
sprechend muss auch in Schulen und Lehrer inves-
tiert werden.

(Beifall AfD)

Unsere Haushaltsanträge im Bereich der Bildung
haben ein klares und definiertes Ziel. Wir wollen die
Unterrichtsgarantie, die Herr Hoff so großspurig im
vergangenen Sommer versprochen hat, von der
jetzt aber sonderbarerweise gar nichts mehr zu hö-
ren ist, wir wollen diese Unterrichtsgarantie tatsäch-
lich umsetzen. Wir wollen diese Unterrichtsgarantie
umsetzen, weil es in einem Wohlstandsland wie
Deutschland doch eigentlich selbstverständlich sein
sollte, dass der Schulunterricht ordnungsgemäß
stattfindet. Und das bekommt Rot-Rot-Grün ja of-
fenbar nicht hin.

(Beifall AfD)

Wir wollen, dass die Zeiten vorbei sind, in denen
mehr als 10 Prozent des Unterrichts ersatzlos aus-
fallen oder vertreten werden, wie zu Beginn des
Schuljahres 2017/2018. Wir wollen, dass keine sta-
tistischen Tricks mehr benötigt werden, damit die
Ausfallstatistiken besser aussehen, als der tatsäch-
liche Unterrichtsausfall ist. Wir wollen in die Zukunft
des Freistaats Thüringen investieren. Wo sonst
sollte man das tun als in der Bildungspolitik? Des-
wegen haben wir die Haushaltsmittel derart umge-
schichtet, dass eine Unterrichtsgarantie eben nicht
mehr nur ein leerer mal so eben dahingeworfener
wie von Ihnen gebrauchter Begriff bleibt. Wir wollen
1.000 Lehrer neu einstellen, 500 in diesem und 500
im nächsten Jahr. Diese 1.000 Lehrer sollen hier in
Thüringen verlässliche Arbeitsplätze vorfinden, sich
hier in Thüringen eine Zukunft aufbauen können
und selbstverständlich die Möglichkeit haben, eine
Familie zu gründen. Deswegen sollen diese Lehrer
natürlich unbefristet eingestellt werden.

(Beifall AfD)

Auch das sieht Rot-Rot-Grün ganz anders, abgese-
hen davon, dass Sie auch keine 1.000 Lehrer ein-
stellen wollen. Sie kommen mit der fixen Idee um
die Ecke, dass doch 300 Lehrer jährlich befristet
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eingestellt werden sollen. Woher Sie allerdings die
600 Interessenten für prekäre, zeitlich befristete An-
stellungen an einer Thüringer Schule nehmen wol-
len, das verraten Sie wohlweislich nicht. Herr Wolf,
Sie haben vorhin von attraktiven Bedingungen ge-
sprochen, die hier angeblich bestehen. Die sind in
Ihrem Haushaltsentwurf nicht ersichtlich. Das Pro-
blem ist doch ganz klar: Ganz Deutschland sucht
Lehrer. Was genau spricht da für eine befristete An-
stellung in Thüringen? Aber vielleicht – auch das
haben Sie erwähnt – wollen Sie das mit der voll-
kommen überteuerten Imagekampagne erklären,
für die Sie Geld in den Bildungshaushalt eingestellt
haben. Die Frage von ausreichend Lehrern und der
Bereitstellung von Stellen ist eben nicht nur eine
Frage des Geldes, sondern auch eine Frage der
Prioritätensetzung. Ihre Prioritätensetzung haben
Sie in den vergangenen Jahren ganz deutlich ge-
zeigt, zum Beispiel als es um die Entfristung von
DaZ-Lehrern ging, bei denen Rot-Rot-Grün ganz
vehement gefordert und letztlich auch durchgesetzt
hat, dass DaZ-Lehrer unbefristet eingestellt wer-
den, da die in Thüringen sonst nicht zu halten sei-
en. Wenn das bei DaZ-Lehrern angeblich richtig ist,
dann frage ich Sie, warum das für die Lehrer, die
allen Thüringer Kindern zugutekommen, im Schul-
unterricht anders gehandhabt werden soll. Wir ha-
ben schon zu Beginn der Legislaturperiode ganz
klar gesagt, der Stellenabbaupfad im Bereich der
Schulen ist nicht einhaltbar. Wir brauchen mehr
Lehrer in den Klassen und nicht weniger. Allein
632 Lehrer gelten derzeit als langzeiterkrankt. An-
dere befinden sich in Abordnungen in Ministerien,
Museen und Schulämtern und stehen somit für den
Unterricht nicht zur Verfügung. Das merkt man
beim Unterricht. Diese Lehrer fehlen. Mithilfe unse-
rer Anträge können wir die Lehrer, die jetzt vor den
Klassen stehen und am Ende ihrer Kräfte sind und
noch verzweifelt versuchen, das Ganze aufrechtzu-
erhalten, deutlich entlasten und den Kindern in Thü-
ringen eine Schulbildung ermöglichen, die sie ver-
dient haben.

(Beifall AfD)

Noch mal: Für uns ist die unbefristete Einstellung
von 1.000 neuen Lehrern in den Jahren 2018 und
2019 dafür eine Grundvoraussetzung. Dafür wer-
ben wir um Zustimmung.

Unser zweiter Schwerpunkt liegt auf der Errichtung
unseres Landesprogramms „Meine Heimat – Mein
Thüringen“. Während die Landesregierung ihr Ideo-
logieprojekt „Demokratie, Toleranz und Weltoffen-
heit“ – wie Sie es so schön nennen – noch auf-
stocken will, wollen wir es schlicht und einfach ab-
schaffen. Wir und die Leute da draußen sind Ihre
Bevormundungsprogramme leid. Wir wollen weder,
dass demokratisch gewählte Parteien steuergeldfi-
nanziert diffamiert werden, noch wollen wir, dass
ein linksradikales Institut für Demokratie und Zivil-
gesellschaft Einfluss auf unsere Lehrer und Polizis-

ten nimmt. Vor allem wollen wir nicht, dass unsere
Kinder mithilfe dieses Programms staatlicher Indok-
trination ausgesetzt sind,

(Heiterkeit DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Lieber
ein rechtsradikales?)

wie wir sie doch eigentlich aus ganz anderen Zeiten
kennen sollten.

(Beifall AfD)

Damit muss Schluss sein! Das Landesprogramm
für Antidemokratie, Intoleranz und Diskriminierung,
das Sie immer weiter pampern wollen, muss umge-
hend abgeschafft werden.

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE: To-
leranz ist ein Fremdwort für Sie!)

Wir setzen diesem linksradikalen Ideologieprojekt
ein Heimatprojekt entgegen, das alle Bürger an-
sprechen und ihr Leben, egal, ob im ländlichen
Raum oder in der Stadt, in Thüringen verbessert
wird.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Glau-
ben Sie eigentlich den Unsinn, den Sie er-
zählen?)

Wir wollen das Gemeinschaftsgefühl stärken und
die Heimatverbundenheit der Menschen, schulische
und außerschulische Projekte zur Heimatpflege för-
dern, einen Heimatpreis für thüringenbezogene
Forschung ausloben und Vereine in Thüringen auf
eine solide finanzielle Grundlage stellen, ohne dass
sie sich dafür dem angeblichen Kampf gegen
rechts oder – besser gesagt – dem Kampf gegen
alles, was nicht linksradikal ist, verschreiben müs-
sen.

(Beifall AfD)

In diesem Kontext zu nennen sind auch die von uns
geplanten Investitionen in den wichtigen Bereich
des Sports. Aktuell sind in den 3.424 Sportvereinen
des Freistaats über 370.000 Mitglieder erfasst und
aktiv. Für diese Aktiven haben wir Zuschüsse an
Vereine und Verbände in Höhe von 2 Millionen
Euro und Investitionen in Höhe von 9 Millionen
Euro – also deutlich mehr, als Rot-Rot-Grün zur
Verfügung stellt – vorgesehen. Unsere Finanzie-
rungsvorschläge sind ebenso klar definiert. Wir
schaffen nicht nur das Landesprogramm für Antide-
mokratie, Intoleranz und Diskriminierung ab, son-
dern auch das ideologische, unsinnige und gesell-
schaftlich nicht angenommene Soziale Jahr Migra-
tion. Auch die gerade schon angesprochene Image-
kampagne der Landesregierung ist Unsinn, weil sie
sich eben nicht für bessere Bedingungen für Lehrer
einsetzt, sondern – typisch Rot-Rot-Grün – lediglich
das Image polieren möchte und deshalb abge-
schafft werden kann.
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Vor allem aber rechnen wir mit enormen Einspar-
möglichkeiten im Bereich der minderjährigen unbe-
gleiteten Asylbewerber. Wir haben in unserem Ple-
narantrag schon im vergangenen Jahr einen Vor-
schlag vorgelegt, wie es dem Freistaat gelingen
kann, in diesem Bereich massiv einzusparen, und
bekräftigen das natürlich noch mal, insbesondere
den Aspekt einer notwendigen obligatorischen Al-
tersüberprüfung, und das mit einem aktuellen An-
trag, den Sie auch der Tagesordnung entnehmen
können.

(Beifall AfD)

Immer mehr Menschen haben berechtigte Zweifel
daran, dass jene, die vorgeben minderjährig zu
sein, dies auch tatsächlich sind. Zu hoch sind die
Anreize, nach Deutschland zu kommen und zu be-
haupten, ein unbegleitetes Kind zu sein. Eine Ab-
schiebung ist, unabhängig davon, ob der angebli-
che Minderjährige asylberechtigt ist, nicht möglich,
und die Rundumbetreuung ist ja auch gesichert.
Dass dieser Komfort den Steuerzahler im Jahr
2016 in Thüringen über 70 Millionen Euro kostete,
muss Anlass genug sein, eine umfängliche und
durchaus zumutbare Überprüfung des Alters durch-
zuführen. In jenen Bundesländern, in denen eine
solche Überprüfung bereits in Ausnahmefällen
durchgeführt wurde, zeigt sich, dass die Anzahl der
tatsächlich Minderjährigen weitaus geringer ist, als
es viele linke Ideologen heute glauben. So wurden
zum Beispiel in Berlin im Jahr 2015 39 solcher Un-
tersuchungen durchgeführt, die in 33 Fällen die
Feststellung der Volljährigkeit zur Folge hatten. Am
Hamburger Universitätsklinikum Eppendorf wurden
in den Jahren 2012 bis 2015 insgesamt 1.600 ju-
gendliche Ausländer untersucht, von denen 1.000
als volljährig eingestuft werden konnten. Aufgrund
einer nicht hundertprozentigen Sicherheit des Er-
gebnisses wird in Zweifelsfällen natürlich immer für
die Unbegleiteten entschieden. Trotzdem oder ge-
rade deswegen sprechen die Ergebnisse doch eine
deutliche Sprache.

Wie Sie sehen, werden unsere Anträge dafür sor-
gen, dass die Bürger Thüringens echte Verbesse-
rungen spüren werden. Alle Anträge sind solide ge-
genfinanziert und deswegen bitte ich um Zustim-
mung für unsere Anträge. Herzlichen Dank.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Als Nächste hat Abgeordnete Rothe-
Beinlich für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, wir reden über den Bildungs-

etat. Das ist einer der größten Etats, und das ist
auch gut so.

Wenn Sie sich die Anträge, die jetzt auch noch von
den Koalitionsfraktionen hinzugekommen sind, an-
schauen, werden Sie merken, dass Investitionen in
gute Bildung für uns als rot-rot-grüne Koalition in
der Tat oberste Priorität haben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das Recht auf Bildung – das will ich an dieser Stel-
le ganz deutlich sagen – gilt für uns universal. Kin-
derrechte kennen nämlich keine Grenzen. Kinder-
rechte jedoch scheinen ein Fremdwort zumindest
für die Kollegin von der AfD zu sein.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wie man mit Ausgrenzung das Gemeinschaftsge-
fühl stärken will, Frau Muhsal, bleibt wohl Ihr Ge-
heimnis. Wir jedenfalls haben die Bildungsausga-
ben für das Jahr 2018 gegenüber 2017 um über
115 Millionen Euro erhöht, und im Jahr 2019 sogar
um 120 Millionen Euro. Obwohl die Landesregie-
rung – das ist ja auch schon ausgeführt worden –
bereits einen Haushaltsentwurf vorgelegt hatte, der
beträchtliche Mehrausgaben im Bildungsetat vorge-
sehen hat, haben wir als Koalitionsfraktionen noch
einmal deutlich nachgelegt. So haben wir – das
wissen Sie auch – ein umfassendes Paket für wich-
tige und entscheidende Maßnahmen in der früh-
kindlichen Bildung, im Schulbereich, in der Erwach-
senenbildung, für mehr Bildungsgerechtigkeit und
für eine bessere Sportförderung in Thüringen auf
den Weg gebracht. Wie Sie von der CDU da zu sol-
chen historischen Fehlaussagen kommen, Herr
Tischner, bleibt vermutlich auch Ihr Geheimnis.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vielleicht tut es Ihnen einfach weh, dass wir von
Rot-Rot-Grün das auf die Reihe bekommen haben
und Sie eben eher weniger.

Jetzt lassen Sie mich kurz auf ein paar Schwer-
punkte des diesjährigen Doppelhaushalts eingehen.
Da will ich als Erstes auf das beitragsfreie Kita-Jahr
kommen. Mit dem Doppelhaushalt gelingt es uns
nämlich, ein zentrales Versprechen des Koalitions-
vertrags umzusetzen, indem wir ein erstes beitrags-
freies Kita-Jahr schaffen – ein erstes! Wir haben
immer gesagt, das ist für uns der Einstieg in die
Beitragsfreiheit. Dafür stellen wir jährlich 29 Millio-
nen Euro zur Verfügung. Wir entlasten vor allem El-
tern im Jahr vor der Einschulung. Hinzu kommt –
das ist mir auch noch mal wichtig zu sagen –, dass
sämtliche Kosten den Kommunen erstattet werden
und der Mehraufwand eins zu eins bei den Kommu-
nen ankommt. Lassen Sie es mich deshalb noch
einmal sagen: Es gab für die Kommunen noch nie
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ein derart auskömmlich finanziertes Landesleis-
tungsgesetz wie dieses.

Weiterhin haben wir – das war uns als Grüne auch
besonders wichtig – die Qualität der frühkindlichen
Bildung in Form des Betreuungsschlüssels verbes-
sern können. Es kommt natürlich maßgeblich auf
die Qualität an. Deswegen haben wir den Mindest-
personalschlüssel für die Drei- bis Vierjährigen ver-
bessert und einen entsprechend erhöhten Betreu-
ungsschlüssel eingeführt. Dieser wird neu sein und
sich letztlich auf 1:12 einpegeln. Und durch diese
Änderung – das muss man sich auch immer wieder
vor Augen führen – werden etwa 550 Erzieherinnen
und Erzieher zusätzlich in den Thüringer Kinderta-
gesstätten eingestellt werden. Die Finanzierung er-
folgt ebenfalls vollständig vom Land über eine
zweckgebundene Landespauschale nach § 25
Abs. 2 Nr. 2 ThürKitaG, die auch in den Haus-
haltsplänen der Kommunen direkt ausgewiesen
wird. Das Land wendet dafür zusätzlich circa
6,5 Millionen Euro im Jahr 2018 und noch einmal
22 Millionen Euro im Jahr 2019 auf.

Jetzt lassen Sie mich zur Verbesserung der Perso-
nalsituation im Schulbereich kommen. Es ist ja klar,
dass das der Bereich ist, der immer wieder unsere
ganz besondere Aufmerksamkeit erfordert und der
auch am stärksten mit dem Generationenwechsel
konfrontiert ist, und das kommt auch nicht von un-
gefähr. Bereits der Entwurf der Landesregierung
sah insgesamt 1.550 Neueinstellungen in den Jah-
ren 2018 und 2019 vor. Als Koalitionsfraktion haben
wir uns aber entschieden, weitere Verbesserungen
vorzunehmen, indem wir für 2018 und 2019 jeweils
den Weg für weitere 300 zusätzliche Neueinstellun-
gen freigemacht haben. Das ist eine Hausnummer,
will ich einfach mal so deutlich sagen.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Damit können im Doppelhaushalt allein im Schulbe-
reich mehr als 2.150 Neueinstellungen durch Nach-
besetzungen von frei werdenden und durch Beset-
zung freier Stellen vorgenommen werden. Das sind
übrigens so viele Neueinstellungen wie noch nie
und zeigt, wie wichtig der rot-rot-grünen Koalition
eine nachhaltige und vorsorgende Personalpolitik
im Schulbereich ist.

Frau Muhsal, wer hier von prekärer Beschäftigung
spricht, der weiß ganz offenbar nicht, was prekäre
Beschäftigung bedeutet, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Lassen Sie mich jetzt zur Jugendförderung kom-
men. Diese haben wir – wie im Koalitionsvertrag
versprochen – entsprechend verbessert, und zwar
auf 15 Millionen Euro. Zu Beginn der Legislatur wa-
ren es noch 10 Millionen Euro, die wir jährlich auf-
gewandt haben; mit dem Doppelhaushalt erreichen

wir die 15 Millionen Euro. Damit stärken wir ein wei-
teres Mal die Kommunen, insbesondere die kreis-
freien Städte und Landkreise in Thüringen. Alle, die
auch kommunal verankert sind, wissen das. Wir tun
etwas für die wichtige örtliche Jugendarbeit, die Ju-
gendverbandsarbeit und die außerschulische Ju-
gendbildung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Jetzt lassen Sie mich auch noch etwas zur Erwach-
senenbildung sagen, denn als wir das Erwachse-
nenbildungsgesetz hier diskutiert haben, hieß es ja
immer: Der Lackmustest kommt dann tatsächlich
mit dem Doppelhaushalt. Zu 25 Jahren Erwachse-
nenbildung im Jahr 2017 haben wir gratuliert und
jetzt können wir endlich das – ich nenne es mal –
verspätete Geburtstagsgeschenk auch nachrei-
chen, indem wir wie zugesagt die Ausfinanzierung
des Gesetzes sicherstellen, und zwar durch eine
Erhöhung von 6,9 Millionen Euro, die es 2017 noch
waren, auf 8,34 Millionen Euro in 2018 und sogar
auf 8,43 Millionen Euro in 2019. Damit machen wir
ganz deutlich, dass es unser Anspruch ist und
bleibt, die Erwachsenenbildung weiter zur vierten
Säule im Bildungssystem auszubauen, und das Er-
wachsenenbildungsgesetz wird solide ausfinanziert.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich muss jetzt auch noch auf wenigstens vier Ände-
rungsanträge der CDU zum Einzelplan ein bisschen
dezidierter eingehen. Erstens schlägt die CDU –
Herr Tischner hat es auch gesagt – ein sogenann-
tes interdisziplinäres Zentrum für Lehramtsstudie-
rende aus dem MINT-Bereich und Berufsschulbe-
reich vor. Das könnte vielleicht sogar eine gute Idee
sein, will ich ganz deutlich sagen. Es wurde zwar
noch nie angesprochen von der CDU, aber okay.
Allerdings, lieber Herr Tischner, ist Ihre historische
Fehlleistung, dass Sie sich im Einzelplan verirrt ha-
ben. Denn dies müsste sich natürlich im Wissen-
schaftsbereich wiederfinden. Dort ist dieser Bereich
angesiedelt und nicht im Einzelplan 04. Knapp da-
neben ist leider auch vorbei.

(Beifall DIE LINKE)

Zweitens wird weiter vorgeschlagen, die Anzahl der
Referendariatsplätze zu erhöhen. Das klingt natür-
lich auch immer erst mal sehr gut, das ist vielleicht
auch gut gemeint. Aber schon jetzt – schauen Sie
sich bitte die Realität an – ist es so, dass in fast al-
len Schularten die Zahl der Bewerberinnen zu nied-
rig ist.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Sie resi-
gnieren!)

Damit erhält bereits – hören Sie mir doch mal zu,
ich resigniere überhaupt nicht, ich stelle fest – jeder
Bewerber, jede Bewerberin einen Referendariats-
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platz. Der Antrag läuft also ins Leere. Das ist ein
purer Papiertiger, Herr Tischner.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Das ist so
ein Quatsch!)

Es wird aber noch gravierender – und Herr Bühl,
ich meine, Sie müssen sich jetzt gut überlegen, was
Sie machen, weil Sie ja eigentlich auch für das The-
ma „Jugendpolitik“ zuständig sind –: Dass Sie von
der CDU ausgerechnet beim Kinder- und Jugend-
schutz sparen wollen, das können Sie gerne mal in
der nächsten Landesjugendhilfeausschusssitzung
erklären.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das wird spannend!)

Viertens: Es ist völlig unklar, warum die CDU – und
jetzt bin ich bei den Kleinsten im Schulbereich –
ausgerechnet im Grundschulbereich Personal ein-
sparen will.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Wir sind
doch jetzt beim Haushalt, Sie wohl nicht!)

Ich dachte immer, die ersten vier Jahre sind ganz
zentral. Sie wollen massiv einsparen, ausgerechnet
im Grundschulbereich.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Hört, hört!)

Also sparen Sie sich demnächst Ihre Krokodilsträ-
nen, wenn Sie wieder sagen, dass wir dort gegebe-
nenfalls personelle Probleme haben. Sie begrün-
den dies mit einer angeblichen Überveranschla-
gung bei den Gemeinschaftsschulen. Hört, hört!

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Wo sind
eure Anträge? Nicht mal deckungsfähig sind
die!)

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Das sind
die Reserven für die Gemeinschaftsschulen!)

Zum Bereich des Sports lassen Sie mich auch noch
ein paar Sätze sagen: Von Vereinssportstätten bis
zu kommunalen Sportstätten sorgen wir für Verbes-
serung. Wir machen uns stark im Breitensport mit
speziellen Angeboten für Kinder und Jugendliche –
ein ganz wichtiges Anliegen. Wir schaffen damit die
Basis für sportliche Betätigung, indem Turnhallen,
Sportplätze etc. in den Thüringer Kommunen er-
tüchtigt werden können. Wir heben endlich das Un-
gleichgewicht zwischen Investitionen in Spitzen-
sport und Breitensport auf. Wir stärken die kommu-
nalen Sportstätten. 85 Prozent der Sportstätten in
Thüringen in öffentlicher Trägerschaft sind bei den
Kommunen und Landkreisen. Sie erhalten Mittel
zur Förderung von Sanierungsmaßnahmen. Über
anderthalb Jahrzehnte haben diese übrigens auf

überschaubarem Niveau – ich nenne es mal – sta-
gniert und das Antragsvolumen war regelmäßig um
40 Prozent überzeichnet. Auch hier handeln wir und
tun endlich etwas.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Sehr gut!)

Bei den Vereinssportstätten – etwa 15 Prozent der
Thüringer Sportstätten sind bei den Vereinen – zei-
gen kleine Maßnahmen große Wirkungen. Wir ho-
norieren die Eigenleistungen der Mitglieder. Wir er-
höhen auf 600.000 von 400.000 Euro und setzen
damit weitere 40 Einzelmaßnahmen um.

Der letzte Punkt, den ich benennen möchte, ist die
Sanierung von Hallenbädern und Freibädern. Diese
war seit Jahren aufgrund des Finanzbedarfs ausge-
setzt. Jetzt werden zweimal 3 Millionen Euro aus
dem kommunalen Investitionsprogramm zur Verfü-
gung gestellt, also insgesamt 6 Millionen Euro.

Liebe CDU, ich glaube, das Einzige, was heute von
dem, was Sie hier tun, historisch wäre, wäre, wenn
Sie diesem Einzelplan zustimmen, denn dieser ist
wirklich gut und liefert, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächste hat Abgeordnete Leh-
mann für die SPD-Fraktion das Wort.

Abgeordnete Lehmann, SPD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete! Aus jugendpolitischer
Sicht ist das wohl der bisher beste Haushalt, der
diesem Parlament jemals vorgelegen hat,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

und zwar deshalb, weil er viele der Ziele, die wir in
den vergangenen Jahren angesprochen haben,
etabliert und im Haushalt untersetzt, zum Beispiel
die Entwicklung einer eigenständigen Jugendpolitik
als Querschnittsaufgabe der Landespolitik, die Ver-
besserung der Mitbestimmung junger Menschen
oder die Stärkung der Jugendverbandsarbeit.

Das wird im Haushalt konkret, zum Beispiel durch
die Erhöhung der örtlichen Jugendförderung von 12
auf 15 Millionen Euro. Dies ermöglicht, mehr Ange-
bote für junge Menschen vor Ort umzusetzen, aber
auch die Lohnsituation der Beschäftigten in der so-
zialen Arbeit zu verbessern.

Das wird konkret durch die Aufstockung des Lan-
desprogramms für Demokratie, Toleranz und
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Weltoffenheit um mehr als eine halbe Million Euro
und das wird auch konkret durch die Mittelauf-
stockung bei den Maßnahmen zur bedarfsgerech-
ten Ausfinanzierung des Landesjugendförderplans
ebenfalls um mehr als eine halbe Million Euro.

Jetzt kommen wir zu dem, was die CDU geplant hat
– ich würde auf ein paar andere Aspekte eingehen
als meine Vorrednerin. Nach den Reden, die Herr
Bühl hier in den vergangenen Jahren gehalten hat,
hätte man auf die Idee kommen können, dass die
CDU Interesse daran hat, die Jugendpolitik in Thü-
ringen zu stärken. Die Haushaltsanträge zeigen
aber, dass das Gegenteil der Fall ist. Sie wollen
zum Beispiel bei der Jugendberufshilfe kürzen,
beim Freiwilligen Sozialen Jahr Migration oder bei
der Armutsprävention.

Spannend ist aber auch, was Sie mit einem Teil
des Geldes machen wollen. Sie haben es selbst
angesprochen, Herr Tischner, Sie wollen das Geld
zum Beispiel den Jugendfeuerwehren geben. Dabei
machen Sie aber einen Fehler. Es gibt nämlich
einen Unterschied zwischen Nachwuchsarbeit von
Erwachsenenverbänden und eigenständiger Ju-
gendverbandsarbeit. Es ist schwer, das hier in der
Kürze der Zeit in der notwendigen Tiefe darzustel-
len, aber nur so viel: Das, was Sie fördern wollen –
und das ist ja das, was die Jugendfeuerwehren
auch noch mal an uns geschrieben haben –, gehört
in den Einzelplan 03. Wenn Sie meiner Kollegin
Frau Marx gestern oder meiner Kollegin Frau
Scheerschmidt in der vergangenen Plenarsitzung
zugehört haben, dann wissen Sie, dass wir das
längst tun, weil wir über den Einzelplan 03 zum Bei-
spiel 25 Prozent höhere Pauschalen an die Feuer-
wehren für die Jugendfeuerwehren ausreichen.

(Zwischenruf Abg. Bühl, CDU: Das gehört
doch in den Landesverband!)

Da gehört das hin. Das gehört nicht in den Landes-
jugendförderplan. Das müssen Sie akzeptieren. Sie
können Herrn Bühl fragen, der müsste es eigentlich
wissen, der hat den Jugendförderplan mit ausver-
handelt. Ansonsten können Sie sich da gern auch
an die Jugendverbände oder den Landesjugendring
wenden. Ich erkläre es Ihnen auch gern noch mal
bilateral. Ich glaube, das müssen wir hier tatsäch-
lich nicht so ausführen.

Ansonsten wollen Sie kürzen, zum Beispiel beim
Landesprogramm für Demokratie, Toleranz und
Weltoffenheit um mehr als 4 Millionen Euro in den
kommenden beiden Jahren. Sie wollen den Demo-
kratiepreis vollständig streichen. Das ist schon ab-
surd, weil Sie auf der einen Seite sagen, dass wir
Demokratie stärken müssen; Ihre Bundespartei ver-
handelt ein Sondierungspapier, das massive Auf-
wüchse für diesen Bereich vornimmt. Und was ma-
chen Sie? Sie kürzen hier ohne Sinn und Verstand
und das zeigt auch, wie ernst Sie das Problem tat-
sächlich nehmen, nämlich gar nicht.

(Beifall DIE LINKE)

Schlimmer wird es nur, wenn man sich die Ände-
rungsanträge der AfD ansieht. Jetzt hat Frau Muh-
sal das hier eigentlich selbst relativ gut dargestellt
und ich glaube, der eine oder andere Zuhörer
versteht auch, was passiert. Die AfD will 2018 –
und ich will das noch mal in Zahlen sagen – in der
Kinder- und Jugendhilfe 70 Millionen Euro sparen,
über die Streichung des Landesprogramms für die
Demokratie, Toleranz und Weltoffenheit, über die
Kürzung der örtlichen Jugendförderung und damit
der Jugendarbeit in den Kommunen, die Streichung
der Jugendpolitik zum Beispiel. Und das zeigt auch,
dass Sie gar nicht wollen, das junge Menschen zu
aufgeklärten Bürgerinnen und Bürgern werden,
ganz im Gegenteil, davor haben Sie Angst und des-
wegen streichen Sie auch in diesen zentralen und
wichtigen Bereichen. Der größte Teil dieser Kür-
zungsorgie betrifft aber tatsächlich die Mittel für die
unbegleiteten Minderjährigen. Hier wollen Sie
80 Prozent der eingestellten Mittel streichen. Das
ist irreführend, denn auch für unbegleitete Minder-
jährige gilt das SGB VIII, das ist eine Pflichtaufga-
be, sie zu versorgen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Dies gilt
nicht für die Volljährigen!)

Hier gibt es keine Möglichkeit zu sparen und hier ist
auch jeder Mensch das Gleiche wert. Darum bitte
ich um Zustimmung zum vorgelegten Haushalt und
zur Ablehnung der Änderungsanträge der Opposi-
tionsparteien. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Vonseiten der Abgeordneten liegen
mir momentan keine weiteren Wortmeldungen vor.
Herr Minister Holter, dann würde ich Ihnen für die
Landesregierung das Wort erteilen.

Holter, Minister für Bildung, Jugend und Sport:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich habe
mit großem Interesse die Debatte verfolgt und stelle
als Erstes fest: Alle Rednerinnen und Redner reden
über Zukunft, so wie überhaupt über Zukunft in
Thüringen gerne geredet wird. Aber nicht alle ha-
ben die gleiche Vorstellung von der Zukunft des
Freistaats und dem Zusammenleben der Menschen
in diesem Freistaat. Wenn ich mir Frau Muhsal so
angehört habe, dann stellt sie sich ein Thüringen
vor, das deutsch-national geprägt ist. Die rot-rot-
grüne Koalition stellt sich ein Thüringen vor, wel-
ches offen, demokratisch und tolerant ist, multikul-
turell. Das unterscheidet uns.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Und genau das kommt im Haushalt im Einzel-
plan 04 meines Ministeriums zum Ausdruck.

Herr Tischner, bevor wir Zukunft anpacken, müssen
wir, Rot-Rot-Grün, die historischen Fehler der CDU
abräumen. Dann können wir all die Dinge anfassen,
die Sie hier eingefordert haben. Ich möchte nen-
nen: Bei den Lehrerinnen und Lehrern gab es einen
Personalüberhang, da hieß es in allen Ländern,
auch in Thüringen, es soll keine betriebsbedingten
Entlassungen geben. Ja, richtig! Wenn wir uns aber
heute anschauen, dass 67 Prozent der Lehrerinnen
und Lehrer im Freistaat über 50 Jahre alt sind,
dann frage ich mich: Wo ist denn die Ausbildungsi-
nitiative der CDU gewesen, weil ja zu erkennen
war, dass die Alterspyramide im Bereich der Leh-
rerschaft so aussehen wird?

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sie fordern heute ein, was Sie damals hätten längst
machen müssen. Stellen Sie sich also die Frage,
warum das so ist. Ich komme nachher im Einzelnen
darauf zurück.

(Unruhe CDU)

Nun stellen Sie sich mal vor – Sie haben das Son-
dierungspapier der Unionsparteien und der SPD
auf Bundesebene gelesen –, dass der Rechtsan-
spruch auf Ganztagsschulbetreuung im Grund-
schulbereich dann eingeführt wird. Ist Thüringen da
nicht Vorreiter, indem die Hortnerinnen und Hortner
in den Landesdienst übernommen wurden und wir
damit die Grundlage geschaffen haben für das, was
der Bund möglicherweise – und ich wünsche mir
das sogar – in Form der Ganztagsschulbetreuung
als Rechtsanspruch umsetzt?

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir sind in dieser Frage tatsächlich Vorreiter. Des-
wegen bin ich der Überzeugung, dass das, was Sie
gemacht haben, dass die Hortnerinnen und Hortner
bis 50 Prozent beschäftigt werden, auch eine histo-
rische Fehlleistung war. Wir räumen diese Fehler
ab und bringen sie zumindest auf 60 Prozent, aber
die Mehrzahl ist bei 80 Prozent.

Und dann, wenn es um die Einstellung von Lehre-
rinnen und Lehrer geht, kann ich Ihnen sagen, dass
von denen, die 2017 eingestellt wurden, 55 Prozent
aus dem Vorbereitungsdienst in Thüringen selbst
gekommen sind. Die anderen 45 Prozent kamen
von anderswo, aus anderen Bundesländern. Nor-
male Wanderung könnte man sagen, ist ja auch
nicht verkehrt, dass Menschen gehen und wieder-
kommen. Der Punkt ist doch, was Zukunft Schule
betrifft, dass wir darüber reden, wie wir den Lehrer-
mangel und den Bedarf an Lehrerinnen und Leh-

rern tatsächlich decken. Bevor ich dazu komme, will
ich Ihnen sagen, ich bin am 17. August, meine Da-
men und Herren, hier Bildungsminister in Thüringen
geworden. Was ist in den letzten fünf Monaten an
Entscheidungen gelaufen und was haben wir ganz
konkret auch im Bildungsbereich verändert? 2.100
Männer und Frauen, Lehrerinnen und Lehrer wur-
den verbeamtet. Die Horterzieherinnen und Horter-
zieher – das war noch vor meiner Zeit – sind in den
Landesdienst übernommen worden. Das waren
zwei Kraftakte, die hier in Thüringen von der Ver-
waltung ausgeübt wurden und durchgehalten wur-
den.

(Beifall DIE LINKE)

Meinen herzlichen Dank an diejenigen, die hier mit-
gewirkt haben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Aber Herr
Ramelow hatte den Fehler eingesehen!)

Welchen Fehler?

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Genau das
Rückdrehen von Erziehern im kommunalen
Dienst hat Herr Ramelow ...!)

Herr Ramelow hat das nicht als Fehler eingesehen,
Herr Ramelow hat hinterfragt, ob das eine richtige
Entscheidung war. Ich sage Ihnen angesichts des-
sen,

(Unruhe CDU)

wenn ich mir das anschaue, was Ihre Parteien auf
Bundesebene wollen, dass wir hier richtig gehan-
delt haben und wir zu dieser Entscheidung stehen.
Es wäre auch ein Fehler, dort zurückzugehen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben das Besoldungsgesetz in Angriff genom-
men – darüber haben die Rednerinnen und Redner
der Koalition gesprochen – und werden dafür sor-
gen, dass Schulleiterinnen und Schulleiter amtsan-
gemessen besoldet werden. Dass Regelschullehre-
rinnen und Regelschullehrer mit der A 12 plus bes-
ser entlohnt werden, darauf muss ich im Einzelnen
nicht eingehen. Wir haben die Nachqualifizierungs-
verordnung für die Seiteneinsteiger auf den Weg
gebracht und, Herr Tischner, ich kann Ihnen mittei-
len, wir werden den Seiteneinsteigern vor ihrer Ein-
stellung auch einen Kurs anbieten und nicht nur an-
bieten, sondern sie werden auch aufgenommen.
Wir nehmen Ihre Vorschläge durchaus ernst und
wir sind auch selbst darauf gekommen. Und, meine
Damen und Herren, wir sorgen dafür, dass Gymna-
siallehrerinnen und -lehrer auch an den Regel-
schulen eingesetzt werden können, vielleicht sogar
an den Grundschulen, ohne dass sie dann den An-
spruch auf Verbeamtung verlieren. Es geht nämlich
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darum, flexibel zu sein. Wir eröffnen den Weg der
Verbeamtung in der Regelschule, aber auch die
Rückkehr in die Laufbahn in das Gymnasium.

(Beifall DIE LINKE)

Das sind alles Fragen, die wir angepackt haben
und die wir auf den Weg gebracht haben. Das Kita-
Gesetz steht für sich. Ich will hier deutlich machen,
das sind alles Dinge, die bereits auf der Habenseite
sind und die dazu beitragen, Schule in Thüringen
zu verändern und zu verbessern. Und wenn Herr
Tischner davon spricht, wir haben keinen Plan in
Thüringen, da möchte ich mal fragen, was ist denn
eigentlich mit dem Bildungsplan 0 bis 18? Was ist
mit der Inklusionsstrategie, die ja auch im Landtag
diskutiert wurde? Und was ist mit dem Jugendför-
derplan, der auf den Weg gebracht wurde? Das
sind Dokumente, die hier selten genannt wurden,
aber wir haben strategische Grundlagen für all das,
was tatsächlich in Thüringen auf den Weg gebracht
werden muss. Nun wissen Sie, dass Vögel im
Herbst und im Frühjahr von Nord nach Süd bzw.
von Süd nach Nord fliegen und auch immer eine
Punktlandung machen, aber Bildungspolitik ist doch
kein Vogelschwarm, wo ich im Frühjahr mal dahin
fliege und im Herbst dorthin fliege, sondern wir hal-
ten Kurs, weil wir eine Verabredung haben, eine
Strategie haben,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

wie wir in Jugendfragen, in Bildungsfragen, in
Sportfragen agieren wollen. Hier kommt es tatsäch-
lich darauf an, mal zu benennen, was denn die He-
rausforderungen in der Bildungspolitik sind. Klar,
die haben wir jetzt mehrfach diskutiert. Das ist der
Unterrichtsausfall. Es bleibt dabei, Frau Muhsal, wir
wollen die Unterrichtsgarantie einlösen. Herr Hoff
hat hier nicht versprochen, dass am 1. Juni oder
am 2. Juni die Unterrichtsgarantie besteht, sondern
er hat uns aufgefordert, genau das zu tun, alle
Maßnahmen zu ergreifen, dass täglich bester Un-
terricht und jede Stunde damit auch gegeben wird.
Also, das packen wir an und wir arbeiten daran.
Nach wie vor ist der Unterrichtsausfall zu hoch und
jede Stunde, die ausfällt, ist eine Stunde zu viel,
das ist mir genauso klar. Aber Sie wissen genau, es
kann nicht den Urknall geben. Egal, wer hier re-
giert, würde das nicht mit einem Schlag auf den
Weg bringen. Aber wir leiten Maßnahmen ein, um
genau das zu erreichen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir handeln operativ, um den Lehrermangel in den
bestimmten Fächern und Regionen abzubauen. Wir
investieren in Kita und wir investieren in Schulneu-
bau, in Schulsanierungen, weil hier erheblicher Be-
darf ist. Inklusion, Integration von Kindern mit Mi-
grationshintergrund – alles Herausforderungen, die

Lehrerinnen und Lehrer täglich meistern müssen.
Mehr als das, was vor zehn Jahren noch in Schule
geleistet werden musste. Wir reden über Entbüro-
kratisierung, wir reden über die Ganztagsbetreuung
und Digitalisierung. Da gebe ich Frau Merkel recht,
die gestern in Davos gesagt hat: Die Pause in der
Schule, da ist die Digitalisierung am weitesten fort-
geschritten. – Wenn aber der Bund nicht aus den
Puschen kommt, dann wird es auch mit der Digitali-
sierung der Schule im Freistaat nichts werden.

(Beifall SPD)

Wir brauchen eine Bundesregierung, die Entschei-
dungen trifft und den Digitalpakt tatsächlich auch
einlöst.

Mit dem Haushalt, den wir auf den Weg bringen
und der heute garantiert verabschiedet wird, stellt
der Freistaat in den nächsten zwei Jahren
2.150 Lehrerinnen und Lehrer ein – 2.150 und nicht
1.000 und die 500, wie Frau Muhsal berichtet hat.
Da, Frau Muhsal, kennen Sie den Haushalt nicht –
2.150. Da sind befristete dabei, aber die Mehrzahl
sind auch entfristete Stellen.

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Ich habe
meine eigenen Anträge zitiert!)

Hier geht es darum, deutlich zu machen, dass wir
sehr wohl eine Entscheidung treffen und auch ab-
weichen von einem Personalentwicklungskonzept
der Vergangenheit, dass jeder Lehrer und jede Leh-
rerin, die in diesen Jahren aus dem aktiven Schul-
dienst ausscheidet, wieder ersetzt wird, jede Stelle
wird neu besetzt.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Alles andere sind Märchen, die hier erzählt werden.
Jeder, der ausscheidet, wird ersetzt, das tun wir.
Was passieren kann, ist, dass die Stelle nicht an
der Schule sein wird, wo die Kollegin oder der Kol-
lege heute tätig ist, weil der Bedarf an einer ande-
ren Schule viel größer ist. Das ist aber operatives
Handeln, ist auch verantwortungsbewusstes Han-
deln eines Ministeriums, einer Regierung und der
Schulämter gegenüber den Kindern und den Lehre-
rinnen und Lehrern im Freistaat.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ja, und natürlich führen wir das Schulbudget ein.
Herr Wolf hat darüber gesprochen; 9,2 Millionen
Euro sind das. Ein Schulbudget eröffnet Möglichkei-
ten an den Schulen, um im schulischen Bereich
und auch im außerschulischen Bereich mehr Ange-
bote zu machen. Ja, und wenn es um Demokratie-
bildung geht, das ist mein Schwerpunkt als KMK-
Präsident, dann bin ich der Überzeugung, dass es
richtig ist, dass wir 2,4 Millionen Euro jährlich in
Klassenfahrten und Lernen am anderen Ort inves-
tieren, weil ich auf Emotionalität setze.
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(Beifall CDU, DIE LINKE)

Ich setze nicht nur auf Wissensvermittlung, sondern
ich setze auf Erlebnisse und Emotionalität und
wenn wir uns da einig sind, Herr Tischner, dann
freut mich das.

Und was die Horte betrifft: Da haben wir diskutiert,
wie räumen wir denn Ihre Fehler aus? Und wir ha-
ben gesagt, 150 zusätzliche Stellen und die, Herr
Tischner, dürfen Sie nicht auf die 900 anrechnen,
die sind zusätzlich.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Unruhe CDU)

Und deswegen ist es meines Erachtens wichtig,
hier auch deutlich zu zeigen, die Koalition stärkt die
Horte.

Über Kitas ist viel gesagt worden. Wir haben im De-
zember darüber gesprochen, die Punkte sind ge-
nannt, das beitragsfreie Kita-Jahr, das Leitungsper-
sonal wird gestärkt, der Betreuungsschlüssel wird
erhöht und dadurch werden auch wieder viele Gel-
der notwendig, die im Doppelhaushalt abgebildet
sind, also 29 Millionen Euro für das beitragsfreie Ki-
ta-Jahr, 5 Millionen Euro für das Leitungspersonal,
31 Millionen Euro für die Verbesserung des Betreu-
ungsschlüssels.

Ich will etwas sagen – weil Diana Lehmann darauf
eingegangen ist, danke schön – zur Jugendpolitik.
Klar, alle haben anerkannt, die örtliche Jugendför-
derung auf 15 Millionen Euro zu erhöhen, ist voll-
kommen richtig. Aber ich halte das, Frau Muhsal,
für richtig, dass das Landesprogramm für Demokra-
tie, Toleranz und Weltoffenheit gestärkt wird, weil
wir Demokratiebildung brauchen, weil wir die Ausei-
nandersetzung mit populistischen Parteien und Auf-
fassungen brauchen. Wenn Sie von Linksradikalis-
mus reden, da will ich mal sagen, schauen wir mal,
was am rechten Rand los ist. Das sind die demo-
kratiegefährdenden Tendenzen, denen wir entge-
gentreten müssen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wenn ich über den Sport rede, dann halte ich es
nicht nur für richtig und für wichtig, dass wir uns
Gedanken machen und Strategien entwickeln müs-
sen, wie es in Oberhof weitergeht. Das ist alles
richtig und wichtig. Wir wollen als Landesregierung,
dass Oberhof ein Spitzenort ist, an dem auch Welt-
leistungen erbracht werden. Und wenn Thüringer
Sportler die nächsten Tage zur Olympiade nach
Südkorea fliegen, dann hoffe ich, dass sie viele Me-
daillen aus Korea zurückbringen und wir uns ge-
meinsam darüber freuen können. Deswegen wün-
schen wir doch heute mal den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern der Olympiade in Pyeongchang alles

Gute, viel Erfolg und bringen Sie viele Medaillen mit
nach Hause.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN; Abg. Gentele, fraktionslos)

Das würde mich freuen und das würde auch das
Image des Freistaates nicht nur im Sportbereich,
sondern generell stärken.

Aber, ja, neben der Trainerförderung, die wichtig
ist, und ich halte das auch für unterstreichenswert,
halte ich es für richtig und für wichtig, dass wir in
die kommunalen Sportstätten investieren. Das ist
wichtig neben den Investitionen in die Schulbauten
und in die Kindertagesstätten, weil die
370.000 Menschen, die sich in Sportvereinen enga-
gieren, ein richtiges Pfund sind und Sport ist ja
mehr als eine sportliche und körperliche Betäti-
gung. Das hat was mit sozialem Zusammenhalt zu
tun, das hat was mit Demokratiebildung zu tun, das
hat mit vielem zu tun. Das hat auch damit zu tun,
dass die Landesregierung – der Innenminister ist
gestern darauf eingegangen – die Kommunen un-
terstützt. Und in diesem Bereich unterstützt das
Sportministerium ganz konkret die Kommunen, da-
mit die kommunalen Sportstätten in guter Qualität
vorgehalten werden können, damit auch der Sport
in guten Hallen und entsprechenden Trainingsstät-
ten erfolgen kann. Das sind immerhin 2 Millionen
Euro mehr – wir erhöhen das auf 7 Millionen Euro
pro Jahr – und damit kann auch wirklich gut inves-
tiert werden. Ich gehe davon aus, dass dieses Geld
auch im Freistaat umgesetzt wird.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine Damen und Herren, man kann das, was die
Koalition auf den Weg gebracht hat – und das ist
ein Gemeinschaftswerk von der Regierung und den
Koalitionsfraktionen in Bezug auf den Einzelplan,
aber auch generell auf den Haushalt 2018/2019 –,
man kann die Haare in der Suppe suchen, man
kann natürlich auch sagen, an der einen oder ande-
ren Stelle hätten wir es gerne anders gehabt, aber
eines sollte man nicht machen, dass man sagt, die-
ser Haushalt ist eine historische Fehlentscheidung.
Das ist eine historische Fehleinschätzung, Herr
Tischner,

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Nein! Das
ist lächerlich!)

– nein, nein, das sehe ich so – denn ich bin der
Überzeugung, dass wir mit diesem Haushalt ers-
tens tatsächlich die Fehler der Vergangenheit aus-
räumen, beginnen auszuräumen, zweitens die Ge-
genwart in den Blick nehmen, was ist heute und in
den nächsten zwei Jahren notwendig zu tun, und
drittens eine ganz klare Weichenstellung im Bereich
der Jugend, der Bildung und des Sports stellen, da-
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mit auch in Zukunft tatsächlich der Freistaat und die
Menschen hier sagen können, das Beste für die
Kinder ist nur gut genug. Ich denke Jugend-, Kin-
der- und Sportpolitik vom Kind her, nicht von einer
anderen Position, und wenn ich das Beste für die
Kinder will, dann sorge ich auch dafür, dass das
Beste für die Erzieherinnen und Erzieher in den Ki-
tas, das Beste für die Lehrerinnen und Lehrer und
das Beste für die Trainerinnen und Trainer und für
die vielen Ehrenamtlichen im Sportbereich organi-
siert wird. Das ist mein Ansatz, das ist unser An-
satz, das zeichnet diesen Haushalt aus. Dieser
Haushalt ist durchfinanziert, dieser Haushalt ist zu-
kunftssicher und er sorgt für Veränderungen zum
Gute und zum Wohle der Menschen im Freistaat.
Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Soweit Redezeit vorhanden ist, sehe
ich hier auch keine weiteren Wortmeldungen mehr.
Ich schließe damit die Aussprache zu diesem Ein-
zelplan des Thüringer Ministeriums für Bildung, Ju-
gend und Sport und eröffne die Aussprache zum
Einzelplan 05, Thüringer Ministerium für Migration,
Justiz und Verbraucherschutz. Das Wort hat zu-
nächst der Abgeordnete Scherer für die CDU-Frak-
tion.

Abgeordneter Scherer, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen, der Justizhaushalt war über viele Jahre
hinweg nicht gerade der Knüller in den Haushalts-
beratungen, aber seitdem das Justizressort auch
für Migration zuständig ist, sieht die Sache schon
etwas anders aus.

Ich will mich auf die von uns eingebrachten und
vorgeschlagenen Änderungen beschränken und
das betrifft in erster Linie den Haushaltsteil Migra-
tion, also 05 02. Der ist zwar gegenüber dem Haus-
halt 2017 geschrumpft, aber es sind auch die
Flüchtlingszahlen erheblich zurückgegangen und
insbesondere sind notwendige Investitionen in den
Jahren 2015 bis 2017 bereits gelaufen. Dennoch
finden sich gerade in diesem Haushaltstitel Millio-
nenbeträge, die aus unserer Sicht nicht untersetzt
sind. Da gibt es zum Beispiel einen Titel mit zwei-
mal 10 Millionen Euro für Maßnahmen zur Integra-
tionsförderung. Wie diese Mittel verteilt werden, ist
in der Haushaltsdebatte im Ausschuss unklar ge-
blieben. Letztlich drängt sich hier die Feststellung
auf,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Haben Sie das Integra-
tionskonzept nicht gelesen?)

dass diese Mittel nach Gusto verteilt werden

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Das Integrationskonzept, Herr Scherer! Man
muss es mal lesen!)

– lassen Sie mich doch einfach ausreden und
schreien Sie nicht dazwischen –, ohne dass eine
Richtlinie konkrete Anspruchsvoraussetzungen
festlegt, die gibt es nicht dazu. Es kann nicht sein,
dass die Verteilung von 20 Millionen Euro so vor
sich geht, dass irgendjemand Anträge stellt und
dann freihändig entschieden wird, ob und wie viel
an Förderung er bekommt.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Das geht ja nicht!)

Das geht, so ist es im Moment.

Man könnte noch sagen, angesichts der erforderli-
chen Integration sind die 10 Millionen Euro nicht
gerade viel,

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Das war nicht das einzige im Haushalt, was
zu Integration steht!)

aber diese 10 Millionen Euro sind eben nur ein Inte-
grationsmitteltitel und es gibt noch weitere. Da gibt
es kleine Posten, zum Beispiel 200.000 Euro für
ehrenamtliche Integrationsunterstützung,
230.000 Euro für Ausländervereinsarbeit, aber
dann auch noch den Posten Integrationsförderung
mit zweimal 5,6 Millionen Euro – also insgesamt,
wenn man es rund rechnet, für zwei Jahre rund
32 Millionen Euro für Integrationsmaßnahmen. Das
ist ein großer Brocken, der allerdings – in Klam-
mern gesagt – aus unserer Sicht sogar noch aufge-
stockt werden sollte. Aber gerade weil es so ein
großer Brocken ist, kann es nicht sein, dass die
Verteilungskriterien nicht nachvollzogen werden
können und insbesondere, dass sie im Voraus nicht
festliegen. Das bestehende Integrationskonzept
reicht hierfür bei Weitem nicht aus. Wir beantragen
deshalb mit unseren Änderungsanträgen, die
10 Millionen Euro dort, wo sie stehen, zu streichen
– ich sage gleich, wo sie verwendet werden sollen
– und bei der Ausländervereinsarbeit auf dem
Stand von 2016 zu bleiben. Die Mittel sollen aus
unserer Sicht dort verwendet werden, wo die Land-
kreise und kreisfreien Städte für die Unterbringung
von Flüchtlingen und Asylbewerbern erhebliche
Kosten zu tragen haben, damit sichergestellt ist,
dass das Geld …

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: Sie
wollen in Gebäude investieren, nicht in Men-
schen!)

Ich kann gar nicht sehen, wer da ständig dazwi-
schenruft.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Das war jetzt ich, Herr Scherer!)
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Ach ja, jetzt sehe ich es. Es wird dadurch nicht bes-
ser.

(Beifall CDU)

Also: Die Mittel sollen nämlich dort verwendet wer-
den, wo die Landkreise und kreisfreien Städte für
die Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbewer-
bern erhebliche Kosten zu tragen haben, damit si-
chergestellt ist, dass das Geld bei den Institutionen
ankommt, die sich vor Ort tatsächlich um Integra-
tion bemühen, und damit zudem die Vorhaltekosten
der Landkreise und kreisfreien Städte für die Unter-
bringung von Flüchtlingen und Asylbewerbern ge-
deckt werden können. Hierfür stellen wir den An-
trag, den Titel 05 02 633 72 jeweils um 5 Millio-
nen Euro aufzustocken – das ist ein Teil von diesen
zweimal 10 Millionen Euro – und den Ti-
tel 05 02 684 72 jeweils um 25 Millionen Euro auf-
zustocken, aber mit dem Vermerk zu untersetzen,
dass die Richtlinie zur Förderung der Thüringer
Kommunen bei der Integration von Flüchtlingen
vom 26.08.2016 anzuwenden ist. Den weiteren
Deckungsvorschlag sehen Sie dann in der Druck-
sache 6/4964.

Ansonsten schlagen wir auch im Justizhaushalt
Kürzungen vor, die in etwa zum Haushaltsansatz
2016 führen. Und was ist der Hintergrund? Sie ge-
ben ja viel Geld aus mit dem neuen Haushalt und
dennoch plündern Sie auch noch die Rücklagen.
Genau diese Plünderung der Rücklagen wollen wir
verhindern, weil bei so viel Geld, was Sie ausgeben
und auch die Rücklagen noch leer machen, könnte
man den Eindruck haben, es sollte Ihr letzter Haus-
halt sein, oder Sie gehen jedenfalls davon aus.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Wie
so oft täuschen Sie sich!)

Tja!

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Wie
so oft liegen Sie daneben!)

Ach was! Sie wissen das ganz genau. Wir werden
es sehen.

Die großen Posten sind dabei zum Beispiel die ir-
realen Aufwendungen bei den Beschäftigungsent-
gelten für Aushilfskräfte in IT-Projekten mit zusam-
men 3 Millionen Euro oder auch zum Beispiel die
Ausweitungen der Aufwendungen für Werk- und
Betriebsstoffe für die Arbeitsbetriebe in den JVA.
Wir hören ja immer, es sind weniger Gefangene als
vorher.

Und wenn wir gerade bei den Gefangenen sind,
lassen Sie mich zum Thema „Justizvollzugsanstal-
ten“ in dem Zusammenhang noch eines sagen. Al-
so zunächst: Die Bediensteten von Vollzugsanstal-
ten leisten einen schwierigen Job mit viel Einsatz
und es wird ihnen auch nicht immer gedankt. Des-
halb wollen wir als CDU-Fraktion hier ausdrücklich
unseren Dank für diese Arbeit aussprechen.

(Beifall CDU)

Die Personalstärke auf dem Papier in den JVA ist
eine Sache und auch eine hervorragende techni-
sche Ausstattung ist durchaus zu begrüßen – wir
haben sie unlängst als Ausschuss zu sehen be-
kommen. Das Arbeitsklima und die Anforderungen
an das Personal sind aber das wichtigere Kriterium.
Und was nützt es, auf dem Papier 50 Beamte zur
Verfügung zu haben, wenn 20 Prozent nicht dienst-
fähig sind? Personalführung, Anerkennung der
Leistungen und Rücknahme überzogener Bürokra-
tie durch ausufernde Behandlungspläne und Ähnli-
ches sind Maßnahmen, die noch notwendiger sind
als die Bereitstellung von Haushaltsmitteln.

(Beifall CDU, AfD)

Und gerade das fordern wir – bisher allerdings ver-
geblich – ein. Bis heute gibt es das schon sehr lan-
ge immer wieder zugesagte Personalkonzept nicht,
und das ist ein Baustein, der dringend erforderlich
ist, damit in den Justizvollzug wieder Ruhe und Effi-
zienz einkehren. Danke schön.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Sehr richtig!)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Als Nächste hat Abgeordnete Skibbe
für die Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordnete Skibbe, DIE LINKE:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich
möchte mich in meinen Ausführungen zum Justiz-
und Verbraucherschutzhaushalt jeweils auf zwei
Punkte konzentrieren, zum einen auf die Finanzie-
rung des Professionellen Übergangsmanagements,
dieses Unterstützungsprogramm dient der Rege-
lung des Justizvollzugsgesetzbuchs zur wirksamen
Resozialisierung nach der Haftentlassung. Wie
praktische Erfahrungen und wissenschaftliche Un-
tersuchungen deutlich zeigen, ist die Gefahr, dass
entlassene Straftäter rückfällig werden, nämlich
dann besonders hoch, wenn der Übergang von der
Haft in das selbstständige Leben oder das Leben in
Freiheit nicht gelingt, zum Beispiel wegen der feh-
lenden Wohnung, der fehlenden Arbeitsstelle und
der fehlenden sozialen Kontakte. Deshalb erhöht
die rot-rot-grüne Koalition diesen Haushaltsansatz
durch einen Änderungsantrag auf 750.000 Euro für
2018 und 2019.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir sind uns dabei sicher, dass langfristig gesehen
mehr wirksame Resozialisierungsmaßnahmen
mehr Sicherheit für die Bevölkerung bringen, weil
das Rückfallrisiko nachweislich gesenkt wird. Wir
finden, dass ein moderner Strafvollzug nicht auf
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Ausgrenzung und Vergeltung setzen sollte, sondern
auf Resozialisierung und Wiedereingliederung straf-
fällig gewordener Menschen in die Gesellschaft.

(Beifall DIE LINKE)

Damit können diese künftig wieder ein wirklich
selbstbestimmtes und eigenverantwortliches Leben
führen.

Abschließend sei erwähnt, dass letztlich auch die
Aufstockung der Gelder für Therapiekosten wäh-
rend des Vollzugs um 60.000 Euro auf nun
360.000 Euro der Absicherung wirksamer Resozia-
lisierung dient, denn es ist bekannt, dass immer
mehr Straffällige Suchtprobleme mit in die Haft brin-
gen.

Abschließend möchte ich an dieser Stelle betonen,
dass soziale Unterstützungssysteme und Unterstüt-
zungsleistungen nicht fehlen dürfen, damit Men-
schen erst gar nicht straffällig werden.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Der zweite Punkt, die Verwaltungsgerichtsbarkeit:
Dort steigt die Zahl der Klagen an, insbesondere im
Bereich Asyl und Ausländerrecht. Übrigens steigen
diese Zahlen nach Aussage von Fachleuten auch
deshalb an, weil die Verwaltungsentscheidungen
des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge fach-
lich qualitativ zu wünschen übrig lassen. Am Mon-
tag dieser Woche fand sich zum Beispiel in der
OTZ einen Artikel zu Verwaltungsgerichtsverfahren
aus dem Jahre 2017 beim Verwaltungsgericht in
Gera, der diese Tatsache auch bestätigen konnte.
Daher ist es der Situation genau angemessen,
wenn an den Verwaltungsgerichten drei neue Rich-
terplanstellen der Besoldungsgruppe R1 in Vollzeit
geschaffen werden. Sollte sich noch mehr Bedarf
zeigen, könnte zusätzlich mit Abordnung oder Ver-
setzung reagiert werden. Das Wichtigste aber ist,
mit der Aufstockung des richterlichen Personals
sollen zügige und faire, auf intensiver inhaltlicher
Prüfung beruhende Entscheidungen in Asylsachen
gewährleistet werden. Das ist eine anspruchsvolle
Aufgabe, denn es geht letztlich um Schutz und Ver-
wirklichung des Asylrechts als Grund- und Men-
schenrecht und in den meisten Fällen um den
Schutz von Menschenleben.

(Beifall DIE LINKE)

Auch beim Verbraucherschutz möchte ich mich auf
zwei Punkte konzentrieren. Zum einen sind das die
Verbraucherinsolvenzberatungsstellen. Diese erhal-
ten im Vergleich zu den Vorjahren nun eine deutli-
che Steigerung der Landesmittel von 600.000 Euro
auf nun über 2,1 Millionen Euro.

(Beifall DIE LINKE)

Das ist auch wirklich nötig, wenn man bedenkt,
dass sehr viele Menschen von Verschuldung be-

droht sind, inzwischen auch die Leistungen der
Schuldner- und Verbraucherinsolvenzberatungs-
stellen in Anspruch nehmen müssen. Die Probleme
dieser Menschen werden dabei immer komplexer.
Schuldner mit über 200 Gläubigern sind sicher die
Spitze des Eisbergs. Ursachen sind häufig Arbeits-
losigkeit, Krankheit, Trennung, Sucht oder übermä-
ßiger Konsum, immer öfter auch ein Mix. Das zeigt,
Schulden und Überschuldung, also mehr Ausgaben
statt Einnahmen, werden zunehmend zum gesell-
schaftlichen Problem. Rot-Rot-Grün hat das er-
kannt. Deshalb können die Beratungsfachkräfte mit
diesem höheren Haushaltsansatz auf eine bessere
Vergütung hoffen. Es kann das Beratungsnetzwerk
gestärkt werden durch eine höhere Anzahl von Be-
ratungsfachkräften und die Sachkosten können
steigen.

Das letzte, nicht ganz unwichtige Thema ist die
Schulverpflegung. Mit diesem Thema haben wir
uns häufig befasst. Ich möchte jetzt nur noch mal
dazu sagen: In unseren Schulen finden wir bei der
Mittagsverpflegung viel zu viel Fleisch, das auch
noch in billigster Form, dafür zu wenig Obst und
Gemüse. Es gibt zu wenig Angebote für ungesüßte
Getränke während der Mittagszeit. Aber auch die
räumlichen Bedingungen während der Mittagsmahl-
zeit laden kaum zum Verweilen ein, das betrifft so-
wohl das Räumliche als auch das Zeitliche. Wir wis-
sen auch, dass viele Eltern noch zu oft in erster Li-
nie nach dem Preis entscheiden, statt nach dem
Anteil von Obst und Gemüse. Faire Lebensmittel,
saisonale, regionale Produkte, alles das sind Dinge,
die uns wichtig wären. Rot-Rot-Grün möchte daher
mit einer Anzahl verschiedener Schulen gemein-
sam mit allen Beteiligten ganz praktische Wege
entwickeln, hin zu einer guten Schulverpflegung.
Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Als Nächster hat Abgeordneter Hel-
merich für die SPD-Fraktion das Wort. Herrn Hel-
merich sehe ich aber gerade nicht, dann gehen wir
weiter, Herr Möller für die AfD-Fraktion. Soll ich die
Zeit für die SPD-Fraktion schon streichen, oder?

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Nein, nein!)

Abgeordneter Möller, AfD:

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen, liebe Gäste! Angesichts der derzeitigen
Völkerwanderung auf unserem Planeten müssen
sich in den meisten entwickelten Ländern mit einem
gewissen Wohlstand die Regierungen entscheiden,
ob ihnen das Wohl der eigenen Bürger wichtig ist
oder das von illegal ins Land kommenden Migran-
ten.
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(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ihre Menschenverachtung
kennt doch überhaupt keine Grenzen!)

Denn, Frau Rothe-Beinlich, Geld kann man eben
nur einmal ausgeben. Das ist ein Fakt, und daran
kommen auch Sie mit Ihrem Moralismus nicht vor-
bei.

(Beifall AfD)

Also investiert man entweder Hunderte Millionen
Euro eines finanziell klammen Freistaats in die Be-
lange der eigenen Bürger, in die innere Sicherheit
zum Beispiel, in Bildung, in Familien, in Soziales, in
die Gesundheitsversorgung oder in den Aufbau ei-
ner leistungsfähigen Industrie – das ist das Konzept
der AfD – oder man investiert eben Hunderte Millio-
nen Euro in hohe Standards für die Unterbringung,
Versorgung und Betreuung von Ausländern, die nie
einen Beitrag zum Wohl unserer Gesellschaft ge-
leistet haben und es zu einem hohen Prozentsatz
auch niemals tun werden – und das ist Ihr Konzept.

(Beifall AfD)

Sie haben sich auf Kosten des Thüringer Steuer-
zahlers entschieden, Ausländer zu finanzieren, die
aus Staaten wie Griechenland, Italien, Österreich
und mittlerweile sogar Schweden und Dänemark
nach Deutschland angeblich flüchten. Sie wissen
natürlich, dass diese Leute in aller Regel nicht
Schutz suchen, denn in den genannten Ländern, in
denen sich diese Menschen vorher aufgehalten ha-
ben – ich habe sie gerade aufgezählt –, wird nie-
mand verfolgt, die gehören zur Europäischen
Union.

(Beifall AfD)

Sie wissen auch, dass diese Menschen von hohen
Sozialstandards angelockt werden, von der hier
durch die Altparteien eingeräumten Möglichkeit,
den ganzen Clan nachzuziehen und auch von der
Schwäche der etablierten Politik, damit verbunde-
nen kulturellen Herausforderungen und Anmaßun-
gen gegenüber der eigenen Bevölkerung entgegen-
zutreten. Weil Sie das wissen, ist es weder Fahrläs-
sigkeit noch grobes Unvermögen, sondern blanker,
kaum verhohlener Vorsatz, mit dem Sie die illegale
Migration auf Kosten des Steuerzahlers massiv för-
dern und damit faktisch Steuergeld nicht nur verun-
treuen, sondern auch gegen die Interessen der ei-
genen Bürger einsetzen.

(Beifall AfD)

Nichts beweist das so gut wie dieser Einzelplan,
über den wir hier gerade reden. Da mir die Zeit
fehlt, alle einzelnen Positionen durchzugehen, grei-
fe ich exemplarisch die Budgets für die von Ihnen
eingeführte elektronische Gesundheitskarte zur Ge-
sundheitsversorgung von Asylbewerbern heraus.
Die hat im Jahr 2017 den Thüringer Steuerzahler

139 Millionen Euro gekostet. In diesem Jahr sollen
es noch mal knapp 44 Millionen Euro sein und im
nächsten Jahr auch noch mal 44 Millionen Euro.
Das dürfte allerdings nur reichen, wenn der liebe
Gott es mit Deutschland gnädig meint und Angela
Merkel – wie auch immer – davon abhält, per Fami-
liennachzug oder innereuropäischer Neuverteilung
einen weiteren Ansturm von Migranten auf unser
Land zu entfachen,

(Beifall AfD)

sonst werden die sozialen Segnungen für Auslän-
der, die Sie zulasten Thüringer Bürger beschließen
wollen, für Letztere noch wesentlich teurer. Rech-
nen wir allein die Position für die von Ihnen ge-
schaffene Gesundheitsversorgung von Asylbewer-
bern in Thüringen aus den Jahren 2017, 2018 und
2019 zusammen, da kommen wir auf fast 230 Mil-
lionen Euro. Da ist noch keine Unterkunft bezahlt,
da sind noch nicht die Kosten von 5.000 Euro pro
Mann im Monat für jeden minderjährigen unbeglei-
teten Flüchtling dabei. Wir haben mittlerweile über
2.000. Da sind noch nicht die Millionenbeträge für
die soziale Betreuung und die vermeintliche Inte-
gration dabei; selbst für Ausländer, die vollstreckbar
ausreisepflichtig sind. Da fehlen noch die zig Hun-
derte Millionen Euro, die allein in Thüringen nach
dem Rechtskreiswechsel von Zehntausenden Aus-
ländern ins Hartz-IV-System vom Steuerzahler auf-
gebracht werden müssen.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
ist Sozialrassismus, was der macht!)

Da stellt sich mir die Frage, ob Sie wissen, was
man mit dem Geld alles machen könnte. Wissen
Sie, wie viele Schulen man mit 230 Millionen Euro
sanieren könnte? Allein in Erfurt gibt es einen
Schulsanierungsstau von 450 Millionen Euro.

(Beifall AfD)

Wissen Sie, wie viele Lehrer oder Polizisten Sie mit
diesem Geld einstellen könnten, um den Notstand
in der Bildung zu beenden? Wissen Sie, wie weit
Sie Kindergartenbeiträge mit dem Geld senken
könnten? Wissen Sie, wie viele Arbeitsverhältnisse
für Langzeitarbeitslose oder Niedrigqualifizierte Sie
damit hätten schaffen können, wie viel preisgünsti-
gen Wohnraum Sie damit hätten schaffen können?

(Beifall AfD)

All das wissen Sie vermutlich nicht, und selbst,
wenn Sie es wissen würden, es würde Sie gar nicht
interessieren. Denn Sie haben Ihre Prioritäten
längst gesetzt: für das Anheizen illegaler und nicht
integrierbarer Migration und gegen die Interessen
Thüringens und seiner Bürger.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Es
gibt doch eine Verfassung, oder nicht?)

(Beifall AfD)
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Sie brauchen sich, meine Damen und Herren vom
rot-rot-grünen Lager, nie wieder vor einer Wahl als
das soziale Gewissen aufspielen, denn alle sozia-
len Versprechungen, mit denen Sie in die Regie-
rung gewählt worden sind, alle sozialen Verspre-
chungen gegenüber Ihren Wählern haben Sie ver-
raten, gerade auch mit dieser Prioritätensetzung
hier in diesem Haushaltsplan. Danke.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Danke schön. Jetzt versuchen wir es erneut mit
Herrn Helmerich für die SPD-Fraktion.

Abgeordneter Helmerich, SPD:

Herr Präsident, sehr geehrte Kollegen und Kollegin-
nen, mit dem vorliegenden Haushaltsentwurf, der
Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanz-
ausschusses und den Änderungsanträgen der Koa-
lition gehen wir die Herausforderungen im Bereich
Migration, Justiz und Verbraucherschutz an. Wir
modernisieren die Justiz und den Strafvollzug, wir
stellen die Weichen für die Integration von Men-
schen mit Migrationshintergrund in Thüringen, wir
sorgen für eine gesunde Ernährung unserer Kinder
und stärken Beratungsangebote für Verbraucher.

In die Thüringer Gerichte und Staatsanwaltschaften
werden wir in den nächsten zwei Jahren so viel in-
vestieren wie lange nicht mehr. Veraltete Technik
sowie die Umstellung auf den elektronischen
Rechtsverkehr machen dies notwendig. An allen
Gerichten und in den Staatsanwaltschaften müssen
wir mit neuer Hardware und Software die dritte Ge-
walt im Staat zukunftsfest machen. Wir schaffen
über 50 neue Stellen, um die Übergangsphase von
Papierschriftverkehr auf Digitalschriftverkehr zu
meistern.

Die CDU-Fraktion hingegen will die Kosten für den
Erwerb von Technik in den Gerichten und Staatsan-
waltschaften wieder auf das Niveau von 2016 brin-
gen, geschweige denn zusätzlich investieren. Ich
halte das für fatal, denn wir wissen von den Rich-
tern, Staatsanwaltschaften und Justizmitarbeitern,
dass es erheblichen Nachholbedarf gibt. Ein zuver-
lässiger Rechtsstaat braucht eine funktionierende
Justiz. Das betrifft nicht nur gut ausgebildetes Per-
sonal, sondern auch dessen Arbeitsmittel und ge-
eignete Räumlichkeiten. Hier würde die CDU gern
wegstreichen, was wir für die Ertüchtigung für Jus-
tizgebäude in Thüringen ausgeben.

Die Sicherheit in der Justiz ist für die Koalition ein
wichtiges Thema, was wir mit diesem Haushalt un-
tersetzen: Aufstockungen schusssicherer Westen
für Justizwachtmeister und Gerichtsvollzieher, Aus-
weitung der Zugangskontrollen in den Thüringer
Gerichten. Gerade die Arbeit der Gerichtsvollzieher
wollen wir mit Ausgaben für deren Sicherheit und

Arbeitsbedingungen verbessern. Neben den
Schutzwesten werden wir mobile Zahlungsgeräte
anschaffen und so ihre Ausstattung modernisieren.
Die Ausgaben für Gerichtsvollzieher erhöhen sich
um eine Viertelmillion Euro jährlich, weil wir die
Deckelung der Vergütung aufheben. Damit zeigen
wir nicht nur Wertschätzung für den schwierigen
Beruf der Gerichtsvollzieher, sondern steigern auch
die Attraktivität dieses Berufs und wirken dem
bestehenden Nachwuchsproblem entgegen.

Sehr verehrte Damen und Herren, eine besondere
Herausforderung im Bereich eines Justizministe-
riums ist der Strafvollzug. Das ist uns in den letzten
Monaten wieder vor Augen geführt worden. In den
Justizvollzugsanstalten will die CDU kürzen, anstatt
zu investieren. Gerade wegen der immer wieder
vorgebrachten Kritik der CDU verwundert mich das
doch sehr. Die Koalition hat sich auf ein Sicher-
heitspaket im Vollzug in Höhe von 4 Millionen Euro
für die nächsten beiden Jahre geeinigt. Finanziert
werden davon Anlagen zur Mobilfunkblockung, Fin-
gerprintsysteme, Herzschlagdetektoren, Dokumen-
tenprüfgeräte und Einsatzausrüstung. Verehrte
CDU, dagegen kann man wirklich nicht sein.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Unerlässlich im Strafvollzug sind aber auch die be-
gleitenden Angebote wie die Gewaltkonfliktbera-
tung, die wir mit 250.000 Euro jährlich aufstocken,
sowie die externe Suchtberatung, die wir erstmals
gesondert veranschlagen und mit doppelt so viel
Geld wie bisher – nämlich 264.000 Euro ausstatten.
Auch wenn wir in Thüringen immer weniger Straf-
gefangene haben, diese aber immer öfter rückfällig
werden, müssen wir deren Probleme an der Wurzel
angehen. Das sind eben oft Suchtprobleme und die
fehlende Aufarbeitung der Täter-Opfer-Beziehun-
gen. Ich bedaure sehr, dass die CDU diese Ansicht
nicht teilt und stattdessen im Strafvollzug durchge-
hend kürzen will.

Sehr verehrte Damen und Herren, lassen Sie mich
noch zwei Sätze zu den weiteren Themen des Ein-
zelplans sagen. Im Bereich „Migration“ legen wir für
die Jahre 2018 und 2019 den Schwerpunkt auf die
Integration der in Thüringen lebenden Migranten.
Dafür untersetzen wir das Integrationskonzept fi-
nanziell.

Den Verbraucherschutz stärken wir durch neue und
etablierte Projekte in der Kita- und Schulverpfle-
gung, sowie durch eine Aufstockung von jährlich
600.000 Euro an die Verbraucherinsolvenzbera-
tungsstellen. Es wird deutlich: Dieser Haushalt ist
insbesondere für die Justiz, aber auch für die Inte-
gration und den Verbraucherschutz eine Antwort
auf die Herausforderungen der nächsten Jahre. Er
macht diese Politikbereiche zukunftsfest. Vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Als Nächste hat Abgeordnete Rothe-Beinlich für die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, liebe Gäste! Ich möchte mei-
nen Redebeitrag gern mit einer Aussage über-
schreiben: Die Würde des Menschen ist unantast-
bar und auch migrationspolitisch nicht zu relativie-
ren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dies erscheint mir notwendig gerade mit Blick auf
den Redebeitrag der AfD-Fraktion. Sie wissen, der
Einzelplan 05 hat unterschiedlichste Themenberei-
che, die er bedenken muss. Das ist einmal der Ar-
beitsbereich „Migration“, der Bereich „Justiz“ und
auch der Bereich „Verbraucherschutz“. Ich will ver-
suchen, in meinen 5 Minuten kurz auf alle Bereiche
einzugehen.

Als rot-rot-grüne Koalition legen wir besonderes Au-
genmerk auf gute Rahmenbedingungen im Bereich
„Asyl und Migration“ und stellen dafür mehr als
130 Millionen Euro pro Jahr zur Verfügung. Es ist
vorhin schon gesagt worden, die rückgehende Zahl
der Geflüchteten hat dafür gesorgt, dass der Etat
um 390 Millionen Euro im Ansatz verringert wurde –
das vielleicht auch als Hinweis, um noch mal die
Realitäten im Blick zu haben. Ein ganz zentraler
Bestandteil des Doppelhaushalts ist das Thüringer
Integrationskonzept, über das Herr Scherer nicht so
richtig etwas zu sagen wusste. Ein ganz besonde-
rer Dank gilt hier im Übrigen noch einmal der Migra-
tionsbeauftragten Mirjam Kruppa und ihrem Team,
die federführend für dieses Konzept waren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das Integrationskonzept, Herr Scherer, beschreibt
vielfältige und umfassende Integrationsmaßnah-
men, und zwar sehr konkret für alle Lebensberei-
che und für die zugewanderten Menschen in Thü-
ringen. Für die Umsetzung stellen wir für die Jahre
2018 und 2019 sogar 25 – und nicht nur 20 – Millio-
nen Euro zur Verfügung. Der Regierungsentwurf
hatte 20 Millionen Euro vorgesehen. Hier haben Sie
uns vorgeworfen, mal eben 20 Millionen Euro ir-
gendwie so aus dem Fenster zu werfen. Das Ge-
genteil ist der Fall. Lesen Sie das Integrationskon-
zept, da stehen ganz konkrete Maßnahmen und
diese konkreten Maßnahmen sind auch im Einzel-
nen untersetzt. Unterschiedlichste Integrationsleis-

tungen – vor allen Dingen übrigens für die Kommu-
nen wichtige Leistungen – werden hier finanziert,
wie die Sozialberatung für anerkannte Geflüchtete,
flächendeckende Dolmetscherleistungen – Sie ken-
nen das Problem, dass immer wieder Dolmetsche-
rinnen und Dolmetscher fehlen – oder verstärkte
Angebote der Sprachförderung und Bildungsarbeit.
Ich will hier einen Punkt explizit benennen, nämlich
„Start Bildung“ in Höhe von 2,5 Millionen Euro.

Was Sie hingegen machen wollen, ist, 25 Millionen
Euro irgendwie über eine Projektförderung auszu-
geben. Das ist intransparent. Wir haben ein Kon-
zept, das zugrunde liegt. Das unterscheidet uns
auch an dieser Stelle. Wir betonen aber auch, dass
es beim Integrationskonzept eben nicht nur darum
geht, ob Menschen eine Bleibeperspektive haben,
sondern wir denken, alle in Thüringen lebenden
Menschen mit und laden sie auch zum Integrations-
prozess und in den Integrationsprozess ein, denn
Integration ist bekanntlich keine Einbahnstraße. Au-
ßerdem führen wir das ThiLIK-Programm, das Inte-
grationsmanagement, fort, stärken mit dem kom-
menden Doppelhaushalt die Ausländervereinsarbeit
und stellen dafür auch doppelt so viele Mittel wie
2017 für Maßnahmen der Integrationsförderung zur
Verfügung.

Im Justizbereich haben wir ebenso klare politische
Schwerpunkte und investieren auch an den not-
wendigen Stellen. Besonders erwähnenswert ist
uns hier die Einführung der elektronischen Akte und
natürlich des elektronischen Rechtsverkehrs. Au-
ßerdem ermöglichen wir mit dem Doppelhaushalt
die Einführung und den Betrieb des Videodolmet-
schens in Thüringer Justizvollzugsanstalten. Auch
das ist ein Punkt, der immer wieder angemahnt
war.

Das professionelle Übergangsmanagement – Frau
Skibbe ist darauf schon eingegangen – für Haftent-
lassene unterstützen wir mit 750.000 Euro pro Jahr
und wir verbessern, was ja auch wichtig ist, die
Ausstattung der Gerichtsvollzieher und Wachtmeis-
ter mit besseren Schutzwesten, was uns insgesamt
244.000 Euro kosten wird.

Jetzt lassen Sie mich im Bereich Verbraucher-
schutz auch noch zwei Punkte erwähnen. Frau
Skibbe ist auf den einen schon eingegangen, näm-
lich auf die Verbraucherinsolvenzberatung. Mit dem
höheren Ansatz soll unter anderem dem steigenden
Beratungsaufwand und auch den Aufgabenzuwäch-
sen bei den Verbraucherinsolvenzberatungsstellen
Rechnung getragen werden.

Und, das ist uns besonders wichtig, wir haben mit
über insgesamt 6 Millionen Euro ein Modellprojekt
zur Verbesserung des Mittagessens an Thüringer
Schulen auf den Weg gebracht, auch darauf ist
meine Kollegin Skibbe schon eingegangen. Ziel ist
es, die Qualität des Mittagessens an Thüringer
Schulen zu verbessern und an den DGE-Qualitäts-
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standards auszurichten; natürlich möglichst unter
Verwendung von Lebensmitteln in Bio-Qualität
nebst wissenschaftlicher Projektbegleitung und
Evaluation soll die Essensversorgung an den
Schulen nachhaltig verbessert werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie se-
hen, wir haben hier einen sehr wichtigen Einzel-
plan. Herr Scherer hatte ja vorhin bemängelt, dass
die Debatten früher ein bisschen stiefväterlich in
diesem Bereich geführt wurden. Uns ist dieser Be-
reich extrem wichtig. Das sehen Sie, glaube ich, an
dieser Stelle. Wir stellen die entsprechenden Mittel
bereit. Wir stellen uns auch den Herausforderun-
gen. Wir verbessern die Sicherheit beispielsweise
in den Haftanstalten und wir wissen auch um die
Schwierigkeiten, die das Personal zu bewältigen
hat. An dieser Stelle herzlichen Dank allen, die sich
eingebracht haben. Wir bitten um Zustimmung auch
zu diesem Einzelplan.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Frau Abgeordnete Berninger jetzt für
die Fraktion Die Linke.

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren der demokratischen Fraktionen,
sehr geehrte Zuschauerinnen und Zuschauer auf
der Tribüne, ich muss am Anfang kurz vom Thema
abweichen, um das geradezurücken, was die
rechtspopulistische Fraktion hier behauptet hat in
Bezug auf ihre sozialpolitische Ausrichtung für die
deutsche Bevölkerung. Die AfD-Fraktion will das
Landesarbeitsmarktprogramm für Thüringen auf
null Euro zusammenstreichen, die Förderung öf-
fentlicher gemeinwohlorientierter Beschäftigung auf
null Euro zusammenstreichen,

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: So ein
Quatsch!)

(Unruhe CDU, AfD)

arbeitsmarktpolitische Maßnahmen mit ihren Ände-
rungsanträgen auf null Euro zusammenstreichen
und bei den Mitteln für die örtliche Jugendförderung
um 5 Millionen Euro kürzen, meine Damen und
Herren. Das ist der sozialpolitische Anspruch der
rechtspopulistischen Fraktion hier im Landtag.

Meine Damen und Herren, zum flüchtlingspoliti-
schen Teil des Haushalts im Einzelplan 05 möchte
ich neben dem, was meine Kollegin Astrid Rothe-
Beinlich ausgeführt hat, nur noch wenig ergänzen.
Rot-Rot-Grün reagiert auf die veränderte Situation,
auf die zurückgegangenen Zahlen neu angekom-
mener Geflüchteter, aber auch auf die Anforderun-
gen, die sich aus unserem Anspruch ableiten, näm-

lich allen Menschen ein gutes Ankommen, Integra-
tion und Teilhabe zu ermöglichen. Für das gute An-
kommen sorgen wir mit Veränderungen, die im
Haushalt für die Erstaufnahmeeinrichtung in Suhl
geplant sind, mit der Ausstattung, die wir erweitern
wollen, und der Umfeldgestaltung.

Das Integrationskonzept – das ist schon mehrfach
erwähnt – kann mit 10 Millionen Euro endlich um-
gesetzt werden. 10 Millionen Euro hat die Landes-
regierung im Entwurf verankert und wir wollen das
mit unserem Änderungsantrag noch mal jeweils um
2,5 Millionen pro Jahr erhöhen. Damit können wir
die im Integrationskonzept sehr konkret formulier-
ten Aktionspläne, Herr Scherer, realisieren und wir
wollen nicht wie die CDU konzeptionslos, sondern
bedarfsgerecht den Landkreisen und kreisfreien
Städten Mittel für Sozialberatung, für anerkannte
Geflüchtete etwa, für Start Deutsch, für Start Bil-
dung zur Verfügung stellen.

Die CDU will stattdessen mehr Geld in die Vorhal-
tung leer stehender Kapazitäten in Gemeinschafts-
unterkünften in dem Haushalt verankern, in denen
ein selbstbestimmtes und diskriminierungsfreies Le-
ben nicht möglich ist. Sie wollen in leere Hütten in-
vestieren, wir in Menschen, Herr Scherer.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Besonders, meine Damen und Herren, an diesem
integrationspolitischen Haushalt freut mich persön-
lich, dass wir die erfolgreiche Arbeit der Ehrenamts-
koordinatorinnen fortsetzen können. Seit April 2016
unterstützen drei bei der Integrationsbeauftragten
Frau Kruppa angesiedelte Koordinatorinnen die vor
Ort in Initiativen und Vereinen ehrenamtlich enga-
gierten Menschen, die genau das leben, was in vie-
len Politikerreden so schön immer gesagt wird: Will-
kommenskultur, Solidarität, Empowerment für Men-
schen, die einander beistehen und miteinander eine
offene Gesellschaft gestalten. Das sind die Men-
schen, die das „Wir schaffen das“ von Frau Merkel
organisieren und gestalten. Danke, meine Damen
und Herren, für diese Arbeit, danke an alle Men-
schen, die sich engagieren.

(Beifall DIE LINKE)

Präsident Carius:

Frau Berninger, Ihre Redezeit ist am Ende!

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Ich komme zum Schluss!

Meine Damen und Herren, dieser Haushalt ist ein
integrationspolitischer Haushalt, einer, der das fi-
nanziell untersetzt, was der rot-rot-grüne Anspruch
an Flüchtlingspolitik ist, für ein gutes Miteinander zu
sorgen und nicht für ein Gegeneinander, wie das
die Rechtspopulisten wollen.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Weitere Wortmeldungen vonseiten
der Abgeordneten liegen mir nicht vor. Herr Minister
Lauinger, Sie haben für die Landesregierung das
Wort. Bitte schön.

Lauinger, Minister für Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren Abgeordneten! Auch ich habe
die Debatte zu diesem Einzelplan mit großem Inte-
resse verfolgt und muss ehrlich sagen, ich bin fast
schon ein bisschen enttäuscht von den Redebeiträ-
gen der Opposition. Wenn ich die AfD zusammen-
fasse, dann hat sie hier eigentlich nichts anderes
gesagt als: Jeder Euro, den wir für Flüchtlinge aus-
geben, ist eine Fehlinvestition und sollte man am
Besten streichen. Und bei der CDU habe ich ver-
nommen, dass man im Strafvollzug kürzen sollte,
und die Einführung der elektronischen Akte, die wir
natürlich mit zusätzlichem Personal untersetzen,
dass das auch eine Fehlentscheidung wäre. Da
muss ich sagen, meine Damen und Herren, das
enttäuscht mich.

Der Einzelplan 05 bildet die Zuständigkeitsbereiche
Migration, Justiz und Verbraucherschutz ab. Unser
Ansatz in diesen jeweiligen Punkten ist für die Mi-
gration ganz klar zu sagen: Es ist eine humanitäre
Pflicht, den Menschen, die hierhergekommen sind,
zu helfen. Geflüchtete in der Not aufzunehmen, sie
unterzubringen, sie zu versorgen und auch – und
das ist das Entscheidende – zu integrieren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dieser Einzelplan trägt aber andererseits auch den
finanziellen Notwendigkeiten Rechnung, derer es
für eine effiziente Rechtsprechung, eine effektive
Strafverfolgung sowie einen sicheren und zeitge-
mäßen Justizvollzug bedarf.

Und schließlich – Frau Skibbe hat darauf hingewie-
sen – haben wir im großen Umfang die Spielräume
eröffnet, damit Bürgerinnen und Bürgern unseres
Freistaats ihre Rolle als Verbraucherinnen und Ver-
braucher sowie als Dienstleistungsempfängerinnen
und -empfänger gestärkt werden.

Lassen Sie mich zunächst ein paar Sätze zum Be-
reich Migration sagen. Ja, es ist richtig, wir haben
das Ausgabevolumen dieses Einzelplans im Ver-
gleich zum Haushalt 2017 deutlich zurückgeführt.
Das liegt daran und ist darauf zurückzuführen, dass
die aktuellen Zugangszahlen und die mittlerweile
stark optimierten Organisationsabläufe für Unter-
bringung und Versorgung tatsächlich dazu geführt

haben, dass wir für diesen Bereich weniger Geld
brauchen. Und was macht dieser Haushalt? Er
zieht exakt nach meiner Einschätzung die richtigen
Konsequenzen daraus, nämlich zu sagen, da kön-
nen wir Geld einsparen und auf der anderen Seite,
nämlich bei der Integration der Menschen, die hier
sind, da setzen wir nun neue Schwerpunkte, und
deshalb ist es ein guter Haushalt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Auch die Landesregierung hat auf diese Tatsachen
reagiert. Wir haben selber die Kapazitäten unserer
Erstaufnahmeeinrichtungen von ehemals zehn,
manchmal sogar elf Erstaufnahmeeinrichtungen zu-
rückgefahren, betreiben nur eine Erstaufnahmeein-
richtung in Suhl noch, statten die jetzt aber auch so
aus, dass sie ihre Aufgaben wirklich bestmöglich
leisten kann.

Ein Satz zu Ihnen, Herr Möller: Exakt 5.733.061,07
Euro – Herr Möller, haben Sie zugehört? –

(Zuruf Abg. Möller, AfD: Ja!)

war der Betrag, den wir über die elektronische Ge-
sundheitskarte für das Jahr 2017 gebucht haben.
Also versuchen Sie Ihre Fantasiezahlen, mit denen
Sie hier Stimmung machen wollen, vielleicht mal zu
überprüfen. Diese elektronische Gesundheitskarte
macht nämlich nur eines, sie optimiert die Abläufe
in den Verwaltungen drastisch. Und überall, wo Sie
sind und vielleicht mal mit Landratsämtern spre-
chen würden, würden Sie die Antwort bekommen,
dass das eine absolut gute Sache war, weil sie die-
sen Papierberg, den wir vorher hatten, reduziert ha-
ben, und daher bin ich stolz darauf und froh, dass
Thüringen diese Gesundheitskarte eingeführt hat.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich sage es auch ganz deutlich an dieser Stelle: Ich
glaube, ohne diese zusätzlichen Mittel, die wir im
Bereich Integration aufwenden, würden wir langfris-
tig höhere gesellschaftliche Folgekosten produzie-
ren. Deshalb ist es richtig, dass wir an dieser Stelle
Schwerpunkte setzen. Auch ich möchte mich noch
mal ausdrücklich bei Frau Kruppa und ihrem Team
dafür bedanken, dass sie wirklich in monatelanger
Kleinarbeit in Absprache mit unzähligen Organisa-
tionen der kommunalen Ebene, anderen Ressorts
für dieses Integrationskonzept gesorgt haben und
dieses Integrationskonzept ist tatsächlich das Herz-
stück. Das Herzstück dafür, was wir in diesem Be-
reich alles tun wollen. Es ist an ganz vielen Stellen
aufgeführt worden. Sprache ist die erste wichtige
Sache. Die Integrationsmanager sind erwähnt wor-
den, Audiodolmetschen ist erwähnt worden,
sprachliche Bildung, Start Deutsch ist erwähnt wor-
den. All das sind Dinge, die wir tun, um letztendlich
zu diesem Ziel zu gelangen, die Menschen hier zu
integrieren und integrieren heißt eben auch, diese
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Menschen dazu zu bringen, dass sie letztendlich in
den Arbeitsmarkt hier integriert werden, in die Ge-
sellschaft integriert werden und ich glaube, mit
dem, was Thüringen da tut, sind wir tatsächlich auf
einem sehr guten Weg.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Den zweiten Teil meiner Rede würde ich gern dem
Schwerpunkt des Einzelplans 05 widmen, der Ge-
richtsbarkeit, den Staatsanwaltschaften und dem
Justizvollzug. Was mit der elektronischen Akte auf
uns zukommt, würde ich mal die digitale Revolution
in der Justiz nennen. Wir alle reden hier gern und
viel davon, das Land moderner, zukunftsfester, digi-
taler zu machen. Jetzt ist ein Bereich, nämlich die
Justiz, etwas, das ganz massiv diesen Weg geht.
Seit dem 1. Januar 2018 kann digital mit allen Ge-
richten kommuniziert werden und glauben Sie jetzt
nicht, so eine Umstellung geht von heute auf mor-
gen. Ja, der Bundesgesetzgeber gibt uns Zeit bis
2026, diesen Umstellungsprozess abzuschließen.
Aber das hat mich schon erstaunt, als Herr Scherer
kritisiert hat, dass wir zusätzliches Personal befris-
tet in diesem IT-Bereich einstellen, um diese Um-
stellung, diese Jahrhundertrevolution von Papierak-
te auf digitale Akte zu vollziehen. Glauben Sie, so
was geht von heute auf nachher, ohne dass wir die-
se elektronischen Systeme auch installieren? Na-
türlich braucht es Personal und ich bin stolz darauf,
dass wir in diesen Haushaltsverhandlungen die not-
wendigen Grundlagen dafür gelegt haben,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

um diesen Schritt in einem Bundesland auch tat-
sächlich mal zu gehen. Und auch zu sagen, ja, wir
stellen um, aber natürlich braucht das auch das
entsprechende Personal an dieser Stelle.

Weitere Bemerkungen würde ich gerne noch zum
Justizvollzug machen. Der Justizvollzug war ja
durch diese Tatsache, dass es innerhalb eines hal-
ben Jahres zweimal gelungen ist, aus Thüringer
Justizvollzugsanstalten auszubrechen – was zu kri-
tisieren ist, was ein Punkt ist, der ganz genau auf-
gearbeitet werden muss, um das auch mal ganz
klar zu sagen –, sehr in den Fokus gekommen.
Deshalb bin ich auch den Regierungsfraktionen
noch mal dankbar, dass in den Anträgen, die zu
diesem Haushalt gestellt wurden, noch mal ein sol-
cher Schwerpunkt gesetzt wurde, dass wir gesagt
haben, alles, was technisch möglich ist, alles, was
denkbar ist, um Sicherheit zu erhöhen und zwar
auch Sicherheit für die Beamten, die dort arbeiten,
müssen wir in diesem Haushalt tun. Ich bin schon
verwundert. Es ist richtig, wir haben zurückgehende
Gefangenenzahlen, das sage ich ja auch, habe ich
schon mehrfach gesagt und das ist ja auch ein po-
sitiver Umstand. Ich meine, weniger Kriminelle in ei-

nem Land sollte eigentlich ein Punkt sein, wo wir
sagen,

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das ist der
falsche Schluss, Herr Minister!)

das ist jetzt keine Fehlentwicklung. Aber wenn die
CDU daraus schließt, aus weniger Gefangenen, die
Fortbildung der Bediensteten zu reduzieren, dann
ist das sicherlich der falsche Weg.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Problemlagen, die wir im Justizvollzug haben,
sind, dass diejenigen, die da sind, wie so oft schon
erwähnt, immer komplexere Problemlagen mit sich
bringen. Immer mehr Suchtabhängige, immer mehr
psychisch Kranke und eben nicht nur Kriminelle
und dafür ist es extrem wichtig, dass unser Perso-
nal auch gut geschult ist. Ich spare mir jetzt ange-
sichts der Zeit die vollständige Auflistung all des-
sen, was wir tatsächlich an Maßnahmen machen,
möchte zum Schluss vielleicht noch einen Punkt er-
wähnen, der mir auch sehr wichtig ist, neben den
Verbraucherinsolvenzberatungen, die wir aufge-
stockt haben. Die Koalitionsfraktionen haben in die-
sen Landtag eingebracht, dass sich der Thüringer
Landtag zu seiner politischen Verantwortung be-
kennt und hat die Landesregierung gebeten, einen
Entschädigungsfonds für die Opfer, Angehörigen
und Betroffenen der Taten des NSU einzurichten.
Dieser Aufgabe kommt das Justizministerium gern
und mit großem Engagement nach. Wir haben be-
reits sehr viele notwendige Maßnahmen getroffen,
damit diese Gelder von 1,5 Millionen auch im Laufe
dieses Jahres unbürokratisch und schnell ausge-
zahlt werden. Ich finde das in diesem Haushalt
noch einen sehr wichtigen und erwähnenswerten
Punkt. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Ich sehe keine weiteren Wortmeldun-
gen. Damit schließe ich die Aussprache zum Ein-
zelplan des Haushalts des Thüringer Ministeriums
für Migration, Justiz und Verbraucherschutz.

Wir eröffnen die Aussprache zum Einzelplan 06 –
Thüringer Finanzministerium – und Einzel-
plan 17 – Allgemeine Finanzverwaltung – ein-
schließlich Gesamtplan, Thüringer Haushaltsge-
setz 2018 und Mittelfristiger Finanzplan sowie
Finanzbericht.

Als Erste hat Frau Abgeordnete Floßmann für die
CDU-Fraktion das Wort.
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Abgeordnete Floßmann, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Besucher auf
der Tribüne und am Livestream, werte Kolleginnen
und Kollegen, zunächst einmal herzlichen Dank für
die letzten Wochen der intensiven Debatte oder in-
tensiven Haushaltsberatungen. Frau Finanzministe-
rin, herzlichen Dank für die gute Zusammenarbeit.
Sie haben ja gestern zu uns gesagt, Sie haben viel
gelernt. Wir haben auch viel gelernt, vor allem,
dass wir häufig unterschiedlicher Meinung waren.

Auch im Einzelplan 06 zum Thüringer Finanzminis-
terium setzen wir unser Konzept eines maßvollen
Haushalts fort. Wir praktizieren keine Haushaltspoli-
tik mit der Gießkanne, um möglichst alle ruhigzu-
stellen, sondern wir setzen uns für eine Reduzie-
rung unnötiger Ausgaben ein, um an den wichtigen
Stellen ausreichend Geld für notwendige Investitio-
nen zu haben.

Im Bereich des Finanzministeriums wollen wir bei-
spielsweise im Bereich Geschäftsbedarf und Kom-
munikation in diesem Jahr 74.000 Euro und im
kommenden Jahr 144.400 Euro einsparen im Ände-
rungsantrag 6/4977 oder im Bereich der Öffentlich-
keitsarbeit den Ansatz von 2017 nicht mehr als ver-
doppeln dieses Jahr oder gar verdreifachen im Jahr
2019. Hier orientieren wir uns am Ist von 2016 und
stellen stattdessen eine seriöse Summe ein. Allein
dieser Posten bringt in Summe über 100.000 Euro
Einsparungen.

Oder bei der Haltung von Dienstfahrzeugen: Hier
hat das Finanzministerium fast 80.000 Euro über
dem Ist-Stand von 2016 eingeplant und damit fast
38 Prozent erhöht. Das ist nicht nachvollziehbar
und speist Geld ins System, das aller Voraussicht
nach nicht abgerufen wird. Hier wäre mehr Ehrlich-
keit angebracht. Daher wollen wir diese Mittel auch
entsprechend kürzen bzw. auf das Ist-Ergebnis an-
passen. Das übrig gebliebene Geld wollen wir in
diesem Fall in der Rücklage behalten.

Bei der Bewirtschaftung von Grundstücken, Gebäu-
den und Räumen ist ein Einsparpotenzial von über
600.000 Euro gegenüber dem Ist von 2016 auszu-
machen.

Oder aber bei Mieten und Pachten für Grundstücke
im Bereich des Finanzministeriums: Hier wurde der
Ist-Wert von 2016 um 90.000 Euro in diesem Jahr
bzw. 100.000 Euro in 2019 erhöht. Diese Aufwüch-
se sind besser in die Reduzierung der Rücklagen-
entnahme zu stecken, als dass sie irgendwo im
Haushalt verschwinden. Hier möchte ich gern Herrn
Kollegen Pidde widersprechen, der in der Presse
von „Kindereien“ bei einzelnen Anträgen sprach.
Dass wir uns den Haushalt genau anschauen und
Ihnen nicht alles durchgehen lassen, hat nichts mit
Kindereien zu tun und entgegen den gestrigen Wor-
ten von Frau Finanzministerin Taubert auch nicht
mit Kleinkleberei. Es handelt sich hierbei um Steu-

ergeld der Bürger, wofür wir verantwortlich sind und
mit dem wir maßvoll umzugehen haben.

(Beifall CDU)

Der Vorteil wäre eine höhere Schuldentilgung und
wären damit auch zukünftig durch die ersparten
Zinszahlungen mehr Handlungsspielräume gewe-
sen. Neben der Rücklage ist unser erklärtes Ziel die
umfangreiche Tilgung von Schulden. Dabei verlas-
sen wir uns nicht auf ein mögliches Steuerplus, wie
es die Finanzministerin tut, sondern wir schauen
uns die geplanten Ausgaben genau an, wo wir ein-
sparen können. An genau 124 Stellen

Vizepräsidentin Jung:

Frau Abgeordnete Floßmann, Ihre Redezeit ist um.

Abgeordnete Floßmann, CDU:

haben wir Einsparpotenziale in der Schuldentilgung
ausgemacht. In zwei Jahren sind wir jetzt auf fast
120 Millionen Euro gekommen.

Vizepräsidentin Jung:

Frau Abgeordnete Floßmann.

Abgeordnete Floßmann, CDU:

Wir wenden dieses großflächig für den Haushalt an.

Vizepräsidentin Jung:

Ihre Redezeit ist jetzt wirklich um.

Abgeordnete Floßmann, CDU:

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit und be-
grüße ganz herzlich noch die Regelschule Held-
burg.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der SPD hat Abgeordneter Pidde
das Wort.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die
Steuerverwaltung ist immens wichtig für das organi-
sierte Staatswesen. Uns allen muss doch daran ge-
legen sein, dass wir einen gerechten und gleichmä-
ßigen Vollzug haben.

Wenn wir die Anträge gehört haben, die die Kolle-
gin Floßmann für die CDU-Fraktion hier vorgestellt
hat, dann muss man zusammenfassend sehen, es
sind fast 2 Millionen Euro, die in 2018 und noch mal
in 2019 gekürzt werden sollen und das betrifft auch
das Bildungszentrum der Thüringer Steuerverwal-
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tung in Gotha und da haben wir ganz andere Vor-
stellungen. Ihre Fraktion, Finanzminister Voß hat ja
schon mal gesagt, die Ausbildung kann auch extern
erfolgen. Wir wollen das nicht und ich bedanke
mich bei Frau Ministerin Taubert, dass sie hier so
klare Kante zeigt.

(Beifall SPD)

Wenn man sich an dem Ist 2016 orientiert, das
reicht nicht aus. Der Hausherr des Bildungszen-
trums ist ja der Innenminister Georg Maier und er
bekennt sich, wie auch wir alle, zur Verbesserung
der baulichen Situation im Bildungszentrum in Go-
tha. Und wir wollen die Anwärterzahlen deutlich er-
höhen. Wir brauchen dringend Nachwuchs, um die
frei werdenden Stellen in den Finanzämtern zu be-
setzen. Dann ist es aus meiner Sicht die falsche
Weichenstellung, wenn Sie die Gelder streichen
wollen, wenn wir genau wissen, wir brauchen mehr.
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächster Redner hat sich Abgeordneter Krumpe
zu Wort gemeldet, den sehe ich aber gar nicht. Herr
Abgeordneter Kießling, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Kießling, AfD:

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, lie-
be Gäste, werte Zuschauer auf der Tribüne! Der
Einzelplan 06 Thüringer Finanzministerium ist mit
Sicherheit am unspektakulärsten von allen Einzel-
plänen. Da möchten wir uns an dieser Stelle bei der
Frau Finanzministerin Taubert auch mal bedanken
für Ihre Kooperationsbereitschaft bei den Haus-
haltsberatungen und dass sie sich hart dafür einge-
setzt hat, dass wir den Zugang zum Haushaltspro-
gramm HAMASYS bekommen, auch gerade für die
Änderungsanträge. Dadurch wurde vor allem auch
den Oppositionen ihre Arbeit erleichtert, die ent-
sprechenden Änderungsanträge so vorzubereiten.

Auch wenn das Programm noch ein paar kleine
Kinderkrankheiten hat, so hoffe ich doch inständig,
dass die Landesregierung plant, dieses Programm
weiter auch in Zukunft nutzen zu können, denn wie
gesagt, Digitalisierung schreitet voran und ist ent-
sprechend nutzbringend. Aber was wäre eine Op-
position ohne Kritik? Die CDU hat schon ange-
merkt, wie gesagt, sie hat gekürzt auf den Stand
2016, hat aber leider vergessen, die Inflationsrate
von mindestens 2 Prozent hier mit einzubeziehen,
daher haben wir da nicht in diesem Maße gekürzt.

Wir als AfD-Fraktion sehen den Aufwuchs der Ein-
nahmen aus Verwarnungs- und Bußgeldern kri-
tisch, denn unsere Bürger werden bereits an ande-
rer Stelle schon genügend geschröpft. In Summe

plant die rot-rot-grüne Landesregierung in diesem
Titel für 2018 und 2019 jeweils 3,1 Millionen Euro
an Buß- und Zwangsgeldern von den Thüringer
Bürgerinnen und Bürgern einzunehmen. Gerade
mit dem Wissen, dass die Bürger noch an vielen
anderen Stellen mit unnötigen überhöhten Abgaben
belastet werden, halten wir dies für nicht bürger-
freundlich.

Positiv sehen wir die weitere Digitalisierung im Be-
reich der Steuererklärungen. Hier ist Einsparpoten-
zial im Bereich der Verwaltung an Zeit- und Perso-
nalkosten gegeben, auch für die Steuerpflichtigen
und die steuerberatenden Berufe ist die elektroni-
sche Abgabe der Erklärung mittels ELSTER eben-
falls eine Arbeitserleichterung und wird von uns un-
terstützt. Ansonsten haben wir für den vorliegenden
Plan keine weiteren Anträge vorgesehen. Wir be-
danken uns für die Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Den Abgeordneten Krumpe sehe ich immer noch
nicht. Dann Herr Staatssekretär Schubert, Sie ha-
ben das Wort für die Landesregierung.

Wenn Sie gestatten, dann würde ich dem Abgeord-
neten Krumpe vorher noch das Wort erteilen.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Sie
können Ihren Beitrag als Mail schicken!)

Abgeordneter Krumpe, fraktionslos:

Herzlichen Dank. Ich hatte parallel noch eine Besu-
chergruppe und entschuldige mein Zuspätkommen.

Frau Präsidentin, liebe Kollegen Abgeordnete,
wenn ich von den Thüringer Bürgern gefragt werde,
welche Leistungen die Landesregierung im Bereich
der Verwaltungsdigitalisierung seit 2014 erbracht
hat, dann antworte ich denen, dass die Landesre-
gierung eine realistische Chance hat, Geschichte
zu schreiben, indem sie nämlich endlich begonnen
hat, die staubige Servicewüste vieler Thüringer
Kommunen durch die Bereitstellung digitaler Killer-
Apps zu einem Blockbuster öffentlicher Verwal-
tungsleistungen zu machen, was letztendlich dem
öffentlichen Wohl in Bezug auf Servicequalität zu-
gutekommt.

Damit Verwaltungsdigitalisierung tatsächlich auf der
Habenseite der Landesregierung landet, ist die
Landesregierung neben der Vorlage eines gesetzli-
chen Rahmens zur Verwaltungsdigitalisierung dazu
aufgefordert, sich Gedanken zur Umsetzung des
rechtlichen Rahmens bei den Normadressaten zu
machen. Durch die Gebietsreform wären von den
500 höchst schwierig zu lenkenden Normadressa-
ten vielleicht noch 120 übrig geblieben, die auf-
grund ihrer Leistungsfähigkeit auch die nötige Fit-
ness mitgebracht hätten, das E-Government-Ge-
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setz so umzusetzen, dass stichtagsbezogen ein
echter Mehrwert für die Bürger erkennbar gewesen
wäre. Durch das Scheitern der Gebietsreform ist
man nun auf den Joker angewiesen, den der Minis-
terpräsident, Herr Bodo Ramelow, als Gebietsre-
form mit neuer Qualität bezeichnet hatte. Und die-
sem Joker möchte ich mit meinem Änderungsan-
trag ein Gesicht geben und verstehe unter einer
neuen Qualität interkommunaler Zusammenarbeit
die Gründung eines Pflichtverbands zur Umsetzung
des E-Government-Gesetzes. Neue Qualität schon
allein deshalb, weil von den Regelungen zur Grün-
dung eines Pflichtverbands nach § 25 Thüringer
Gesetz über die kommunale Gemeinschaftsarbeit
bislang in Thüringen noch kein Gebrauch gemacht
wurde. Die Gründung eines Pflichtverbands folgt
auch der von der Landesregierung bisher vertrete-
nen Intention, die kommunale Familie zur Schaf-
fung von leistungs- und verwaltungsstarken Ge-
bietskörperschaften zu verpflichten, sofern sie in-
nerhalb einer Freiwilligkeitsphase keine geeigneten
Maßnahmen ergreifen.

In Bezug auf das Thüringer E-Government möchte
ich hier einmal feststellen, dass die Freiwilligkeits-
phase zur Umsetzung des kommunalen E-Govern-
ments seit knapp 20 Jahren andauert und bislang
weder nennenswerte noch sehenswerte Maßnah-
men von der kommunalen Familie ergriffen worden
sind, um elektronische Verwaltungsleistungen in
Thüringen umzusetzen. Die Freiwilligkeitsphase ist
aus meiner Sicht auf ganzer Linie gescheitert und
genau deshalb möchte ich mit meinem Änderungs-
antrag den Startschuss für die Pflichtphase geben.
Ohne einen Pflichtverband besteht das Risiko, dass
der zeitliche Rahmen des Onlinezugangsgesetzes
und des Thüringer E-Government-Gesetzes nicht
von jeder Gemeinde eingehalten wird. Ohne einen
Pflichtverband lässt sich die Wertschöpfungskette
öffentlicher Verwaltungsleistungen weder vertikal
noch horizontal in jeder Gemeinde neu gestalten.
Ohne einen Pflichtverband können Synergieeffekte
in der Umsetzung des Thüringer E-Governments in
den Bereichen des Datenschutzes, des IT-Manage-
ments und des Projektmanagements, die Anpas-
sung kommunaler IT-Fachverfahren und die Umset-
zung übergeordneter Vorgaben des IT-Planungs-
rats nicht erreicht werden. Und ohne einen Pflicht-
verband besteht auch ein hohes Risiko dahin ge-
hend, dass die Gemeinden bis 2020 vielleicht eini-
ge isolierte Verwaltungsleistungen medienbruchfrei
und digital gestaltet haben, diese sich jedoch nicht
an den Lebenslagen der Bürger orientieren und
schlussendlich einen geringen Nutzwert aufweisen.

Meine Damen und Herren, mit dem Zwang, dass
die Kommunen einem pflichtigen Zweckverband
beitreten müssen, schaffen wir für alle Mitarbeiter
im öffentlichen Dienst in Thüringen gleiche berufli-
che Entwicklungschancen ohne Benachteiligungen.
Damit meine ich, dass mit dem technischen Fort-

schritt die Aufwertung der Arbeit im öffentlichen
Dienst verbunden ist. Dabei gilt es, die Potenziale
digitaler Wertschöpfungsketten und smarter Ver-
waltungsleistungen optimal auszuschöpfen und
gleichzeitig den Bedürfnissen der Beschäftigten ge-
recht zu werden. Ich bitte deshalb um Ihre Zustim-
mung. Herzlichen Dank.

(Beifall SPD, AfD; Abg. Gentele, fraktionslos)

Vizepräsidentin Jung:

Jetzt hat für die Landesregierung Staatssekretär
Schubert das Wort.

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren Abgeordneten, der Einzelplan 06 hat doch
ein paar Dinge, die bemerkenswert sind, auch
wenn das jetzt in der Debatte nicht so rausgekom-
men ist, außer bei Herrn Krumpe. Deshalb möchte
ich zwei Dinge hervorheben. Das eine ist, dass wir
ab dem 01.01.2019 in Thüringen eine zweistufige
Steuerverwaltung haben. Das ist eine Sache, die –
denke ich – unbedingt notwendig ist, denn Thürin-
gen ist, wie wir alle wissen, ein relativ kleines Land,
und deswegen brauchen wir eine Zwischeninstanz
als Landesfinanzdirektion zwischen den Finanzäm-
tern und dem Finanzministerium eigentlich gar
nicht. Deswegen werden wir das dort auch ändern.
Nur so wird es möglich sein, dass wir die fast noch
200 Stellen der Finanzverwaltung, die noch abzu-
bauen sind, bis 2025 überhaupt realisieren können,
denn wir wollen ja weiterhin eine hoch qualitative
und effektive Steuerverwaltung haben. Das werden
wir umsetzen, das ist einer der Punkte.

Der zweite Punkt ist die neue Abteilung 5 im TFM
ab 01.01.2019, da geht es vor allen Dingen um das
Thema „E-Government/IT“. Dass das immer weiter
an Bedeutung gewonnen hat, wissen, glaube ich,
alle. Das können wir nicht mit einem Referat, was
sich vorgefunden hat im TFM, lösen, sondern hier
braucht man eine schlagkräftige Truppe. Das geht
damit los, dass wir Dokumentenmanagementsys-
teme in der Landesverwaltung einheitlich einführen
wollen. Wir müssen die E-Rechnung einführen und
müssen vor allen Dingen das Onlinezugangsge-
setz, was Herr Krumpe schon erwähnt hat, in fünf
Jahren umsetzen in Zusammenarbeit mit den Kom-
munen. Ich wollte das eigentlich beim Einzelplan 16
dann sagen, aber weil Herr Krumpe das hier ausge-
führt hat, ist das, glaube ich, jetzt der richtige Ort,
um dazu das zu sagen, was den Pflichtzweckver-
band angeht. Das kann man sicherlich machen. Ob
das zum Erfolg führt, möchte ich bezweifeln, denn
wenn die Kommunen zu etwas gezwungen werden
sollen, dann werden die dort nicht richtig mitarbei-
ten. Auf diese Mitarbeit sind wir aber angewiesen.
Deswegen führe ich jetzt schon seit Wochen Ge-
spräche mit den kommunalen Spitzenverbänden,

9116 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 107. Sitzung - 25.01.2018

(Abg. Krumpe)



dem Landkreistag, dem Gemeinde- und Städte-
bund, war mehrfach im Präsidium, war auch bei der
Landrätekonferenz. Jedes Mal kommen wir ein
Stück weiter in der ganzen Angelegenheit, dass
auch eingesehen wird, wir brauchen hier eine kom-
munale Zusammenarbeit, denn die Kommunen sind
nicht in der Lage, glaube ich, die IT-Sicherheit im
vollen Umfang in ihren kleinen Einheiten zu ge-
währleisten. Die werden auch die technische Vor-
aussetzung, um das überhaupt durchzuführen,
nicht gewährleisten können. Weiterhin braucht die
Landesregierung einen einheitlichen Ansprechpart-
ner auf der kommunalen Seite, denn es ist schwie-
rig, mit 200 Verwaltungen auf der Gemeindeebene
und mit 17 Landkreisen immer im Gespräch zu blei-
ben, zumal durch das Land jede Menge andere
rumziehen und den Kommunen irgendwas verspre-
chen, was sie für sie machen können. Das führt am
Ende dazu, dass ein Chaos entsteht, dass jede
Kommune was anderes macht, was aber dem Bür-
ger am Ende nur schadet, denn der will die elektro-
nische Verwaltungsdienstleistung aus einer Hand
haben. Er möchte nicht erst suchen, wer ist jetzt für
mein Anliegen zuständig? Ist es der Landkreis, ist
es die Gemeinde oder ist es vielleicht die Landes-
verwaltung? Er hat ein Problem und das muss er
auf einem Portal lösen können bis hin zum Bundes-
portal. Das wollen wir angehen. Deswegen bin ich
sehr daran interessiert, wie es Herr Krumpe auch
gesagt hat, dass wir einen kommunalen Zusam-
menschluss brauchen, aber nicht als Pflichtver-
band, sondern als Freiwillige, aus der Einsicht, der
Notwendigkeit heraus entstanden, ob das nun ein
Zweckverband oder irgendein anderer Zusam-
menschluss ist, jedenfalls ein Zusammenschluss
der Kommunen. Das ist die richtige Lösung und das
streben wir an. Da bin ich mir sicher, das werden
wir auch hinkriegen. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Aufgrund der längeren Redezeit der Landesregie-
rung ergeben sich für jede Fraktion jetzt noch
45 Sekunden. Wird noch mal das Wort gewünscht?
Das kann ich nicht erkennen. Damit ist die Ausspra-
che zum Einzelplan Thüringer Finanzministerium
und zum Einzelplan 17, einschließlich Gesamtplan,
Thüringer Haushaltsgesetz 2018/2019, Mittelfristi-
ger Finanzplan und Finanzbericht beendet.

Ich rufe auf den Einzelplan 07 – Thüringer Minis-
terium für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale
Gesellschaft –. Als erster Redner hat Abgeordne-
ter Prof. Dr. Voigt von der CDU-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Prof. Dr. Voigt, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen
und Kollegen, den Einzelplan zum Thema „Wirt-

schaft, Wissenschaft und Digitalisierung“ bespre-
chen wir heute in einer Zeit, in der es Deutschland
wirtschaftlich so gut geht wie noch nie zuvor.
44 Millionen Menschen haben ein Beschäftigungs-
verhältnis, das ist einmalig in der bundesrepublika-
nischen Geschichte. Wir haben in Thüringen Be-
schäftigungsrekorde, uns geht es wirtschaftlich ex-
zellent. Wir haben die beste wirtschaftliche Lage
und wir haben hohe Steuereinnahmen. Das bietet
in gewisser Weise die Chance, innezuhalten und zu
fragen: Auf welcher Grundlage betreiben wir eigent-
lich Politik? Was müssen wir tun, damit dieser Zu-
stand, der heute da ist, auch in Zukunft so weiter
bleiben kann? Deswegen ist eine Haushaltsdebatte
auch eine Debatte darüber, sich zu vergewissern:
Ist das, was da in Zahlen gegossen ist, auch tat-
sächlich ein Zukunftsentwurf oder ist es nur Status
quo? Wenn wir auf die Wirtschaftspolitik blicken,
dann muss man sagen, dass dieser Haushaltstitel
die in Zahlen gegossene Ideenlosigkeit aus dem
Wirtschaftsministerium ist. Da ist kein Zukunftsent-
wurf drin, da ist keine Vorsorge für das, was wir in
fünf Jahren in Thüringen brauchen. Das ist quasi
einfach nur heute und nicht Zukunft, deswegen ist
es falsch, was wir hier vorgelegt bekommen haben.

(Beifall CDU)

Ich will es Ihnen auch in der Sache begründen.
Wenn wir uns anschauen, zwei Drittel der Thüringer
Unternehmen finden innerhalb von zwei Monaten
nicht die geeigneten Fachkräfte. Wir haben massi-
ve Leerstellen bei den Ausbildungsplätzen. All das
sind Themen, wo wir ganz klar feststellen, da müss-
te gehandelt werden. Findet sich das im Haushalts-
entwurf von Minister Tiefensee? Natürlich nicht. Der
Haushaltstitel heißt eigentlich „Wirtschaft, Wissen-
schaft und Digitalisierung“, also ein klassisches Zu-
kunftsministerium. Aber das, was wir dort erleben,
ist ganz klar Status quo und nicht die richtige Priori-
tätensetzung. Ich will es Ihnen begründen. Der Ge-
staltungswille würde darin sichtbar werden, dass
Sie klar eine Vision haben, wo es hingehen soll. Di-
gitalisierungsstrategie fordern wir seit 2015 ein –
die gibt es immer noch nicht. Sie haben uns eine
Roadmap für Ende des Jahres versprochen – liegt
nicht vor. Bei dem wesentlichen Thema „Digitalisie-
rung“ ist Thüringen wieder rote Laterne, genau das,
was wir bei der Breitbandförderung hatten, Sie ver-
schlafen einfach Zukunftsfragen und das wird hier
auch im Haushalt sichtbar.

(Beifall CDU)

Internationalisierung – Strategie der Landesregie-
rung fehlt. Es wird auch nicht sichtbar in Ihren
Haushaltstiteln. Wenn es um die Frage von Außen-
wirtschaftsförderung geht, streichen Ihnen sogar Ih-
re eigenen Truppenteile noch die Haushaltstitel zu-
sammen. Daran wird sichtbar, dass Export für Sie
kein Thema ist.
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Gehe ich ins dritte Thema „Gründungskultur“ hin-
ein: Auch da kleine Einzelansätze, aber nichts Ko-
härentes. Gehen wir weiter: Bei der Wissenschafts-
politik – die Hochschulexperten haben Ihnen gera-
de erst in einer Anhörung in neuneinhalb Stunden
ausgewiesen, dass Ihr Hochschulgesetz die Wett-
bewerbsfähigkeit des Thüringer Wissenschafts-
standorts gefährdet. All das findet sich bei Ihnen in
Ihrem Haushaltstitel, der eigentlich vor Geld nur so
überquillt, wieder. Das ist einfach beschämend,
dass Sie die falschen Wertsetzungen oder die
falschen Prioritätensetzungen machen.

(Beifall CDU)

Und dann platzt mitten in die Haushaltsberatung:
Wir haben da mal eine neue Staatssekretärin ge-
funden. Ich will Ihnen eines sagen: In dem letzten
Dreivierteljahr, wo Staatssekretär Maier zum Innen-
minister geworden ist, ist es offen gestanden nicht
aufgefallen, dass da ein zweiter Staatssekretär
fehlt. Das ist daran sichtbar, dass Sie offensichtlich
eben genau diese Fragen nicht angehen. Und
wenn Sie nicht arbeiten, dann fällt auch nicht auf,
wenn ein zweiter Staatssekretär fehlt.

(Zwischenruf Abg. Mühlbauer, SPD: Bei Ih-
nen vielleicht nicht!)

Insofern kann ich Ihnen eines sagen: Nehmen Sie
das Geld lieber, investieren Sie es entweder in
einen Meisterbonus oder in eine Digitalisierungs-
strategie. Da ist mit dem Geld mehr gewonnen, als
wenn Sie das zweite Mal irgend so einen Sozialde-
mokraten mit einem Posten versorgen müssen.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Das kommt
bei der CDU ganz selten vor!)

Was Sie eigentlich mehr besorgen sollte, ist Fol-
gendes: Ich meine, dass es bei solchen Themen
wie Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung in
Thüringen vielleicht auch gut qualifizierte Leute ge-
ben würde. Aber schon wieder kommt ein Import.
Und wenn ich mir die Staatssekretäre angucke, vier
von zwölf Staatssekretären kommen aus Thürin-
gen, der Rest ist importiert, da kann man nur sa-
gen: Offensichtlich hat Rot-Rot-Grün in Thüringen
nicht die geeigneten Fachkräfte, dass Ihnen Ihre ei-
gene Regierung nicht mal vertraut, die in die Regie-
rung zu holen.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Mühlbauer, SPD: Ihre Mi-
nister waren auch nicht alle aus Thüringen!)

Gehen wir mal in die Inhalte zum Thema „Duale
Ausbildung“.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Da
müssen Sie bei der CDU auch mal schauen!)

Nur weil Sie lauter schreien, werden Ihre Argumen-
te nicht besser.

(Unruhe DIE LINKE)

Gehen wir mal in den Bereich der dualen Ausbil-
dung. Wissen Sie, wenn Ihnen der Geschäftsführer
der Handwerkskammer Erfurt sagt, Ihre Prämie bei
den Meistern ist ein Tropfen auf den heißen Stein,
löst aber die Probleme nicht, dann nehmen Sie
doch endlich mal einen Vorschlag der Unionsfrak-
tion an, indem Sie sagen: Wir unterstützen einen
Meisterbonus. Und wenn wir auf die nationalen Pro-
gramme schauen, dann werden wir feststellen, die
meisten Bundesländer haben sowas, überlegen so-
gar noch, aufzustocken. Wir als CDU-Fraktion ha-
ben einen konkreten Änderungsvorschlag gemacht,
den werden Sie wieder niederstimmen. Aber ich
kann Ihnen eines sagen: In vier oder fünf Jahren
werden die Vertreter von Rot-Rot-Grün in der Op-
position hier stehen und dann lamentieren, warum
wir nicht genügend Meister haben. Ich kann Ihnen
nur sagen: Wenn Sie nicht heute die Wurzeln dafür
legen, dass wir in fünf Jahren in Thüringen erfolg-
reich sein können, dann machen Sie einfach Ihren
Job falsch. Deswegen: Unterstützen Sie den Meis-
terbonus und tun Sie nicht so, als ob Ihnen duale
Ausbildung im Freistaat egal ist!

(Beifall CDU)

Aber es hat auch ein bisschen was mit Menschen-
bild zu tun. Es wird immer wieder darüber geredet,
dass Akademisierung viel, viel wichtiger ist. Wissen
Sie, ich war gestern erst bei einem Jahresempfang,
wo mir am Abend der Chef der Kreishandwerker-
schaft gesagt hat: Mario, wir wollten kürzlich in eine
Schule hinein und weißt du, was dort passiert ist?
Die haben uns gesagt: Nein, wir sind hier für Bil-
dung zuständig, mit der Wirtschaft wollen wir nichts
zu tun haben. – Da würde ich einen Wirtschaftsmi-
nister erwarten, der hergeht und sagt: Wir wollen,
dass auch die Unternehmen – der Mittelstand – in
die Thüringer Schulen hineinkommen, um über
duale Ausbildung zu reden, um über Unternehmer-
tum der Zukunft zu reden. Aber all das tun Sie
nicht. Lieber Herr Tiefensee, Sie sind Wirtschafts-
minister, das ist Ihr Job, setzen Sie dafür ein Pro-
gramm auf! Wir bilden Ihnen mit unserem Ände-
rungsantrag sogar eine Brücke, damit Sie so was
einführen können. Das wäre mal konkrete Haus-
haltspolitik – für duale Ausbildung und für Unter-
nehmensgründung.

(Beifall CDU)

Aber das hat natürlich auch etwas mit Ihrem Unter-
nehmerbild zu tun. Ich habe mir mal die Zitate raus-
gesucht, da wird aus der Regierung manchmal von
„Ausbeutern“, manchmal von „Unterdrückern“ gere-
det. Das sind nicht die Mittelständler, die es im Frei-
staat gibt. Im Freistaat sind ordentliche Unterneh-
mer, Handwerksmeister, Mittelständler, die mit ihrer
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Hände Arbeit dafür Sorge tragen, dass wir sowohl
Steuereinnahmen, aber vor allen Dingen Menschen
in Lohn und Brot haben. Genau aus dem Grund
kann ich Ihnen nur zurufen: Wenn Sie Geld ins
ThEx geben, ist das richtig, aber sorgen Sie genau-
so auch dafür, dass die Unternehmen in die
Schulen hineinkommen, weil das am Ende auch
gelebte Wirtschaftspolitik ist. Ihr Bildungsminister
schwadroniert darüber, dass wir einen Ost-West-
Austausch brauchen, besser wäre es, von Landes-
ebene einen Wirtschafts- und einen Schulaus-
tausch zu organisieren, denn damit wäre dem Frei-
staat mehr geholfen.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Skibbe, DIE LINKE: Sa-
gen Sie das mal Ihrer Landrätin Schweins-
burg!)

Gehen wir zum dritten Thema – Internationalisie-
rung. Das erzähle ich Ihnen schon seit drei Jahren:
Wir haben die niedrigsten Exportquoten in Deutsch-
land. Wenn Sie sich anschauen: 35 Prozent beträgt
unsere Exportquote. Wir liegen damit 5 Prozent
niedriger als die anderen neuen Bundesländer und
15 Prozent hinter den westdeutschen Bundeslän-
dern.

Die Zukunft unseres Erfolgs liegt aber auch in un-
serer Internationalisierung. Der Migrationsminister
hat vorhin über die Offenheit für das Internationale
geredet. Genau darum geht es, aber da müssen
Sie sowas auch befördern und dann muss es sich
auch in Ihrem Haushaltsentwurf wiederfinden. Aber
wenn Außenwirtschaftspolitik für Sie nicht wichtig
ist, wenn Sie bei der Frage von Standortmarketing
nicht das richtige Geld investieren und wenn Sie
nicht den kleineren Thüringer Unternehmen die
richtigen Brücken in die internationale Welt bauen,
dann müssen wir uns nicht wundern, dass wir nied-
rige Exportquoten haben. Niedrige Exportquoten
bedeuten, dass wir langfristig im internationalen
Wettbewerb, da, wo Geschäfte und Unternehmun-
gen entstehen, hinten anfallen.

Deswegen kann ich Ihnen nur sagen: Stimmen Sie
unseren Forderungen nach mehr Internationalisie-
rung und nach einer klaren Strategie zu! Unterstüt-
zen Sie uns dabei, dann wäre Thüringen in der
Gänze geholfen!

(Beifall CDU)

Lassen Sie mich einen letzten Punkt aufgreifen. Wir
haben jetzt über Wirtschaftspolitik gesprochen, ich
habe es Ihnen bei der Wissenschaftspolitik gesagt,
jetzt sage ich es Ihnen noch bei der Digitalisierung:
Mich ärgert das, weil ich glaube, dass es eigentlich
einen parteiübergreifenden Konsens darin gibt,
dass wir Digitalisierung im Freistaat beherzter an-
gehen müssen.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: So, wie Sie in den letzten
Jahren!)

Und was finde ich? Wir müssen seit zweieinhalb
Jahren fordern, eine Digitalisierungsstrategie vorzu-
legen. Jedes halbe Jahr kriegen wir quasi eine Ver-
längerung präsentiert. Und dann kommt ein Dop-
pelhaushalt, der über 2018/2019 Klarheit verschaf-
fen soll, was wir in Digitalisierung tun.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Sie
haben nichts getan!)

Sie haben Ihre Titelgruppe 77 – ich habe mir das
alles genau angeschaut: Da sind mal da
50.000 Euro, mal dort 50.000 Euro. Offen gestan-
den: Wenn Ihnen Digitalisierung wichtig wäre, dann
würden Sie mal ein ordentliches Digitalisierungs-
programm vorlegen, Sie würden strategische Leitli-
nien benennen, wohin Sie Thüringen entwickeln
wollen, und Sie würden vor allen Dingen auch ein-
mal Geld einstellen, damit in Thüringen IT-Cluster
zustande kommen, wo die Unternehmen auch er-
folgreich Digitalisierung betreiben können.

All das fehlt, weil Sie keine Klarheit darüber haben,
was Digitalisierung in Thüringen eigentlich bedeu-
ten sollte. Im letzten Plenum haben wir es bei der
Debatte um E-Government erlebt: Die Landesregie-
rung weiß nicht mal in dem einen Ressort, was das
andere tut. Das ist eigentlich der beste Beweis da-
für, dass das, was Sie über Digitalisierung denken
und in dem Haushalt an Finanzen eingestellt ha-
ben, nichtig und nichts ist, weil Sie einfach keinen
Plan haben. Sie haben keine Ideen. Das ist ein
Haushalt der in Zahlen gegossenen Ideenlosigkeit.
Das ist beschämend, das ist traurig, weil Thüringen
zwei weitere Jahre verliert. Ich kann Ihnen nur sa-
gen: Wir als Union werden Sie an der Stelle weiter
treiben, weil wir den Eindruck haben, dass es nicht
ausreicht, einfach nur den Status quo zu verteidi-
gen. Schönen Dank.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Skibbe, DIE LINKE: Luft-
blasen!)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Die Linke hat Abgeordneter Kor-
schewsky das Wort.

Abgeordneter Korschewsky, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Zunächst gestatte ich es mir, einige wenige
Bemerkungen zu den Ausführungen von
Prof. Dr. Voigt hier an dieser Stelle zu machen, weil
ich finde schon, Sie waren ein bisschen einseitig,
um das einmal vorsichtig auszudrücken.
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(Zwischenruf Abg. Huster, DIE LINKE: Sehr
gut formuliert!)

Zuerst: Sie haben sicherlich zu Recht gesagt,
Deutschland geht es so gut wie noch nie. Sie ha-
ben aber nicht dazu gesagt, dass es Thüringen
auch so gut geht wie noch nie. Das ist eben nicht
nur der Bundesregierung zu verdanken, sondern
auch dieser jetzigen Landesregierung, nämlich
auch dem Wirtschaftsminister Tiefensee.

(Beifall DIE LINKE)

(Heiterkeit CDU)

Und da können Sie so viel schreien, wie Sie wollen.
Sie wollen es nicht hören, Sie werden es aber im-
mer wieder von mir hören an dieser Stelle: Das sind
die Erfolge dieser Thüringer Landesregierung unter
einem Ministerpräsidenten Bodo Ramelow.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Zum Zweiten: Prof. Dr. Voigt, ja, Sie haben recht,
die Anhörung des Hochschulgesetzes war eine
spannende Anhörung. Sie war in der Hinsicht span-
nend, dass sich die Begeisterung der Direktoren
der einzelnen Hochschulen für das neue Hoch-
schulgesetz sicherlich in Grenzen gehalten hat, um
das mal vorsichtig zu sagen.

Aber Sie haben vergessen, hier zu sagen, dass die
Seite der Studierenden, dass die Gewerkschaften,
dass die weiteren Anzuhörenden genau das Ge-
genteil gesagt haben und sich ausdrücklich für die-
ses neue Hochschulgesetz ausgesprochen haben,
was derzeitig im parlamentarischen Gang ist. Was
mich wirklich ein bisschen geärgert hat, das will ich
hier an dieser Stelle sagen, dass eigentlich die An-
hörung für Sie schon stattgefunden hatte, bevor sie
überhaupt stattgefunden hatte, dass nach drei An-
zuhörenden von 24 die Pressemitteilung der CDU-
Fraktion schon draußen war. Dann brauchen wir
diese Anhörung scheinbar gar nicht zu machen,
meine sehr geehrten Damen und Herren. Warum
haben wir sie dann erst noch gemacht?

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Weil
wir die schriftliche Anhörung gelesen haben!)

Ich denke schon, dass es notwendig gewesen wä-
re, sich damit auch ein Stück weit mehr zu beschäf-
tigen.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Eine
schriftliche Anhörung können wir lesen!)

Zu einem dritten Punkt noch – den finde ich natür-
lich spannend –: Wirtschaft in die Schulen. Also, ich
kann mich aus meiner Schulzeit noch erinnern, da
hatten wir Patenbrigaden. Ich fände es schön,
wenn wir Patenbrigaden wieder einführen, weil
dann kommen die Schülerinnen und Schüler sehr
frühzeitig in Kontakt mit der Wirtschaft. Der Kollege
Wirkner kennt das aus seiner Zeit sicherlich auch

noch, das war sicherlich nicht das Schlechteste, die
Patenbrigaden. Aber dass ich das nun gerade von-
seiten der CDU-Fraktion höre, dass das nun das
Modell von heute

(Unruhe CDU, AfD)

und das Modell von morgen und – das haben Sie ja
gesagt – das Modell für die Zukunft ist, das ist mir
schon ein bisschen verwunderlich, aber ich hätte
nichts dagegen. So weit aber jetzt erst einmal dazu.

Zum Einzelplan 07: Dieser Einzelplan 07 kommt
aus unserer Sicht mit äußerst wenigen Änderungen
aus. Viele der vorgelegten Ergänzungen, die auch
von unserer Seite noch gekommen sind, sind dem
geschuldet, dass diese Ergänzungen notwendig
wurden, nachdem der erste Haushalt vorgelegt war.
Ich sage hier nur: Der höhere Landesanteil KMK
oder die Stiftung Berufsschulzulassung – das konn-
te bei der Vorlage des Haushalts noch gar keine
Berücksichtigung finden.

Ich sage Ihnen auch ganz deutlich: Ich bedanke
mich beim Wirtschaftsministerium und vor allen
Dingen bei Minister Tiefensee dafür, dass dieser
Einzelplan 07 wirklich sehr gut aufgestellt war und
wir nur noch wenige Änderungen vornehmen muss-
ten. Das zeugt auch von der guten Arbeit des ge-
samten Ministeriums. Dafür ein herzliches Danke-
schön.

(Beifall SPD)

Die Regierungskoalition hat sich dennoch entschie-
den, an einigen wenigen Stellen noch mal ein paar
klare finanzielle Akzente auch an dieser Stelle zu
setzen. Nun sage ich es mal mit ein bisschen Au-
genzwinkern. Minister Tiefensee hat mich auf dem
letztjährigen Tourismustag, der in der Arena Erfurt
stattfand, vor mehreren hundert Leuten als der
Wanderwege-Oberkämpfer des Parlaments be-
zeichnet. Nun will ich diesem Wanderwege-Ober-
kämpfer auch mal gerecht werden und zum Thema
„Tourismus“ einige Worte sagen.

Vonseiten der CDU wurde in den Beratungen, die
wir hier zum Tourismus, unter anderem zur Wan-
derwegekonzeption, durchgeführt haben, immer
wieder gesagt: Es steht was auf dem Papier, aber
es ist nicht untersetzt. Es stehen halt nur Konzepte,
leere Konzepte, die nicht untersetzt sind. Genau
das haben wir mit diesem Haushalt verändert. Wir
haben nämlich unter anderem die Wanderwege-
konzeption dahin gehend untersetzt, dass der Thü-
ringenForst die Möglichkeit erhält, jährlich für 2 Mil-
lionen Euro die Wanderwege, die nach dem Wan-
derwegekonzept prädikatisiert sind, auch instand zu
setzen und auch Werterhaltung zu betreiben. Das
ist erstmalig so, dass so was überhaupt stattfindet,
meine sehr geehrten Damen und Herren, und damit
das Konzept auch finanziell untersetzt ist.

(Beifall DIE LINKE)
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Und eben nicht nur damit, sondern es ist auch da-
mit untersetzt, dass die finanzielle Sicherheit gege-
ben ist, dass zukünftig der im letzten Jahr ein-
gestellte Wanderwegekoordinator bei der TTG die-
se Aufgabe der Koordination der Thüringer Wan-
derwege vornehmen kann. Dazu hat es Änderun-
gen bei der TTG bedurft. Ich sage hier ganz klar:
Aus unserer Sicht sind die Aufwüchse bei der TTG
nur damit begründet, dass wir hier eine Thüringer
Tourismuskonzeption für das Jahr 2025 verab-
schiedet haben

(Beifall SPD)

und wir wegwollen von Kleinteiligkeiten. Wir wollen
die TTG endlich dazu entwickeln, das zu machen,
wofür sie da ist, nämlich die zentrale Koordinierung
dieser Thüringer Tourismuskonzeption 2025.

(Beifall SPD)

Dazu gehört es eben auch, die finanziellen Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, meine sehr geehrten
Damen und Herren.

Ich will auch ein Zweites sagen: Wir wollen die Um-
setzung der Landestourismusstrategie voranbrin-
gen, wir wollen die Wanderwege instand bringen.
Das hat einen einzigen Grund – ich glaube, das ha-
ben weder die CDU-Fraktion noch die AfD-Fraktion
verstanden, ich komme darauf noch mal ganz kurz
zurück –: Tourismus ist ein Wirtschaftsfaktor, und
zwar ein steigender Wirtschaftsfaktor.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Genau deshalb müssen wir in diesen Bereich auch
weiter investieren.

Ich will drei andere Dinge ganz kurz ansprechen,
wo wir Veränderungen vorgenommen haben. Das
ist zum einen die wirtschaftsnahe Forschungsein-
richtung, Zuschüsse und Investitionen insgesamt in
2018 und 2019 verdoppelt. Wir haben wichtige Mul-
tiplikatoren und Partner in diesen wirtschaftsnahen
Forschungseinrichtungen, die wir unbedingt auch
weiter stärken müssen.

Wir haben zum anderen weitere 6 Millionen Euro in
die Entwicklung von Industriestandorten gesteckt
und wir haben ganz bewusst auch dem Universi-
tätsklinikum Jena für die Jahre 2019 noch weitere
4 Millionen Euro zur Verfügung gestellt, um Groß-
geräte für geplante Exellenzcluster als Ausweis
Thüringer Spitzenforschung zu sichern.

Zusätzlich, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, zu den deutlichen Millionen-Investitionen in Di-
gitalisierung und den wirklichen Investitionen, die
seitens des Ministeriums schon vorgesehen wur-
den, unter anderem für die Kofinanzierung Breit-
bandausbau sowie die weiteren punktuellen Maß-
nahmen im Bereich der Digitalisierung sind die För-
derung von Beratungsleistungen für KMU in diesen
Fragen sowie ein Open-Source-Preis im Rahmen

des Thüringer Innovationspreises auszuschreiben.
Ich denke, das sind Dinge, die hier auch zukunfts-
weisend sind, auch für junge Leute, sich hier zu be-
stätigen.

Nun will ich noch mal auf die Vorschläge der Oppo-
sition zu sprechen kommen. Liebe CDU, Sie wollen
100.000 Euro zur Förderung des Unternehmertums
ausgeben. Dagegen ist erst mal an dieser Stelle
überhaupt nichts zu sagen.

(Beifall CDU)

Nur frage ich mich: Was nützen die besten Image-
broschüren, wenn von Ihnen gleichzeitig fast das
Doppelte – nämlich 192.100 Euro – beim Standort-
marketing und der Außenwirtschaftsförderung ge-
kürzt wird, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren?

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Was nützt es dann an dieser Stelle? Weitere
650.000 Euro streichen Sie bei den Zuschüssen an
private Unternehmen. Man höre und staune: Schö-
ne Imagebroschüren drucken und gleichzeitig den
Leuten, die das brauchen, das Geld abnehmen.
Das konnten Sie als Regierungspartei schon gut
und Sie scheinen das auch in der Opposition nicht
verlernt zu haben.

(Beifall DIE LINKE)

Beim Tourismus, meine sehr geehrten Damen und
Herren, das gleiche Spiel. Kollege Bühl, den ich
sehr schätze, auch in seiner Aktivität als Wanderer,
steht sehr oft hier vorne und erklärt, wie wichtig der
Tourismus ist und was wir mehr investieren müs-
sen. Was zeigen jetzt aber die Haushaltsentwürfe?
Mehr als 600.000 Euro weniger Geld für touristi-
sche Belange und das, obwohl wir mit der ganzen
Landestourismusstrategie und der Wanderwege-
konzeption vor neuen Herausforderungen stehen.
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie ist
denn das nun wieder zu sehen? Sehr erstaunlich
finde ich das.

Das Clustermanagement ist für mich noch ein ganz
besonderes Beispiel. Sie fordern ein IT-Cluster,
Kollege Wirkner. Das kann man sicherlich machen,
aber wo ist denn Ihr Porzellan-Cluster geblieben,
Herr Wirkner? Wir haben extra eine Ausschussrei-
se gemacht, um uns das anzuschauen.

(Beifall SPD)

Ich hätte erwartet, dass Sie dazu einen Änderungs-
antrag bringen, dass auch ein Porzellan-Cluster
hier in Thüringen eine zukünftige Rolle spielt.

Dann wollen Sie knapp 500.000 Euro im Bereich
„Mobilfunkausbau“ einsetzen. Auch dazu haben wir
hier schon vor einem Monat erklärt, dass es sich
dabei um eine Bundesangelegenheit handelt.
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Zur AfD noch einige wenige Worte: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen der AfD, wenn es nach Ihnen
geht, wird der Tourismus in Thüringen abgeschafft.
Denn alles, was Sie an Kürzungsmaßnahmen hier
haben, liegt im touristischen Bereich. Nun könnte
ich sagen: Sie haben keine Ahnung von Tourismus.
Wahrscheinlich ist das auch so, vielleicht fahren Sie
ja nicht weg, Sie werden immer die ganze Zeit in
unserem schönen Thüringen verbleiben. Aber
scheinbar haben Sie auch kein Interesse daran,
dass Touristikerinnen und Touristiker zu uns kom-
men. Darüber sollten Sie vielleicht noch einmal
nachdenken, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren von der AfD. Mehr will ich überhaupt nicht zu
den Ansätzen und zu den Änderungsanträgen der
AfD sagen.

Ich freue mich, dass das Wirtschaftsministerium
einen sehr kompetenten Haushalt aufgestellt hat,
der zukunftsweisend ist. Wir werden Thüringen da-
mit weiter voranbringen. Herzlichen Dank.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Eine Zwi-
schenfrage?)

Vizepräsidentin Jung:

Herr Wirkner, Abgeordneter Korschewsky hat keine
Redezeit mehr. Sie können keine Frage stellen.

(Zwischenruf Abg. Wirkner, CDU: Da hat er
aber Glück gehabt!)

Als nächste Rednerin hat die Abgeordnete Mühl-
bauer, Fraktion der SPD, das Wort.

Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen,
werte Zuhörer hier im Haus und am Livestream,
sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Voigt, das war
ja ein Kessel Buntes heute, was Sie uns hier vor-
gestellt haben: Eigentlich mal über alles reden,
aber in Ihren Anträgen nichts untersetzen. Auch ich
muss anmerken: Ich bin von Ihrem IT-Cluster be-
geistert. Aber bei der Null-Euro-Summe, die Sie da-
für eingestellt haben, denke ich mir: Wo sind die
Taten nach den Worten? Ich habe sie nicht gese-
hen, möchte ich hier anmerken.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es kann ja sein, dass es bei Ihnen in der Umge-
bung nicht erwünscht ist, dass Unternehmen in
Schulen gehen, aber Ihnen ist ja wohl bekannt und
bewusst, dass dieses Ganze natürlich eine kommu-
nale Aufgabe ist und die Hausmacht hier der Land-
rat und die Landrätin haben. Möge darauf hingewie-
sen sein, dass es flächendeckend Berufsmessen
und Kooperationen zwischen Schulen aller Art und
den ansässigen Unternehmen gibt. Wenn Sie das
nicht kennen, wir hätten am Samstag eine Berufsin-
formationsmesse in Arnstadt, ich kann Sie da gern
begrüßen. Was wollen Sie mit 100.000 Euro für ein

Berufsunternehmergymnasium denn machen? Das
ist weder eine Schule noch eine Unterstützung
noch eine Stelle, sondern das kann bloß eine bunte
Broschüre sein, die hinterher ins Altpapier fällt.

(Beifall SPD)

Dann: Der kreative Ansatz, den bayrischen Antrag
der CSU zu kopieren und die Funklöcher, die wir
sehr eindeutig von der Kollegin Henfling hier doku-
mentiert bekommen hatten, die ja überwiegend in
Erfurt stattfinden, mit weiteren Masten zu unterstüt-
zen oder auszumerzen. Das hat in Bayern schon
nicht richtig funktioniert und kam dort bei den Kom-
munen nicht an, mit 50.000 Euro werden Sie hier
auch nicht großartig was umsetzen können. Ich
denke: viel gesprochen, viel gesagt, nichts gestal-
tet. Im Gegensatz dazu, werter Kollege Voigt, kann
ich nicht auf der einen Seite Internationalisierung
fordern und sagen: „Wir sind offen, weltoffen“, und
wenn wir dann eine tolle, qualifizierte Frau haben,
die als Staatssekretärin zu uns kommt, die gerade
aus dem Digitalisierungsbereich kommt, das heißt,
eine Frau mit MINT-Hintergrund, eine Frau mit un-
ternehmerischem Hintergrund, kann ich nicht auf
der einen Seite sagen: „Bitte, ich kann nur jemand
mit Geburtsurkunde Thüringen hier bevorzugen“,
und auf der anderen Seite sage ich: „Bitte Interna-
tionalisierung, wir machen uns offen für diese Welt.“
Weltoffenheit heißt: Qualitäten von Männern und
Frauen aller Hintergründe zu sortieren und die bes-
ten Köpfe für Thüringen zu gewinnen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn nur mit diesen besten Köpfen können wir das,
was Sozialdemokraten seit 2009 in dem Ministe-
rium machen, nämlich eine Zukunftsstrategie für
Thüringen entwickeln, eine Vision für Thüringen
entwickeln, Thüringen als das Land für Wirtschaft,
Wissenschaft, Innovation nach vorn zu bringen, ge-
meinsam in diesem Dreiklang zu gestalten. Das
zeigen uns die Steuereinnahmen, dass wir hier auf
dem richtigen Weg sind. Meine sehr geehrten Da-
men und Herren, die Zahlen, die Haushaltsansätze
der Jahre 2016, 2017, 2018, 2019 untermalen die-
sen Weg. Wir haben in die Thüringer Hochschulen
2016 397 Millionen gepackt, 2017 413 und wir stei-
gen auf 430 bis zu 447 Millionen für das Jahr 2019.
Das ist eine Kraftanstrengung. Das ist viel Geld,
aber das brauchen wir, um wegzukommen von der
verlängerten Werkbank. Das brauchen wir, um die
Zukunft hier zu haben, um Forschungsarbeitsplätze
zu haben, um zu entwickeln, um attraktiv zu werden
für unsere jungen Menschen, die hier arbeiten wol-
len. Das ist auch im kompletten Haushalt nachzu-
vollziehen.

(Beifall SPD)

Lassen Sie mich das nur noch mal ganz kurz er-
wähnen: Hochschulen bekommen mehr Geld, ein
klares Signal für die duale Ausbildung am Standort
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Gera. Die duale Hochschule haben wir ins Gesetz
gebracht. Wir haben gesagt, Berufsausbildung und
Universität gehören zusammen, wir müssen hier
Fachkräfte halten. Universitätsklinikum Jena unter-
stützen wir, wir haben dort ein Forschungsprojekt
im Rahmen der Exzellenzinitiative bekommen und
wir werden dort Investitionsmittel reinpacken in Hö-
he von 4,5 Millionen Euro.

Lassen Sie mich ganz klar drei, vier Sätze zur Wis-
senschaftsförderung sagen. Wissenschaftsförde-
rung, das ist das, aus dem wir Mehrwert schöpfen,
wo Unternehmen dann Produkte entwickeln, die wir
verkaufen, wo Arbeitsplätze entstehen. Deshalb
müssen wir in diese Forschung investieren. Wir ha-
ben hierfür 119 Millionen Euro 2017 eingestellt,
2018 steigern wir auf rund 130 Millionen Euro und
das Ganze wird 2019 mit fast 140 Millionen Euro
noch getoppt. Ein klares Ja für Forschung, ein kla-
res Ja für gut bezahlte Arbeitsplätze, das ist in die-
sem Haushalt kontinuierlich zu erleben, nachzuvoll-
ziehen und darzustellen. Und, meine sehr geehrten
Damen und Herren, besonders stolz bin ich – und
da möchte ich mich bei meinen Kolleginnen und
Kollegen der Grünen- und der Linken-Fraktion be-
danken – darauf, dass wir wirtschaftsnahe Investi-
tionsförderung erstmalig in diesem Haushalt einge-
bracht haben. Warum tun wir das, Herr Dr. Voigt?
Weil der Bund versagt hat, weil im Bund das klare
Prä für wirtschaftsnahe Förderung eben nicht mehr
da ist, sodass diese Mittel in den letzten Jahren
kontinuierlich abgeschmolzen sind.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU:
Stimmt doch gar nicht!)

Wir sind dafür eingesprungen. Wir stellen 1,3 Millio-
nen Euro in den nächsten zwei Jahren dafür ein,
dass Zuse und andere der KMU-nahen Unterneh-
men hier im Bereich der Forschung etwas tun kön-
nen.

Sehr geehrte Damen und Herren, das sind klare
Zeichen für die Zukunft, das ist „Geld gut in die
Hand genommen“ für Innovation, für die nächsten
Generationen, für Wirtschaftswachstum, für Thürin-
gen. Ich bedanke mich bei dem Minister, der die
Zeichen erkannt hat, der diese Projekte umgesetzt
hat. Ich bedanke mich bei der Finanzministerin da-
für, dass sie das Vertrauen in diese Projekte hat,
und wünsche uns eine gute Beratung. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN; Abg. Gentele, fraktionslos)

Vizepräsidentin Jung:

Frau Abgeordnete Mühlbauer, gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Abgeordneten Wirkner?

(Zuruf Abg. Mühlbauer, SPD. Wir machen es
bilateral!)

Als nächster Redner hat Abgeordneter Rudy, Frak-
tion der AfD, das Wort.

Abgeordneter Rudy, AfD:

Sehr geehrte Frau Parlamentspräsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren Abgeordnete, sehr geehr-
te Zuschauer, im Bereich des Einzelplans 07, dem
Bereich Wirtschaft und Wissenschaft, haben wir
einen ganz klaren Schwerpunkt gesetzt, der wie
folgt zusammengefasst werden kann: Handwerk
hat goldenen Boden.

(Beifall AfD)

Immer häufiger hören wir, dass Handwerker in Thü-
ringen keinen Nachfolger finden und ihre oft über
Generationen betriebenen Betriebe aufgeben müs-
sen. Immer öfter hören wir aber auch, dass Häusle-
bauer und -besitzer von Handwerksbetrieben nur
ungläubig angesehen werden und ihnen Termine
im nächsten Jahr für ihre dringenden Renovie-
rungsarbeiten angeboten werden. Wir sind uns si-
cher, dass die Meisterausbildung deutlich aufge-
wertet werden muss. „Meister statt Master!“ lautet
unsere Devise,

(Beifall AfD)

für die wir mit unseren Haushaltsanträgen einen
deutlichen Akzent setzen. Wie kann es sein, dass
Studenten in einem Masterstudium keine Studien-
gebühren zahlen müssen, ein kostenloses Studium
bekommen und immer noch demonstrieren, wäh-
rend die Meisterschüler fünfstellige Summen dafür
ausgeben müssen, dass sie sich ihren Traum von
der Weiterbildung erfüllen können? Ich denke auch
nicht – so wie bei Herrn Korschewsky –, dass da
Patenbrigaden irgendwas nützen.

(Heiterkeit DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Witz nicht verstanden!)

Ich sehe da eher diesen UTP, diesen handwerkli-
chen Unterricht an der Schule, der wäre da wahr-
scheinlich wichtiger.

Es ist auch schade, dass Herr Korschewsky sich
nur mit unseren Kürzungen auseinandersetzt – wie
bei Tourismus zum Beispiel – und nicht mit dem,
wo wir Geld investieren wollen.

Was wir wollen, ist kein Meisterbonus. Denn derje-
nige, der sich für eine kostenpflichtige Weiterbil-
dung, nicht zuletzt auch zum Wohl der Gesellschaft
entschieden hat, soll keine Almosen erhalten, für
die sie sich dankbar zeigen sollen. Sondern es geht
darum, nur die Besten mit Almosen zu beschenken.
Es geht darum, Gleichheit zu schaffen. Deshalb
muss die Meisterbildung eins sein: kostenlos.

(Beifall AfD)

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 107. Sitzung - 25.01.2018 9123

(Abg. Mühlbauer)



(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Lesen Sie doch noch mal
nach!)

Dafür stellen wir die entsprechenden Mittel in den
Haushalt ein. Damit soll es auch gelingen, mehr
Menschen die Möglichkeit zu geben, eine solch
kostspielige Ausbildung auf sich zu nehmen. Wir
wollen, dass keinem die Möglichkeit genommen
wird, einen erfolgreichen Handwerksbetrieb aufzu-
bauen, nur weil er es sich nicht leisten kann.

Im Bereich des Studiums hören wir sehr oft, wie die
Notwendigkeit beschworen wird, dass die soziale
Herkunft keine Rolle spielen darf. Darf sie das denn
bei Meisterschülern? Ich sage ganz klar Nein.

(Beifall AfD)

Auch Einsparungen haben wir im Einzelplan vorge-
nommen, da sind wir noch immer nicht einverstan-
den mit den hohen Ausgaben, die veranschlagt
werden, um Expertise ins Ministerium zu holen. Wir
bedauern sehr, dass die Expertise offenbar nicht
vorhanden ist, denken aber, dass es keine Lösung
ist, dafür den Steuerzahler zu belasten.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Lassen wir alles, wie es ist?!)

Wenn Sie es nicht selbst können, dann sorgen Sie
für neues Personal in Ihren Reihen. Mit unserer Kri-
tik daran liegen wir auf einer Wellenlänge mit der
Kritik des Landesrechnungshofs. Es wundert uns
sehr, dass Sie die Worte des Rechnungshofs so
ignorieren.

Ihnen ist sicherlich auch aufgefallen, dass wir Kür-
zungen bei der LEG vorsehen und noch immer der
Meinung sind, dass die Thüringer Tourismus GmbH
notwendigerweise einer Frischekur unterzogen wer-
den muss.

(Beifall AfD)

Unsere Einstellung zu Ihrem Begriff der Gleichstel-
lung kennen Sie außerdem. Das Kompetenznetz-
werk Gleichstellung brauchen wir nicht, deswegen
haben wir die entsprechenden Mittel bei allen
Hochschulen gekürzt. Hochschulen sollen sich auf
das konzentrieren, was sie sind und endlich aufhö-
ren, auf Nebenschauplätzen zu kämpfen. Vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächster Redner hat Abgeordnete Henfling,
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, das Wort.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr ge-
ehrte Präsidentin! Minister Tiefensee, man fühlt

sich ja immer erst so richtig gut, wenn Prof. Voigt
noch mal schnell eine Note hinter den Haushalt ge-
schrieben hat. Dann denkt man sich so: Wow, man
hat ja vielleicht doch was gut gemacht. So ein klei-
nes Lob habe ich erkennen können, da ging es mir
auch gleich viel besser. Er ist gar nicht da, das ist
ganz schade,

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Er kommt
gleich wieder!)

aber dieses Oberlehrerhafte, was da von der CDU-
Fraktion kommt, das ist schon faszinierend. Da blu-
tet Ihnen immer das Herz, wenn jemand anderes
Ihnen sagt, Sie sind oberlehrerhaft. Das Interessan-
te ist ja, Sie haben ja mehr Lehrer und auch mehr
Oberlehrer in Ihrer Fraktion als wir in unserer, aber
gut.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Sie sind ja
auch viel kleiner!)

(Heiterkeit CDU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was,
Herr Emde?

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Ist das
Schelte für eine Berufsgruppe?)

Niemals! Niemals! Niemals!

Vizepräsidentin Jung:

Also, Frau Abgeordnete Henfling hat jetzt das Wort!

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Aber zu Ihren Vorstellungen zu Schule und Wirt-
schaft, da müssen wir tatsächlich noch mal disku-
tieren, weil auch für die Schulen gilt genauso wie
für die Hochschulen, dass es sich dabei nicht um
Wirtschaftsunternehmen handelt und Schulen sind
auch nicht vorrangig dazu da, Unternehmerinnen
und Unternehmer auszubilden, sondern sie sind
Einrichtungen der Grundbildung. Sicherlich können
Schulen dazu beitragen, dass junge Menschen gut
in einen Beruf finden und vielleicht auch Unterneh-
merinnen und Unternehmer werden, aber Ihre Idee
von Wirtschaft und Schule finde ich dann doch ein
bisschen einseitig. Ich glaube nicht, dass das den
Schülerinnen und Schülern in Thüringen gut tut,
wenn Sie das so einseitig betrachten. Aber sei es
drum.

Der Haushalt des Wirtschaftsministeriums, des
Hochschul- und Digitalisierungsministeriums ist na-
türlich ein Zukunftshaushalt, um Thüringen zu-
kunftsfähig aufzustellen. Das haben wir uns als
Rot-Rot-Grün natürlich auf die Fahnen geschrie-
ben. Dazu gehört die Internetanbindung als wesent-
licher Faktor für Lebensqualität und Attraktivität so-
wohl im wirtschaftlichen als auch im wissenschaftli-
chen Standortmarketing. Wir wollen daher die Breit-
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bandversorgung weiter ausbauen und wir werden
dafür 33 Millionen Euro investieren. Der Breitband-
ausbau ist ein maßgeblicher Motor für die Entwick-
lung Thüringens und Voraussetzung für die Digitali-
sierung unserer Lebensbereiche. Dabei werden wir
auch einen besonderen Fokus auf die Schulen le-
gen. Bisher haben immer noch 10 Prozent der Thü-
ringer Schulen überhaupt keine Anbindung an das
Internet. Das werden wir ändern. Außerdem wer-
den wir die Lücken im ländlichen Raum schließen.
Das Breitbandkompetenzzentrum ist hier ein guter
Partner und ein Multiplikator für die Kommunen und
die Gemeinden. Auch die Thüringer Wirtschaft und
den Mittelstand wollen wir zukunftsfähiger machen,
das haben die Kolleginnen und Kollegen von SPD
und Linke hier auch schon angesprochen. Im Rah-
men der Digitalisierung sind hier unterschiedliche
Maßnahmen vorgesehen, beispielsweise die be-
sonderen Fragen der Förderung der KMU und die
Unterstützung bei der Digitalisierung. Digitalisierung
geht nicht ohne IT-Sicherheit. Bereits 2014 wies der
Chaos Computer Club in einer Stellungnahme auf
die Wechselwirkungen von IT-Sicherheit und Open-
Source-Förderung hin. Open-Source-Software ist in
vielen Bereichen fest etabliert und weit verbreitet.
Die meisten Softwarelösungen und fast alle Daten-
banken sind open-source-basiert. Sie stellt kom-
merzielle Akteure vor ein klassisches Dilemma, die
Allgemeinheit und auch die Konkurrenz profitiert
von den individuellen Investitionen, das öffentliche
Gut, wodurch eine Trittbrettfahrermentalität beför-
dert wird. Klassisches Beispiel ist hierfür die Heart-
bleed-Attacke auf die SSL-Verschlüsselung. Die
Stellungnahme des Chaos Computer Clubs hält
völlig richtig fest: Sicherheitskritische Software-
Komponenten, egal ob quelloffen oder -geschlos-
sen, bedürfen einer regelmäßigen Überprüfung. –
Hier wollen wir in Thüringen neue Maßstäbe setzen
und schreiben erstmalig einen Open-Source-Preis
aus. Damit wollen wie Neu- und Weiterentwicklung
im Bereich der Open-Source-Lösung fördern. Thü-
ringen kann sich hier als IT-Standort über die Län-
dergrenzen hinaus etablieren und dafür haben wir
hier einen ersten Schritt geliefert. Die AfD möchte
ja den Innovationspreis gleich wieder ganz ein-
stampfen. Das passt ins Bild der AfD. Zurück in die
50er, dafür muss auch ein Innovationspreis fallen.
Das ist die wirtschaftspolitische Antwort auf die Fra-
ge der Thüringer Zukunft.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Da gab es
bloß noch keine Grünen, die das verhindert
haben!)

Ja, da gab es aber auch noch keine AfD.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Damals war
die ganze Gesellschaft AfD!)

Ja, ja, genau. Es ist immer so schön, wie die sich
selbst bestätigen. Also unglaublich! Ja, ich freu
mich auch. In die 50er zurück, wo die Frauen die

Männer noch fragen durften, ob sie arbeiten gehen.
Das findet Herr Möller so richtig großartig. Das ist
die Zukunft, die er sich für Thüringen vorstellt –
läuft. Ja, genau!

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Damals wur-
de Deutschland aufgebaut!)

Ja, ja.

Sie haben 28 Änderungsanträge eingebracht. Ein
Drittel dieser Anträge – das hat Herr Rudy heute
hier schon stürmisch vorgetragen – fordert aller-
dings komplett das Gleiche, nämlich das Einstamp-
fen des Kompetenznetzwerks Gleichstellung an
den Thüringer Hochschulen. Tut mir leid, das passt
natürlich wieder in das Bild der 50er – ganz großes
Kino. In so einem Thüringen will ich nicht leben und
in so einem Thüringen will Rot-Rot-Grün nicht le-
ben. Die Mehrheit der Menschen will in einem
modernen und in einem gleichgestellten und in ei-
nem zukunftsfähigen Land leben. Deswegen leh-
nen wir das natürlich ab.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ansonsten finden Sie auch Tourismus blöd. Ich fin-
de, das passt ganz gut in Ihre Abneigung alles
Fremden oder was Sie dafür halten. Deswegen
streichen Sie da auch gerade erst mal raus. Das
zeugt von einer mangelnden Gastfreundschaft der
AfD. Aber das ist ja nichts Neues, das treibt sich
hier sowieso nur aus.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Kolle-
ge Korschewsky und auch die Kollegin Mühlbauer
sind noch mal auf den Vorschlag zum IT-Cluster
eingegangen. Wie gesagt, hinter diesem Vorschlag
steht eine schwarze Null und ich frage mich tat-
sächlich, wie ernst Sie das meinen. Das Einzige,
was Ihnen bei der CDU im Digitalisierungsbereich
einfällt, ist, dass Sie Ihre Mobilfunklöcher jetzt stop-
fen wollen, indem Sie sozusagen bei dem Human-
kapital schleifen. Sie wollen die arbeitsmedizinische
Betreuung der Landesbediensteten dafür über den
Jordan schicken.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das halte
ich dann doch für eine schlechte Idee und nicht be-
sonders zielführend. Über die Mobilfunklöcher ha-
ben wir auch im letzten Plenum hier schon ausführ-
lich gesprochen. Sie haben das schön von den Kol-
legen aus Bayern kopiert, das ist uns dann tatsäch-
lich aufgefallen. Die CDU Thüringen kopiert bei der
CSU in Bayern, die noch nicht mal weiß, ob sie mit
ihrem Konzept, dass sie irgendwelche Masten auf-
stellt, den Gemeinden damit zusätzliche Kosten
aufbürdet, tatsächlich überhaupt durchkommt und
ob sie dafür ein Genehmigung bekommt. Aber Sie
werfen das hier einfach schon mal so in den Raum,
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ohne zu prüfen, welche Sinnhaftigkeit es für die
Kommunen hat und welche Folgekosten das für die
Kommunen hat. Ich stelle das mal ganz konkret in-
frage, was Sie da machen. Wir diskutieren gern mit
Ihnen darüber. Ich glaube aber, da haben Sie sich
verschätzt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich bedanke mich ganz herzlich bei meinen Kolle-
ginnen und Kollegen für die Erarbeitung dieses
Haushalts. Ich glaube, das ist ein zukunftsfähiger
Haushalt und ich glaube, damit tun wir der Wirt-
schaft etwas Gutes, aber vor allen Dingen auch der
Digitalisierung. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächster Redner hat Abgeordneter Bühl, Frak-
tion der CDU, das Wort.

(Beifall CDU)

Abgeordneter Bühl, CDU:

Die Zeit ist knapp, deswegen beginne ich auch di-
rekt. Wenn ich von Frau Henfling höre, Herrn
Prof. Dr. Voigt als Oberlehrer hinzustellen, also ich
weiß nicht, ist eigentlich immer das, was die Grü-
nen mit Herrn Adams am Besten können.

(Beifall CDU)

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Also normalerweise wird hier immer schön oberleh-
rerhaft eine große Rede von Ihnen gehalten.

(Heiterkeit CDU, DIE LINKE)

Nun möchte ich aber eigentlich maßgeblich auf
Herrn Korschewsky eingehen und ich muss sagen:
Ich schätze dich ja sehr, weil wir im Tourismus in
eine ähnliche Richtung gehen, meistens zumindest,
aber was du heute gesagt hast, war doch, sagen
wir mal, ziemlicher Quatsch in manchen Punkten,
muss ich ehrlich sagen.

(Beifall CDU)

Und das muss man hier auch noch mal klarstellen.

Ich habe so den Eindruck, dass die Regierungsfrak-
tionen vielleicht nicht so richtig gelesen haben, was
in der Tourismuskonzeption steht,

(Beifall CDU)

denn die Kürzungen, die Sie jetzt bei den regiona-
len Verbänden in den Änderungen zum ursprüngli-
chen Entwurf vorgenommen haben, sind wirklich ei-
ne Frechheit. Das muss bei den regionalen Verbän-
den auch durchgestellt werden,

(Beifall CDU)

dass sie nicht befähigt werden, ihre Kompetenzbe-
weise zu erbringen, was in der Konzeption auch
vorgesehen wird. Das ist echt – das muss man sa-
gen, das müssen wir durchstellen – das, was Rot-
Rot-Grün im Tourismus hinterlassen wird – Leucht-
türme schaffen, aber die Regionen vernachlässi-
gen. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächste Rednerin hat Abgeordnete Scheer-
schmidt, Fraktion der SPD, das Wort.

Abgeordnete Scheerschmidt, SPD:

Sehr geehrte Vorsitzende, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, die Zeit ist kurz. Zwei Sätze zum
Tourismus: Es ist kein Quatsch oder absurd, was
Herr Korschewsky gesagt hat, im Gegenteil. Wer in
Änderungsanträgen 600.000 Euro im Tourismus
zusammenstreicht, der hat einfach nicht erkannt,
dass Tourismus in Thüringen ein Wirtschaftsfaktor
ist, der ein unwahrscheinliches Potenzial in sich
birgt.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Ich bin gespannt, wenn der Wirtschaftsausschuss
zur ITB fährt, wie dann die Kollegen der CDU der
TTG, wenn wir dort zu Gast sind, erklären, warum
man dort streicht,

(Unruhe CDU)

vor allem für einen Titel – das finde ich bemerkens-
wert – „Pilotprojekt Unternehmergymnasium – Maß-
nahmen zur Verbesserung des Images des Unter-
nehmers“. Ich wusste gar nicht, dass unsere Unter-
nehmer in Thüringen so ein schlechtes Image ha-
ben, dass das aufpoliert werden muss.

(Zwischenruf Abg. Bühl, CDU: Dafür sorgen
die Linken ja!)

Tourismus ist Wirtschaftsfaktor – die AfD möchte
ihn ganz abschaffen, bei der CDU wird gekürzt oh-
ne Ende –, nicht nur ein Mittelständler und Hand-
werksmeister. Und wer das tut, der hat ganz ein-
fach die Entwicklung verschlafen. Das muss ich so
sagen. Die besten Werbeträger für uns – es ist
schon erwähnt worden –, das sind unsere Spitzen-
sportler. Wer da bei der Förderung in Oberhof, bei
der Sportförderung, ganz einfach zusammen-
streicht, das muss man auch mal den Sportverei-
nen sagen. Ich bin Mitglied im Wintersportverein
Oberhof, dort sitzt mein Präsident, der Herr Harzer.
Das muss man ganz einfach auch mal sagen, dass
hier an der Zukunft vorbei gehandelt wird. Danke
schön.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Landesregierung hat nun Minister Tiefensee
das Wort.

Tiefensee, Minister für Wirtschaft, Wissenschaft
und Digitale Gesellschaft:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordneten, liebe Zuhörerinnen und Zu-
hörer, eine Haushaltsdebatte über einen Einzelplan
gibt die Möglichkeit, einen Schlagabtausch vorzu-
nehmen. Unterschiedliche politische Ansichten pral-
len aufeinander, das macht Spaß, und ich höre
sehr gern Herrn Prof. Voigt zu, den ich jetzt mal als
den Protagonisten ansprechen möchte. Herr
Prof. Voigt, es gibt ein Bibelwort „An ihren Früchten
werdet ihr sie erkennen“ oder „Taten statt Worte“
könnte man übersetzen.

Meine Damen und Herren, in einer geschlossenen
Sitzung haben wir eine Haushaltsberatung der ab-
sonderlichen Art erlebt. Die CDU hat sich über
Stunden bis in die Nacht hinein in jedes einzelne
Detail reingegraben,

(Beifall CDU)

hat alles nachgefragt, zum Teil dreimal, fünfmal
dasselbe und wir haben versucht, Auskunft zu ge-
ben.

(Unruhe CDU)

Wir haben noch bändeweise Unterlagen hinterher-
geschickt.

(Zwischenruf Abg. Schulze, CDU: Wir waren
doch ganz lieb!)

Dann, am Ende, stellt sich Herr Prof. Voigt hierhin
und berichtet darüber, dass er überhaupt nichts an
Zukunftsvisionen in diesem Haushalt fände. Letzt-
lich kommt es aber darauf an, dass wir jetzt mal
schauen, was denn die CDU für Vorschläge hat.
Und das ist ja so armselig, wenn ich mir die Ände-
rungsanträge anschaue, dass ich nur sagen kann:
Sie haben wirklich professoral das durchleuchtet,
haben sich irgendwas ausgedacht und kommen
jetzt zu einer Quintessenz, die nicht durch Ihre An-
träge gedeckt ist.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Weil
ich so intensiv nachgefragt habe!)

Damit: Sie haben keine Konzeption,

(Beifall DIE LINKE, SPD)

sondern Sie bewerten unseren Haushalt schlicht
falsch.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Ja,
Regierung – Opposition!)

Jetzt will ich das Ihnen an einigen Beispielen deut-
lich machen. Ich fange mal ausnahmsweise mit den
Hochschulen an. Sind Sie einer Meinung mit mir,
dass die Hochschulen, die wirtschaftsnahen For-
schungseinrichtungen, die Bund-Länder-geförder-
ten Forschungseinrichtungen Zukunft sind? Ja, sie
sind Zukunft. Wir halten fest: Wenn diese Landes-
regierung, wenn dieser Landtag den Hochschulen
auf dem Wege der Rahmenvereinbarung IV jetzt
465 Millionen Euro, im nächsten Jahr 475 Millionen
Euro mit einem Aufwuchs von jeweils 4 Prozent zur
Verfügung stellt, anders als andere Bundesländer,
ist das Zukunft?

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Bun-
desgeld!)

Und das würden Sie so nicht machen, lieber Herr
Prof. Voigt, Sie würden das gar nicht zustande krie-
gen. Deshalb: Hochschule hat in Thüringen Zu-
kunft.

(Beifall SPD)

Dann wollen wir weitergehen. Schauen wir uns die
Bund-Länder-geförderten Forschungseinrichtungen
an: ein Aufwuchs, ein deutlicher Aufwuchs dort.
Schauen wir uns den Wissenschaftstitel an: ein
deutlicher Aufwuchs. Schauen wir uns an, dass wir
in das CEEC in Jena investieren, dass wir einen
Forschungsbau am Campus Beutenberg vorneh-
men. Der Inselplatz wird ausgebaut, eine Projekt-
gruppe Fraunhofer in Erfurt kommt zusätzlich hinzu.
Alles aufgestockt, aufgestockt, aufgestockt! Sind
wir uns einig, Herr Prof. Voigt?

Forschungseinrichtungen sind die Zukunft. Des-
halb: Forschung hat in Thüringen einen hervorra-
genden Stellenwert und wir planen auch für die Zu-
kunft die nötigen Gelder ein.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sind wir uns einig, dass es darauf ankommt, Stu-
dierende hierher zu bekommen?

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Sie
haben bisher nur Bundessachen genannt! Ist
Ihnen das aufgefallen?)

Nein, die Studierenden, lieber Prof. Voigt, erhalten
bessere Rahmenbedingungen, indem wir das Pro-
gramm „Wohnheime und Mensen“ mit jeweils
knapp 10 Millionen Euro pro anno ausstatten. Das
heißt, wir verbessern nachhaltig die Bedingungen,
um besser zu studieren.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU:
BAföG-Mittel! Das sind alles Bundessachen!)

Zum Teil BAföG-Mittel, mein lieber Prof. Voigt,
schauen Sie nach.

Jetzt verlassen wir kurz die Hochschulen und kom-
men zu anderen Zukunftsthemen. Das Entschei-
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dende, meine Damen und Herren – ich bin Werner
Pidde sehr dankbar, dass er das gestern angespro-
chen hat –, ist – und das schaffen nicht alle Bun-
desländer –, dass wir die Gelder, die aus Europa
kommen, die Gelder, die aus dem Bund kommen,
kofinanzieren können. Das ist Zukunft! Wir investie-
ren in gewerbliche Investitionen, wir investieren in
eine wirtschaftsnahe Infrastruktur, in die touristi-
sche Infrastruktur. Wir haben auch nicht investive
Maßnahmen, die wir fördern können. Ich will Ihnen
das am Beispiel der GRW deutlich machen. Wenn
wir dort reichlich 150 Millionen Euro 2018 und auch
reichlich 150 Millionen Euro im Jahr 2019 investie-
ren, lieber Herr Prof. Voigt, dann stellen wir die In-
dustrie, dann stellen wir die Wirtschaft so auf, un-
terstützen sie so, dass Investitionen, sowohl neue
Investitionen als auch Erweiterungsinvestitionen, in
Thüringen stattfinden können. Das macht Thürin-
gen vorbildlich, und das führt dazu, dass Thüringen
das Industrieland des Ostens ist und mittlerweile
aufgeschlossen ist zu den klassischen Industrielän-
dern Westdeutschlands. Also, Wirtschaft, Industrie
haben in Thüringen Zukunft. Wir investieren dort.

Schauen wir uns andere Bereiche der Wirtschaft
an. Ich greife noch einmal den Tourismus auf. Was
Sie da für einen Eiertanz vollführen, verstehe ich
überhaupt nicht. Jetzt stellt sich einer hierhin und
sagt – ich glaube, es war Kollege Bühl –, wir kürzen
ja bei den Verbänden. Was ist denn das für eine
Mathematik? Ich glaube, die Schülerinnen und
Schüler oder Studentinnen und Studenten auf der
Tribüne werden das leicht nachvollziehen können.
Wenn man von 800.000 Euro auf 1,5 Millionen Euro
im ersten Entwurf geht, zieht aber 200.000 ab, um
sie der TTG zu geben, genau in dem Felde, worum
es geht, und hat dann einen Aufwuchs von 800.000
Euro auf 1,3 Millionen, dann stellt sich die CDU
hierhin und sagt, ihr zieht es bei den Verbänden ab.
Ist das eine großartige Mathematik? Sie wissen
ganz genau, dass wir den höchsten Aufwuchs im
Haushalt – 15 Prozent dazu – beim Tourismus ha-
ben.

(Beifall SPD)

Das ist ein ganz deutliches Signal für die Umset-
zung unserer Tourismusstrategie. Uns geht es –
Knut, herzlichen Dank dafür – natürlich auch da-
rum, dass wir konkret vor Ort zum Beispiel bei den
Wanderwegen zusammen mit meiner Kollegin Kel-
ler, mit dem ThüringenForst einen guten Weg fin-
den. Das ist nur ein Beispiel von sehr vielen, das
belegen soll, dass wir die Infrastruktur im Blick ha-
ben. Ich habe vorhin die GRW mit der touristischen
Infrastruktur angesprochen.

Meine Damen und Herren, diese Landesregierung
tut etwas dafür, dass das Ehrenamt gestärkt wird.
Wenn wir nämlich die Gelder für die Verbände auf-
stocken, dann ist es ein Signal an diejenigen, die
einen wesentlichen Teil der Arbeit auf diesem Felde

für Thüringen leisten. Herzlichen Dank für die Auf-
stockung und herzlichen Dank für die Arbeit drau-
ßen im Lande auf diesem so wichtigen Feld.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Beifall, sehr gut.

Jetzt kommen wir zu einem der Lieblingsthemen
von Herrn Prof. Voigt und anderen aus der CDU.
Das ist der Meisterbonus. Darauf kann man so
herrlich herumreiten. Herr Prof. Voigt, ich bitte Sie
ausdrücklich, mir die Zitate von Rot-Rot-Grün noch
nachzureichen, wo wir Unternehmer als „Ausbeu-
ter“ oder was auch immer bezeichnen. Sie haben
das vorhin angesprochen. Ich bitte Sie, nachzulie-
fern.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU:
Gern! Da müssen Sie nur in die Protokolle
schauen!)

Ja, bitte, einfach nur Zitate herreichen, die schaue
ich mir gern an.

Die Thüringer Landesregierung, der Landtag mit
den Regierungsfraktionen sind sich hundertprozen-
tig einig, dass wir neben der akademischen Bildung
auch die Ausbildung in den Berufsschulen, die
Qualifikation zum Meister brauchen, dass wir die
Handwerksbetriebe stärken müssen. Aber, meine
Damen und Herren von der CDU, sich auf ein einzi-
ges Instrument dabei zu beschränken, das kann es
nicht sein. Wenn ich Ihnen sage, dass wir das
Meister-BAföG, das wir als das Hauptinstrument
sehen, um Meister zu unterstützen, von 5,4 Millio-
nen Euro auf 6,5 Millionen Euro aufstocken, nicht
zuletzt wegen einer Neujustierung per Gesetz, die
auch Thüringen veranlasst hat, dann ist das das
Signal. Es geht aber um mehr – und da sind wir bei
dem Themenfeld „Wirtschaft 4.0 und Digitalisie-
rung“, auch so ein Spezialgebiet von Herrn
Prof. Dr. Voigt.

Wir haben die Tourismusstrategie vorgelegt. Sie
wissen, Herr Prof. Dr. Voigt, dass wir die Digitalisie-
rungsstrategie – oder Sie wissen es auch nicht – in
der nächsten Woche im Kabinett haben werden.
Was Sie aber wissen, ist, dass sich diese Strategie
ganz besonders darauf richtet, das, was im Wirt-
schafts- und Digitalisierungsministerium die ganze
Zeit schon passiert, einzubinden in das, was Kolle-
ginnen und Kollegen in den anderen Bereichen tun:
Der Kollege Holter im Bildungsbereich, die Kollegin
Keller, wenn es darum geht, ländlichen Raum und
Smart City zusammenzubringen, wenn es darum
geht bei Kollegin Werner, über Arbeit 4.0 nachzu-
denken,

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: E-
Government!)

wenn es darum geht, E-Government voranzubrin-
gen, mit ganz klarer Ansage unseres CIOs Hartmut
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Schubert, wie wir bis 2025 vorgehen werden – vor-
bildlich auch für andere Bundesländer. Das heißt,
wir brauchen zunächst keine Strategie für alle, son-
dern wir müssen das umsetzen, was Kern ist, und
das tun wir im Bereich Wirtschaft 4.0/Digitalisierung
der Hochschulen. Dazu will ich Ihnen einige Bei-
spiele nennen, auch wenn Sie das vielleicht überle-
sen haben. Wenn wir in unserer Breitbandstrategie
mittlerweile 170 Millionen Euro vom Bund einge-
worben haben, dann können Sie sich jetzt mal hier
hinstellen und kritisieren: Ach ja, Mecklenburg-Vor-
pommern hat viel mehr oder ihr seid viel zu spät.

Richtig ist, wir haben die Landkreise unterstützt und
unterstützen müssen, damit sie das leisten können.
Aber wir werden im Laufe der nächsten Zeit Investi-
tionen von 470 Millionen Euro mit diesen 170 Millio-
nen Euro und dem, was wir dazugeben – rund
65 Millionen Euro in den beiden kommenden Jah-
ren – umsetzen; die Breitbandstrategie an dem
Punkt Teil der Digitalstrategie wird umgesetzt.

Das Gleiche gilt für die Digitalisierung des Mittel-
stands. Wenn Sie nicht bloß die Zahlen sehen, son-
dern die große Klammer – und ein Haushalt hat kei-
ne große Überschrift und dann kommen alle Bei-
spiele darunter –, dann werden Sie feststellen, dass
wir in das Kompetenzzentrum Wirtschaft 4.0, in das
Kompetenzzentrum Mittelstand 4.0 investieren,
dass wir etwas für den Mobilfunk tun, dass wir et-
was dafür tun, dass wir das Handwerk beraten – wir
haben eine Digitalisierungsstrategie für das Hand-
werk aufgelegt, wie Sie wissen, mit Studie unter-
setzt –, dass wir etwas tun, dass digitale Plattfor-
men stattfinden – wir haben einen Wettbewerb aus-
gelobt und haben zehn Projekte mit entsprechender
Finanzierung auf den Weg gebracht.

Alles das, meine Damen und Herren, ist Zukunft
Thüringen. Deshalb, lieber Prof. Dr. Voigt: Ich
verstehe Sie, aus der Opposition heraus muss man
im Klein-Klein der Zahlen suchen und versuchen,
da irgendwie eine Summe zu finden.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Wir
mussten gar nicht so tief rein!)

Ich habe versucht, Ihnen deutlich zu machen, dass
wir auf allen Feldern, ob das Hochschule ist, ob das
Forschung ist, ob das die Studierendenwohnheime
sind, ob das die wirtschaftsnahen Forschungsein-
richtungen sind, ob das Gewerbegebiete sind, In-
dustrieförderung, ob es den Mittelstand betrifft, bis
hin zum Tourismus und der Digitalisierung, mit die-
sem Haushalt hervorragend aufgestellt sind. Ich be-
danke mich bei all denjenigen, die ihn erstellt ha-
ben, die mitgedacht und mitdiskutiert haben. Ganz
herzlichen Dank! Mit diesem Haushalt 2018/2019
öffnen wir die Tür für ein zukunftsfestes Thüringen
noch weiter. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Durch die 20 Sekunden längere Redezeit haben
jetzt alle Fraktionen noch 20 Sekunden zur Verfü-
gung. Möchte jemand diese Zeit noch nutzen? Herr
Abgeordneter Wirkner.

Abgeordneter Wirkner, CDU:

Frau Präsidentin, gestatten Sie mir noch mal eine
Anmerkung zu den Ausführungen von Herrn Kor-
schewsky. Es ist an Infamie nicht zu überbieten,
was Sie hier zum Thema „Porzellan-Cluster“ gesagt
haben.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE LINKE:
Das freut mich!)

Es war übrigens Ihr Ministerpräsident, der vor zwei
Jahren der Industrie angekündigt hat, dass er sich
um eine Clusterbildung kümmern wird. Es war auch
Ihr Wirtschaftsminister, der in der Finanzberatung in
der Nacht sich zum Cluster für die Porzellanindus-
trie bekannt hat – übrigens nachzulesen. Dann fra-
ge ich mich,

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Wirkner, es ist ...

Abgeordneter Wirkner, CDU:

wenn Sie sich dazu bekennen, wieso sollen denn
die Oppositionsparteien Änderungsanträge einbrin-
gen, wenn Sie es nicht mal für möglich halten, das
so zu machen, wie Sie es angekündigt haben.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Ha-
ben es trotzdem so gemacht, bei Verbän-
den!)

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Jetzt hat sich die Abgeordnete Mühlbauer noch zu
Wort gemeldet.

Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Herr Kollege Wirkner, zu Ihrer Beruhigung: Wir hat-
ten einen wunderschönen Termin. Ich denke, zu-
sammen schaffen wir es. Wir haben dafür auch
Geld, Vereine und Verbände. Sie wissen, wir brau-
chen uns keine Sorgen machen. Wir waren dort, wir
schauen weiter. Sie haben auch einen Plan dazu.
Wir schaffen das gemeinsam. Danke.

Vizepräsidentin Jung:

Da ich jetzt keine weiteren Wortmeldungen sehe,
ist die Aussprache zum Einzelplan der Thüringer
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Ministeriums für Wirtschaft, Wissenschaft und Digi-
tale Gesellschaft beendet.

Ich rufe auf die Beratung zum Einzelplan 08 –
Thüringer Ministerium für Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit, Frauen und Familie –. Für die CDU-
Fraktion erhält der Abgeordnete Thamm das Wort.

Abgeordneter Thamm, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen, liebe Besucher auf den Tribünen!
Der Haushalt im Einzelplan 08 des Ministeriums für
Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie
ist wieder gekennzeichnet von über 90 Prozent, fast
95 Prozent finanziellen Mitteln, die durch den Bund
und die EU eingespeist, bearbeitet und/oder durch-
gereicht werden. Aber nichtsdestotrotz gibt es im
Bereich des finanziellen Spielraums einen erhebli-
chen Aufwuchs. Der mag im Gesamtplan gering er-
scheinen, aber im Vergleich zu 2016 und 2017 ist
er doch erheblich. Es sind immerhin circa 17 Millio-
nen Euro und damit ein Aufwuchs von 50 Prozent.
Wenn man überlegt, dass es 2016/17 jeweils 35
und 36 Millionen Euro waren.

Lassen Sie mich in der Kürze der Redezeit auf we-
nige Dinge eingehen. Mit der Einführung des Lan-
desprogramms für generationsübergreifendes Zu-
sammenleben ab dem Jahr 2019 wird – und das ist
unbestritten – eine komplette Umgestaltung der Fa-
milienpolitik in dem Land Thüringen umgesetzt. Ob
deshalb eine gut funktionierende Stiftung für Fami-
lien abgewickelt werden muss, bezweifeln wir. Aus
diesem Grund haben wir auch den Entschließungs-
antrag zum Erhalt der Stiftung eingebracht. Mit dem
Erhalt und der Stärkung der Stiftung soll die gute
Arbeit fortgesetzt und weiterentwickelt werden, zu-
mal auch der Beschluss für die Auflösung der Stif-
tung noch nicht gefasst ist und die Ziele noch sat-
zungsgemäß stehen und erfüllt werden müssen.
Nicht zuletzt sind noch Arbeitsverträge und Ver-
pflichtungen gebunden, die einer Regelung bedür-
fen.

Wir sehen aber auch in diesem Zusammenhang
Aufgaben, die von Landesebene landespolitisch
überregional durch die Stiftung FamilienSinn weiter-
hin geleistet werden können. Ich nenne hier nur die
Angebote für Ferien und Urlaub für Familien oder
auch die Förderung der Kinderwunschbehandlung,
die dann bei der GFAW angesiedelt werden sollen.
Das halten wir übrigens für falsch. Wir sagen: Das
ist bei der Stiftung besser angesiedelt und wir wol-
len die Stiftung zeitgemäß weiterentwickeln.

Ein weiterer Punkt ist die Arbeitsmarktpolitik. Die
Kürzung der Arbeitsmarktprogramme in unserem
Antrag ist aus verschiedenen Gründen geschehen.
Zum Ersten haben wir immer gesagt, das Arbeits-
marktprogramm „Arbeit für Thüringen“ soll erst eva-
luiert werden, bevor man ein neues Programm ein-
führt. Dies ist bis heute nicht geschehen. Das hätte

in die Neuausrichtung des Programmes einfließen
können und diesen Standpunkt vertreten wir auch
weiterhin.

(Beifall CDU)

Das Programm für gemeinwohlorientierte Arbeit
war nach unserer Meinung immer ein Schritt in die
falsche Richtung, da wir immer die Unterstützung
der potenziell Betroffenen für den ersten Markt als
wichtiger und prioritär ansahen. Dann wäre das
über ein evaluiertes Landesarbeitsmarktprogramm
besser machbar und auch lösbar gewesen.

Auch die Effizienz des Programms ist zu hinterfra-
gen. Denn Sie haben in den letzten zwei Jahren
15 Millionen Euro für gerade mal 1.000 Teilnehmer
ausgegeben. Insgesamt ist aber die Zahl der Lang-
zeitarbeitslosen in den vergangenen zwei Jahren
von 33.000 auf unter 25.000 gesunken. Das ist po-
sitiv, dank der guten Wirtschaft. Damit ist der Erfolg
auf dem ersten Arbeitsmarkt für Langzeitarbeitslose
in den letzten Jahren achtmal höher, als Sie es
über das Programm mit viel Geld aus dem Steuer-
säckel geleistet haben.

Auch haben wir in dem letzten Ausschuss gehört,
dass es mit der Nachhaltigkeit der Beschäftigungs-
verhältnisse aus diesem Programm nicht weit her
ist und die Teilnehmer nach den bis zu drei Jahren
in der Programmbeschäftigung wieder in eine unge-
wisse Zukunft gehen.

Ein weiterer Punkt, der uns zu dem Einzelplan 08
wichtig ist, ist die Ehrenamtsförderung. Wir bedan-
ken uns immer wieder, und das fraktionsübergrei-
fend, bei den ehrenamtlich Tätigen und betonen die
Wichtigkeit und Unerlässlichkeit ihrer Arbeit für die
Gesellschaft und haben bei einem 10-Milliarden-
Haushalt für diese Tätigkeit nicht einmal
300.000 Euro mehr übrig.

(Beifall CDU)

Die Ehrenamtsförderung und Landesmittel, die dies
auch zum Ausdruck bringen könnten, das wäre ein
gutes Signal gewesen. Die CDU-Fraktion hat dazu
einen Antrag gestellt, der leider keine Beachtung
finden soll. Schade für die vertanen Chancen, hier
etwas zu tun und etwas zurückzugeben.

In der Krankenhausfinanzierung haben Sie durch
das Kommunalinvestitionsprogramm schon nach-
gelegt mit jetzt noch mal 10 Millionen Euro. Das ist
gut für unsere Krankenhäuser, aber wir hoffen,
dass auch alle davon profitieren, sowohl die kom-
munalen als auch die freien Träger, denn nur die
Gesamtheit der Häuser deckt in Thüringen die flä-
chendeckende und gute medizinische Versorgung
ab. Deswegen müssen alle Aufgabenträger gleich-
mäßig von der Mittelbereitstellung profitieren.

(Beifall CDU)

9130 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 107. Sitzung - 25.01.2018

(Vizepräsidentin Jung)



Zum Schluss noch eine Bemerkung zur arbeitsme-
dizinischen Betreuung der Bediensteten des Lan-
des Thüringen. Dies war im Ministerium für Arbeit,
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie gebün-
delt mit einem Haushaltsansatz von 880.000 Euro
in den letzten Jahren. Mit diesem Haushalt gehen
Sie einen anderen Weg. Sie geben es in die einzel-
nen Ressorts ab. Wir sind uns sicher, dass dies zu
einer Kostensteigerung insgesamt führen wird, und
sagen, es ist der falsche Weg und wird kein Geld
sparen, sondern durch Einzelverträge zu einer Er-
höhung führen. Danke.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Danke schön. Das war ja fast eine Punktladung. Als
nächste Rednerin hat Abgeordnete Stange, Frak-
tion Die Linke, das Wort.

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren!
Werte Besuchergruppe aus dem Programm Mehr-
wert, ich begrüße Sie recht herzlich hier im Land-
tag!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zur Diskussion des Einzelplans 08: Den könnte
man auch überschreiben mit den Worten „Sozial,
gerecht, bürgernah“. Wir gestalten für Thüringerin-
nen und Thüringer, wir gestalten mit dem Einzel-
plan 08 für die Zukunft. Das will ich an der Stelle
ausdrücklich sagen.

Ich gehe gleich ein auf das Arbeitsmarktprogramm,
das wir im Jahr 2018/2019 jeweils mit 7,5 Millionen
Euro weiterhin stabil fördern werden, denn öffent-
lich geförderte und gemeinwohlorientierte Beschäf-
tigung ist Rot-Rot-Grün eine Herzensangelegen-
heit. Wir sagen, es ist besser, in Arbeit zu investie-
ren, statt in Arbeitslosigkeit. Ich denke, die Argu-
mente, die mein Vorredner gebracht hat, sind somit
auch ad absurdum zu führen.

Wir als Rot-Rot-Grün haben das Landesarbeits-
marktprogramm „Arbeit für Thüringen“ mit dem jetzt
vorgelegten Doppelhaushalt um 500.000 Euro auf
7,5 Millionen Euro erhöht. Das ist eine gute Sache,
denn somit werden perspektivisch auch Langzeitar-
beitslose, egal welcher Herkunft sie sind, die Mög-
lichkeit erhalten, in Arbeit zu kommen und sich wei-
ter zu profilieren an der Stelle.

(Beifall DIE LINKE)

Wir haben, werte Kolleginnen und Kollegen, das
Thema „Barrierefreiheit“, sprich, die Politik für Men-
schen mit Behinderung in den Doppelhaushalt auch
auf vorderste Priorität gestellt.

(Beifall DIE LINKE)

Ich will hier nur zwei Beispiele nennen. Es ist ein-
mal die Einführung des neuen Titels für barriere-
freie Kommunikation. Es ist höchste Zeit, dass wir
Artikel 21 der UN-Behindertenrechtskonvention
auch in Thüringen umsetzen. Da ist formuliert, dass
Menschen mit Behinderungen das Recht auf freie
Meinungsäußerung und Meinungsfreiheit ein-
schließlich der Freiheit auf Information und Gedan-
kenaustausch haben.

Mit dem oben genannten neuen Titel werden erst-
malig in Thüringen in einem Modellprojekt die Mög-
lichkeiten für die behinderten Menschen geschaffen
– egal ob das in Gebärdensprache, ob das in
Braille-Schrift oder ähnliches ist –, an unseren De-
batten, aber auch an Veranstaltungen teilzuneh-
men.

Ähnliches gilt für den neu geschaffenen Titel für
kommunale Behindertenbeauftragte mit
700.000 Euro. Das ist ein gutes Signal an die Kom-
munen, das wir hiermit geben. Damit ist der Antrag
der CDU-Fraktion als Entschließungsantrag für die
bessere Arbeit des Gleichstellungsbeauftragten als
obsolet anzusehen. Wir werden ein ordentliches
Gleichstellungsgesetz noch in dieser Legislatur auf
den Weg bringen. Die Voraussetzungen schaffen
wir natürlich mit dem Doppelhaushalt 2018/2019.

(Zwischenruf Abg. Meißner, CDU: Wo wird
der angesiedelt?)

Ich will noch mal auf das Thema der Ehrenamtsstif-
tung eingehen, werter Kollege. Viele, viele Jahre
vor uns wurde überhaupt keine Erhöhung durchge-
führt. Mit dem Mehr von 50.000 Euro, das wir ein-
gestellt haben, wird erstmals wieder seit 2012 – so
habe ich recherchiert – die ehrenamtliche Arbeit,
die Projektarbeit der Ehrenamtsstiftung unterstützt.
Ich denke, das ist auch ein gutes Signal an die Thü-
ringerinnen und Thüringer, die im Ehrenamt unter-
wegs sind.

Ein weiteres Beispiel, das ich ganz bewusst he-
rausgegriffen habe, ist die Erhöhung der Förderung
der Aidshilfen. Das ist eine Vervierfachung; das
müssen Sie sich mal auf der Zunge zergehen las-
sen. 2002 hat die CDU die Mittel für die Aidshilfen
gekürzt und wir haben jetzt erstmalig wieder
160.000 Euro eingestellt, damit die wertvolle Arbeit
der Aidshilfen unterstützt wird. Das ist auch ein gu-
tes Beispiel, wie das Landesprogramm für Akzep-
tanz und Vielfalt, welches in den nächsten Tagen
noch einmal der Öffentlichkeit vorgestellt wird, pers-
pektivisch finanziell unterstützt und gestärkt werden
kann.

Einen letzten Punkt will ich noch zu den vorgenom-
menen Kürzungen seitens der AfD und der CDU
sagen: Ich finde, es ist unerträglich, wie die AfD die
Stellen der Gleichstellungsbeauftragten und die
Sachausgaben auf Null zusammenstreicht. Das
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zeigt Ihre frauenfeindliche Politik, die sie im Hinter-
grund betreiben. Ich glaube, es muss einfach deut-
lich formuliert werden: Wer AfD wählt, stellt sich
eindeutig gegen Frauen. Das kann nicht unser ge-
meinsamer Wille von Rot-Rot-Grün sein. Danke
schön.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der SPD hat Abgeordnete Pelke
jetzt das Wort.

Abgeordnete Pelke, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Bevor ich zu den Einzelheiten des Einzel-
plans 08 komme, möchte ich vorwegschicken, dass
ich es sehr schade finde, dass gerade in dieser
Aussprache einem so wesentlichen Thema so we-
nig Zeit zugeordnet worden ist. Ich finde es schade,
dass man sich in wenigen Minuten auf die ganz
umfassenden Inhalte reduzieren muss.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Für unsere, für meine Fraktion und für die Koali-
tionsfraktionen kann ich sagen, dass wir mit unse-
rer Arbeitsmarkt-, Sozial-, Gleichstellungs- und Ge-
sundheitspolitik die wichtigsten politischen Ziele zur
Schaffung sozialer Gerechtigkeit verfolgen. Ich sa-
ge ganz deutlich: Mit diesem Sozialhaushalt sorgen
wir – Rot-Rot-Grün – dafür, dass allen Thüringern
und Thüringerinnen die Teilhabe am gesellschaft-
lichen Leben möglich ist. Das, meine Damen und
Herren, ist zukunftsorientierte Politik von Rot-Rot-
Grün.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lassen Sie mich das an einigen Beispielen deutlich
machen. Im Doppelhaushalt 2018/2019 – es ist
schon darauf hingewiesen worden – stabilisieren
wir die aktive Arbeitsmarktpolitik und stellen dafür
mehr als 30 Millionen Euro zur Verfügung. Gerade
für Menschen mit unterschiedlichen Problemlagen
ist es wichtig, zielgruppengerechte Angebote zur
beruflichen Integration zu schaffen. Wir wollen die-
se Instrumente weiterentwickeln, denn nur so kann
eine Verbesserung von Integrationsmöglichkeiten
sowie eine Nachhaltigkeit nach erfolgter Vermitt-
lung in Beschäftigung erreicht werden. Ich finde es
ein bisschen schade – Herr Thamm, noch einmal in
Ihre Richtung –, dass Sie gerade als CDU in den
Arbeitsmarktkonzepten und Arbeitsmarktprogram-
men in Größenordnungen streichen, die ich schon
sehr seltsam finde. Ich glaube, da sind die Kollegen
und Kolleginnen der CDU auf Bundesebene schon
ein ganzes Stückchen weiter, was den öffentlichen
Beschäftigtensektor angeht. Was die Sondierungs-
papiere von CDU und SPD auf Bundesebene an-

geht, da sind Angebote für 150.000 Menschen im
öffentlichen Beschäftigungsbereich vorgesehen.
Darauf haben Sie sich mit eingelassen und haben
sich mit uns verständigt. Das halte ich für den richti-
gen Weg.

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Da gibt es
doch Konzepte!)

Aber Sie machen hier in Thüringen gerade das
krasse Gegenteil. Das können Sie an anderer Stel-
le vielleicht dann noch mal erläutern.

Wir stärken die Inklusion in Thüringen und wir un-
terstützen Menschen mit Behinderungen, auch das
ist schon gesagt worden. So setzen wir mit diesem
Haushalt die Einführung eines Nachteilsausgleichs
in Höhe von 100 Euro pro Monat für gehörlose
Menschen um und stellen dafür 28,6 Millionen Euro
zur Verfügung. Wir stärken auch die Behindertenhil-
fe durch eine Verdreifachung, insgesamt 4,1 Millio-
nen Euro bei der Förderung von Angeboten und
Beratungsstellen für Menschen mit Behinderungen
sowie für Vereine und Verbände der Behinderten-
hilfe.

Ein ganz wesentlicher Aspekt ist, dass wir die Fa-
milienfreundlichkeit im Freistaat stärken. Mit dem
Doppelhaushalt stellen wir den Kommunen 14 Mil-
lionen Euro zur Umsetzung des Landesprogramms
„Solidarisches Zusammenleben der Generationen“
zur Verfügung. Wir schaffen damit eine wichtige
Voraussetzung für eine moderne Familienpolitik.
Kommunen können mit diesem Programm Familien
in den Fokus nehmen und damit eine bedarfsge-
rechte und dauerhafte familienunterstützende Infra-
struktur vor Ort ausbauen.

Es ist schon gesagt worden, die CDU streicht in
ganz wesentlichen Bereichen, bei den Arbeits-
marktinstrumenten, die CDU streicht bei der Erstat-
tung des ÖPNV zur unentgeltlichen Beförderung
schwerbehinderter Menschen – man höre –, Kür-
zungen bei der Förderung von Betreuungsvereinen,
bei der Selbsthilfe, bei sozialen Verbänden und vie-
les mehr. Ähnlich argumentiert auch die AfD, was
Arbeitsmarktprogramme angeht. Es ist schon ge-
sagt worden, dass sie auch die Mittel für die Gleich-
stellungsbeauftragte streichen will. Was das alles
mit sozialer Politik zu tun hat, das muss man nicht
verstehen.

Meine Damen und Herren, ein letztes Wort noch zu
dem Entschließungsantrag der CDU zum Beauf-
tragten für Menschen mit Behinderungen: Wir ha-
ben das hier schon im letzten Plenum diskutiert, wir
werden diesem Antrag nicht zustimmen können,
weil wir uns damit in der Koalition noch beschäfti-
gen wollen. Wir wollen das Beauftragtenwesen im
Land insgesamt überprüfen und verändern. Danach
werden wir uns mit dieser Thematik beschäftigen.

Ich bitte um Zustimmung zum Haushalt. Ganz herz-
lichen Dank.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächste Rednerin hat Abgeordnete Herold,
Fraktion der AfD, das Wort.

Abgeordnete Herold, AfD:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, liebe Besucher auf
der Tribüne und Zuschauer im Internet, der vorlie-
gende Gesetzentwurf des Haushaltsplans hat wie-
der einmal gezeigt, dass Die Linke soziale Bedarfs-
lagen der Thüringer Bürger völlig verkennt und
nicht mit anvertrautem Steuergeld umgehen kann.
Linke Politik ist keineswegs automatisch sozial und
zukunftsfest, sondern setzt falsche Schwerpunkte
und schadet mit einer gewissen gutmenschlichen
Arroganz unbewusst oder auch bewusst dem Land
und der Bevölkerung.

(Beifall AfD)

Wir haben durch eine ganz andere Schwerpunkt-
setzung mit dem vorliegenden Haushaltsentwurf im
Sozialbereich allein ein Einsparpotenzial von
30 Millionen Euro ermittelt. Das bedeutet, es gäbe
finanzielle Spielräume für die unter anderem 46 Än-
derungsanträge für die nächsten zwei Jahre, von
denen ich hier nur beispielhaft das Problemfeld der
Hebammen aufgreifen möchte. Seit mindestens der
vorletzten Legislaturperiode betteln die Hebammen
bei der Politik um eine Lösung ihrer finanziellen und
berufspolitischen Probleme. Außer einem ewig ta-
genden runden Tisch und mickrigen 500.000 Euro
pro Jahr als Fördersumme ist nichts dabei heraus-
gekommen. Dafür haben die Hebammen ganz en-
gagiert immer wieder mit den Linken und mit der
CDU geredet. 500.000 Euro sind ein Klacks ange-
sichts der Haftpflichtproblematik. Mit den von uns
geforderten 2 Millionen Euro pro Jahr ließe sich in
einer Stiftung für die Thüringer Hebammen die Be-
lastung dieser Haftpflichtprämien auf ein absolut
verträgliches Maß reduzieren. Doch anstelle einer
Lösung für das schon lange bekannte Problem hat
die Koalition die elektronische Gesundheitskarte für
neu angekommene Migranten in Thüringen einge-
führt. Das hat dazu geführt, dass die Kosten für me-
dizinische Behandlungen von 67,4 Millionen Euro
im Jahr 2016 auf 139 Millionen Euro im Jahr 2017
angestiegen sind. Daraus können jetzt die Thürin-
ger Hebammen ableiten, was sie den Verantwortli-
chen in der links-rot-grünen Regierung in Thüringen
wert sind. Bei der Einführung der elektronischen
Gesundheitskarte für Migranten und die ersten
15 Monate ihres Aufenthalts in Thüringen war ja
noch behauptet worden, es würde auf gar keinen
Fall teurer werden als die ehemals angewandte Be-
handlungsscheinmethode.

Arbeitsmarktpolitisch, vor allem im Hinblick auf die
seit vielen Jahren stabile Anzahl von Langzeitar-
beitslosen in Thüringen, kann ich ebenfalls nicht er-
kennen, inwieweit die von ihnen eingesetzten Gel-
der das Problem nennenswert reduziert hätten. Un-
ser Ansatz geht dahin, die Kommunen mit zusätzli-
chem Geld auszustatten und damit Dauerarbeits-
plätze zu schaffen, die Menschen mit sehr niedri-
gem Qualifikationsniveau langfristig einnehmen
könnten. Das ginge ganz allein ohne Bildungsträger
und deren nutzlose Versuche, mit einem löchrigen
Topf einen See leerzuschöpfen. Vielen Dank für Ih-
re Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächste Rednerin hat Abgeordnete Pfefferlein,
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, das Wort.

Abgeordnete Pfefferlein, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen, sehr geehrte Gäste, unser Ziel ist es,
heute den Doppelhaushalt 2018/2019 zu verab-
schieden. Dieser 08er-Haushalt über die Bereiche
Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie
betrifft besonders viele Träger der sozialen Arbeit,
die nicht besonders glücklich sind, dass es uns erst
im Januar gelingt, aber wir hoffen, dass es mit dem
heutigen Beschluss mit dem Vollzug schnell geht,
damit wir als Land Planungssicherheit für viele Ver-
eine und Kommunen schaffen können.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dieser Haushalt bedeutet für viele soziale Vereine,
freie Träger und Institutionen nicht nur eine länger-
fristige Finanzsicherheit, sondern auch eine inhaltli-
che Planungssicherheit, damit man sich intensiv auf
seine inhaltlichen Aufgaben konzentrieren kann. Da
ich nicht viel Redezeit habe, möchte ich mich auf
ein paar Eckpfeiler konzentrieren, aber ich möchte
natürlich nicht vergessen – und das ist ganz wich-
tig –, mich beim Ministerium, bei Frau Werner stell-
vertretend für das ganze Ministerium, beim Finanz-
ministerium, bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern und bei den Referenten in unseren Fraktionen
für ihre hervorragende Arbeit zu bedanken.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Zu den Eckpunkten – vieles wurde schon gesagt –:
Erhöhung der Mittel für die Menschen mit Behinde-
rung, Nachteilsausgleich für Menschen mit Sehbe-
hinderung, Gehörlose und taubblinde Menschen,
Erhöhung des durch die Koalition neu eingeführten
Titels „Sicherstellung der Hebammenversorgung in
Thüringen“, Stabilisierung der Mittel für Arbeitsmaß-
nahmen – darüber wurde eben auch schon um-

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 107. Sitzung - 25.01.2018 9133

(Abg. Pelke)



fangreich berichtet –, Erhöhung der Mittel zur
Suchtberatung und des öffentlichen Gesundheits-
dienstes mit dem Ziel einer Sicherstellung und Stär-
kung der personellen Leistungsfähigkeit des ÖGD
in Thüringen und die Sicherung von Mitteln für die
psychosoziale Versorgung von Flüchtlingen und die
medizinische Betreuung von Menschen ohne Pa-
piere.

Hinzu kommen noch folgende Änderungs- und Ent-
schließungsanträge der regierungstragenden Frak-
tionen, die für uns sehr wichtig sind. Wir haben die
Mittel für Hebammenversorgung auf 500.000 Euro
aufgestockt. Wir planen mehr Personal für Tier-
schutzkontrollen ein, mehr Mittel für die Förderung
des Ehrenamts und mehr Mittel für die Gesund-
heitsförderung – hier geht es konkret um die Unter-
stützung der Thüringer Aidshilfen und ein Projekt
zum Drug-Checking –, 10 Millionen Euro für Kran-
kenhäuser, 2,8 Millionen Euro für telemedizinische
Projekte, mehr Mittel für eine barrierefreie Kommu-
nikation für Menschen mit Behinderung.

Zum Abschluss möchte ich noch auf den Entschlie-
ßungsantrag zur Verbesserung des Entzugs von
Menschen mit Crystal-Meth-Problematik eingehen.
In diesem Antrag bitten wir die Landesregierung,
Forschungsprojekte auf den Weg zu bringen. Ich
als Sprecherin für Sozial- und Gesundheitspolitik
bitte auch, vielleicht kann die CDU das mit unter-
stützen. Wir haben ja gemeinsam zu diesem The-
ma Anhörungen durchgeführt. Ich glaube, wir sind
da sehr nah beieinander.

Zum Änderungsantrag der AfD: Es reicht eben
nicht, einen Fonds für Haftpflichtversicherung für
Hebammen aufzulegen, es braucht eine Lösung auf
Bundesebene. Die Maßnahmen, die das Land ver-
antworten kann, ergreift es. Dafür brauchen wir
nicht die AfD. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Landesregierung hat nun Staatssekretärin
Feierabend das Wort. Ich denke, wir können hier
von dem Plenum aus Ministerin Werner gute Gene-
sungswünsche senden.

(Beifall im Hause)

Feierabend, Staatssekretärin:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, liebe Gäste auf der
Tribüne, liebe Gäste am Livestream, auch mit dem
Einzelplan 08, dem Etat des Thüringer Ministeriums
für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Fami-
lie, haben wir einen sehr intensiven und arbeitsrei-
chen Beratungsprozess hinter uns gebracht. Es
liegt ein Entwurf für die Aufgabenbereiche meines

Ministeriums vor, der als Gestaltungshaushalt die
soziale Infrastruktur in Thüringen spürbar und nach-
haltig stärkt. Erfolgreiche Programme und Maßnah-
men werden verstetigt und weiterentwickelt, in we-
sentlichen Politikfeldern werden neue Impulse ge-
setzt. Lassen Sie mich das an einigen Beispielen
ausführen.

Beginnen möchte ich mit dem zentralen familienpo-
litischen Projekt der Landesregierung für die nächs-
ten Jahre, dem Landesprogramm „Solidarisches
Zusammenleben der Generationen“ oder auch kurz
„Landesprogramm Familie“. Wir verstehen Familie
als generationsübergreifende Verantwortungsüber-
nahme und gegenseitige Fürsorge in der Vielfalt
unterschiedlich gelebter Formen. Klar ist, Familien
müssen gestärkt und gefördert werden. Dafür gilt
es einerseits Rahmenbedingungen zu setzen, ih-
nen andererseits aber Freiräume zu geben, ihr Le-
ben so zu gestalten, wie es ihren Lebensentwürfen
entspricht. Für unser Landesprogramm stehen ab
2019 jährlich 10 Millionen Euro für familienunter-
stützende Leistungen in den Kommunen auf der
Grundlage von integrierter Planung bereit. Im Vor-
dergrund stehen dabei die Bedarfe der Familien.
Sie sind handlungsleitend für die unterstützenden
Angebote an die Landkreise und kreisfreien Städte.
Auch die Eigenverantwortung der Gemeinden wird
dadurch gestärkt. In diesem Zusammenhang ist
auch das Sonderprogramm zur Entwicklung von
weiteren Kitas zu Thüringer Eltern-Kind-Zentren,
abgekürzt ThEKiZ, zu sehen. Ab 2018 bis voraus-
sichtlich 2020 werden wir hierfür jährlich 1,5 Millio-
nen Euro zusätzlich zur Verfügung stellen.

Sehr geehrte Damen und Herren, auch für Men-
schen mit Behinderung setzt der Haushaltsplan kla-
re Signale. Wir werden die Etablierung hauptamtli-
cher Behindertenbeauftragter in den Kommunen
fördern. Die Finanzierung der Beratungsstellen für
Menschen mit Behinderung sowie der familienent-
lastenden Dienste weiten wir erheblich auf je
1,3 Millionen Euro aus. Mit dem Doppelhaushalt
stehen die Mittel zur Verfügung, ein Gehörlosen-
geld einzuführen und das Thüringer Blindengeld zu
einem Sinnesbehindertengeld auszubauen. Nicht
nur Blinde und Taubblinde, sondern auch gehörlose
Menschen haben einen unvermeidbaren Mehrbe-
darf, der vom Staat auch vor dem Hintergrund des
Artikels 28 der UN-Behindertenrechtskonvention
zur Verwirklichung gleichberechtigter Teilhabe aus-
geglichen werden sollte. In diesem Kontext haben
die Koalitionsfraktionen den Haushaltsentwurf in ei-
nem sehr wichtigen Punkt erweitert. Durch die Be-
reitstellung von 700.000 Euro jährlich können bar-
rierefreie Kommunikationsangebote geschaffen
werden.

In der Arbeitsmarktpolitik sind unsere Schwerpunk-
te die Fachkräftesicherung, der weitere Abbau der
Langzeitarbeitslosigkeit und die Unterstützung der
Arbeitsintegration von Migrantinnen und Migranten.
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Der Arbeits- und Ausbildungsstellenmarkt in Thürin-
gen hat sich in den letzten Jahren erfolgreich ent-
wickelt. Neben der guten konjunkturellen Entwick-
lung haben gezielt flankierte Förderprogramme An-
teil daran gehabt. Dadurch konnten erhebliche
strukturelle Verbesserungen für Langzeitarbeitslo-
se, für Ältere und Menschen mit Behinderung er-
reicht werden. Die Arbeitslosigkeit ist bei langzeitar-
beitslosen Menschen in Thüringen überdurch-
schnittlich gesunken. Das sind konkrete Belege,
dass unser Landesprogramm „Öffentlich geförderte
Beschäftigung“ auch wirkt. Ende Dezember haben
wir die Zahl von 1.000 bei den insgesamt geförder-
ten Teilnehmerinnen und Teilnehmern überschrit-
ten. Die jährlich 7,5 Millionen Euro sind gut inves-
tiertes Geld. Viele Menschen erleben dadurch wie-
der soziale Teilhabe. Ich weiß, dass heute langzeit-
arbeitslose Menschen aus diesen Projekten hier im
Saal auf der Tribüne sitzen. Nicht Sonntagsreden,
sondern konkrete Maßnahmen und Projekte wirken
gegen das Gefühl des Abgehängtseins. Die von der
CDU und AfD beantragten Kürzungen oder kom-
pletten Streichungen sind geradezu makaber den
betroffenen Menschen gegenüber.

Lassen Sie mich, wie Frau Pelke das auch schon
ausführte, hier nochmals der CDU-Fraktion sagen:
Sehr geehrte Damen und Herren Kollegen von der
CDU, da ist Ihre Bundespartei einfach schon mal
weiter, weil da ist der öffentlich geförderte Beschäf-
tigungssektor in der Mitte der Gesellschaft ange-
kommen und spricht in seinem Sondierungspapier
sogar von Passiv-Aktiv-Transfer.

(Beifall DIE LINKE)

Das ist der richtige Weg und wir waren auf dem
richtigen Weg, und zwar immer mit dem Blick und
dem Ziel, langzeitarbeitslosen Menschen wieder ei-
ne Teilhabemöglichkeit zu geben.

(Zwischenruf Abg. Meißner, CDU: Aber nicht
auf dem ersten Arbeitsmarkt!)

Gleiches gilt für das Landesarbeitsmarktprogramm
„Arbeit für Thüringen“ mit wirksamen Unterstüt-
zungsangeboten für geflüchtete Menschen. Zwi-
schenzeitlich gibt es in Thüringen aus den acht
Hauptasylherkunftsländern über 2.000 sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigte. Das ist auch ein Er-
folg der über 40 von uns geförderten Projekte.

(Beifall DIE LINKE)

Wir müssen alle Potenziale zur Gewinnung von Ar-
beitskräften nutzen. Wir wären schlecht beraten,
diese Chance nicht zu ergreifen. Wir werden dies
wirksam mit unserer Förderpolitik unterstützen. Den
Regierungsfraktionen ist ausdrücklich dafür zu dan-
ken, das Landesarbeitsmarktprogramm auf dem
bisherigen Niveau von 7,5 Millionen Euro fortzu-
schreiben.

Sehr geehrte Damen und Herren, durch eine deutli-
che Ansatzerhöhung können wir die Förderung ei-
ner bedarfsgerechten und qualitativ hochwertigen
Versorgung mit Hebammenleistungen in Thüringen
ausweiten. Wir werden den insbesondere regional
bestehenden Versorgungsengpässen entgegenwir-
ken.

Es sind auch Haushaltsmittel für ein Modellprojekt
zum Drug-Checking eingeplant. Frau Pfefferlein hat
das gerade erwähnt. Dies beinhaltet die legale Ent-
gegennahme und Analyse von Proben illegal erwor-
bener, psychoaktiver Substanzen auf ihre tatsächli-
che Zusammensetzung. Das ist ein wichtiger Bau-
stein einer wirkungsvollen Interventions- und Prä-
ventionsstrategie.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ganz besonders freue ich mich über die deutlichen
Akzente im Bereich der Krankenhausfinanzierung.
Wir haben umfangreich in die Krankenhäuser in-
vestiert. Die Krankenhauslandschaft wurde neu
strukturiert, sodass Thüringen im Ländervergleich
positiv dasteht und wir keine Notwendigkeit zur
Schließung von Standorten sehen. Alle Kranken-
häuser sind bedarfsnotwendig. Gleichwohl hat sich
in den vergangenen Jahren ein erheblicher Investi-
tionsstau gebildet. Es liegt eine Vielzahl von För-
deranträgen vor, deren Bewilligung wir fachlich für
notwendig halten, aber bislang wegen fehlender
Mittel nicht umsetzen konnten. Durch das Thüringer
Gesetz für kommunale Investitionen zur Förderung
der Bildung, Digitalisierung, Kultur, Umwelt sowie
der sozialen Infrastruktur und durch den Ände-
rungsantrag der Regierungsfraktionen stehen nun-
mehr in den Jahren 2018 und 2019 zusätzlich
30 Millionen Euro zur Verfügung, um dringend not-
wendige investive Maßnahmen zu finanzieren, und
das können wir jetzt auch. Am Bedarf besteht kein
Zweifel und ich versichere Ihnen, dass wir die zu-
sätzlichen Mittel umgehend in Bewilligungen umset-
zen werden. Eine deutliche Steigerung haben auch
die Mittel erfahren, die zur Förderung von telemedi-
zinischen Projekten und Netzwerken zur Verfügung
stehen.

Sehr geehrte Damen und Herren, geradezu aben-
teuerlich sind Änderungsanträge der CDU und AfD,
die Personal- und Sachausgaben des Thüringer
Landesamts für Verbraucherschutz massiv kürzen.
Ich sage nur ein Stichwort: Wir müssen die Leis-
tungs- und Krisenreaktionsfähigkeit dieses TLV er-
höhen und das mit Blick auch auf die aktuellen Ge-
fährdungen, zum Beispiel der Afrikanischen
Schweinepest.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

In diesem Zusammenhang möchte ich betonen,
dass auch ein nachhaltiger und konsequenter Tier-
schutz zu den Zielen der Landesregierung gehört.
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Hier steht mit 1 Million Euro für Investitionen in Tier-
heime für 2018 somit eine wirkungsvolle Summe
zur Verfügung. Darüber hinaus sollen 150.000 Euro
tatsächlich auch an Tierschutzvereine zur Unter-
stützung der Arbeit gehen.

Zusammenfassend möchte ich betonen, dass wir
hier einen guten Haushalt vorliegen haben.

Sehr geehrte Kollegen von der AfD, 30 Millio-
nen Euro Absenkung in diesem Bereich der Sozial-,
Arbeitsmarkt-, Gesundheits-, Familien- und Frauen-
politik, das ist für Thüringen der falsche Weg.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich danke den Regierungsfraktionen für ihre Unter-
stützung. Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Allen Fraktionen stehen nun noch 3 Minuten und
15 Sekunden Redezeit zur Verfügung. Wünscht
noch jemand das Wort? Das kann ich nicht erken-
nen. Damit ist die Aussprache zum Einzelplan des
Thüringer Ministeriums für Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit, Frauen und Familie beendet.

Ich rufe den Einzelplan 09 – Thüringer Ministe-
rium für Umwelt, Energie und Naturschutz – auf.
Als erster Redner hat sich Abgeordneter Gruhner,
Fraktion der CDU, zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Gruhner, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
wir beraten jetzt den Einzelplan der Ministerin für
Umwelt, Energie und Naturschutz.

(Beifall DIE LINKE)

Ob das allein schon einen Applaus wert ist, weiß
ich noch nicht, aber schauen wir mal.

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Wer weiß, ob wir noch mal dazu kommen!?)

Nun ist es so, das die Einzelpläne ein Stück weit
immer eine Blaupause dafür sind, in welche Rich-
tung das einzelne Ressort mit seinen Politikschwer-
punkten geht und welche politischen Weichenstel-
lungen vorgenommen werden sollen. Deswegen
will ich zunächst die Frage stellen, was eigentlich
aktuell die Herausforderungen im Bereich Umwelt,
Energie und Naturschutz sind, ausdrücklich nicht
mit Blick auf Vollständigkeit, aber was auch in den
Augen der Bürger gerade eine wichtige Herausfor-
derung ist. Das ist natürlich die Frage. Das ist zu-
nächst sehr allgemein: Wie schaffen wir es, mehr
Akzeptanz für die Energiewende zu gewinnen? Wie
schaffen wir es, Mensch und Natur besser mitei-
nander zu versöhnen? Wie schaffen wir es, in die-

sem Bereich echten Dialog statt nur Alibiveranstal-
tungen zu organisieren? Es geht um die Frage, wie
wir Natur und Landschaft nachhaltig schützen. Es
geht aber auch im Energiebereich darum, wie wir
mit kluger Förderpolitik gewährleisten, dass wir
auch Technologieoffenheit bei der Energiewende
haben. Es geht darum, die Ausgewogenheit des
energiepolitischen Zieldreiecks Bezahlbarkeit, Ver-
sorgungssicherheit, Umweltverträglichkeit im Ein-
klang zu haben. Natürlich ist auch die Frage, wie
wir mit wachsender Wolfspopulation umgehen – ein
Thema, das die Menschen gerade in diesem Be-
reich umtreibt. Und, denke ich, sehr aktuell haben
uns die Debatten auch im Petitionsausschuss in der
vergangenen Woche die Frage gezeigt: Wie schaf-
fen wir bürgerfreundliche Lösungen im Bereich
Wasser/Abwasser, gerade auch im ländlichen
Raum? Auch das sind alles Themen, die aktuell an-
stehen, die aktuelle Herausforderungen beschrei-
ben. Deswegen ist es so, dass das Ressort von Mi-
nisterin Siegesmund und die Ministerin Sieges-
mund selbst auf all die Herausforderungen Antwor-
ten geben muss und dass ihr Haushalt natürlich
auch auf diese Fragen adäquate Antworten geben
muss. Wenn man fragt, wie die Antwort der Ministe-
rin ist, muss man zunächst erst mal zugeben: Ja,
sie stellt ziemlich viel Geld zur Verfügung. Die Re-
gierung stellt in diesem Bereich ziemlich viel Geld
zur Verfügung.

(Zwischenruf Taubert, Finanzministerin:
Ach!)

Man könnte auch sagen, sie versuchen, alle Pro-
bleme mit Geld zuzuschütten. Ich will ausdrücklich
sagen: In Zeiten sprudelnder Steuereinnahmen ist
das keine Kunst. Was aber – und das gilt für jeden
Einzelplan – schon problematisch ist, dass sie die
Rücklagen hier plündern, obwohl wir historisch ho-
he Steuereinnahmen haben.

(Zwischenruf Taubert, Finanzministerin: Das
stimmt doch gar nicht! Nein!)

Deswegen hätte ich es ideenreicher gefunden,
wenn man durchaus auch mit besserer und richti-
gerer Rahmensetzung Politik in die richtige Rich-
tung gelenkt hätte und nicht nur einfach, indem
man überall viel Geld hinkippt. Deswegen haben
wir auch mit zwei Entschließungsanträgen in die-
sem Bereich noch mal deutlich gemacht, wo wir
uns andere Schwerpunktsetzungen wünschen, wo
wir deutliche Korrekturen haben wollen. Das gilt für
den Energiebereich, das gilt aber auch für die Fra-
ge, wie wir mit der wachsenden Wolfspopulation
umgehen. Wir werden das dann sicherlich auch
noch mal im Bereich des Einzelplans von Frau Kel-
ler diskutieren.

Und weil wir eben der Meinung sind, es reicht nicht,
alle Themen nur mit Geld zuzukippen, haben wir
auch gesagt, dass man auch in diesem Einzelplan
deutliche Kürzungen vornehmen muss. Wir sind in
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vielen Bereichen auf die Planansätze von 2016 zu-
rückgegangen, weil man im Haushaltsvollzug
schlichtweg sieht, dass Sie zwar einerseits viel
Geld bereitstellen, aber andererseits die Vergan-
genheit gezeigt hat, dass an vielen Stellen das
Geld gar nicht abgerufen wird. Warum ist das so?
Weil offensichtlich an vielen Stellen die Rahmenbe-
dingungen falsch gesetzt sind. Deswegen will ich
noch mal vorwegschicken, dass ganz klar gilt: Es
reicht nicht, am Ende nur Geld über das Land zu
verteilen, sondern man muss auch richtige Schwer-
punkte setzen.

Da will ich auf die Frage mal kommen: Wo setzen
Sie die Schwerpunkte und sind die Schwerpunkte
richtig gesetzt? Wenn man nur mal so einzelne Bei-
spiele in Ihrem Einzelplan anschaut, dann ist diese
Frage schon sehr kritisch zu betrachten. Ich schaue
mal nur darauf – kleines Thema augenscheinlich,
trotzdem kostet es viel Geld –, dass Sie sich vorge-
nommen haben, für die Stiftung Naturschutz ein
neues Gebäude zu errichten. Dafür hatten Sie ur-
sprünglich, glaube ich, mal 4,5 Millionen Euro ein-
geplant. Es gab ein paar vernünftige Leute in Ihrer
Koalition, die gesagt haben: Na ja, da übertreibt sie
ein bisschen, nehmen wir mal noch 1 Million Euro
weg. Trotzdem sind noch über 3 Millionen Euro in
dem Einzelplan vorgesehen, um ein neues Gebäu-
de für die Stiftung Naturschutz zu bauen. Da muss
ich schlichtweg mal sagen, da arbeiten zwölf Leute,
und offen gestanden muss man schon mal die Fra-
ge stellen, ob es in diesem Land nicht für
zwölf Leute irgendwo anders Landesliegenschaften
gibt, wo man die unterbringen kann, wo die ver-
nünftig arbeiten können, bzw. ob es tatsächlich not-
wendig ist, so viel Geld für zwölf Leute hier auszu-
geben. Meines Erachtens haben Sie hier offensicht-
lich vielleicht einen grünen Fanclub dort sitzen, das
ist aber nicht gerechtfertigt, dass man dafür über
3 Millionen Euro ausgibt. Deswegen kann ich nur
sagen, das ist nicht gerade ein verantwortungsvol-
ler Umgang mit öffentlichen Geldern, mit Steuergel-
dern, wenn man die Überlegung hat, mitten in Er-
furt, wo Grundstückspreise, Baupreise besonders
teuer sind, so eine Einrichtung zu errichten. Ich
glaube, kluge Haushaltspolitik, verantwortlicher
Umgang und vor allem auch Ideenreichtum würden
dazu führen, dass man da auch andere Lösungen
findet. Deswegen glaube ich, dass Sie hier eine völ-
lig falsche Schwerpunktsetzung haben.

Ich will ein anderes Beispiel nennen. Wir sind aktu-
ell im Ausschuss dabei, mit vielen Beteiligten die
Frage zu erörtern, wie das Gesetz zum Grünen
Band aussehen soll. Auch da, wenn man mal in die
Details blickt, muss man wieder feststellen: Sie set-
zen falsche Prioritäten. Im Bereich des Grünen
Bandes werden Sie nur allein 650.000 Euro für zu-
sätzliches Personal ausgeben. Auch da gilt doch,
dass wir mal die Frage stellen müssen: Ist es klug
und vernünftig, immer weiter und überall neuen

Personalaufwuchs zu gestalten? Ist es klug, mögli-
cherweise damit auch Doppelstrukturen zu schaf-
fen? Ist es gerade mit Blick auf die Zukunft, wenn
wir vielleicht mal wieder weniger Steuereinnahmen
haben, klug, solche Dinge aufzubauen? Denn am
Ende müssen wir auch damit rechnen, dass wir mal
wieder mit weniger Geld auskommen müssen. Al-
les, was wir jetzt aufbauen, werden wir dann mögli-
cherweise wieder problematisch zusammenstrei-
chen müssen. Deswegen glaube ich auch: An die-
ser Stelle sind kluge Ideen gefragt, da ist mehr Effi-
zienz gefragt und nicht in solchen Größenordnun-
gen mehr Geld, um Personalkosten aufzubauen.

Wenn man – da will ich bei der Frage des Grünen
Bandes bleiben – noch mal reinschaut: Sie haben
da, glaube ich, 1,5 Millionen für Entschädigungs-
leistungen eingebucht. Aus meiner Sicht sind das
alles Luftbuchungen. Die Anhörungen zum Grünen
Band haben klar gezeigt, dass überhaupt nicht klar
ist, was Sie an die Kommunen usw. entschädigen
müssen. Auch da stochern Sie völlig im Nebel.
Deswegen ist das auch, finde ich, eine Fragestel-
lung, wo man mal attestieren muss, da haben Sie
Luftbuchungen vorgenommen. Ich will zu einer an-
deren Frage kommen, was die Schwerpunktset-
zung betrifft, die Frage der Öffentlichkeitsarbeit.
Nun ist es richtig, die Öffentlichkeit zu informieren.
Nur sage ich Ihnen auch, es ist nicht gut, dass Öf-
fentlichkeitsarbeit bei Ihnen vor allem Intransparenz
heißt. Ich mache das noch mal am Thema „Klima-
retter-Sparbuch“ fest. Wir haben diese Frage inten-
siv erörtert, ob es richtig sein kann, dass Sie mit
Steuergeldern Wettbewerbsverzerrung betreiben.
Sie waren nicht in der Lage, bisher darzustellen,
unter welchen Kriterien eigentlich einzelne Unter-
nehmen in diese Publikation reingekommen sind.
Das ist ein Beispiel dafür, dass Sie Geld für Öffent-
lichkeitsarbeit ausgeben, aber dass das völlig in-
transparent passiert.

Dann will ich mit Blick auf die Frage „Setzen Sie die
richtigen Schwerpunkte?“ sagen, Sie haben vor –
und wir werden es vielleicht morgen noch bespre-
chen –, ein Klimagesetz zu beschließen. Da sagen
wir auch ganz klar, offensichtlich ist es wichtiger,
dass Sie, statt mehr Akzeptanz zu schaffen, dort
mehr Bürokratie aufbauen, im Bereich der Energie-
politik. Dieses Klimagesetz wird zu mehr Bürokratie
beitragen. Auch da muss man die Frage stellen: Ist
das, was Sie im Haushalt dafür vorsehen, die richti-
ge Schwerpunktsetzung? Wir glauben, nein, weil es
am Ende mehr Bürokratie und mehr Belastung ge-
ben wird und, wenn man sich mal anschaut, was
Sie genau regeln, keinen Effekt für das Klima ha-
ben wird, das ist leider auch die Wahrheit.

Dann will ich zum letzten Punkt kommen, was die
Frage der richtigen Schwerpunktsetzung betrifft.
Nun muss man eigentlich fast sagen, dass man den
Koalitionsfraktionen dankbar sein kann und auch al-
len anderen Oppositionsfraktionen, dass sie gesagt

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 107. Sitzung - 25.01.2018 9137

(Abg. Gruhner)



haben, wir müssen im Bereich Wasser/Abwasser,
für Investitionen bei den Zweckverbänden, aber
auch generell für die Förderung in diesem Bereich
mehr Geld in den Haushalt packen. Die Koalitions-
fraktionen haben – ich habe es mal zusammenge-
rechnet –, auf den gesamten Doppelhaushalt be-
trachtet, noch mal 17 Millionen draufgepackt. Wir
haben mit unseren Änderungsanträgen auch was
draufgepackt. Ich muss sagen, weniger als die Koa-
litionsfraktionen, aber das ist dann immer auch eine
Frage von finanzpolitischer Maßhaltung, aber gene-
rell gilt, das Parlament hat an dieser Stelle noch
mal ordentlich draufgepackt. Das zeigt mir, wenn
man sich auch die Größenordnungen anschaut, wie
hier das Parlament nachbessert, dass sie einen
Haushalt im Parlament vorgelegt haben, der gerade
in diesem Bereich – in diesem so wichtigen Be-
reich –, was viele Bürger umtreibt, eine völlig
falsche Schwerpunktsetzung in ihrem Entwurf vor-
genommen haben. Wenn die Koalitionsfraktionen
nur allein in diesem Bereich 17 Millionen nachbes-
sern, zeigt das doch, dass Sie hier Vorschläge ge-
macht haben, die im Parlament überhaupt nicht
tragfähig sind. Es kommen auch von allen anderen
Oppositionsfraktionen entsprechende Anträge. Of-
fensichtlich ist und war Ihnen diese Frage nicht
wichtig. Offensichtlich ist Ihnen nicht wichtig, was
im Bereich des ländlichen Raumes in dieser Frage
passiert. Deswegen ist es gut, dass das Parlament
Sie in seiner Gänze an dieser Stelle auch deutlich
korrigiert. Das will ich an dieser Stelle noch mal sa-
gen. Deswegen stelle ich fest, dass Sie auch in die-
ser Frage eine völlig falsche Schwerpunktsetzung
haben. Das merkt man auch schlichtweg daran,
dass Sie alles Mögliche machen und die wichtigen
Fragen wie das Wassergesetz immer noch nicht
angepackt haben. Sie haben jetzt zwar mal was ins
Kabinett gegeben, ich bin mal gespannt, ob das
Ganze irgendwann mal noch einen zweiten Kabi-
nettsdurchgang erlebt, aber auch da: Klimagesetz
und solche Spielereien, da sind Sie schneller dabei
als bei den wichtigen Fragen. Deswegen noch mal:
Sie haben eine völlig falsche Schwerpunktsetzung.

Was sind unsere Schwerpunkte? Erstens haben wir
gesagt – und das will ich noch mal grundsätzlich
unterstreichen –, ja, es gilt Maß halten, an vielen
Stellen zurück auf die Planansätze von 2016. Wir
brauchen – das habe ich angedeutet – im Bereich
Wasser/Abwasser – das habe ich auch gesagt –
mehr Geld für Investitionen an die Zweckverbände.
Deswegen haben wir auch entsprechende Ände-
rungen hier eingebracht. Wir haben gerade mit
Blick auf die Frage, dass wir Technologieoffenheit
bei der Energiewende wollen, gesagt, dass wir die
Förderpolitik hier auch ein Stück weit breiter auf-
stellen müssen, und haben deswegen vorgeschla-
gen, dass wir als Ergänzung zu Themen wie „Solar
Invest“ und „GREEN invest“ auch ein Förderpro-
gramm für oberflächennahe Geothermie für Ein-
und Mehrfamilienhäuser brauchen. Es macht

durchaus Sinn, dass wir hier auch den Wärmesek-
tor stärker in der Förderung mit einbeziehen. Des-
wegen, haben wir gesagt, wollen wir an dieser Stel-
le auch einen Schwerpunkt setzen. Ansonsten gilt
all das, was wir in unseren Entschließungsanträgen
aufgeschrieben haben, nämlich, wir brauchen deut-
liche Korrekturen gerade in der Frage der Windrad-
politik, Mindestabstände, kein Wind im Wald. Wir
haben die Debatten hier schon alle geführt.

Eine wichtige Frage, die korrigiert werden muss, ist
die Frage, dass wir jetzt unbürokratisch und schnell
denen helfen, die von wachsender Wolfspopulation
betroffen sind, was die Weidetierhalter betrifft. Auch
da sind Sie gefordert, wirklich schnell und unbüro-
kratisch Lösungen herbeizuführen.

Dann will ich Ihnen aber auch sagen, weil auch das
zu unserer Schwerpunktsetzung gehört, dass es
natürlich auch Punkte gibt, wo wir Sie ausdrücklich
unterstützen: Das ist die Frage der Altlastensanie-
rung, das ist die Frage der Sanierung der Talsperre

(Zwischenruf Taubert, Finanzministerin: Wei-
da!)

Weida, das ist die Frage der Entschädigungszah-
lungen an die Weidetierhalter – das hatte ich ange-
sprochen –, weil es hier auch für uns wichtig ist,
dass wir eben schnelle und unbürokratische Hilfe
sicherstellen.

Deswegen will ich abschließend noch mal sagen,
weil mir die Redezeit davonläuft: Am Ende gilt ei-
nes: Es reicht nicht, einen Haushalt einfach nur mit
viel Geld aufzublähen, sondern am Ende muss man
die richtigen Schwerpunkte setzen. Wir glauben,
dass Ihre Politik nicht dazu beiträgt, dass Sie die
richtigen Schwerpunkte in diesem Land setzen.
Vielen Dank.

(Beifall CDU, AfD)

Vizepräsidentin Marx:

Der nächste Redner ist Abgeordneter Kummer von
der Fraktion Die Linke.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, wir haben aufgrund der gu-
ten Finanzsituation, die wir im Moment verzeich-
nen, einen Haushalt im Bereich des Einzelplans für
Umwelt, Energie und Naturschutz, der Raum für
nachhaltiges Handeln lässt. Dafür bin ich sehr
dankbar, weil eine Schwerpunktsetzung durch die
Landesregierung und mit Änderungsanträgen auch
von den Koalitionsfraktionen erfolgen konnte, die
angemessen ist und die die Notwendigkeiten in die-
sem Land ins Auge genommen hat, welche im Lau-
fe der Vergangenheit leider zu vielen Defiziten ge-
führt haben.
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Ich will das deutlich machen und in dem Zusam-
menhang auch gleich sagen: Herr Gruhner, wenn
Sie das Maßhalten gerade beim Aufwuchs im Be-
reich dieses Ministeriums anmahnen, dann hätten
Sie sich im Vorfeld mal ansehen müssen, weshalb
hier Erhöhungen erfolgten: im Regelfall, weil diese
Landesregierung handeln muss, da uns die CDU
Erblasten hinterlassen hat, die aufgeräumt werden
müssen. Es ist nicht nur festzustellen, dass die
CDU ohne Schwerpunktsetzung streicht, sie hat
auch eine sehr kreative Haushaltsführung, worauf
ich in der Folge noch eingehen möchte.

Meine Damen und Herren, ich fange an mit dem
Sondervermögen „Ökologische Altlasten“. Dieses
Sondervermögen, das bei Abschluss eigentlich von
Bund und Land eine Abarbeitung der Altlasten bis
zum Jahr 2017 – also bis zum vorigen Jahr – vor-
sah und das nach den damaligen Erwartungen an-
geblich ausfinanziert sein sollte, ist nun ausgelau-
fen. Die Frage war, wie man damit umgeht. Auf Ba-
sis dieses Sondervermögens hat die Landesregie-
rung in früheren Jahren im Regelfall jährlich 15 Mil-
lionen Euro Schulden aufgenommen – Sonderver-
mögen also im negativen Sinne.

Das Sondervermögen „Verbesserung wasserwirt-
schaftlicher Strukturen“ – ein Wahlversprechen, bei
dem man damals „Maßhalten“ durchaus hätte groß-
schreiben können. Das Maßhalten fand leider nicht
statt, womit sich die Regierung Althaus noch mal ei-
ne absolute Mehrheit erkämpft hat. Dieses Sonder-
vermögen hat in der Vergangenheit einen perma-
nenten Aufwuchs zu verzeichnen gehabt, der wird
jetzt gestoppt.

Beide Maßnahmen – die Überführung der Altlasten-
sanierung in den Landeshaushalt und die Begren-
zung des Sondervermögens „Verbesserung was-
serwirtschaftlicher Strukturen“ – sparen uns im Lau-
fe dieses Doppelhaushalts Schulden, die außerhalb
der normalen Landesverschuldung gelaufen wären,
in etwa von 100 Millionen Euro. Das ist eine Ge-
schichte, wo ich sagen muss: Das ist nachhaltige
Politik, das ist Vermeidung von Verschuldung. Das
muss man diesem Haushaltsplan 09 auch anrech-
nen.

(Beifall DIE LINKE)

Meine Damen und Herren, die Landesregierung in-
vestiert mit einer Schwerpunktsetzung in Hochwas-
serschutz, in Gewässerunterhaltung – vor dem Hin-
tergrund des katastrophalen Hochwassers im Jahr
2013 eine ausgesprochen wichtige Geschichte. Es
kann nicht sein, dass man jedes Mal nach einem
großen Hochwasser schreit und sagt, wir müssen
etwas tun, und man vergisst es ein paar Jahre da-
rauf. Wir sind jetzt dabei, die Maßnahmen entspre-
chend einzuleiten, und Sie streichen die Gelder für
die Planung und für die Umsetzung. Das kann doch
nicht wahr sein, das hat doch nichts mit nachhalti-
gem Handeln zu tun!

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Das sind nämlich die Aufwüchse im Ist.

Meine Damen und Herren, wir kommen zum nächs-
ten Punkt – Umsetzung der Wasserrahmenrichtli-
nie, Umsetzung der FFH-Richtlinie. Wir haben Ver-
tragsverletzungsverfahren der Europäischen Union,
weil die Landesregierung Thüringens in der Ver-
gangenheit unter anderem Vorzeichen nicht ausrei-
chend gehandelt hat. Die neue Landesregierung
hat entsprechende Maßnahmen ergriffen, um auch
im Rahmen dieser Verfahren unsere Auflagen, die
wir von Brüssel bekommen haben, zu erfüllen. Und
was passiert? Die Änderungsvorschläge der CDU-
Fraktion streichen die dafür eingestellten Gelder.

Meine Damen und Herren, ich komme zur Infra-
struktur. Es gibt seit über zehn Jahren eine Gefah-
renabwehranordnung für die Talsperre Weida. Ich
kann es nur immer und immer wieder wiederholen.
Wir hatten einen Untersuchungsausschuss von
2004 bis 2009 – so lange ist es schon hier –, wo wir
Dokumente zu lesen bekamen, dass das Landes-
verwaltungsamt festgestellt hat, an dieser Talsperre
haben wir ein fortschreitendes Versagensrisiko des
Absperrbauwerks.

Es sollte bis 2012 eine Sanierung passieren. Unse-
re Landesregierung stellt nun endlich die Mittel für
eine Sanierung ein, der Freistaat Thüringen ringt
sich durch, die Talsperre zu erhalten und sagt, es
muss jetzt passieren. Was macht die CDU-Frak-
tion? Sie reduziert die Investitionen der Thüringer
Fernwasserversorgung auf die Hälfte, obwohl Sie
genau wissen, dass die Fernwasserversorgung we-
der die Möglichkeit hatte, Rücklagen für die Investi-
tion zu bilden und Sie wissen auch, dass nach Ih-
rem Gesetz zur Errichtung der Fernwasserversor-
gung der Freistaat Thüringen die alleinige Verant-
wortung für die Erhaltung der Talsperre Weida hat.

Meine Damen und Herren. Das ist unverantwortli-
ches Handeln.

(Beifall DIE LINKE)

Das ist riskant für die Menschen, die unterhalb die-
ser Talsperre wohnen, die jeden Tag mit dem Ein-
sturz des Bauwerks zu rechnen haben.

Ich komme zu der Frage Abwasserentsorgung. Wo
liegt denn unser Problem, das wir in Abwasserbe-
reichen im ländlichen Raum haben? Es liegt doch
daran, dass 2009 die CDU im Wassergesetz fest-
gelegt hat, dass die Zweckverbände aus dem Soli-
darprinzip im ländlichen Raum ausscheren können
und den Bürgern sagen können: Macht euren Mist
allein. Ihr interessiert uns inzwischen nicht mehr.
Das hat man doch mit einem Grund gemacht. Man
hat doch damals gewollt, dass man die Fördermittel
begrenzen kann. Als die Städte an die zentralen
Kläranlagen angeschlossen worden sind, hat man
mit über 60 Prozent gefördert. Damals war in EFRE
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ein Haufen Geld drin, das der Freistaat Thüringen
bekommen hat. Man hat dieses Geld gebündelt in
die Städte gesteckt und hat damit einen großen Teil
der Abwasserentsorgung auf den Weg gebracht.
Das Problem ist nur, dass damals der Anschluss ei-
nes Bürgers etwa 1.000 Euro gekostet hat, jetzt wo
wir im ländlichen Raum sind, wo man größere Ab-
stände zwischen den Häusern hat, wo lange Kanal-
netze wenige Einwohner versorgen müssen, kostet
es nicht mehr 1.000 Euro. Wir liegen im Moment
bei 5.000 bis 7.000 Euro pro Einwohner.

In der Situation ist schon unter CDU-Zeiten die För-
derung auf 20 Prozent heruntergefahren worden,
was wir im Moment real so in etwa haben, und
deutlich reduziert worden. Dass ich dann, wenn ich
fast noch die Hälfte der Einwohner des Landes an-
zuschließen habe, irgendwo finanziell nicht mehr
hinkomme und das es zeitlich alles viel länger dau-
ert, ist logisch. Aber da muss man doch nachbes-
sern. Das tun wir jetzt, indem wir sagen: Wir
stecken mehr Geld rein. Das hat natürlich auch mit
einem Aufwuchs in diesem Haushalt zu tun. Aber
es ist dringend notwendig, wenn wir sagen, wir wol-
len gleiche Lebensverhältnisse im ländlichen
Raum, wir wollen den ländlichen Raum lebenswert
erhalten. Das macht unsere Landesregierung, des-
halb stecken wir hier Geld rein und wir werden auch
in Zukunft, auch wenn es einen Regierungswechsel
geben sollte, hier in der Verantwortung stehen und
wieder mehr tun müssen. Das ist nachhaltiges Han-
deln, das ist im Sinne unserer Umwelt notwendig
und unverzichtbar und das hat auch mit der Erfül-
lung unserer Hausaufgaben an der Wasserrahmen-
richtlinie zu tun.

Meine Damen und Herren, als letztes Beispiel kom-
me ich noch einmal zur kreativen Buchführung der
CDU. Ich dachte, den ehemaligen Finanzminister
Trautvetter, der seine alternativen Finanzierungen
hier im Land vorangetrieben hat, als nichts anderes
möglich war, könnte man nicht mehr toppen. Aber
das, was Sie beim Thema „Wolf“ machen, das toppt
wirklich alles!

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Ja!)

(Zwischenruf Siegesmund, Ministerin für Um-
welt, Energie und Naturschutz: Das stimmt
allerdings!)

Sie schreiben der Landesregierung ins Hausaufga-
benheft, dass – zu Recht – die Schäfer nicht nur
den Schaden des gerissenen Schafs haben, son-
dern dass der Schutz von Schafherden vor dem
Wolf mit viel mehr Aufwand verbunden ist und
wenn der Wolf zugeschlagen hat, es oft mehr Kos-
ten gibt, als bloß die gerissenen Schafe zu erset-
zen. Das ist richtig.

Aber was machen Sie? Sie streichen die
60.000 Euro, die ja wenig genug sind, die die Lan-
desregierung eingestellt hat, stecken diese

60.000 Euro in die Rücklage und schreiben der
Landesregierung eine fette Null rein und sagen, das
möge sie doch bitte aus Minderausgaben aus dem
Bereich des Umweltministeriums finanzieren.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Wer die
Wölfe haben will, der muss sie auch finanzie-
ren! So einfach ist das!)

Warum, meine Damen und Herren von der CDU,
haben Sie nicht eine globale Minderausgabe in den
Haushalt dieser Landesregierung gemacht und ha-
ben gesagt, 16 Milliarden Euro rein, damit können
wir endlich alle CDU-Altschulden damit abfinanzie-
ren? 16 Milliarden globale Minderausgaben im Dop-
pelhaushalt und die Sache ist geritzt.

(Unruhe CDU)

Dann wären Sie entschuldet gewesen, kreativer
wäre es nicht gegangen. Vielleicht beim nächsten
Mal.

Meine Damen und Herren, ich kann nur feststellen,
dass wir die Änderungsvorschläge der CDU-Frak-
tion ablehnen müssen. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Die nächste Rednerin ist Abgeordnete Becker von
der Fraktion SPD.

Abgeordnete Becker, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, erst
einmal möchte ich gute Genesungswünsche an
Frau Tasch senden, die leider noch einmal operiert
werden musste und heute nicht da sein kann und
uns im Umweltbereich sehr fehlt und deshalb: Alles
Gute und gute Genesung ins Eichsfeld.

(Beifall im Hause)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch der
09er-Haushalt profitiert von den hohen Steuerein-
nahmen und das ist gut so, weil Rot-Rot-Grün im
ländlichen Raum investiert und das in diesem so
grünen Ministerium, meine Damen und Herren der
CDU.

Herr Kummer hat schon Ihre Zahlendreherei ange-
sprochen, Herr Gruhner. Sie stecken 2 Millionen
Euro in die Kleinkläranlagen, aber Sie kürzen im
gleichen Titel 21,5 Millionen Euro. Können Sie mir
erklären, wie das rechnerisch gehen soll? Es ist
doch bei Ihnen nichts Kreatives oder Nachhaltiges
zu sehen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das beschreibt doch alles. Sie kürzen beim Hoch-
wasserschutz, Herr Kummer ist darauf eingegan-
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gen. Bei jedem Hochwasser wird geschrien, dass
wir was verändern müssen und hier jetzt endlich in
die Pötte kommen müssen. Dann tun wir das. Klar
stimmen zurzeit auch die Steuereinnahmen und
das ist gut so. Wir gehen beim Hochwasserschutz
wirklich mit vollen Kräften rein und investieren viel
Geld und versuchen es auch in der Balance zwi-
schen technischem Hochwasserschutz und dem
nachhaltigen Hochwasserschutz, was das auch im-
mer bedeutet für uns. Jeder hat da seine anderen
Ansichten, aber wir tun was, und das wird auch
höchste Zeit. Es kann doch nicht sein, dass wir das
wieder auf die lange Bank schieben. Es ist ganz,
ganz wichtig, dass wir diese Zahlen beim Hochwas-
serschutz auch halten. Sie kürzen 21,5 Millionen
Euro in diesem Titel Abwasserbereich.

Wir hatten die Anhörung vor Kurzem im Petitions-
ausschuss zu den Kleinkläranlagen. Ich bin ja ein
freundlicher Mensch. Aber das hat nicht Rot-Rot-
Grün zu verantworten, was da passiert. Das haben
Sie zu verantworten, meine Damen und Herren,
und Sie stellen sich hierhin, als ob Rot-Rot-Grün in
den letzten drei Jahren versagt und nichts getan
hat und deshalb nichts vorankommt. Die ganzen
Grundlagen dafür, dass im Saale-Orla-Kreis und im
Saale-Holzland-Kreis das jetzt passiert, was pas-
siert, haben Sie gelegt – kein anderer!

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sie haben es zugelassen, über Jahre hinweg zuge-
schaut, dass die Menschen dahin geführt werden,
dass sie jetzt überall Kleinkläranlagen bauen müs-
sen. Das ist nicht sozial, das ist auch nicht christ-
lich. Also da müssen wir gegensteuern und da bin
ich dankbar, dass alle Koalitionäre einer Meinung
sind und dass wir da gemeinsam das angehen wol-
len. Die Lösung ist nicht leicht und deshalb ist das
auch mit dem Wassergesetz nicht ganz einfach,
wenn wir einerseits die Betroffenen haben im ländli-
chen Raum, die die Kleinkläranlagen bauen sollen,
wenn man dann die Zweckverbände im Raum hat.
Jedes Mal bekommen sie andere Meinungen, wie
es umsetzbar und wie es durchführbar ist. Da sind
wir noch in einem Prozess, das gebe ich gerne zu.
Aber Sie hatten jahrelang Zeit und Sie haben die
Voraussetzungen nicht geändert und Sie haben
nicht gehandelt. Deshalb können Sie uns zugeste-
hen, dass wir mit dem Geld, das jetzt vorgesehen
ist und das wir erhöhen, natürlich auch etwas Gutes
damit im ländlichen Raum erringen wollen und wir
da noch im Diskussionsprozess sind, was das Bes-
te dann auch für diese Regionen ist. Das ist nicht
einfach, aber wir sind optimistisch, dass wir das
hinbekommen.

Noch ein Bereich, wo Sie kürzen – 43 Prozent kür-
zen Sie bei den Investitionen der Thüringer Fern-
wasserversorgung. 43 Prozent! Gut, Rot-Rot-Grün
nimmt auch ein bisschen raus, weil wir gesagt ha-

ben, das ist möglich. Aber Sie legen noch mal
9 Millionen Euro drauf in der Kürzung. Also das ist
nicht nachvollziehbar. Das ist auch nicht realistisch.
Irgendwie haben Sie da mit Ihren Sondervermögen,
die Sie mal angefangen haben, irgendwie so einen
Wahn, dass Sie da weiter Sachen machen müssen,
die nicht erklärbar sind. Das muss man einfach so
sagen.

Dann der Energiebereich: Natürlich kürzen Sie
auch 13,5 Millionen Euro in dem Energiebereich,
weil ja Rot-Rot-Grün das Geld da nur zum Fenster
rauswirft. Also besser angelegtes Geld als bei der
Energie gibt es doch nicht. Wir wundern uns über
unsere Klimaveränderung und wir gehen aber da-
von weg, auch das zu verändern, was zu verändern
ist. Gerade die Programme im Energiebereich – ich
glaube, darauf geht aber mein Kollege Herr Kobelt
noch ein, sodass ich das nur allgemein anreißen
werde. Ich finde es furchtbar, was Sie beim Klima-
schutz vorhaben. In dem ganzen Kapital 09 06
13 Millionen Euro zu streichen, ist nicht verantwor-
tungsbewusst und nicht zukunftsorientiert. Das
muss man einfach so sagen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Natürlich, Ihr Steckenpferd Naturschutz, dass Sie
da 14 Millionen Euro kürzen, das kann man ja
nachvollziehen. Also Naturschutz ist ja für das Grü-
ne Herz Deutschlands nicht so wichtig. Bei den grü-
nen Naturlandschaften und dem, was wir wirklich
vorzuhalten haben, wo wir auch wirklich federfüh-
rend in der Bundesrepublik sind mit unserem Natio-
nalpark Hainich, den wir haben und wo wir auch gu-
te Voraussetzungen haben, da weiter aufzubauen,
da kürzen wir mal knappe 14 Millionen Euro oder
ein bisschen mehr als 14 Millionen Euro, ist ja nicht
so schlimm, kann man alles so machen ohne Gel-
der. Sie machen das alles ohne mal so nebenbei
darauf einzugehen, wie das zu finanzieren ist.

Leider Gottes ist Herr Kummer schon auf die Altlas-
ten eingegangen, ist ja auch ein Steckenpferd von
mir.

Ihre Sondervermögen haben mir immer viel Freude
gemacht, wie viel wir denn davon haben, wenn wir
hier von Sondervermögen reden. Alleine das Son-
dervermögen beim Wasser – das Wahlkampfver-
sprechen von Dieter Althaus, die Abschaffung der
Wasserbeiträge 2004 kostet uns ab 2018 jährlich
82 Millionen Euro im Haushalt. Dafür sollten Sie
sich schämen. Dafür sollten Sie mal in sich gehen,
was Sie da der Nachwelt mit einem einzigen Hand-
streich zur Last gelegt haben, nur um die Wahl
2004 zu gewinnen. Das hat mit Nachhaltigkeit über-
haupt nichts zu tun. Das ist reine Polemik und
nichts, was uns wirklich voranbringen wird. Zu den
Altlasten hat Tilo Kummer schon gesprochen. Das
möchte ich nicht wiederholen.
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Ich möchte noch einmal ganz kurz auf unsere eine
Wölfin eingehen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es ist ja so etwas von einer Bedrohung für die
Menschheit in Thüringen, unsere eine Wölfin und
fünf Mischlinge bedrohen die Menschheit. Wenn ich
Ihren Entschließungsantrag sehe, muss ich Angst
haben, dass die Menschen um Ohrdruf überhaupt
noch ihr Haus verlassen und in die Welt hinein
strahlen können. Natürlich ist jede Ziege und jedes
Schaf schlimm, was gerissen wird. Natürlich müs-
sen die Ziegen- und Schafhalter entschädigt wer-
den. Auch wir sind an der Seite, dass das nicht so
gehen kann und sie nicht allein gelassen werden.
Aber Ihren Popanz zu der Wölfin, das können Sie
doch lassen. Das ist doch wirklich übertrieben. Das
Land Thüringen hat andere Probleme, da braucht
man nicht eine Wölfin zu benutzen, um hier Politik
zu machen und die Menschen zu verunsichern.

(Beifall SPD)

Das gehört sich einfach nicht und das ist auch einer
CDU nicht würdig, würde ich mal sagen, da haben
wir auch andere Themen, wo wir uns gemeinsam
streiten können.

Das Wort „Windkraft“ ist heute überhaupt noch
nicht so gefallen, aber, na gut, kommt noch.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Doch,
doch Herr Gruhner hat das heute schon ge-
sagt!)

Unsere vielen Windräder, die wir schon in die Land-
schaft gestellt haben, wie wir die Landschaft ver-
schandelt haben – kommt sicherlich noch.

Also, ich finde den Haushalt 09, so wie er jetzt
wahrscheinlich heute Abend oder in den späten
Morgenstunden verabschiedet wird, in Ordnung.

(Unruhe AfD)

Wir haben da noch mal gerade im Bereich der
Kleinkläranlagen ein bisschen nachgelegt – das fin-
de ich auch vollkommen in Ordnung –, suchen
nach einer Lösung für den ländlichen Raum. Das ist
bitter nötig. Das hat der Petitionsausschuss auch
gezeigt. Leider war – gut, ich will darauf nicht ein-
gehen – von den Umweltleuten der CDU keiner da.
Aber das ist egal. Es ist wichtig, dass wir da ge-
meinsam vorangehen. Wir dürfen die Menschen im
ländlichen Raum nicht alleine lassen. Deshalb müs-
sen Sie heute Abend unserem Haushalt zustim-
men. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Als nächster Redner erhält Abgeordneter Kießling
von der AfD-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Kießling, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine lieben Abge-
ordneten, werte Damen und Herren, liebe Zuschau-
er! Es freut mich, Frau Becker, dass Sie jetzt bei
den Kleinkläranlagen nachbessern wollen. Das
nehme ich doch gern zur Kenntnis. Es waren ja un-
sere Anträge, unsere Anliegen, die wir hier oft ge-
nug eingebracht haben. Aber um es gleich vorweg-
zunehmen, Frau Ministerin Siegesmund: Dieser
vorliegende Haushaltsentwurf des Thüringer Minis-
teriums für Umwelt, Energie und Naturschutz zeigt
wieder einmal in eindrücklicher Art und Weise, dass
es im Grunde gar nicht so sehr um den Umwelt-
und Naturschutz geht, sondern mehr um das ideo-
logische Durchdrücken der sogenannten grünen
Energiewende zulasten der Bürger und deren Geld-
beutel.

(Beifall AfD)

Herr Gruhner hat ja hier schon einige Ausführungen
gemacht, ich will mich da nicht wiederholen. Ich
hoffe, Sie nehmen das zur Kenntnis innerlich.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Statt die derzeit existierenden Windkraftanlagenbe-
treiber – da sind wir ja beim Thema –, an den Kos-
ten für eine dauerhafte zuverlässige Stromversor-
gung im Rahmen eines Netzstabilisierungsentgelts
zu beteiligen, werden diese geschont und die Kos-
ten der Stabilisierung an den Verbraucher weiterge-
leitet, statt die Verursacher der Netzschwankungen
zur Kasse zu bitten. Hier macht die rot-rot-grüne
Landesregierung Politik für die Windkraftlobby statt
für die Bürger.

(Beifall CDU)

Alternativ könnten in Thüringen bestehende Was-
serkraftwerke modernisiert oder andere alternative
Energieformen, wie zum Beispiel Geothermie, Ab-
fallvergasung oder die Kernfusionsforschung,
vorangebracht werden.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Rot-Rot-Grün möchte aber zum Beispiel 4,2 Millio-
nen Euro Steuergelder für die Ausstattung öffentli-
cher Gebäude mit ineffizienten Solarstromanlagen
ausgeben, womöglich mit Solarpaneelen aus Chi-
na, statt aus Arnstadt in Thüringen. Sollte man mal
überlegen. Strom aus PV-Anlagen wird schon
durch das EEG und damit auch durch den Thürin-
ger Steuerzahler subventioniert, daher braucht es
keine doppelte Förderung. Das lehnt die AfD ab.
Zudem sorgt das Umweltministerium dafür, dass
ein Produkt in Thüringen verbreitet wird, bei dessen
Herstellung teilweise seltene Rohstoffe verbraucht
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werden und das am Ende der Nutzungsdauer zu
Sondermüll wird. Da bleibt die Frage offen, was die
Entsorgung der verbauten Solarmodule als Sonder-
müll den Steuerzahler einmal kosten wird, wenn
diese am Ende ihrer Nutzungszeit angelangt sind.
Damit betreibt die Ministerin nicht nur eine, unter
Ausklammerung der globalen Weltressourcen-
knappheit, desaströse und auf Thüringen be-
schränkte Nabelschau im Bereich der Umwelt- und
Energiepolitik, sondern sie will ein bereits durch Fi-
nanzmittel übermäßig gefördertes und ineffizientes
Ideologieprojekt zusätzlich noch mit den zuvor den
Thüringer Bürgern abgepressten Steuergeldern ko-
subventionieren. Das ist nichts anderes, als ein
schlichtes ideologisch motiviertes Verbrennen von
Steuergeldern, welches in den Taschen der Thürin-
ger Bürger besser aufgehoben wäre, meine Damen
und Herren.

(Beifall AfD)

Der Anbau des Thüringer Wind-Spargels ist nicht
nur schlecht für unsere Landschaft und damit für
den Tourismus, nein, er ist auch schlecht für viele
Vogelarten und Fledermäuse, denn Windparks ent-
stehen auch mitten in Vogel-Zugrouten und in Flug-
höhe vieler Vögel. Auch die Planung für Windkraft
im Wald läuft bereits. Welchen Schaden ein Beton-
fundament mit einem Durchmesser von 30 Metern
für ein solches Windrad der Waldökologie zufügt,
muss ich jetzt sicherlich nicht erklären; unabhängig
von den ganzen Schäden, die die Stromtrassen im
Waldboden verursachen. Auch der Aufwuchs an
Mitteln für Sachverständige auf insgesamt
860.000 Euro im Haushalt wird von uns kritisiert
und ist nicht zu rechtfertigen. Dieses regelrechte
Verheizen von Steuergeldern macht die AfD-Frak-
tion nicht mit, meine Damen und Herren, das geht
mit uns nicht. Zum Beispiel im Bereich Abwasser-
versorgung, hier sind die Steuergelder nach unse-
rer Ansicht besser aufgehoben, denn hier geht es
darum, die Thüringer Gewässer in einem guten
ökologischen Zustand zu erhalten und zu verset-
zen. Wir wollen so unter anderem unsere Natur
schützen und unseren Kindern eine intakte Natur
hinterlassen. Hier hat die AfD-Fraktion einen Ände-
rungsantrag eingebracht, wo die Problematik der
Sanierung der Kleinkläranlagen im ländlichen
Raum sozialverträglich gelöst werden kann, mit
Gruppenlösungen über die Abwasserzweckverbän-
de. Dieses Thema haben wir bereits mehrfach hier
im Plenum angesprochen. Nun haben wir für 2018
6,1 Millionen Euro und für 2019 noch mal 6,4 Millio-
nen Euro für Investitionen durch die Zweckverbän-
de hier im Haushalt eingestellt, damit dieses Pro-
blem endlich mal vernünftig gelöst werden kann.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Sa-
gen Sie, wo Sie gestrichen haben!)

Ja, bei den Privaten, Herr Kummer, das ist richtig,
weil die das dann nicht mehr brauchen, das heißt,
der Titel wäre dann überflüssig, weil die Zweckver-
bände das schon machen. Wir haben extra gesagt
gehabt, die Zweckverbände machen die Errichtung,
Wartung und Pflege des Ganzen. Selbst die EU
stellt bereits erhöhte Anforderungen an die Gewäs-
serreinheit in Thüringen. Durch die Gruppenkläran-
lagen könnten diese Vorgaben umgesetzt werden,
jedoch gibt es einen entsprechend erhöhten Anpas-
sungs- und Investitionsbedarf bei den Verbänden,
weil die dann nämlich das Geld brauchen, was aber
in der Summe geringer ausfällt, als wenn jeder Bür-
ger seine eigene Anlage hinstellen müsste. Auch
die Einsparungen von Material, Baukosten und vor
allem von CO2 müssten eigentlich gerade den Grü-
nen am Herzen liegen. Deswegen verstehe ich
nicht, warum sie unsere Lösung nicht entsprechend
annehmen. Doch hier zeigt Frau Siegesmund bei
ihrer Planung dem betroffenen Bürger leider ein
kaltes Herz und negierte schon in der Vergangen-
heit unseren Vorschlag. Das soll hier noch einmal
deutlich betont werden, das unabdingbare Men-
schenrecht der Thüringer Bürgerinnen und Bürger
auf sauberes Wasser und ökologisch intakte Ge-
wässer, denn das Wassergesetz – haben wir schon
gehört – ist immer noch nicht da. Hier könnten Sie
mit unserem Antrag auf sozialverträgliche Gruppen-
kläranlagen und mit der damit einhergehenden, von
uns geforderten Investition das Problem unkompli-
ziert lösen, Herr Kummer. Stattdessen betreiben sie
mit dem vorgelegten Haushaltsentwurf lieber kurz-
sichtige, verschwenderische und langfristig umwelt-
schädliche Klientelpolitik für ihre urbane Stamm-
wählerschaft, deren romantisiertes Naturverständ-
nis sich meist auf Tierreportagen und Spaziergänge
beschränkt, jedoch mit den wirklichen wichtigen
Punkten im Bereich der Umwelt- und Energiepolitik
und den Mechanismen in der Natur nicht viel ge-
mein hat. Dies zeigen auch deutlich die geplanten
Ausgaben für das Grüne Band als Nationales Na-
turmonument, wofür beide Jahre zusammen
4,856 Millionen Euro von ihnen eingeplant werden,
damit Menschen und Tiere auf dem alten Kolon-
nenweg der ehemaligen Grenztruppen der DDR
wandern können. Als AfD-Fraktion unterstützen wir
mit einem weiteren Änderungsantrag zum Beispiel
den nationalen GeoPark Thüringen Inselsberg –
Drei Gleichen, welcher zu den bedeutendsten
UNESCO-GeoParks gehört

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Ist
er doch gar nicht!)

und bisher nicht von der rot-rot-grünen Landesre-
gierung mit Mitteln bedacht worden ist. Dieser ein-
malige historische Naturschatz, welcher von beson-
derer geologischer und geowissenschaftlicher Be-
deutung ist, mit seinen seltenen Aufschlüssen und
seiner natürlichen landschaftlichen Schönheit, hier
haben wir entsprechend einen Änderungsantrag
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eingebracht. Sie von Rot-Rot-Grün haben jetzt
auch einen eingebracht, nachdem wir unseren ein-
gebracht hatten. Sie hatten, wie gesagt
150.000 Euro einmalig eingestellt. Wir sehen aber
hier die Notwendigkeit und haben für 2018 600.000
eingestellt und 2019 noch mal 200.000 Euro, die
entsprechend dort benötigt werden. Das sehen wir
so, als Heimatpartei müssen wir auch unsere Hei-
mat schützen.

(Beifall AfD)

Aus diesen genannten Gründen werden wir den ak-
tuellen Haushaltsentwurf leider ablehnen. Wir bitten
aus Verantwortung gegenüber unseren Kindern
und nachkommenden Generationen um Zustim-
mung zu unseren Änderungsanträgen. Vielen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Marx:

Das Wort hat jetzt Abgeordneter Kobelt von der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, bevor ich auf den Einzel-
plan und unsere grünen Ziele auch in diesem Ein-
zelplan eingehe, erlauben Sie mir doch noch ein
paar Worte in Bezug auf meine Vorredner.

Herr Kießling, Sie hatten behauptet, dass die Solar-
energie teuer und umweltschädlich wäre, und Sie
verkennen dabei, dass mittlerweile Strom aus Pho-
tovoltaik nur noch ein Drittel von dem kostet, was
die Stromversorger liefern, und dass die Recycling-
quote auch bei 98 Prozent ist. Ich denke, das wis-
sen Sie auch. Aber Sie wollen es verkennen in dem
Bereich und fordern stattdessen für Thüringen
Kernfusionskraftwerke und

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Habe ich
gar nicht! Verdrehen Sie mal nicht meine
Aussage!)

das zeigt eigentlich die energiepolitische Inkompe-
tenz, die Sie heute hier an den Tag gelegt haben.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sehr geehrter Herr Gruhner, man merkt es schon,
dass Sie gern eine Rede als Parteipolitiker halten.
Als Parteipolitiker kann ich das auch verstehen,
dass Sie sagen: Ein Haushalt, ein Umwelthaushalt,
der mehr investiert, der gut für die Umwelt ist, das
muss ich kritisieren, denn ich bin ja CDU-Mitglied.
Aber glauben Sie mir, Sie sind der erste Fachpoli-
tiker, den ich kenne, der sagt, dass in dem Fachbe-
reich, wo er eigentlich dafür brennen müsste als
Politiker, wenn dort mehr Gelder investiert werden,

mehr für die Bürgerinnen und Bürger und für Natur
und Umwelt gestaltet wird, dass ich das kritisiere
und als Fehler darstelle, das zeigt doch eigentlich,
dass Ihre Kritik vollkommen unberechtigt ist.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, für uns
Grüne ist es besonders wichtig, Thüringen so zu
gestalten, dass auch unsere Kinder und Enkel noch
eine intakte Natur, sauberes Wasser, gute Luft und
gute Lebensmittel genießen dürfen.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Machen Sie
doch mal!)

Im Gegensatz zur CDU und zur AfD investieren wir
massiv in Naturschutz, erneuerbare Energien und
die Reinhaltung unserer Gewässer. Zum Beispiel
im Bereich des Naturschutzes verdreifachen wir die
Investitionen auf bis zu 50 Millionen Euro pro Jahr.
Dagegen stehen bei der CDU und der AfD Kürzun-
gen im Bereich Naturschutz, in der CDU von 13 Mil-
lionen Euro. Wir sagen: Statt Natur zerstören mehr
Naturschutz wagen, meine sehr geehrten Damen
und Herren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Beispielhaft steht hier die Entwicklung der soge-
nannten Natura-2000-Stationen. Das ist bundesweit
ein einzigartiges Konzept aus Stationen und Kom-
petenzzentrum in Naturschutzgebieten. Diese zu
pflegen und für die nächsten Generationen zu er-
halten, ist eine wichtige Aufgabe, wo wir 1,6 Millio-
nen Euro pro Jahr dauerhaft bis mindestens 2022
im Haushalt gesichert haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wollen
auch in der Forstwirtschaft mehr Natur wagen.
Wald ist nicht nur Wirtschaftsgut, sondern vor allem
Erholungsort für uns Menschen und bietet Rück-
zugsmöglichkeiten für Tiere und Pflanzen. Für eine
bodenschonende und naturverträglichere Forstwirt-
schaft haben wir erstmals in diesem Haushalt Mittel
für den Umbau von mindestens zwei Forstrevieren,
zum Beispiel im Kulturwald Weimarer Ettersberg
eingestellt. Weiterhin wollen wir ermöglichen, dass
5 Prozent des Thüringer Waldes wieder der Natur
zurückgegeben werden. Erstmals stellen wir auch
vor allem zusätzliches Geld ein für die Waldstillle-
gung größerer Gebiete in den Haushalt. Aus diesen
Mitteln kann bzw. wird ein großes Gebiet am Pos-
sen bei Sondershausen entstehen mit bundesweit
sehr vorbildlichen über 1.000 Hektar Waldwildnis.
Zusätzlich werden in diesem Bereich 500 Hektar
als sogenannter Erholungswald entwickelt. Und da
ist eines deutlich geworden, dass Rot-Rot-Grün
auch in den Fragen der Forstpolitik und der Wald-
wildnis zusammensteht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Dies geschieht, meine sehr geehrten Damen und
Herren, gerade ohne Einschnitte bei Thüringen-
Forst zu erzielen und ohne Mitarbeiterabbau.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das zwei-
te Thema, das für uns sehr wichtig ist, ist gutes
Wasser. Wir investieren in naturnahe Gewässerun-
terhaltung und Hochwasserschutz. Rund 57 Millio-
nen Euro stehen 2018 und 2019 51 Millionen Euro
zur Verfügung. Das ist das Dreifache im Vergleich
zu 2014 und zeigt, dass wir hier einen Schwerpunkt
setzen wollen. Wir als Grüne sagen, diese Mittel
sollen hauptsächlich in Renaturierung, Erweiterung
von Retentionsflächen fließen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der dritte
Bereich, den ich erläutern möchte, ist die Energie-
und Klimapolitik. Thüringen ist unter Rot-Rot-Grün
ein Bundesland, das Klimaverantwortung ernst
nimmt. Unser Ziel ist die Absenkung von CO2 um
80 Prozent bis 2040. Zu diesem Zeitpunkt wollen
wir auch 100 Prozent erneuerbare Energien erzeu-
gen. Dies wollen wir mit Energieeinsparung, Be-
grenzung des Windausbaus auf 1 Prozent der Flä-
chen und stattdessen einem massiven Ausbau bür-
gerfreundlicher Solarenergie erreichen. Diese Vo-
raussetzungen zu schaffen, heißt für uns, ein Kli-
magesetz, eine integrierte Energie- und Klimastra-
tegie und vor allen Dingen Programme zur Umset-
zung auf den Weg bringen. Dies verfolgen wir seit
dem ersten Jahr unserer Regierungsübernahme.
Dazu gehören Programme wie Green invest, Klima
Invest, Solar Invest, in die über 7 Millionen Euro pro
Jahr investiert werden. Wir unterstützen mit diesem
Haushalt zusätzlich Kommunen bei Energie- und
Klimakonzepten mit 1 Million Euro pro Jahr. In der
Verkehrspolitik wollen wir ein Umsteuern auf mehr
Elektromobilität im öffentlichen Nahverkehr und im
Aufbau einer Ladeinfrastruktur.

Ein ganz spezielles Programm ist das Programm
Solar Invest. Das steht exemplarisch dafür, wie wir
bürgerfreundliche Energie erzeugen wollen, dies
viele Menschen nutzen können, von der Kommune,
der Verwaltungsgemeinschaft über das regionale
Unternehmen, Handwerker, dem Privaten in seinen
eigenen vier Wänden oder der Energiegenossen-
schaft. Besonders wichtig ist uns hierbei, auch den
nächsten Schritt zu gehen hin zu Niederstrommo-
dellen, damit alle Menschen, auch Mieter, denen ihr
Haus nicht gehört, davon profitieren, dass die Prei-
se von Solarenergie in den letzten Jahren so mas-
siv gesunken sind, denn wir wollen, dass die Ener-
giewende allen zugutekommt, ohne die Energienet-
ze zu belasten. Deswegen haben wir in diesem Be-
reich die Mittel massiv erhöht. Das ist eine Verdrei-
fachung zu 2016. Jährlich stehen jetzt auch durch
Änderungsanträge der Fraktionen 4,75 Millionen
Euro für die bürgerfreundliche, preiswerte und um-
weltschonende Solarenergie zur Verfügung.

Im Grunde bin ich auch der CDU und der AfD dank-
bar für ihre Änderungsanträge, denn eines ist klar
geworden: Rot-Rot-Grün unterstützt Investitionen
für Bürgerinnen und Bürger des Mittelstands und
Energieeinsparungen in Solarenergie. Die CDU
kürzt in diesem Bereich, sie steht für Kohle und für
Ölkonzerne und nicht für unsere Thüringer Stadt-
werke und unsere Thüringer Bürgerinnen und Bür-
ger.

(Beifall DIE LINKE)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, im Um-
welt- und Energiebereich und Naturschutzbereich
ist eines klar geworden: Während CDU und AfD in
alten Strukturen und wenig Naturschutz verharren,
werden wir unsere Natur auch für die nachfolgen-
den Generation erhalten, für gute Luft und gutes
Wasser für alle Menschen in Thüringen sorgen. Da-
rauf bin ich sehr stolz, dass wir dies auch in diesem
Haushalt mit vielen Investitionen umgesetzt haben.
Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Es gibt noch eine Wortmeldung. Das Wort hat Kol-
lege Harzer von der Fraktion Die Linke.

Abgeordneter Harzer, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, es ist ja schön und viel, was
wir hier gehört haben. Herr Kießling hat ja schon
richtig begeistert mit seinem Unwissen, seinen Un-
kenntnissen, was sich wahrscheinlich quer durch
die Fraktion zieht, wenn auch andere hier zu diesen
Thema reden, über Kläranlagen, über Gruppenlö-
sungen geredet. Er weiß nicht mal, was Gruppenlö-
sungen sind. Über Gruppenlösungen brauchen Sie
mit uns nicht zu reden. Da sind wir nämlich bei Ri-
cola: Wer hat es erfunden, Herr Kießling? Nicht Sie
haben es erfunden, wir und andere haben es erfun-
den, diese Gruppenlösungen gegenüber anderen
Lösungen vorzuziehen.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Waren Sie
dabei?)

Aber was Sie verschweigen – und das sollten Sie
mal ganz deutlich den Bürgerinnen und Bürgern
dieses Landes sagen: Sie wollen ihnen die Förde-
rung für die Kleinkläranlagen, da wo sie notwendig
sind, wegnehmen. Die streichen Sie nämlich. Das
sollten Sie den Bürgerinnen und Bürgern, für die
Sie angeblich immer da sind, mal deutlich sagen,
dass Sie nicht dafür sind.

(Unruhe AfD)

Dann sollten Sie einfach mal darüber nachdenken,
wenn Sie über Solaranlagen und über die Schäd-
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lichkeit von Solaranlagen reden, woraus eine Solar-
anlage besteht. Da bin ich bei Glas, da bin ich bei
Silizium, da bin ich bei Alu, da bin ich bei Kupfer
und ein bisschen Plastik. Was davon ist nicht recy-
clingfähig, was davon ist umweltschädlich, was da-
von können wir nicht wieder verwenden?

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Quecksilber!)

Herr Kießling, das wird Ihr Geheimnis bleiben. Aber
davon sind wir ja noch weit weg.

Ich will aber auch noch etwas zu Herrn Gruhner sa-
gen. Herr Gruhner sagt immer „ist es klug und ver-
nünftig“. Ich komme zu dem Ergebnis, seine Rede
heute war weder klug noch vernünftig. Er redet von
Akzeptanz der Energiewende, er redet von kluger
Förderpolitik, er redet davon, die Folgen des Klima-
wandels zu bekämpfen, aber gleichzeitig macht sei-
ne Fraktion Vorschläge, in 2018 den Haushalt für
Energie- und Klimaanpassung um 40 Prozent und
im Jahr 2019 um 47 Prozent zu kürzen. Ich frage
mich: Wie will ich denn da Klimafolgenanpassung
machen, wie will ich da Energieanwendungen för-
dern? Die CDU schlägt vor, die Erläuterungen bei
zwei Förderprogrammen wie folgt neu zu fassen:
Förderung der Effizienzsteigerung privater Hei-
zungsanlagen durch Austausch alter Anlagen mit-
tels Förderprogramm „Oberflächennahe Geother-
mie für Ein- und Mehrfamilienhäuser“ – also hinzu
zu den bisherigen Fördermöglichkeiten. Gleichzeitig
kürzen Sie diese Haushaltsstellen um 80 Prozent.
Ich weiß nicht, was daran klug oder was daran ver-
nünftig ist. Es erschließt sich mir einfach nicht.

Von der Warte aus denke ich: Sind es nicht falsche
Prioritäten? Falsche Prioritäten sind, in einer Zeit, in
der der Klimawandel stattfindet, nicht Geld dafür
auszugeben, Klimafolgen zu bekämpfen. Wenn Sie
in Ihrem Antrag schreiben, „sicherzustellen, dass
bei Implementierung des Thüringer Klimaschutzge-
setzes keine Mehrbelastungen für Kommunen und
Wirtschaft entstehen“, dann muss ich auch sagen:
Dafür sind doch die Gelder zum Beispiel im Haus-
halt, wie Herr Kobelt gerade gesagt hat, für Klima-
konzepte für die Kommunen. Und die wollen Sie
streichen? Sie fordern, dass wir was dafür tun und
dann streichen Sie dieses Geld aus den Haushal-
ten heraus, lieber Herr Gruhner. Das passt nicht zu-
sammen, das geht nicht zusammen und das hat
auch nichts mit kluger und vernünftiger Politik zu
tun.

Wenn ich mir Ihre Reden so anhöre, dann denke
ich, Sie sind schon fast verzweifelt über die gute Ar-
beit von Rot-Rot-Grün und haben sich irgendetwas
ausgedacht, um hier überhaupt was sagen zu kön-
nen. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Jetzt hat Frau Ministerin Siegesmund das Wort.

Siegesmund, Ministerin für Umwelt, Energie
und Naturschutz:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordneten, danke für die muntere De-
batte. Um es voranzustellen: Ja, der Etat des Minis-
teriums für Umwelt, Energie und Naturschutz
wächst im Vergleich zu 2017 um ein Drittel. Ja,
228 Millionen Euro sind so viel, wie nie eine Vor-
gängerregierung zuvor für diese drei Kernbereiche
ausgegeben hat. Und ja, jeder Euro für mehr Natur,
gutes Klima und sauberes Wasser ist eine gute In-
vestition in unsere Lebensgrundlagen, meine sehr
geehrten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dann stelle ich dem aber auch gleich ein großes
Nein voran. Nein, Herr Gruhner, die Quadratur des
Kreises geht eben nicht. Ich kann eben nicht das,
was Sie versäumt haben, im ländlichen Raum an
Abwasseranschlüssen zu bauen, machen, wenn ich
die Betriebe hinterher nicht dafür bezahle. Deswe-
gen brauchen wir das Geld. Ich kann eben nicht die
Schäfer entschädigen für Wolfsrisse, wenn Sie mir
das Geld dafür streichen. Was ich auch nicht tun
werde, ist, wenn wir marode Deiche sanieren müs-
sen – und glauben Sie mir, Sie haben uns genug
davon hinterlassen, die saniert werden müssen –,
hinterher auch diesen Betrieben die Rechnung
nicht zu bezahlen. Deswegen sieht man, dass die
CDU nicht vorsorgt mit dem, was sie an Ände-
rungsanträgen für meinen Bereich vorlegt, sondern
im Gegenteil, das Land und die Menschen in Stadt
und Land allein lässt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Das war ja
jetzt sehr vermessen!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir set-
zen Schwerpunkte und ich will Ihnen auch genau
sagen, in welchen Bereichen. Schauen Sie sich
den Bereich Naturschutz an. Das machen wir doch,
weil die Artenvielfalt natürlich auch in Thüringen
schwindet. Wenn sich sogar Allerweltsarten, wie die
Feldlerche, nicht nur im Sink-, sondern im Sturzflug
befinden, dann ist doch die Frage berechtigt, was
wir denn tun können, um die Artenvielfalt am Ende
zu stärken. Natürlich gibt es das von Tilo Kummer
bereits benannte Vertragsverletzungsverfahren Na-
tura 2000. Weil wir Ihre Versäumnisse aufarbeiten
müssen, investieren wir hier.

(Beifall DIE LINKE)

Wir investieren, meine sehr geehrten Damen und
Herren, nicht nur ins Natura-2000-Management, wir
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investieren in Natura-2000-Stationen. Das ist eine
Riesenaufholjagd, die wir wagen und die bundes-
weit Anerkennung findet. Die Natura-2000-Statio-
nen – gerade Herr Primas weiß das, mit seinem
Landschaftspflegeverband –, das sind die helfen-
den Hände vor Ort, die die Schäfer, die Land-
schaftspflegeverbände und die Umweltverbände
gemeinsam am Ende mit den Mitteln befähigen, un-
sere wunderbare Naturlandschaft zu pflegen, sie in
Wert zu setzen, sich vor Ort zu kümmern und diese
zu erhalten. Ich dachte immer, die CDU ist eine hei-
matliebende Partei. Warum kürzen Sie beim Natur-
schutz, bei den essenziellen Fragen, die unser
Land so wunderschön machen, so viel Geld? Ich
verstehe ich es nicht, meine sehr geehrten Damen
und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Skandal!)

Ich kann mir das nur damit erklären, dass Ihnen
Schwarzstorch oder Frauenschuh – die Orchideen-
art – oder Wiesenknopf-Ameisenbläuling – der
wunderbare Schmetterling – und viele andere Arten
schlicht egal sind. Wenn es am Ende um die Frage
geht, wer hier den richtigen Ansatz hat – das ist
nämlich Rot-Rot-Grün. Meine sehr geehrten Damen
und Herren, dass unsere Kinder im Thüringer Wald
oder im Nationalpark Hainich auch in der nächsten
und übernächsten Generation das Recht haben
sollten, intakte Natur vorzufinden, das muss doch
eigentlich selbstverständlich sein.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich kom-
me zum zweiten Punkt, wo Sie den Rotstift anset-
zen: Das Grüne Band in Thüringen. Es wundert
mich schon, dass, wenn sich die Friedliche Revolu-
tion im Jahr 2019 zum dreißigsten Mal jährt und wir
sagen, 763 Kilometer Grünes Band, das ist bundes-
weit nicht nur die Verknüpfung von einzigartiger Na-
turschutzfläche, sondern auch die Tatsache, dass
wir Aufarbeitung und das Erinnern an die friedliche
Revolution im Ort optisch mit Bildungsarbeit in Wert
setzen, dass Sie dann der Ansicht sind, das sei es
nicht wert. Mit der CDU gebe es das Nationale Na-
turmonument Grünes Band nicht. Spannend zu wis-
sen! Spannend zu wissen für all jene übrigens, die
in der Wartburg im September aus ganz Europa zu
uns kommen werden, um mit uns gemeinsam am
Grünen Band das Nationale Naturmonument zu fei-
ern. Gut zu wissen, dass es für Sie keine Bedeu-
tung hat, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich lade Sie ein, mit uns im Sommer, gehen Sie ge-
meinsam mit Mario Goldstein und anderen und
dem BUND, gehen Sie gemeinsam mit den vielen
Kommunen vor Ort einfach wandern und sehen

Sie, was für ein einzigartiges Stück Natur es dort
gibt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich kom-
me zum Bereich Gewässerunterhaltung und Hoch-
wasserschutz. Gerade erst gestern kam wieder die
Meldung, dass die Pegel an Saale, Werra, Unstrut
steigen. Ich frage mich – Sie nicken, Frau Holbe –,
wie Sie dann allen Ernstes Änderungsanträge stel-
len können, beim Hochwasserschutz so immens zu
streichen. Ich verstehe es nicht.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich verstehe es nicht. Sie haben beim Hochwasser-
schutz deutlich gekürzt. Ist es Ihnen egal, was 2013
war, dass 400 Millionen Euro Schäden entstanden
sind, dass Menschen tage-, ja wochenlang nicht in
ihre Häuser zurückkonnten? Ist es Ihnen egal, was
das für eine Gefährdung individueller Lebenslagen
ist? Wie kann man nur so blind streichen? Ich bin –
gelinde gesagt – entsetzt gewesen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sie streichen über 13 Millionen Euro beim Hoch-
wasserschutz. Wir packen an dieser Stelle an. Wir
setzen marode Deiche wieder instand. Wir schüt-
zen die Menschen in Thüringen. Wir sorgen vor.
Denn eins ist so sicher wie das Amen in der Kirche
– auch wenn wir es nicht wollen –: Das nächste
Hochwasser wird bestimmt kommen. Schauen Sie
mal raus. Im Augenblick, wir sind im Januar, drau-
ßen sind 11 Grad. Jetzt können Sie sagen, das ist
Wetter. Ich weiß nicht, die Winter in meiner Kind-
heit, da gab es wenigstens Schnee und den gab es
auch dauerhaft. Man kann nicht fünf oder sechs
Jahre hintereinander sagen, das ist mit Sicherheit
nur Zufall. Nein, ist es nicht! Die Erwärmung in Thü-
ringen ist genauso spürbar wie an anderen Ecken
und Enden der Welt. Wir wissen, dass wir seit den
80er-Jahren durchschnittlich eine Temperaturerhö-
hung im Mittel von ungefähr 1 Grad, auch in Thürin-
gen, haben. Was macht Herr Gruhner? Herr Gruh-
ner sagte vorhin: „Klimaschutz ist Spielerei.“ Meine
sehr geehrten Damen und Herren, wenn Herr Gruh-
ner, der fachpolitische Sprecher der größten Oppo-
sitionsfraktion hier in diesem Landtag, sagt, Klima-
schutz ist Spielerei, dann sehen Sie, was wir ei-
gentlich für ein Riesenstück Arbeit vor uns haben.
Ich bin den Koalitionsfraktionen dankbar, dass sie
erkannt haben, dass auch jeder Euro, den wir in Kli-
maschutz investieren, vorsorgend ist und dem
Schutz unserer Lebensgrundlagen dient.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir wollen unseren Kindern ein lebenswertes Thü-
ringen übergeben. Wir investieren in energieeffi-
ziente Unternehmen mit GREEN invest. Über
14 Millionen Euro haben wir schon ausgegeben.
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Wir sparen – allein für das Jahr 2017 mal hochge-
rechnet – den Strom, den die Stadt Suhl locker pro
Jahr verbraucht, mit dem, was wir in GREEN invest
investieren, wo Unternehmen am Ende Energie
sparen können. Das sind vorzeigbare Erfolge. Un-
sere Wirtschaft will an dieser Frage teilnehmen. Sie
tut das aktiv. Sie sehen, was daran abzulesen ist.
Das Engagement, nicht nur der Wirtschaft, sondern
der Bürgerinnen und Bürger – Roberto Kobelt hat
vorhin Solar Invest erwähnt – zeigt, dass die Men-
schen schon viel weiter sind und erkannt haben,
dass die Energiewende sozialökologisch vernünftig
ist, ja, dass sie gar nicht infrage gestellt werden
kann. Auch die Kommunen ziehen mit. Das Pro-
gramm „Umweltverträgliches Verkehrsmanage-
ment“ oder unser Programm „Klima-Invest“ zeigt,
dass nicht nur in Klimaschutzkonzepte investiert
wird, sondern dass die Kommunen auch ganz klar
erkannt haben, sie müssen vorsorgen, denn Kli-
maanpassungen und Klimaschutz sind inzwischen
zwei Seiten der gleichen Medaille. Beides müssen
wir gleichermaßen voranbringen.

Dann komme ich zum Bereich „Elektromobilität“:
Auch da investieren wir gemeinsam mit den Stadt-
werken etwas, das sich bezahlt macht. Und die
ThEGA, unsere Thüringer Energie- und Green-
Tech-Agentur, bei der Sie auch kürzen wollen, ist
der kompetente Ansprechpartner. Richtig, dass wir
die ThEGA aufwerten!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich will
ganz klar deutlich machen, dieser Etat des Ministe-
riums für Umwelt, Energie und Naturschutz ist vor-
sorgend. Wir investieren mehr in Hochwasser-
schutz, mehr in Artenschutz, mehr in Klimaschutz
und tun damit genau das Gegenteil von dem, was
die CDU möchte. Wir modernisieren unsere Wirt-
schaft. Wir schützen unsere Lebensgrundlagen.
Deswegen bitte ich Sie auch um Zustimmung zu
dem vorliegenden Etat und danke den koalitionstra-
genden Fraktionen für die klugen Änderungs- und
Ergänzungsanträge. Besten Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Vielen Dank. Damit ist die Aussprache zum Einzel-
plan des Thüringer Ministeriums für Umwelt, Ener-
gie und Naturschutz beendet.

Wir kommen jetzt zum Einzelplan 10 – Thüringer
Ministerium für Infrastruktur und Landwirt-
schaft –. Als erstem Redner erteile ich Abgeordne-
ten Malsch von der CDU-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Malsch, CDU:

Werte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kol-
legen, zunächst möchte ich mal mit einem Lob an-
fangen. Frau Ministerin Keller, absolut positiv he-

rauszustellen ist, dass auch mit diesem Haushalt
für beide Jahre die EU- und Bundesmittel wieder
vollständig kofinanziert werden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Umsetzung des Entwicklungsprogramms
„Ländlicher Raum“ erfolgt im Wesentlichen immer
noch nach jenen Prioritäten, die auch wir bei der
ELER-Programm-Planung aufgestellt hatten. Was
aber gar nicht geht, ist Ihr Vorhaben einer größen-
abhängigen Beschränkung von Stallbauvorhaben in
der Investitionsförderung. Wir erwarten von Ihnen,
dass Sie dieses ideologiegetriebene Schauspiel
nicht weiterverfolgen und den diesbezüglichen An-
trag zur Programmänderung des EPLR bei der
Europäischen Kommission unverzüglich zurückzie-
hen.

(Beifall CDU)

Wir haben das in unserem Entschließungsantrag in
Drucksache 6/4991 aufgeschrieben und erwarten
zudem von den Regierungsfraktionen, dass sie sich
zur flächendeckenden tierbezogenen Landwirt-
schaft in Thüringen, zur agrarstrukturellen Vielfalt
und zur Unterstützung effizienter und nachhaltiger
Strukturen und Bewirtschaftungsformen bekennen,

(Beifall CDU)

und zwar nicht nur in Sonntagsreden auf der Grü-
nen Woche oder auf den Veranstaltungen des Bau-
ernverbandes, nein, auch im Regierungshandeln.
Gebieten Sie endlich dem grünen Aktionismus und
den permanenten Diffamierungen des Berufsstan-
des Einhalt! Es gibt nämlich genug zu tun im Be-
reich der Tierhaltung. Hier ziehen wir alle, außer
denen, die weder säen noch ernten, aber alles bes-
ser wissen – hier links vorn –, an einem Strang.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Frau Siegesmund kann nicht lauschen, weil
sie vom PGF der CDU gehindert wird!)

Frau Siegesmund kann mir nicht lauschen, na ja,
die kann es im Protokoll nachlesen, das geht auch.
Aber die Grünen sind sehr aufmerksam an der Stel-
le, habe ich gerade festgestellt. Das ist auch gut so,
weil, ich sage mal, es vielleicht auch unterschiedli-
che Ansichten gibt.

Es gibt nämlich genug zu tun im Bereich der Tier-
haltung. Wie gesagt, hier sollten wir an einem
Strang ziehen. Unseren Thüringer Landwirten sind
eine artgerechte Tierhaltung, ein hohes Tierschutz-
niveau nämlich wichtig. Deshalb investieren sie in
Tiergesundheit und gute Haltungsbedingungen.

(Beifall CDU)
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Von der Landesregierung erwarten wir, dies zu un-
terstützen, statt die Investitionsförderung ideolo-
gisch zu beschränken.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Kobelt, Ihr Zwischenruf bemerkt es: Sie bezie-
hen sich immer auf Einzelfälle, und das ist genau
der Fehler, den Sie machen. Sie sollen die gesamte
Landwirtschaft betrachten. Einzelfälle gibt es über-
all, das wissen wir genauso gut wie Sie. Aber hier
geht es um die gesamte Landwirtschaft und nicht
darum, ideologiegetrieben Einzelfälle herauszustel-
len.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Müller, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das erzählen Sie mal Ihrem Bau-
ernpräsidenten!)

Es bedarf Lösungen von Problemen, statt poli-
tischer Diffamierung, das haben wir ja gerade fest-
gestellt. Damit Thüringen Standort einer modernen
und zugleich artgerechten Tierhaltung bleibt, müs-
sen Prinzipien wie Wirtschaftlichkeit und Wettbe-
werbsfähigkeit mit einer artgerechten Tierhaltung in
Einklang gebracht werden. Da ist jeder Euro in je-
dem Stall gut angelegt. Wir fordern, dass Sie sich
für eine starke, nachhaltige und in der Gesellschaft
breit verankerte Landwirtschaft ehrlich einsetzen
und dabei allen Versuchen entgegentreten, die die
Arbeit der Thüringer Tierhalter diskreditieren oder
gar kriminalisieren. Die Gelegenheit dazu besteht
ganz zeitnah bei der Abstimmung zu unserem Ent-
schließungsantrag „Starke Land- und Ernährungs-
wirtschaft“.

Ein wichtiger Baustein für die Zukunft ist die Aus-,
Fort- und Weiterbildung in den grünen Berufen. Ge-
nau dort tun Sie wenig oder gar das Gegenteil.
Schauen Sie in unseren Entschließungsantrag. Wir
erwarten, dass Sie den Berufsstand dabei unter-
stützen, qualifizierten und engagierten Nachwuchs
in den grünen Berufen zu gewinnen und deren At-
traktivität zu stärken.

(Beifall CDU)

Dazu passt es absolut nicht, wenn Sie die Ausbil-
dung von Referendaren für die Laufbahn des höhe-
ren agrar-, forst- und umweltbezogenen Dienstes
abschaffen wollen. Wir fordern Sie auf, die materiel-
len und personellen Voraussetzungen für die Aus-,
Fort- und Weiterbildung in den grünen Berufen
auch in Zukunft zu sichern und dabei insbesondere
die Ausbildung von Referendaren zu erhalten.

(Beifall CDU)

Werte Kolleginnen und Kollegen, an dieser Stelle
noch ein Wort zur Bioenergie: Sie kann Strom ver-
lässlich, flexibel und bedarfsgerecht zur Verfügung
stellen. Der Biomasse gebührt im Energiemix eine
besondere Aufmerksamkeit. Die bestehenden Bio-

masseanlagen stellen ein beträchtliches Potenzial
zur bedarfsgerechten Erzeugung von Strom dar,
das umfänglich erhalten und weiterentwickelt wer-
den muss.

(Beifall CDU)

Deshalb muss vordringliche Aufgabe der Landesre-
gierung sein, die nötigen Initiativen zu entwickeln,
um wirtschaftliche Perspektiven für Bioenergieanla-
gen zu ermöglichen.

Werte Kolleginnen und Kollegen, zurück zum kon-
kreten Zahlenwerk: Uns liegt hier ein Änderungsan-
trag der Koalitionsfraktionen vor, mit dem ein neuer
Titel geschaffen wird. Es geht um Präventionsmaß-
nahmen gegen die drohende Afrikanische Schwei-
nepest. Und wie viel Geld haben Sie dafür vorgese-
hen? Null.

Werte Kolleginnen und Kollegen, hier muss richtig
Geld in die Hand genommen werden.

(Zwischenruf Abg. Hennig-Wellsow, DIE LIN-
KE: Sie haben es nicht verstanden!)

Da reicht ein Verstärkungsvermerk nicht aus, da
braucht es ein Bekenntnis in echten Zahlen. Bei ei-
ner Einschleppung der ASP in die Schwarzwild-
und Haustierbestände wird mit dramatischen Ver-
lusten zu rechnen sein. Eine unmittelbare Bedro-
hung der Hausschweinbestände durch die ASP hät-
te enorme wirtschaftliche Folgen. Insbesondere
Landwirte stehen im Falle des Ausbruchs der Tier-
seuche vor nicht abschätzbaren Folgen und Kosten
in Millionenhöhe. Allein Ihrem grünen Koalitions-
partner wäre das sicherlich recht, schließlich wäre
dann ein für allemal Schluss mit der angeblichen
Massentierhaltung.

Frau Ministerin Keller, ich bin Ihnen dennoch dank-
bar, dass Sie die Probleme erkannt haben, auf die
wir bereits in der Oktobersitzung des Ausschusses
hingewiesen hatten.

(Beifall CDU)

Schon damals hatten wir konkrete Vorschläge –
von Kostenfreiheit für die Trichinenuntersuchung
bis hin zur Zahlung einer Aufwandsentschädigung
für das Erlegen des Schwarzwilds – gemacht. Ich
bin deswegen besonders dankbar, weil es ja ei-
gentlich gar nicht Ihr Ressort ist, Sie uns aber dabei
doch mit ins Boot geholt haben und wir nachvollzie-
hen konnten, inwieweit der Freistaat vorbereitet ist,
und jetzt auch an der Thematik mitbeteiligt sind, um
auch noch mal Erkenntnisse zu erlangen.

(Beifall CDU)

Um einen Ausbruch der ASP zu verhindern, muss
durch eine erhebliche Reduzierung der Wild-
schweinbestände der Verbreitung der Seuche ent-
gegengewirkt werden. Die gezielte Bejagung des
Schwarzwilds sei ein effektiver Weg, um den tieri-
schen Übertragungsfaktor für das Virus zu reduzie-
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ren. Es ist gut, dass Sie das nunmehr aufgreifen.
Hoffentlich ist es nicht zu spät.

Werte Kolleginnen und Kollegen, zu spät ist es aber
wohl in Sachen „Wolf in Thüringen“. Das wochen-
lange Taktieren und Hin- und Herprüfen dieser Lan-
desregierung hat es nun den Wolfsbastarden wohl
ermöglicht, sich ein neues Revier zu suchen.

(Zwischenruf Abg. Hennig-Wellsow, DIE LIN-
KE: Was ist das für ein Quatsch?)

Haben Sie schon einen mit Ihren Schaumstofffallen
gefangen?

Jeden halbwegs Vernünftigen hätte es gewundert,
wenn die Hybriden die freundliche Einladung von
Frau Siegesmund in den Bärenpark Worbis ange-
nommen hätten. Die Tiere gehören entnommen
und fertig.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Dafür
streicht ihr doch das Geld!)

Für die Zukunft muss gelten, was wir in unserem
Entschließungsantrag in Drucksache 6/4989 „Wolf
in Thüringen – Schutz von Mensch und Nutztieren
muss oberste Priorität haben“ gefordert haben. Das
Wichtigste außerhalb der notwendigen rechtlichen
Regelung ist die Entschädigung der Weidetierhal-
ter. Frau Umweltministerin hat dafür gerade einmal
60.000 Euro rückgelegt.

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Sie
stellen dafür 0 Euro ein!)

Ein Vielfaches davon braucht Sie ja dafür, dass
sich Dutzende Menschen mit der Beobachtung, der
Erforschung und dem Füttern des Wolfes beschäfti-
gen. Davon kann man gut leben, völlig anders als
die Thüringer Schafhalter, deren Existenz ganz ge-
genteilig vom Wolf abhängt. Wir fordern deshalb in
unserem Antrag, dass Sie die Weidetierhalter un-
verzüglich und unbürokratisch von den bisher ent-
standenen und künftig entstehenden Kosten im Zu-
sammenhang mit der Wiederansiedlung von Wölfen
in Thüringen freistellen. Dabei sind alle Kosten,
nicht nur die Entschädigung des Wertes der geris-
senen Tiere, sondern auch alle Folgekosten, die
durch Wolfsangriffe entstehen, sowie alle Kosten
für den Herdenschutz vollständig zu ersetzen. Ge-
ben Sie es ehrlich zu – mit 60.000 Euro kommen
wir da nicht weit.

Werte Kolleginnen und Kollegen, das ist eine zwin-
gende Folge der Entscheidung der Landesregie-
rung, Wölfe in der Thüringer Kulturlandschaft zu
dulden.

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Das
ist doch keine Entscheidung der Landesre-
gierung!)

Es war keine Entscheidung der Landesregierung?
Da weiß ich aber nicht, wie die Wölfe hierher ge-
kommen sind, wer sie gefüttert hat und bisher
schön unterm Deckel gehalten hat.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Wer füttert die?)

Werte Kolleginnen und Kollegen, da hätten wir ja
einen Schuldigen. Vielleicht zahlt die Haftpflichtver-
sicherung?

Gescheitert sind Sie bedauerlicherweise auch in
Sachen Waldflächenstilllegung. Dabei waren gar
nicht Sie auf dem Holzweg, sondern Ihre Ressort-
kollegin, die sich am Possen ein Denkmal setzen
wollte. Ganz so groß wird dieses Denkmal ja nun
nicht, aber die wirtschaftlichen Folgen für die Re-
gion, die der Forstwirtschaft nachgelagerte Verar-
beitung und die Arbeitsplätze bleiben enorm, wenn
leichtfertig Flächen aus der forstwirtschaftlichen Be-
wirtschaftung genommen werden.

Es ist nämlich nicht damit getan, allein den Verlust
auf Ebene von ThüringenForst mit knapp
300.000 Euro auszugleichen. Da gehört mehr dazu.
Wir lehnen es daher ab, wertvolle Wirtschaftswäl-
der zu Wildnisgebieten umzufunktionieren und da-
mit rein ideologischen Konzepten zu opfern. Mit der
Zustimmung zu unserem Entschließungsantrag in
Drucksache 6/4992 „ThüringenForst stärken“ könn-
ten die Vernunftbegabten in Ihren Reihen mithelfen,
dies zu verhindern.

(Beifall CDU)

Wir haben dort auch aufgeschrieben, wie wir uns
die Zukunft der Forstanstalt vorstellen. Die Landes-
forstanstalt ist finanziell so auszustatten, dass Sie
auch künftig alle ihr übertragenen hoheitlichen Auf-
gaben in vollem Umfang erfüllen kann. Das Tätig-
keitsfeld der hoheitlichen Aufgaben darf dabei nicht
aus dem Forstbetrieb quersubventioniert werden.
Vielmehr muss das Land mit seiner Finanzzufüh-
rung an die Landesforstanstalt sicherstellen, dass
neben den betrieblichen Aufgaben des Staatswalds
auch die sozialen, ökologischen und auch hoheitli-
chen Aufgaben in bisherigem Umfang wahrgenom-
men werden können. Unter diese originären Lan-
desaufgaben fallen insbesondere die Forstaufsicht,
die Beratung, Betreuung und Förderung des Privat-
und Körperschaftswalds, Maßnahmen zum Wald-
schutz und zur Waldpädagogik, des Waldtourismus
und der Erholung im Wald. Diese Aufgaben sind
unabdingbar und zwingend vom Land zu finanzie-
ren.

Lassen Sie mich noch einige Worte zum Bereich
Verkehr sagen. Werte Kolleginnen und Kollegen.
Die ganze Schizophrenie dieser Landesregierung
hat sich bei der Eröffnung der ICE-Strecke Erfurt-
Bamberg erneut gezeigt. Natürlich freue ich mich,
dass der derzeitige Ministerpräsident die Leistun-
gen seiner Vorgänger anerkennt. Der Wirtschafts-
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und Tourismusstandort Thüringen wird in einem er-
heblichem Maße von der Fertigstellung der ICE-
Strecke profitieren. Aber dass sich jetzt Rote und
Grüne dafür feiern, ist absurd. Ich will daran erin-
nern, was jene, die heute in Regierungsverantwor-
tung sind, noch 2010 verlangt haben. Die Linkspar-
tei verlangte den Baustopp und die Grünen das Mo-
ratorium.

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Es
gibt Gründe für das Agieren damals!)

Nunmehr sind Sie am Zug, keine Region abzuhän-
gen. Wir erwarten von dieser Regierung, dafür Sor-
ge zu tragen, dass auch der ländliche Raum vom
ICE-Knoten Erfurt profitieren kann. Aber was tun
Sie? Nur ein Beispiel: Sie schließen

Vizepräsidentin Marx:

Kommen Sie bitte zum Schluss!

Abgeordneter Malsch, CDU:

eine für Berufspendler, den Tourismus sowie die
Wirtschaft und damit als Standortfaktor bedeutsa-
me Strecke wie die Pfefferminzbahn. Ich kann da-
her nur empfehlen, sich mit etwas Demut auf den
Thüringer Bahnsteigen oder im Führerstand des
ICE zu zeigen.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident: Ih-
re Regierung hat das damals gekündigt!)

Vizepräsidentin Marx:

Ich freue mich ja über die lebendigen Reaktionen,
aber ich muss insbesondere darauf hinweisen,
dass von der Regierungsbank keine Zwischenrufe
gestattet sind.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Aber Tatsachen muss man doch ausspre-
chen!)

Als nächste Rednerin hat die Kollegin Dr. Lukin von
der Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren! Ich wollte eigentlich ganz anders
anfangen, muss aber ein kleines bisschen sortie-
ren. Also die Konsequenz dieses Antrags der CDU
zur starken Land- und Ernährungswirtschaft mit der
Zurückziehung des Antrags an die Europäische
Kommission würde bedeuten, dass wir gar keine
Förderung bekommen. Ist das jetzt Ihr Ziel? Also,
Sie sollten sich das noch mal überlegen.

Zur Entschließung der CDU zur Biomasse muss ich
leider auch einwerfen – wir waren ja gemeinsam in
Berlin gewesen –: Ich glaube, das ist auch eine vor-

rangige Bundesangelegenheit für die Förderung
dieser Energieerzeugung, für die wir alle sind.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Haben Sie
dazu was von der Umweltministerin gehört?)

Die war nicht mit. Wir waren als Ausschuss dort
und haben das dort mit beredet. Deswegen beziehe
ich mich einfach darauf.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Nur Wind
und Photovoltaik – etwas anderes haben Sie
nicht im Kopf!)

Wir sind aber jetzt bei der Landwirtschaft.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Herr
Gruhner hat vorhin gesagt, Photovoltaik!)

Und beim Wolf muss ich sagen, der ist selbst tätig
geworden, hat sich hier angesiedelt und ist ein
europäisches Schutzgut. Da können wir auch rela-
tiv wenig machen. Wir können die Auswirkungen
auf die Schäfer mildern, das ist die eine Sache. Das
ist eine Geschichte, die wir auch schon im Aus-
schuss beraten haben.

Jetzt aber zu meinem eigentlichen Thema: Seit
Jahren fordern Kommunen, Verbände, Wirtschafts-
vertreter und Länder mehr Investitionen der öffentli-
chen Hand in die Infrastruktur und weisen auf die
Probleme wachsender Städte und sinkender Ein-
wohnerzahlen im ländlichen Raum hin. Und gerade
deswegen habe ich auch die Pauschalkritik der Op-
position an der Ausgabenstrategie des Doppel-
haushalts nicht verstanden. Es kommt doch darauf
an, gerade jetzt zu investieren. Und dem trägt eben
der Einzelplan 10 in einem sehr, sehr starken und
viel größeren Maße als in den vergangenen Jahren
Rechnung.

Wesentlich mehr Mittel können 2018/2019 für den
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur, des ÖPNV, für
den Schulneubau, für Solaranlagen auf Dächern
von Landesimmobilien, für die Instandsetzung von
Radwegen und Straßen und für die bessere Anbin-
dung des ländlichen Raums, aber auch für Zu-
kunftsplanungen, wie beispielsweise in Richtung
Werratal- und Höllentalbahn, durch das Land Thü-
ringen aufgewandt werden. Also für Sachen, die
unmittelbar auch den Bürgerinnen und Bürgern vor
Ort zugutekommen. Im Bereich Verkehr können
wesentliche Vorhaben fortgesetzt werden, die För-
derung landesbedeutsamer Buslinien, die bessere
Vertaktung von Bus und Bahn, die Schaffung eines
landesweiten Verkehrsverbunds – und das betone
ich vor allen Dingen auch: mit Hilfe von Landesmit-
teln –, die Erstellung eines neuen Radwegekon-
zepts und auch für touristisch bedeutsame Bahn-
verbindungen, wie die Förderung der Rennsteig-
bahn.

Sehr geehrte Damen und Herren, mit der Planung
des Schienenpersonennahverkehrs, der vorhin mit
dem ICE-Knoten auch schon angesprochen wurde,
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für die nächsten Jahre, werden aber auch die
Tücken der unzureichenden Finanzierung der Ver-
kehrsinfrastruktur durch den Bund sichtbar. Wäh-
rend einerseits die Neubautrasse und der ICE-Kno-
ten riesige Chancen für Thüringen eröffnen und die
schnelle Anbindung der Landeshauptstadt und wei-
ter Teile Thüringens nach Berlin und München jetzt
sehr, sehr gut ist, genügen andererseits die Regio-
nalisierungsmittel des Bundes eben nicht, um den
wegfallenden Fernverkehr der Deutschen Bahn und
schnelle Verbindungen auf der Saalbahn aufzufan-
gen und zusätzliche Verkehre im Freistaat zu
bestellen. Ab 2021 reichen sie allein auch nicht
aus, die laufenden Verträge und Projekte zu ge-
währleisten. Und hier steuert gerade das Land Thü-
ringen nach. Deshalb ist es auch vorrangig Aufgabe
des Bundes, den Ländern und Kommunen bei der
proklamierten Verkehrswende mit verstärkter För-
derung ökologisch sinnvoller Verkehrsmittel wie Zu-
ganbindung, Straßenbahn, E-Bussen und entspre-
chender Infrastruktur zu helfen. Ein guter Schritt
war dabei die Unterzeichnung der Elektrifizierungs-
vereinbarung zur MDV. Weniger gut ist, dass Thü-
ringer Kommunen keine Mittel aus dem Milliarden-
paket des Dieselgipfels erhalten und der Bund die
Entflechtungsmittel – immerhin 15 Millionen Euro
jährlich – 2019 auslaufen lässt.

Sehr geehrte Damen und Herren, trotzdem ist die-
ser Einzelplan 10 in nie da gewesenem Maße ein
zukunftsweisender Investitionshaushalt, vor allem
des Landes Thüringen durch seinen Einsatz. Durch
zahlreiche Verpflichtungsermächtigungen stellt er
die Weichen für eine langfristige Infrastrukturent-
wicklung im Freistaat. Durch Anträge der rot-rot-
grünen Koalition – festgehalten in der Anlage zur
Drucksache 6/4905 – wurde diese Zielsetzung noch
untersetzt. Zusätzlich werden 2018 noch 2 Millio-
nen Euro zur Verbesserung der Infrastruktur des
ÖPNV und der Fahrzeugförderung bereitgestellt –
also die Straßenbahnstädte können schon anfan-
gen, zu bestellen –, 2019 gibt es weitere 5 Millionen
Euro. Für den kommunalen Straßen- und Radwe-
gebau sind weitere 5 Millionen Euro an Zuschüssen
vorgesehen und außerdem – und das möchte ich
hier betonen – 1 Million Euro jährlich für die Absi-
cherung von Zugverbindungen im ländlichen Raum
– so viel zum Stichwort Pfefferminzbahn. Wir be-
schränken uns nicht nur auf eine Deklaration, son-
dern haben einen Prüfauftrag an das Ministerium
gestellt und dort wird noch einmal versucht, nach-
zujustieren.

Im Änderungsantrag 6/5215 werden mit zusätzli-
chen Verpflichtungsermächtigungen für den Aus-
gleich sogenannter verbundbedingter Harmonisie-
rungs- und Durchtarifierungsverluste die Weichen
in Richtung einer thüringenweiten Tarifplattform
bzw. eines zukünftigen Verbundes gestellt. Eine zu-
mindest thüringenweit gemeinsame Tarifstruktur,
ein Verkehrsverbund, dessen Unternehmen mitei-

nander und mit anderen Verbünden kooperieren,
das sind doch die Voraussetzungen, auch für das
von uns allen gewünschte Azubi-Ticket.

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen von der
CDU, ist es mir absolut schleierhaft, wenn Sie gera-
de hier die Kürzungskeule ansetzen und 2018 die
eingestellten 2.690.000 und 2019 die
3.290.000 Euro streichen wollen. Das Azubi-Ticket
ist von Ihrer Seite aus rein deklaratorisch dann nur
mit Nulltiteln und einer Entschließung versehen.
Aber Sie streichen die Voraussetzungen bzw. Be-
dingungen zur Schaffung eines Azubi-Tickets. Das
verstehe ich nicht ganz! Das eine ist ohne das an-
dere nicht zu haben. Rot-Rot-Grün hat deswegen
Mittel in den Haushalt eingestellt, für beide Projek-
te.

Unklar sind mir auch Ihre Kürzungsvorschläge bei
Investitionen an private Unternehmen für
Schieneninfrastruktur, für Fortbildung, Studien,
Praktikanten und wissenschaftliche Vorhaben im
Einzelplan 10. Also die Methode Fraktionsrasenmä-
her ist ja eigentlich sonst nicht Ihre Sache, aber hier
haben Sie sie angewandt und sie ist nicht zielfüh-
rend.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich möchte noch
einmal darauf hinweisen, von 2015 bis 2017 wur-
den in Thüringen 168 Millionen Euro für Schulinves-
titionen staatlicher Träger ausgegeben. 2018/2019
werden es insgesamt 240 Millionen Euro sein, da-
von allein sind 25 Millionen in einem Änderungsan-
trag als Investitionspauschale für Maßnahmen an
Schulgebäude, Schulturnhallen und Digitalisie-
rungsvorhaben vorgesehen. Ich erwähne das des-
halb, weil die Landesprogramme, die wir aufgelegt
haben, sehr, sehr gut genutzt werden und von den
Kommunen und den Schulträgern rege in Anspruch
genommen werden. Die Fördersumme des Bundes
für Schulen in finanzschwachen Kommunen von
rund 36 Millionen jährlich wird außerdem durch
Landesmittel noch kofinanziert. Sie ist in die Ge-
samtinvestitionssumme mit eingepreist, nimmt sich
aber, wenn man sich das mal anguckt, doch relativ
bescheiden aus, wenn man die großen Summen
ansieht, die Thüringen bereitstellt für die Investitio-
nen in Schulen. Also wenn Sie mehr Geld für Bil-
dung fordern wollen, dann bitte auch in Richtung
des Bundes.

Nun noch einige ganz kurze Bemerkungen zu den
Änderungsanträgen: Einer unserer Änderungsan-
träge betrifft die Einrichtung einer Anschlusslösung
für den in Auflösung befindlichen Standort Erfurt
des Leibniz-Instituts für Gemüse- und Zierpflanzen-
bau, ein sehr, sehr wichtiges und für Thüringen
nachhaltig notwendiges Institut. Hier wurde Vorsor-
ge getroffen durch das Ministerium für Infrastruktur
und Landwirtschaft. Es gab sehr intensive Verhand-
lungen auf der Bundesebene. Die Ministerin wird si-
cherlich darauf noch eingehen. Es wurde eine Mög-
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lichkeit geschaffen, hier eine Finanzierung und
langfristige Standortsicherung schrittweise vorzube-
reiten.

Die zwei anderen Schwerpunkte sind einmal Forst
und da muss ich auf Ihren Antrag kurz zurückkom-
men. Wir haben Mittel für den Ausgleich der not-
wendigen Finanzierung durch den Forst für Wan-
derwege eingestellt. Für den Ausgleich für den Nut-
zungsverzicht für die Region Possen, Waldstillle-
gung und auch für Holzrücken mit Pferden sind Mit-
tel eingestellt.

Bei der CDU gibt es ein Problem.

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Eines?)

Na gut, ich habe zwei.

Ihre Argumentation in Punkt 4 und 5 ist so nicht
nachvollziehbar. Sie fordern eine Finanzzuführung
wegen Nutzungsausfällen und dabei ist doch gera-
de in Ihrer Regierungszeit im Errichtungsgesetz
§ 11 Abs. 6 explizit festgeschrieben, das kein An-
spruch auf die Erstattung von Nutzungsausfällen
durch das Land vorhanden ist. Also bitte lesen Sie
noch einmal nach, sonst ist Ihre Forderung rechts-
widrig. Klären Sie das bitte!

Vizepräsidentin Marx:

Frau Kollegin, Sie müssten zum Schluss kommen!

Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE:

Ja, ich komme zum Schluss.

In Punkt 4, das muss ich jetzt auch noch mal mit
dazu sagen, die Quersubventionierung – Herr
Malsch hatte es erwähnt –, auch die ist eigentlich
verboten. Wir haben Vorsorge mit dem Leertitel für
Schweinepest und für den Ausfall von Einnahmen
bei widrigen Naturkatastrophen und Witterungsver-
hältnissen getroffen.

Ein letztes Wort noch zu den Anträgen der AfD:
Wenn Sie

Vizepräsidentin Marx:

Ihre Redezeit ist leider beendet. Kommen Sie bitte
zum Schluss.

Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE:

KULAP-Mittel streichen wollen, dann ist das voll-
ständig indiskutabel und schädigt eigentlich die, die
es nötig haben, die Schäfer.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Der nächste Redner ist Abgeordneter Warnecke
von der SPD-Fraktion.

Abgeordneter Warnecke, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, liebe Gäste hier im Landtag
und am Livestream. Der Einzelplan 10 ist traditio-
nell ein großer Einzelplan, weil es hier um Investi-
tionen in Verkehr und Infrastruktur geht. Seit das
Themengebiet Landwirtschaft in diesem Ministe-
rium integriert wurde, stecken auch noch jede Men-
ge zusätzliche EU-Mittel in diesem Einzelplan, die
jedoch von uns vollständig kofinanziert werden.
Deshalb hat der Einzelplan 10 großen Einfluss auf
unsere Investitionsquote. Mit anderen Worten: Die
Beurteilung der Koalition hängt auch davon ab, in-
wieweit es uns gelingt, die vom Landtag mit der
Verabschiedung des Haushalts bereitgestellten
Gelder gut und nachhaltig zu investieren. Eine
theoretische Quote nützt uns allen nichts, da sie
nur im Plan steht. Wir brauchen die praktische För-
derung. Da helfen wir gern und so gut es geht auch
von hier. Ausdruck dessen ist unter anderem ein
Änderungsantrag von Rot-Rot-Grün zu Kapitel 75
des Einzelplans. Damit wollen wir nicht ausgegebe-
ne Regionalisierungsmittel bis zu einer Höhe von
10 Millionen Euro schützen. Denn anstatt sie am
Jahresende zurückzugeben, können wir sie nun für
den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur, den Einsatz
und die Neubeschaffung von ÖPNV-Fahrzeugen
sowie im Bereich Elektromobilität im öffentlichen
Personennahverkehr einsetzen. Letzteres ist uns
mittlerweile ein besonderes Anliegen; diese Proble-
matik geht uns alle an. Hier wäre auch eine Unter-
stützung des Umweltministeriums wünschenswert,
denn Straßenbahnen sind in meinen Augen die Art
von Elektromobilität, die wir zuallererst fördern soll-
ten. Ich halte es für eine praktische Idee, wenn wir
Mittel aus diesem Programm auch in Straßen-
bahninfrastruktur und auch für Straßenbahnen
selbst investieren können.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Damit es hier nicht heißt, wir könnten doch dafür in
unserem Einzelplan selbst vorsorgen, sage ich
gleich dazu, das machen wir auch. Wir haben
knapp 15 Millionen Euro für Zuschüsse an öffentli-
che Unternehmen, für Maßnahmen im ÖPNV noch-
mals 7 Millionen Euro draufgepackt und weitere
10 Millionen Euro an Verpflichtungsermächtigun-
gen.

(Beifall SPD)

Sehr geehrte Damen und Herren, im Einzelplan 10
steckt noch mehr. Hier finden sich neben dem Ver-
kehrs- und Landwirtschaftsbereich außerdem so-
zialer Wohnungsbau, Städtebau, Schulbauförde-
rung, staatlicher Hochbau, Kataster- und Vermes-
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sungswesen, strategische Landesentwicklung,
Raumordnung und Landesplanung, ländlicher
Raum, Forsten, Jagd und Fischerei. Eine imposan-
te Aufzählung, wie ich finde. Allein diese Aufzäh-
lung zeigt, was dieses Haus leisten muss, wie viel-
fältig die Aufgaben, wie groß die Herausforderun-
gen sind. Damit ist auch klar: Die Ausgaben in die-
sem Einzelplan sind erheblich. Sie belaufen sich in
den Jahren 2018 und 2019 auf jeweils mehr als
1,1 Milliarden Euro. Am Einzelplan 10 sieht man
eben auch viele Auswirkungen von bundespoliti-
schen Entwicklungen. Ich erinnere zum Beispiel an
die Verhandlungen zu den Regionalisierungsmit-
teln, über die vom Bund zusätzlich ausgereichten
Mittel für den sozialen Wohnungsbau.

(Beifall SPD)

Ich möchte hier meine Hoffnung zum Ausdruck
bringen, dass eine neue Bundesregierung weiterhin
an diesen Förderungen festhält bzw. diese noch
weiter erhöht.

Meine Damen und Herren, wir haben zum einge-
brachten Haushalt eine Reihe von Änderungen vor-
geschlagen. Da ist das kommunale Investitionspa-
ket, in dem wir 200 Millionen Euro obendrauf sat-
teln. Ich freue mich über jeden Euro mehr, den wir
unseren Kommunen geben, insbesondere die Mittel
für unsere Schulträger. Denn damit kann in Schul-
gebäude, Schulturnhallen und Digitalisierung von
Schulen investiert werden. Das ist leider vielerorts
dringend geboten.

(Beifall SPD)

Deshalb haben die Fachpolitiker auch nicht abge-
wartet, bis das kommunale Investitionspaket auf
den Weg gebracht wurde. Nein, wir haben bereits
vorher 5 Millionen Euro zugunsten von Baumaß-
nahmen an Schulen und Sporthallen umgeschichtet
und 5 Millionen Euro zusätzliche Verpflichtungser-
mächtigungen draufgepackt. Damit stehen in 2018
35 Millionen Euro, in 2019 40 Millionen Euro und
danach Verpflichtungsermächtigungen bis 2021 in
Höhe von 55 Millionen Euro zur Verfügung – das al-
lein im Einzelplan 10. Das ist nicht nur aller Ehren
wert, das zeigt auch deutlich, wo Rot-Rot-Grün sei-
ne Schwerpunkte setzt – in Bildung. Weil es uns
wichtig ist, sind wir genauso vorgegangen bei den
Mitteln für den kommunalen Straßenbau und den
begleitenden Radwegebau. Hier stocken wir insge-
samt 5 Millionen Euro auf und im Weiteren bestäti-
gen wir Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von
57 Millionen Euro bis zum Jahre 2022. Wichtig für
alle, die sich nicht oft damit befassen: Verpflich-
tungsermächtigungen sind immer dann besonders
wichtig, wenn umfangreiche und langjährige Pla-
nungen notwendig sind. Man kann damit im Voraus
Verträge abschließen und Bescheide ausstellen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zwei The-
men möchte ich noch ansprechen. Sie wissen, der

Thüringer Landtag hat sich in dieser Legislaturpe-
riode bereits mehrfach im Plenum mit den Anträgen
der Fraktionen zum Thema „Azubi-Ticket“ beschäf-
tigt. Rot-Rot-Grün hat dem Thema im Koalitionsver-
trag eine hohe Priorität eingeräumt und deshalb
beim Thema „Azubi-Ticket“ eine Bitte an das Minis-
terium, ungeduldig wie wir sind: bitte noch schnel-
ler. Daher stellen wir heute das Geld zur Verfügung
und bitten, zeitnah das Azubi-Ticket noch vor der
Gründung eines Thüringer Verkehrsverbunds um-
zusetzen. Ich bitte deshalb die Landesregierung
von dieser Stelle aus, dieses Wahlversprechen an
die junge Generation umzusetzen.

(Beifall DIE LINKE)

Denn das Thema „Azubi-Ticket“ ist ein Thema von
herausragender Bedeutung für die Auszubildenden,
für deren Familien, aber auch für uns.

Das bringt mich zu einem weiteren und zentralen
Thema: der Gründung eines Thüringer Verkehrs-
verbunds. Auch hier stellen wir im Haushalt not-
wendige Gelder bereit. Ich wünsche dem Ministe-
rium in den Verhandlungen mit den Aufgabenträ-
gern ein glückliches Händchen und dass uns die
Umsetzung gut gelingen möge.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zum
Schluss möchte ich ein weiteres bis dato schwieri-
ges Thema ansprechen: das Thema „IGZ“, das In-
stitut für Gemüse- und Zierpflanzenbau. Sie wissen
alle, dass dieses Institut von außen infrage gestellt
wurde und dass es so gut wie bereits abgewickelt
war. Sie wissen aber auch, dass die Landesregie-
rung und der Landtag seit der ersten Minute nach
Möglichkeiten gesucht haben, das Institut zu retten
und zu erhalten. Deshalb freue ich mich besonders,
dass es für eine Nachfolgeregelung mittlerweile
sehr gut aussieht. Und dafür möchte ich mich bei
allen Beteiligten, zuallererst bei der Hausleitung
des Infrastrukturministeriums,

(Beifall DIE LINKE, SPD)

dem Finanzministerium, aber auch allen beteiligten
Fachpolitikern bedanken. Deshalb können und wer-
den wir mit diesem Haushalt Vorsorge treffen für
die Absicherung der beabsichtigten Lösung, an de-
ren Ende eine Thüringer Forschungseinrichtung für
Zierpflanzenbau stehen soll. Daher haben die Koa-
litionsfraktionen Verpflichtungsermächtigungen, ins-
gesamt 16 Millionen für die kommenden fünf Jahre,
eingestellt. Das freut mich, denn auch das ist ein
deutliches Zeichen, dass es in Thüringen unter Rot-
Rot-Grün aufwärts geht. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Die nächste Rednerin ist Abgeordnete Herold von
der Fraktion der AfD.
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Abgeordnete Herold, AfD:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, liebe junge Besu-
cher auf der Tribüne und liebe Zuschauer im Netz,
wir haben jetzt hier schon vieles gehört über die zu
erwartenden sozialen Wohltaten von Rot-Rot-Grün
für die nächsten zwei Jahre. Ich habe dazu aller-
dings ein paar kritische Anmerkungen.

(Beifall AfD)

Der soziale Wohnungsbau gehört jetzt nicht zu den
Lieblingshätschelkindern dieser diensthabenden
Landesregierung. Es sind in den nächsten zwei
Jahren Streichungen von 16 Millionen allein im
Haushaltstitel 884 73 zu erwarten, und das bei der
Situation, dass es zum Beispiel in Erfurt seit Jahren
keinen sozialen Wohnungsbau mehr gibt. Erfurt ist
eine wachsende Stadt in Opposition zu dem hier
schon angesprochenen ländlichen Raum, der ja
schrumpft und schrumpft und schrumpft – alle
gucken zu, keiner tut was. Das heißt, wir werden al-
so auch da weiterhin einen eklatanten Mangel an
günstigem und bezahlbarem Wohnraum haben, vor
allem für junge Leute, für Geringverdiener und na-
türlich auch für die weiterhin nach Thüringen zuge-
wiesenen Zuwanderer, Migranten und Arbeitsu-
chenden.

(Beifall AfD)

Wir haben einen riesigen Sanierungsstau an
Schulen. In Erfurt beträgt er zum Beispiel nach
Aussagen des SPD-Bürgermeisters für die nächs-
ten Jahre etwa 400 Millionen Euro. Da sind die
55 Millionen Euro, die hier so vollmundig verspro-
chen worden sind, nicht mal ein Tropfen auf den
heißen Stein.

(Unruhe SPD)

Wir haben in den Kommunen eine Belastung für
Häuschenbauer und -erwerber durch die Erhöhung
der Grundsteuer. Die Grunderwerbsteuer wurde
ebenfalls massiv angehoben und auch die Gewer-
besteuerhebesätze steigen, weil die Kommunen
nicht mehr wissen, woher sie den steigenden Fi-
nanzbedarf für die vielen Zusatzaufgaben nehmen
sollen. Das heißt, es wird auch zunehmend unat-
traktiv für Firmen, sich in Thüringer Gemeinden und
größeren Städten anzusiedeln, einfach weil die Ge-
werbesteuerhebesätze zu hoch sind.

(Beifall AfD)

Wir haben dafür ein paar Lieblingsprojekte, wie
zum Beispiel das grüne Wolfsmanagement, und wir
haben Profiteure, die mit den reizenden Geschich-
ten über Wölfe viel Geld verdienen, zum Beispiel
der NABU und der BUND.

(Zwischenruf Abg. Mühlbauer, SPD: Können
Sie mal zum Thema sprechen?)

Wir haben auf der anderen Seite diejenigen, die die
Kosten für diese Sozial- oder Natursozialromantik
aufgebürdet bekommen und das ausbaden müs-
sen,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Wir sind beim Einzel-
plan 10!)

nämlich die Tierhalter und die Bewohner des so viel
zitierten ländlichen Raums, die eine Riesenbürokra-
tie aufgebürdet bekommen, bevor sie überhaupt
einen Euro aus irgendwelchen Erstattungen sehen,
wenn ihnen ihre Kleintierhaltung kaputtgemacht
wird, wenn die Schäfer Wolfsrisse zu beklagen ha-
ben.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Sie sind im falschen Einzelplan!)

Das Wolfsmanagement in Thüringen beschränkt
sich darauf, dass wir jetzt eine Wölfin haben, die
sich paart, mit wem sie gerade Lust hat, und wir
Bastarde im Großraum Ohrdruf herumlaufen ha-
ben, die bisher alles Mögliche gemacht haben, aber
nicht etwa sich haben einfangen und sozialisieren
lassen.

(Beifall AfD)

Auf die Jäger im Großen und Ganzen kommen mit
den Vorhaben der rot-grünen Landesregierung in
den nächsten zwei Jahren auch allerlei Unannehm-
lichkeiten zu. Die Betroffenen wissen das und sie
wissen auch, wem sie das zu verdanken haben.

Jetzt komme ich zu meinem Lieblingsthema, der
Pfefferminzbahn, den ländlichen Raum und den öf-
fentlichen Nahverkehr. Hier wurde gerade großartig
erklärt, wie schön es ist, dass es demnächst ein
Azubi-Ticket gibt. Das finde ich auch ganz toll. Stu-
denten kriegen das nämlich schon lange. Die be-
zahlen ihren Semesterbeitrag und können in Thü-
ringen herumreisen.

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE: Das
ist Quatsch, was Sie sagen! Wissen Sie, was
ein Semesterticket ist?)

Das ist in Ordnung, das sind junge Leute, die ha-
ben nicht viel Geld. Das muss aber genauso den
Azubis zugutekommen.

(Beifall AfD)

Die müssen zwischen Wohnort, Arbeitsort und
Schulort hin- und herreisen können. Deswegen ist
das zu begrüßen. Aber was nützt das schönste
Azubi-Ticket, wenn sie zwischen Buttstädt und
Großheringen dann plötzlich in der Landschaft ste-
hen und nicht wissen, wie sie von A nach B kom-
men sollen.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Keller, Ministerin für Infrastruk-
tur und Landwirtschaft: So ein Quatsch!)
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Das ist ein generelles Problem und das hat auch
nicht erst letzten Winter angefangen, sondern das
nahm schon lange seinen Anlauf auch unter der
CDU-Regierung. Die Altparteien haben es zu ver-
antworten, dass der öffentliche Nahverkehr im länd-
lichen Raum, vor allem der schienengestützte Nah-
verkehr, langsam aber sicher zum Aussterben ge-
bracht wird.

(Beifall AfD)

Es ist nicht zu vertreten, dass Strecken, die von Be-
rufstätigen, von Schülern und auch von Leuten, die
dort leben und nicht immer ein Auto zur Verfügung
haben, genutzt werden, einfach stillgelegt werden.
Das ist überhaupt nicht vermittelbar, zumal es,
wenn man es genauer betrachtet, um lächerliche
Summen geht; es geht da um 2 Millionen Euro. Ich
kann mir nicht vorstellen – auch wenn die Regiona-
lisierungsmittel gekürzt werden sollten oder nicht
ausreichen –, dass diese 2 Millionen Euro – diese
läppischen 2 Millionen Euro – im Thüringer Haus-
halt nicht irgendwo aufzutreiben gewesen wären,
um diese Bahnstrecke zu erhalten.

(Beifall AfD)

Es gibt ein tragfähiges Konzept, es gibt eine Bür-
gerinitiative, die Leute haben sich Gedanken ge-
macht, die haben praktisch zugearbeitet. Die haben
das gemacht, was das Verkehrsministerium oder
das Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft
hätte tun müssen, nämlich einen Verkehrsplan ent-
wickelt und den hier im Landtag vorgetragen. Man
hätte den nur aufgreifen, umsetzen und sagen müs-
sen: Der Haushalt ist noch nicht abgeschlossen, wir
können diese 2 Millionen Euro durchaus irgendwo
finden. Aber es fehlt einfach der politische Wille. Ich
finde das ein Armutszeugnis.

(Beifall AfD)

Im Koalitionsvertrag von 2014 steht, dass sich die
Landesregierung fest vorgenommen hat, einen um-
weltverträglichen und zukunftssicheren öffentlichen
Personennahverkehr zu schaffen gerade im Hin-
blick auf die Transportbedürfnisse von mobilitätsbe-
schränkten Menschen. Ich frage mich, wie das mit
Bussen bewerkstelligt werden soll, wenn dort eine
Wandergruppe mit fünf Fahrrädern, eine Mutter mit
einem Kinderwagen und ein Rollstuhlfahrer stehen.
Die sind mit der Bahn problemlos zu transportieren,
aber nicht mit einem Bus. Deswegen glaube ich
hier erkennen zu können, dass alle diese Verspre-
chungen für die Fürsorge für den ländlichen Raum
bei den Altparteien letzten Endes nur Makulatur
sind und leeres Gerede. Am Ende scheitert es am
politischen Willen und – wie gesagt – diesen wirk-
lich mickrigen – im Landeshaushalt als Ganzen be-
trachteten – 2 Millionen Euro. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Das Wort hat jetzt Abgeordneter Kobelt von der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, erlauben Sie mir kurz noch ein
paar Worte, um auf meine Vorredner einzugehen.

Herr Malsch von der CDU hat sich ja in Teilberei-
chen dafür ausgesprochen, den ÖPNV zu stärken,
und hat sich beschwert, dass wir das zu wenig ge-
macht haben. Da frage ich mich natürlich, warum
das in der Regierungszeit der CDU nie passiert ist.
Dort wurde der ÖPNV, Investitionen in Alltagsrad-
wege vernachlässigt und einseitig immer mehr auf
Straßenbau, Straßenneubau gesetzt, immer mehr
versiegelt und weniger in den allgemein zugängli-
chen ÖPNV oder auch Radwege investiert. Das
zeigt auch der Bundesverkehrswegeplan. Und hier
frage ich mich schon, warum die CDU sich da nicht
mehr eingesetzt hat, dass letztendlich über 80 Pro-
zent der Mittel, die vom Bund gekommen sind, für
Investitionen in Thüringen in Straßenbauprojekte in-
vestiert wurden und wenig, sehr wenig in den öf-
fentlichen Nahverkehr. Erst die Kraftanstrengung
der Landesregierung unter Ministerpräsident Bodo
Ramelow hat dazu geführt, dass überhaupt noch
ein großes Projekt reingekommen ist, die Mitte-
Deutschland-Bahn, die Elektrifizierung der Mitte-
Deutschland-Bahn umgesetzt werden konnte und
auch der Ostthüringer Raum zukünftig besser an
das ICE-Kreuz Erfurt angeschlossen wird. Gleich-
zeitig haben Sie im Bund in Ihrer Verantwortung die
Regionalisierungsmittel nicht erhöht. Darunter ha-
ben die Länder in Ostdeutschland, vor allen Dingen
auch Thüringen, zu leiden, denn sie finanzieren
sich aus den Regionalisierungsmitteln im ÖPNV in
den laufenden Kosten und da rührt es her, dass
dort Kürzungen kommen und das Land Thüringen
zwar schon viele Dinge auffängt, aber das natürlich
nur begrenzt machen kann, weil der Bund viel grö-
ßere Investitionsmöglichkeiten hat, aber diese lie-
ber in Prestigestraßenprojekte investiert.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen
Sie mich kurz zu einem Verkehrsmittel kommen,
was CO2-neutral ist. Das ist das Rad. Radfahren ist
gesund, preiswert und ökologisch. Deshalb steht für
uns als Bündnis 90/Die Grünen Radverkehrspolitik
an erster Stelle. Wir freuen uns, dass wir es in die-
sem Haushalt geschafft haben, zusammen mit un-
seren Kolleginnen und Kollegen von SPD und Lin-
ken, dass viel für den Radverkehr getan wird. Ei-
nerseits werden dieses Jahr das Landesradwege-
konzept überarbeitet vorgelegt, ein Radverkehrsbe-
richt erstellt und Fahrrad-Monitor abgeschlossen.
Wir haben aber auch im Haushalt mehr Finanzmög-
lichkeiten ermöglicht, unter anderem haben wir
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5 Millionen Euro pro Jahr für Landesradwege vor-
gesehen und in den Straßenbauämtern werden
jetzt spezielle Personen – acht Stellen gefördert –
eingestellt, die sich ausschließlich mit Radwegebau
beschäftigen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist eine fünfmal höhere Summe an Investitio-
nen, als es die alte CDU-geführte Landesregierung
ermöglicht hat.

(Zwischenruf Abg. Schulze, CDU: Die alte?)

Deswegen erfüllen wir daher auch den Koalitions-
vertrag, der sagt, dass 10 Prozent der Straßenmit-
tel in den Bau von Radwegen investiert werden.
Das gab es in Thüringen noch nie, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren.

Weiterhin investieren wir in den touristischen Rad-
wegebau 8 Millionen Euro pro Jahr über das Wirt-
schafts- und Tourismusministerium. Hier wollen wir
einen neuen Schwerpunkt setzen, dass wir sagen:
nicht unbedingt neue Strecken erschließen, son-
dern die bestehenden im Unterhalt unterstützen,
Lücken schließen und so ein sehr gut vermarktba-
res Netz an touristischen Radwegen mit hoher
Qualität sicherstellen, dass Thüringen auch
deutschlandweit wieder die Nummer eins wird im
touristischen Radverkehr.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der
nächste Schritt ist, nicht nur im Land nach dem
Tourismus zu schauen, sondern auch, was wir in
diesem Doppelhaushalt gemacht haben, die Kom-
munen zu unterstützen. Und wir haben hier jährlich
für kommunale Radwege 4,5 Millionen Euro zur
Verfügung gestellt. So viel Unterstützung haben die
Kommunen noch nicht gehabt und ich werbe hier
ganz eindeutig dafür, dass Kommunen auch diese
Mittel einsetzen, verbauen und ortsnah für die Men-
schen eine bessere Bedingung für den Radverkehr
erstellen.

Im ÖPNV haben meine Vorrednerinnen von SPD
und Linken schon sehr viele Akzente gesetzt und
diese hier benannt, deswegen möchte ich nur ganz
kurz darauf eingehen, dass wir in den Punkten
„Straßenbahn“ in den Städten Jena, Erfurt, Weimar
gerade dafür gesorgt haben, dass bei den laufen-
den Kosten keine Kürzungen erzeugt werden, son-
dern dass wir mehr investieren können. Über
21 Millionen Euro stehen hier zur Verfügung. Des
Weiteren ist das Landesbusnetz ausgebaut wor-
den. Es wird auch sehr gut von den Regionen an-
genommen und der nächste Schritt ist, in einem
Thüringen-Takt die Busse mit den Zügen noch
mehr zu vernetzen, was jetzt schon geschieht, und
dass wir in dieser Legislatur noch die gesetzlichen
Rahmenbedingungen schaffen, dass es einen Thü-
ringen-Verkehrsverbund gibt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der letzte
Punkt ist die Landwirtschaft. Die Landwirtschaft, ge-
be ich zu, ist ein schwieriges Feld für uns Grüne,
um dort auch für Veränderungen zu sorgen. Aber
wir haben es mit unseren Kolleginnen und Kollegen
der Koalition geschafft, auch hier für Veränderun-
gen zu sorgen. Deswegen sind zum Beispiel die
KULAP-Mittel für Artenreiches Grünland erhöht
worden, die Vermarktung von Ökobetrieben wurde
weiter unterstützt. Das hat man auch zur Grünen
Woche gesehen, wo Ökoherz Produkte verkaufen
und sich den Bürgerinnen und Bürgern präsentie-
ren konnte. Das zeigte auch öffentlichkeitswirksam,
dass der Thüringer Landesregierung der Ökoland-
bau auch mehr am Herzen liegt.

Weiterhin haben wir die Intensivtierhaltung be-
grenzt. Hier sage ich, Herr Malsch: Sie waren doch
mit gewesen, als wir uns die Freilandhaltung von
Schweinen angeschaut haben oder wo in den Stäl-
len mehr Platz war. Wo würden Sie Ihre Kinder
eher mit hinnehmen und dafür werben – in solche
Ställe von Bauern oder in gewerbliche industrielle
Anlagen mit über 10.000 Schweinen auf engstem
Raum, die mit Gensojafutter aus Übersee gefüttert
werden? Ich denke, da würden auch Ihre Kinder Ih-
nen ein ganz klares Signal geben, was hier die bes-
sere Landwirtschaft ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben
des Weiteren über das Umweltministerium Frei-
landhaltung gefördert. Dort gibt es eine spezielle
Schafsprämie, die allen Schäfern zur Verfügung
gestellt wird und nicht nur in einer kleinen Region,
wie es Herr Malsch gefordert hat. Damit zeigen wir
Akzente für eine andere Landwirtschaftspolitik.

Vizepräsidentin Marx:

Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Und wir freuen uns sehr, dass auch in diesem Be-
reich grüne Politik wirksam geworden ist. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Für die Landesregierung erteile ich Frau Ministerin
Keller das Wort.

Keller, Ministerin für Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, der Ihnen vorliegen-
de Entwurf des Haushalts des Ministeriums für In-
frastruktur und Landwirtschaft, der Einzelplan 10,
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ist in Zahlen gegossene Politik. Ich sage es ganz
offen: Ich wundere mich schon seit gestern, dass
sich die Opposition darüber hier im Hause auch
wundert.

Sehr geehrte Damen und Herren, wenn ich versu-
chen würde, Ihnen alle der mir besonders am Her-
zen liegenden Politikfelder zu erläutern, die hier ab-
gebildet und für die Zukunft unseres Landes beson-
ders wichtig sind, dann würde ich meine Redezeit
weit überziehen. Deshalb konzentriere ich mich auf
vier Politikschwerpunkte, mit denen mein Ministe-
rium in den kommenden beiden Jahren wichtige
Akzente für die weitere Entwicklung unseres Frei-
staats setzen und dabei an bisher Geleistetes an-
knüpfen wird.

Wir werden für gutes und bezahlbares Wohnen
Sorge tragen und verfügen über die dafür benötig-
ten Mittel. Sehr geehrte Frau Herold, wenn Sie sich
die Mühe machen würden, nachzuschauen, woraus
gerade bezahlbares Wohnen gespeist wird, dann
hätten Sie das hier nicht infrage gestellt. Vielleicht
beschäftigen Sie sich doch mal mit dem revolvie-
renden Fonds, dem Wohnungsbauvermögen. Wir
werden die Mobilität nachhaltig weiterentwickeln.
Als Ministerin für Infrastruktur und Landwirtschaft
sehe ich mich in einer besonderen Verantwortung
für die Stärkung des ländlichen Raums. Wenn Sie
diesen Haushalt beschließen, dann verfügt mein
Ministerium über die entsprechenden Fördermög-
lichkeiten, das ist hier schon festgestellt worden.
Mir liegt es besonders am Herzen, eine Landwirt-
schaft in Thüringen voranzubringen, in der Wirt-
schaftlichkeit, also Ökonomie, und Ökologie eine
Einheit bilden.

Sehr geehrte Damen und Herren, die Ausgaben im
Einzelplan 10 liegen in 2018 und 2019 um rund
90 Millionen Euro über den Ausgaben des Jahres
2017. Wir brauchen dieses Mehr an Mitteln, weil wir
die positive Entwicklung im Freistaat fortsetzen und
neue Projekte auf den Weg bringen und umsetzen
wollen. All das sind riesige Herausforderungen auf
unterschiedlichen Feldern, die einen sehr großen
Etat auch rechtfertigen. Das bedeutet jedoch nicht,
dass mein Haus über unbegrenzte Möglichkeiten
verfügt. Eher das Gegenteil ist richtig. Unsere
Spielräume sind begrenzt. Deshalb können wir
nicht alles so schnell realisieren, wie ich es mir ger-
ne wünschen würde. Zum Teil müssen wir sogar
Einschränkungen vornehmen, die durchaus weh-
tun.

Dennoch will ich an der Stelle noch mal sagen und
auch darauf eingehen, was das Azubi-Ticket be-
trifft: Das Semesterticket, von dem Frau Herold hier
sprach, wird einzig und allein von den Studenten in
solidarischem Beitrag geleistet.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Was wir machen wollen: Einen neuen Weg gehen.
Das Land Thüringen will unterstützend wirken, dass
Auszubildende preiswerter mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln ihre Berufsschule und ihren Arbeits-
platz erreichen.

(Beifall DIE LINKE)

Das ist der wesentliche Unterschied. Es geht mir zu
langsam, aber wir werden es schaffen. Die Mittel
sind im Haushalt bereitgestellt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Im ganzen
Land, Frau Ministerin?)

Herr Mohring, schön, dass Sie sich melden. Ich er-
warte, dass die Wirtschaft dazu ihren Beitrag leis-
tet. Auch deshalb wird es ein bisschen dauern, aber
wir werden es schaffen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Seit drei
Jahren reden Sie davon!)

Ja, immerhin.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
24 Jahre habt ihr Zeit gehabt!)

20 Jahre ist gar nicht davon geredet worden.

Sehr geehrte Damen und Herren, viele bereits lau-
fende Projekte brauchen zusätzliche Mittel.

Vizepräsidentin Marx:

Darf ich mal um Ruhe im Auditorium bitten. Das
Wort hat Frau Ministerin Keller und sonst niemand.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das trifft auch für Fraktionsvorsitzende und andere
herausgehobene Funktionen zu.

(Unruhe CDU)

Keller, Ministerin für Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

10 Sekunden ziehen wir jetzt von meiner Redezeit
ab.

Viele bereits laufende Projekte brauchen zusätzli-
che Mittel in Millionenhöhe, damit wir sie erhalten
und fortführen können. Dazu gehören die Verstär-
kung der Bund-Länder-Programme sowie neuer Fi-
nanzhilfen des Bundes im Bereich Städtebau, das
Landesinvestitionsprogramm für Schulen und
Schulsportstätten, steigende Ausgaben im Bereich
des ÖPNV und SPNV, also öffentlicher Personen-
nahverkehr/Schienenpersonennahverkehr, der Um-
und Ausbau und der Erhalt bei den Landesstraßen
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und Radwegen, die Zuweisungen an Gemeinden
für den kommunalen Straßenbau sowie die Umset-
zung der Förderperiode ELER in den Jahren 2014
bis 2020.

Sehr geehrte Damen und Herren, der Einzelplan 10
ist ein Investitionshaushalt. Die Erhaltung und der
Ausbau der Infrastruktur des Landes sind nach wie
vor zentrale Ziele der Landesregierung. Die Investi-
tionsquote in diesem Haushalt ist mit 37 Prozent
sogar höher als im Jahr 2017. Dafür ist auch die
Wohnungsbauförderung ein gutes Beispiel, das ich
hier kurz noch mal anreißen möchte. Mit dem Thü-
ringer Förderfondsgesetz hat der Freistaat die Vo-
raussetzungen geschaffen, die Aufgaben der sozia-
len Wohnraumförderung nachhaltig wahrnehmen
zu können. Da sind wir durchaus in Thüringen ein
Beispiel für andere Bundesländer.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Über das Wohnungsbauvermögen wird bereits jetzt
die Nachhaltigkeit des Wohnungsbestands im aktu-
ellen Doppelhaushalt sichergestellt. Die qualitative
Anpassung des Wohnungsmarktes an die Erforder-
nisse auch des demografischen Wandels sowie des
Klimaschutzes werden damit erleichtert. Sie können
versichert sein, dass dabei die städtebaulichen Be-
lange nicht zu kurz kommen. So sieht der vorlie-
gende Haushaltsentwurf denn auch eine vollständi-
ge Kofinanzierung der abermals erhöhten Bundesfi-
nanzhilfen im Bereich des Städtebaus sowie die
Verstetigung der Landesprogramme vor. Es war
hier auch schon die Rede davon. Damit erhalten
nicht nur die Thüringer Städte, sondern auch die
Gemeinden weiterhin exzellente Angebote aus der
Städtebauförderung und auch der Dorferneuerung.
Städtebau und Dorferneuerung – wir denken das
zusammen. Das ist durchaus neu und bildet sich im
Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft ab.
Das heißt ganz konkret, nicht nur Wiederherstel-
lung historischer Stadtkerne – die auch –, sondern
zum Beispiel auch Reduzierung von Leerstand oder
Erhöhung der Aufenthaltsqualität auf den Plätzen,
den Dorfangern und öffentlichen Stätten landauf
und landab. Hier unterstützen wir die Kommunen
bei der Bewältigung der Aufgaben, die sich für sie
aus den Anpassungen an den wirtschaftlichen, so-
zialen, demografischen und ökologischen Wandel
ergeben. Das gegenüber der vorangegangenen Le-
gislaturperiode deutlich erhöhte Niveau der
Schulbaufördermittel wird auch für die Jahre 2018
und 2019 beibehalten. Für die Jahre 2018 und
2019 sind insgesamt 65 Millionen Euro an Ausga-
ben sowie Verpflichtungsermächtigungen von
50 Millionen Euro bis 2021 veranschlagt. Damit un-
termauert die Landesregierung den hohen Stellen-
wert des im Koalitionsvertrag vereinbarten Schulin-
vestitionsprogramms.

Zusätzlich wurden im Haushaltsentwurf 2018/2019
die haushaltsmäßigen Voraussetzungen für die
Umsetzung des Förderprogramms des Bundes
nach Kapitel 2 des Kommunalinvestitionsförde-
rungsgesetzes geschaffen. Im Rahmen dieses Pro-
gramms stellt der Bund dem Freistaat in den Jah-
ren 2017 bis 2022 Mittel in Höhe von insgesamt
71,8 Millionen Euro für Schulbauvorhaben in finanz-
schwachen Kommunen zur Verfügung, die mit die-
sem Haushalt mit Landesmitteln auf 80 Millionen
Euro aufgestockt werden. Ich denke, das ist eine
gute Voraussetzung, damit wir auch nach 2019 die-
ses Schulbauförderprogramm für Thüringen nach-
holen können – nicht, weil wir Angst haben, nicht
wieder zu regieren, sondern weil wir glauben, dass
das eine gute Basis ist, auf der wir aufbauen kön-
nen, nämlich in der nächsten rot-rot-grünen Legisla-
turperiode.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Macht
euch nur Mut!)

Sehr geehrte Damen und Herren, im Bereich Ver-
kehr gehen wir konzeptionell völlig neue Wege. Mit
dem Landesstraßenbedarfsplan, dem Nahverkehrs-
plan und dem Radverkehrskonzept stellen wir un-
sere Politik auf ein sehr solides Fundament und
machen sie für alle transparent. Ich bin sicher, dass
damit im Ergebnis die Mobilität im Freistaat deutlich
gestärkt und ökologischer wird. Der Landesstraßen-
bedarfsplan bildet die konzeptionelle Grundlage,
um das Netz der Landesstraßen an die künftigen
Anforderungen anzupassen. Mit dem Nahverkehrs-
plan für den Schienenpersonennahverkehr sichern
wir ein bedarfsgerechtes Schienenpersonennahver-
kehrsangebot. Ich wiederhole es noch mal: Noch
nie ist so viel Nahverkehr auf Schienen in Thürin-
gen gefahren wie seit diesem Fahrplan.

Sehr geehrte Damen und Herren, die Förderung
landesbedeutsamer Buslinien dient der Verbesse-
rung des Verkehrsangebots, insbesondere im länd-
lichen Raum. Mittelzentren ohne direkte Bahnver-
bindung werden über vertaktete Buslinien verbun-
den und mit dem Bahnangebot verknüpft. Deshalb
haben wir auch die Gunsträume erforschen lassen,
die mit dem ICE-Knoten entstehen. Das Radver-
kehrskonzept wird das Radwegenetz weiter voran-
bringen und für die Nutzer attraktiver gestalten – es
war die Rede davon.

Ich komme zum Schluss – last but not least – zur
Landwirtschaft und zum Forst. Die Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des
Küstenschutzes“ – kurz GAK – ist ein wichtiges Ins-
trument für die Kofinanzierung des ELER-Entwick-
lungsprogramms. Es war uns daher ganz beson-
ders wichtig, dass die dem Freistaat zustehenden
Anteile der GAK durch Bereitstellung der notwendi-
gen Landesmittel vollständig vom Bund abgerufen
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werden können. Neuer Bestandteil der Maßnahme-
gruppe „Integrierte Ländliche Entwicklung“ inner-
halb der GAK sind die Fördermaßnahmen „Kleinst-
unternehmen der Grundversorgung“ und „Einrich-
tungen für lokale Basisdienstleistungen“. Wir wer-
den die Maßnahmen in Thüringen im vollen Um-
fang anbieten. Die Förderung der ländlichen Infra-
struktur wird damit noch einmal erweitert. Maßnah-
men des Innenausbaus und langlebige Einrich-
tungen, die bisher von der Förderung ausgeschlos-
sen waren, können nun künftig berücksichtigt wer-
den. Da für diese Förderung zusätzlich zweckge-
bundene GAK-Fördermittel bereitgestellt werden,
geht die Erweiterung des Förderspektrums nicht zu-
lasten anderer Förderbereiche.

Gestatten Sie mir hier doch einen kleinen Verweis
auf einen der Entschließungsanträge der CDU-
Fraktion: Ich muss sagen, wir werden das Errich-
tungsgesetz für die Anstalt öffentlichen Rechts
noch in diesem Jahr angehen, weil wir Veränderun-
gen vornehmen müssen, was Zuführungen und
auch Flächenstilllegungen betrifft. Aber ich will auch
sagen: Sowohl die Querfinanzierung als auch die
Frage der entschädigungslosen Flächenstilllegung
ist im Jahr 2012 explizit in diesem Errichtungsge-
setz aufgestellt worden. Wir wollen das ändern.
Dieser Antrag kann das dann gern mit dem Errich-
tungsgesetz unterstützen, mit der Veränderung.

(Beifall DIE LINKE)

Sehr geehrte Damen und Herren, die landwirt-
schaftlichen Betriebe und die Ernährungswirtschaft
produzieren nicht nur hochwertige Lebensmittel, sie
sind auch ein wichtiger wirtschaftlicher Faktor, Ar-
beitgeber im Freistaat und tragendes Element für
das Leben im ländlichen Raum.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Sagen Sie
das mal der Rhön!)

Und ja, wir müssen für den Nachwuchs sorgen.
Deshalb gibt es die Allianz für die grünen Berufe,
wo sich die Akteure zusammengeschlossen haben,
wo wir ein wichtiges Augenmerk gerade auf den
Nachwuchs lenken. Mit dem Thüringer Agrarmarke-
ting unterstützen wir außerdem die heimischen Be-
triebe bei der Vermarktung ihrer Produkte. Für die
Umsetzung der Förderinitiative „Ländliche Entwick-
lung in Thüringen 2014 – 2020“ werden im Jahr
2018 und im Jahr 2019 dreistellige Millionenbeträge
öffentlicher Mittel zur Verfügung gestellt. Damit tra-
gen wir dem Umstand Rechnung, dass nach dem
Start und der Anlaufphase des ELER-Entwicklungs-
programms die Förderung von Landwirtschaft, Ent-
wicklung der ländlichen Räume, Naturschutz und
Forsten gesamthaft umgesetzt werden kann, damit
am Ende des Förderzeitraums eine vollständige
Ausschöpfung des ELER gelingt.

Sehr geehrte Damen und Herren, der Haushalt des
Thüringer Ministeriums für Infrastruktur und Land-

wirtschaft ist mit einem Umfang von mehr als 1 Mil-
liarde Euro nicht nur zahlenmäßig groß, sondern
eben auch vielschichtig und komplex. Das vorlie-
gende Zahlenwerk ist eine Synthese aus Kontinui-
tät und neuen Akzenten. Damit werden wir Thürin-
gen weiter voranbringen und für die Bürgerinnen
und Bürger lebens- und liebenswerter gestalten.
Der ländliche Raum in Thüringen lebt. Dieser Haus-
halt trägt dazu bei. Danke allen, die dazu beigetra-
gen haben. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Aufgrund der Redezeit der Ministerin hätten die
Fraktionen jetzt noch die Möglichkeit, jeweils 4 Mi-
nuten und 25 Sekunden ergänzende Ausführungen
zu diesem Haushalt zu machen. Wünscht dies je-
mand? Das sehe ich nicht. Damit ist die Ausspra-
che zum Einzelplan des Thüringer Ministeriums für
Infrastruktur und Landwirtschaft beendet.

Wir kommen zum Einzelplan 16 – Informations-
und Kommunikationstechnik –. Hier erteile ich
als Erster Abgeordneter Schulze von der CDU-
Fraktion das Wort.

Abgeordnete Schulze, CDU:

Sehr geehrte Präsidentin, liebe Abgeordnete, liebe
Besucher auf der Tribüne, die Zeit läuft, Redezeit
für diesen emotional nicht so aufgeladenen Einzel-
plan 16 ist sehr kurz – 3 Minuten. Im Einzelplan 16
geht es um die Ausgaben für Informations- und
Kommunikationstechnik mit einem Haushaltsvolu-
men in den Einnahmen von über 3 Millionen Euro in
2018 und 2019, in den Ausgaben mit über 120 Mil-
lionen Euro und 119 Millionen in 2019. Seit dem
Doppelhaushalt 2016 gibt es einen eigenen Einzel-
plan für den Bereich, der die Landesverwaltung be-
trifft. Das ist gut und sinnvoll,

(Beifall DIE LINKE)

schafft es doch einen Überblick über den direkten
Vergleich der eingeplanten Ausgaben und der tat-
sächlichen Ausgaben. Dieser Einzelplan beinhaltet
nicht nur Ausgaben für die notwendige Technik,
sondern alle IT-Maßnahmen in diesem Bereich:
elektronisches Antrags- und Verwaltungsverfahren,
ein zentrales Dokumentenmanagementsystem und
vieles mehr. In den ersten zehn Kapiteln sind die
ressorteigenen Ansätze etatisiert, die Bewirt-
schaftung erfolgt in den einzelnen Ministerien. In
Kapitel 16 16 sind die ressortübergreifenden Vorha-
ben, in der Titelgruppe 71 gemeinsame IT-Maßnah-
men mit Kommunen und in dem Kapitel 16 20 die
Mittel für das Landesrechenzentrum eingestellt.

Sehr geehrte Damen und Herren, während der
Haushaltsberatung im Ausschuss wurde jedoch er-
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sichtlich, dass die Ist-Ausgaben im gesamten Ein-
zelplan für 2016 nur circa 73 Prozent der eingestell-
ten Mittel betrugen. Die Einsparungen oder das,
was übrig blieb, waren 33 Millionen Euro. Die zum
Beratungszeitpunkt ab 27.10. vorliegenden Ist-Aus-
gaben wiesen ebenfalls diese Tendenz auf. Die
gleiche Problematik zeigte sich auch im Haushalt
2015. Jetzt wurden die Ausgaben wieder so hoch
eingeplant trotz nicht verausgabter bzw. nicht benö-
tigter Gelder. Ein seriöser Haushalt beachtet die
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
und bewirkt damit die bestmögliche Nutzung der
Mittel. Dazu gehört auch zu prüfen, ob ein bestimm-
tes Ergebnis mit möglichst geringem Mitteleinsatz
zu erzielen ist. Es ist zwar schön, wenn sich die
Landesregierung am Ende eines Jahres rühmen
kann, gespart zu haben und die Rücklage zu füllen
ist, aber wenn man reichlich und großzügig und zu
viele Mittel bei der Haushaltsplanung eingestellt
hat, ist das keine Kunst

Vizepräsidentin Marx:

Frau Schulze, kommen Sie bitte zum Schluss.

Abgeordnete Schulze, CDU:

oder gutes Haushalten, sondern einfach an den
falschen Stellen eingeplantes und eingesetztes
Geld, welches in anderen Bereichen sinnvoller wä-
re. Darauf zielten unsere Änderungsanträge ab.
Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Marx:

Als nächster Redner hat Abgeordneter Huster von
der Fraktion Die Linke das Wort.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Nein!)

Nein. Stattdessen Herr Dittes. Das war hier nicht
erkennbar. Dann Kollege Dittes, bitte.

Abgeordneter Dittes, DIE LINKE:

Meine Damen und Herren, sehr verehrte Gäste.
Frau Schulze, das Problem Ihrer Änderungsanträge
ist auf den Punkt gebracht: Wenn man die Ausga-
benplanung für die Zukunft gerade in einem wichti-
gen Bereich, wo es um Modernisierung geht, be-
trachtet, wenn man praktisch darauf aufbaut, was
man in den vergangenen Jahren an Ist-Ausgaben
hatte, dann kann man keine Zukunft gestalten,
dann drückt man hier aus, dass man eigentlich auf
dem Stand verharren will, den man bislang vorge-
funden hat. Das ist doch genau das Problem, was
man bei Ihren Änderungsanträgen im Bereich der
Informations- und Kommunikationstechnik vorfin-
det, und das will ich auch mal deutlich sagen. Sie
wollen mit Ihren Änderungsanträgen dem Landes-

rechenzentrum 28 Prozent des Zuschussbedarfs
streichen. Wo wollen Sie denn dann eine Verwal-
tungsmodernisierung in Thüringen, die natürlich
auch verbunden mit Kommunikations- und Informa-
tionstechnik ist, die den modernen Anforderungen
entspricht, gestalten? Und ich will Ihnen diese Ab-
surdität Ihrer Anträge auch mal an einem speziellen
Antrag Ihrer Fraktion deutlich vor Augen führen.
Denn Sie wollen die Ausgaben für den Thüringer
Rechnungshof im Bereich der Informations- und
Kommunikationstechnik kürzen.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Was?)

Ich weiß nicht, ob Herr Dette damit einverstanden
wäre. Allein der Vorgang, dass Sie bei dem sehr
unabhängig agierenden Rechnungshof an der not-
wendigen Ausstattung streichen wollen, spricht ja
bereits Bände. Aber bei Ihrer Begründung der Strei-
chungsanträge wird noch viel offenbarer, dass Sie
im Prinzip wirklich für die Zukunft keine Verantwor-
tung tragen sollten, denn da führen Sie aus: „Vor
der Veranschlagung von Mehrausgaben bei Infor-
mations- und Kommunikationstechnik muss zuerst
eine Verwaltungsmodernisierung erfolgen. Die da-
durch erzielten Prozessoptimierungen müssen vor
der Beauftragung, Entwicklung und Einführung neu-
er elektronischer Verwaltungsverfahren bzw. ent-
sprechender Technik abgeschlossen sein.“ Sie wol-
len also die Prozessoptimierung, die Gewinne der
Verwaltungsmodernisierung erst erreichen, bevor
Sie die Mittel für die Verwaltungsmodernisierung
selbst einsetzen. Wie absurd ist das denn? Wir
brauchen diese Mittel, um Verwaltungsmodernisie-
rungen durchzuführen.

(Beifall DIE LINKE)

Aber ich sage Ihnen wirklich: Dieser Antrag, den
Sie hier vorgelegt haben, zeigt, Ihre Partei sollte
keine Verantwortung für die Zukunft übernehmen,
zumindest nicht, wenn es um Kommunikations- und
Informationstechnik geht. Deswegen sage ich Ihnen
auch abschließend: Sie haben vor einem Jahr be-
gonnen, Funklöcher in Thüringen von Bürgerinnen
und Bürgern abzufragen, weil Sie damit zum Aus-
druck bringen wollten, dass es Defizite im Bereich
der Informations- und Kommunikationstechnik in
Thüringen gibt. Ich sage Ihnen, wir könnten alle Ih-
re 22 Änderungsanträge auch anmelden. Da wird
deutlich, wo das Defizit bei der Informations- und
Kommunikationstechnik Ihrerseits liegt. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Die nächste Rednerin ist Abgeordnete Henfling von
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
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Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, ich kann es kurz machen:
Ich kann mich in weiten Teilen dem Kollegen Dittes
an dieser Stelle anschließen. Die Änderungsanträ-
ge der CDU sind hier einfach schlicht und ergrei-
fend unlogisch und zäumen das Pferd von hinten
auf.

(Beifall DIE LINKE)

Wir brauchen eine moderne Verwaltung. Dem Re-
chenzentrum hier tatsächlich noch Gelder wegzu-
streichen, wohlwissend, dass wir nicht genügend
Rechenkapazitäten haben und dass wir hier einen
massiven Modernisierungsbedarf haben und dass
wir in den nächsten Jahren eventuell auch erweite-
re Räumlichkeiten für das Rechenzentrum benöti-
gen, um tatsächlich am Ende zu einer modernen
Verwaltung zu kommen, spricht da für sich. Damit
sind die Anträge der CDU, hier massive Kürzungen
vorzunehmen, schlicht und ergreifend nicht zielfüh-
rend. Außerdem haben wir, das diskutieren wir in
der Koalition auch regelmäßig, immer wieder das
Thema digitale Resilienz auf dem Schirm, das heißt
also, wir wollen dafür sorgen, dass unsere Hard-
und Software widerstandsfähig gegen Angriffe von
außen ist. Das bekommt man nur hin, indem man
dafür sorgt, dass beispielsweise – wie heute schon
mehrfach erwähnt – Open-Source-Lösungen ange-
wendet werden, aber dass vor allen Dingen auch
moderne Technik angewendet wird, moderne Soft-
ware angewendet wird, die die IT-Sicherheit si-
cherstellt. Außerdem arbeiten wir an einem E-Go-
vernment-Gesetz. Dieses E-Government-Gesetz
wird einfach dazu führen, dass wir mehr Ausgaben
an diesen Stellen haben, und die werden wir sicher-
lich benötigen.

Meine sehr geehrte Damen und Herren, ich glaube,
da sind wir auf einem guten Weg. Wir werden se-
hen, wie viel wir am Ende tatsächlich ausgeben. Da
sind noch Sachen zu planen, wie beispielsweise
auch Konzepte zu erarbeiten. Die werden wir nicht
einfach so aus der Tasche schütteln. Da braucht es
Geld, um auch diese Konzepte tatsächlich zu-
kunftsfähig aufzustellen. Die CDU nimmt das hier
einfach nur wieder als Sparstrumpf, ohne wirklich
darüber nachzudenken, wie die Zukunft Thüringens
und einer modernen Verwaltung zu gestalten ist.
Das ist natürlich abzulehnen. Ich denke, wir sind da
gemeinsam mit dem Finanzministerium auf einem
guten Weg. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Es gibt jetzt keine weiteren Wortmeldungen aus
den Reihen der Abgeordneten. Somit erhält die

Landesregierung das Wort. Herr Staatssekretär
Schubert, bitte.

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren Abgeordneten, dass ausgerechnet in dem
Einzelplan jetzt noch mal vonseiten der CDU-Frak-
tion Kürzungen vorgenommen werden sollen, und
das in mehreren Millionengrößen, passt zu dem,
was die CDU im Bereich IT in den letzten Jahren
gemacht hat, nämlich so gut wie gar nichts. Thürin-
gen ist das letzte aller Bundesländer, was über-
haupt einen CIO hat. Das bin ich jetzt und vorher
gab es gar keinen. Da haben Sie gesagt, ach, Thü-
ringen hat wohl auch endlich einen CIO.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Dann zum Beispiel diese dezentralen Dinge, die wir
vorgefunden haben: Jedes Ministerium hat seinen
eigenen Kram gemacht. Das alles haben wir jetzt
mit einem zentralen Einzelplan, den zum Glück die
Koalitionsfraktionen mitgestaltet haben, hingekriegt,
dass wir erst mal das Geld gebündelt haben. Wir
sind jetzt dabei, das zu zentralisieren, zu virtualisie-
ren und zu konsolidieren. Das ist dringend notwen-
dig und dafür werden wir auch Geld brauchen. Das
ist gar keine Frage, weil vor uns riesige Aufgaben
stehen.

Da möchte ich mal einige kleine konkrete Beispiele
nennen. Die IT-Sicherheit ist gerade angesprochen
worden: Wir werden ein CERT aufbauen, das heißt
ein Computer Emergency Response Team, sozu-
sagen eine Eingreiftruppe, die sofort tätig werden
kann, wenn Angriffe auf unsere IT erfolgen. Da geht
es nicht um Tage, da geht es um Sekunden, da
geht es um Minuten, um die Angreifer abzuwehren,
und wir wollen genauso in dem Bereich dann die
Kommunen bei der Arbeit unterstützen.

Das TLRZ soll in Zukunft – da sind wir auch schon
dabei – nur noch der zentrale technische Dienst-
leister werden. Das Rechenzentrum ist in die Jahre
gekommen. Wenn man hingeht, sieht es zwar noch
modern aus, aber das ist es nicht mehr. Deswegen
wollen wir jetzt als erstes extern Rechenzentrenka-
pazität anmieten, das TLRZ sanieren und dann bei-
de Rechenzentren betreiben, das andere dann als
georedundantes Rechenzentrum, was 50 Kilometer
von Erfurt entfernt sein muss, damit wir bei einem
Totalausfall auch weiterarbeiten können. Denn zu-
künftig, das ist ganz klar, wird die Verwaltung ohne
IT nicht mehr arbeiten können. Das kann sich der
Freistaat Thüringen nicht leisten, deswegen ist das
der richtige Weg und dafür werden wir auch das
Geld brauchen, was eingestellt worden ist. Dass in
der Vergangenheit, in den letzten zwei Jahren,
nicht alles ausgegeben worden ist, hat auch noch
einen anderen Grund. Bevor es nämlich den Einzel-
plan 16 gab, konnten viele Ministerien das inner-
halb der Deckungsfähigkeit ihrer Einzelpläne auch
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für andere Dinge mit verwenden. Wenn eben bei
der IT das Geld nicht ausgegeben worden ist, konn-
ten eben andere Dinge angeschafft werden. Das ist
nun vorbei, jetzt ist das exakt nur für IT-Dinge zu
verwenden.

(Beifall DIE LINKE)

Und das ist auch gut so und das zeigt auch die
Transparenz in diesem Bereich. Das ist auch ein
weiterer Grund, warum der Einzelplan 16, den wir
seit vier Jahren neu haben, ein Erfolg ist.

Zum Thema „Onlinezugangsgesetz“ habe ich vor-
hin beim Einzelplan 06 schon etwas gesagt. Des-
halb bin ich auch den Koalitionsfraktionen sehr
dankbar, dass wir so einen Zufließvermerk aus dem
Einzelplan 17 haben, aus den Mitteln für die Ge-
bietsreform, dass wir in dem Bereich der kommuna-
len Zusammenarbeit einiges tun können. Da habe
ich vorhin schon von den Gesprächen gesprochen,
die ich da führe. Das Ziel ist es – ganz klar –, einen
kommunalen Zusammenschluss hinzukriegen, der
dann mit uns gemeinsam die Dinge umsetzen
kann. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Es bestünde jetzt theoretisch noch 33 Sekunden
Redezeit für die Fraktionen. Wünscht jemand noch
das Wort? Das sehe ich nicht. Damit ist die Aus-
sprache zum Einzelplan 16 – Informations- und
Kommunikationstechnik – beendet.

Wir kommen jetzt zum letzten Einzelplan in der Ein-
zelplanberatung. Das ist der Einzelplan 18 – Staat-
liche Hochbaumaßnahmen –. Und hier erteile ich
als Erster das Wort der Kollegin Lukasch von der
Fraktion Die Linke.

Abgeordnete Lukasch, DIE LINKE:

Sehr geehrte Präsidentin, sehr geehrte Damen und
Herren, wir haben nun noch nach den langwierigen
und intensiven Beratungen und vor den Entschei-
dungen den letzten Einzelplan zu beraten. Der Ein-
zelplan 18 umfasst die staatlichen Hochbaumaß-
nahmen an den landeseigenen Liegenschaften. Da-
rin sind die Baumaßnahmen veranschlagt, inbegrif-
fen auch bei diesen Liegenschaften des Landes de-
ren Nutzung, die einem Dritten übertragen wurde.
Das sind zum einen das Universitätsklinikum in Je-
na und der Neubau der gemeinsamen Justizvoll-
zugsanstalt in Zwickau-Marienthal. Die Hauptver-
antwortung für diese ganzen Punkte trägt natürlich
das Infrastrukturministerium. Bei den einzelnen Än-
derungsanträgen handelt es sich immer um konkre-
te Projekte, die sich dahinter verbergen, und oft gibt
es noch korrespondierende Haushaltstitel in den je-
weiligen Einzelplänen. Aus diesem Grunde genügt

es nicht immer, in manchen Fällen nur in den Ein-
zelplan 18 zu schauen.

Sehr geehrte Damen und Herren, nun zu den ein-
gereichten Änderungsanträgen, von denen ich nur
exemplarisch ein paar Dinge aufzähle. Unzweifel-
haft liegt der Schwerpunkt im Hochschulbereich.
Zwei Drittel befassen sich damit. Mit Ausnahme des
Antrags zum Titel 891 03 zum Ausbau und Neubau
der Hochschulen einschließlich Hochschulkliniken,
wo es um den Erwerb eines Spezialmikroskopes
geht, handelt es sich bei den meisten um Ergän-
zungen von Haushaltsvermerken. Das klingt jetzt
etwas kompliziert. Zu dem Bereich Hochschulen
wird sich dann nachher noch mal meine Kollegin
Eleonore Mühlbauer äußern, ich würde mich dann
hier kurzfassen. Ähnlich verhält es sich bei den üb-
rigen Anträgen, bei Hochschulen gibt es ja noch die
Nebenkosten, das sind eigentlich – mehr oder we-
niger – technische Vorgänge.

Die zweite, größere Anzahl von Anträgen dreht sich
im Wesentlichen um ressourcenschonende und
energetische Baumaßnahmen, wo ebenfalls eine
Regelung zu vergleichbaren Baunebenkosten ge-
troffen wird.

Sehr geehrte Damen und Herren, zwei weitere Be-
reiche möchte ich hervorheben, einmal den Investi-
tionstitel im Kapitel 18 09, in dem dringliche Sanie-
rungen der Vogelschutzwarte in Seebach finanziert
werden. An diesem Beispiel kann man vielleicht et-
was mehr verdeutlichen, worum es im Einzel-
plan 18 geht. Ich weiß nicht, wer von Ihnen das Ob-
jekt kennt. Es handelt sich um eine Wasserburg
aus dem 13. Jahrhundert, in der schon im Jahre
1911 die Vogelschutzwarte eingerichtet wurde.
Schon seit Längerem existieren hier einige Proble-
me durch eindringendes Wasser. Jeder, der sich
mit Bauen auskennt und weiß, was passiert, wenn
man da nicht zügig handelt, sieht die Notwendigkeit
für das Einstellen von finanziellen Mitteln, denn je
länger man wartet, desto teurer wird es und desto
höher ist der Aufwand.

Letzter Punkt in dem Kapitel 18, zu den Bauten im
Bereich Thüringer Ministerium für Infrastruktur und
Landwirtschaft, ist ein neu eingefügter Titel mit der
Bezeichnung „Investitionen in Liegenschaften und
Gebäuden der Anstalt öffentlichen Rechts Thürin-
genForst“. Auch hier dürfen Ausgaben bis zu 2 Mil-
lionen Euro aus den Minderausgaben im Einzel-
plan 18 geleistet werden. Hintergrund ist, es zeich-
nen sich weitere notwendige Maßnahmen in der
Landesforstanstalt ab und mit diesem Titel soll
dann nur praktisch die Möglichkeit geschaffen wer-
den, die Investition zu tätigen. Ich danke Ihnen für
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Marx:

Dann hat als Nächste Abgeordnete Mühlbauer von
der Fraktion der SPD das Wort.

Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Meine sehr geehrten Damen und Herren und werte
Kollegen, werte Zuhörer! Das freut mich, hier die-
sen Plan besprechen zu dürfen. Denn in jedem ein-
zelnen Plan sieht man unsere Zukunftsgestaltun-
gen und Absichten und in diesem Plan werden sie
baulich deutlich. An dem Aufwuchs genau in die-
sem Plan sehen wir, wie wir Zukunft gestalten, wie
wir Zukunft auf den richtigen Weg bringen können,
und das ist wichtig so. In diesem Haushalt steigen
die Investitionen im Jahr 2018 um 194 Millionen
und im Jahr 2019 ebenfalls noch mal. 115 Millionen
Euro stehen in beiden Jahren des Doppelhaushalts
mehr für Bau- und Unterhaltungsmaßnahmen an
unseren Gebäuden zur Verfügung. Das ist notwen-
dig. Unsere Gebäude sind ins Alter gekommen, un-
sere Gebäude haben energetisch schlechte Zu-
stände, unsere Gebäude müssen zukunftstüchtig
erneuert werden, energetische Standards, Umwelt-
standards müssen eingehalten werden. Wir haben
einen riesigen Investitionsstau von den Vorgänger-
regierungen hier übernommen und wir packen es
an und wir gestalten Zukunft.

Ich darf hier einige explizite Baumaßnahmen er-
wähnen, die wichtig sind. Wir haben vor, mehr Poli-
zisten einzustellen und auszubilden, was wichtig ist.
Und natürlich brauchen wir für die Bereitschaftspoli-
zei auch Gebäude; diese werden fortgeführt, eben-
falls das Landeskriminalamt in Erfurt wird fortge-
führt. Die Sanierung der Polizeiinspektion Saale-Or-
la kann 2019 beginnen. Die mehrfach schon er-
wähnte Feuerwehr- und Katastrophenschutzschule
in Bad Köstritz ist ein Neubau. Auch dieser ist inklu-
sive einer Tunnel- und Atemschutzanlage etatisiert.
Die Unterkunftsräume eines Bildungszentrums der
Polizei können endlich saniert werden. Und auch in
dem Bildungszentrum der Polizei in Gotha werden
etliche Brandschutzmaßnahmen in Angriff genom-
men. Die Justizvollzugsanstalten finden wir wieder
mit Sicherheitstechniken für Tonna und mit einem
Neubau gemeinsam in Zwickau. Auch Gerichtsge-
bäude sind ins Alter gekommen und werden ange-
gangen.

Wie ich heute Mittag schon gesagt habe, bei For-
schung und Wissenschaft haben wir auch den
Schwerpunkt in diesen Haushalt gelegt. Es ist deut-
lich und klar, dass wir Landesgeld und Bundesgeld
einsetzen werden, um unsere Forschungsbauten in
die Zukunft zu bringen. Wir werden 2019 mit einem
Universitätscampus am Standort Inselsberg begin-
nen. Dafür hat das Land 5 Millionen Euro ein-
gestellt. Der Forschungsneubau der FSU am Cam-
pus Beutenberg ist genauso veranschlagt wie Pro-
jektzentren der Fraunhofer-Gesellschaft und den

Neubau des zweiten Bauabschnitts des Klinikums
Jena werden wir in Angriff nehmen. Mittel für Sanie-
rung und Instandhaltung für unsere Hochschulen
sind allein um 2 Millionen erhöht worden. Das ist ei-
ne tolle Leistung und das ist auch notwendig, sage
ich hier in der Deutlichkeit, denn nur wenn wir in
Forschung und Wissenschaft investieren, nur dann
können wir auch Zukunft gestalten, deswegen ha-
ben sich die Regierungsfraktionen auch explizit da-
rauf verständigt, 4,2 Millionen Euro extra in ein
Großgerät des Universitätsklinikums Jena zu inves-
tieren. Auch das ist eine klare Aussage für Zu-
kunftsgestaltung und Stärkung des Wissenschafts-
und Hochschulstandorts.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Hoch-
schulen brauchen das, das kam in der Anhörung
letzte Woche ganz klar raus. Aus diesem Grunde
bedanke ich mich noch mal, dass wir Auge in Auge,
Hand in Hand zusammenarbeiten. Jena wird die
Aufgaben der Bauherrentätigkeit gut lösen. Die Uni
Erfurt hat dieses beim Max-Weber-Kolleg beantragt
und auch schon bekommen. Auch in Erfurt werden
wir das Audimax, die Uni-Bibliothek und die Lehrge-
bäude 3, 2 und 1 zeitnah und auf Augenhöhe an-
fangen und beginnen.

(Beifall SPD)

Ich bedanke mich und werbe für Zustimmung für
die Zukunft unseres Freistaats Thüringen, für Ent-
wicklung in Forschung, Wissenschaft, gute Arbeits-
bedingungen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Als nächster Redner hat Abgeordneter Rietschel
von der Fraktion der AfD das Wort.

Abgeordneter Rietschel, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, liebe Gäste, liebes
Publikum auf der Tribüne, lassen Sie mich ein paar
Ausführungen zum Einzelplan 18 machen: Vor al-
lem zwei Maßnahmen möchte ich an dieser Stelle
nennen, zum einen den Ausbau der Vogelschutz-
warte Seebach und zum anderen den Ausbau der
Forschungsinfrastruktur der Universitätsklinik Jena,
kurz UKJ genannt, in einem geplanten Center of
Advanced Receptome Microscopy – ich kann es
nicht anders, ich muss es so vorlesen.

Lassen Sie mich aber zuerst ein paar Worte zur Vo-
gelschutzwarte Seebach sagen: Ich glaube, wir
sind uns alle der immensen Bedeutung dieser Ein-
richtung bewusst. Als einzige Vogelschutzwarte in
Thüringen und angrenzenden Gebieten leistet sie
einen unverzichtbaren Beitrag zum Schutz der Vö-
gel, zum Beispiel dass sie Flugrouten der Vögel
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analysiert und zur Verhinderung von Kollisionen mit
Stellplätzen von Windkraftanlagen abgleicht. Des
Weiteren ist sehr wichtig, was dort zu verfolgen ist,
die Zählung der Vögel und das Wachstum oder das
Schwinden von Populationen. Wir haben hier in
letzter Zeit einen verstärkten Rückgang der Popula-
tion resultierend aus dem Insektensterben, was nun
mittlerweile auch in der Politik bekannt oder ange-
nommen worden ist. Auch kommt der Vogelschutz-
warte eine hohe Bedeutung bei der Bildung von
Schülerinnen und Schülern zu. Das ganze Jahr rei-
sen unzählige Schulklassen nach Seebach, um ein
feineres Gespür – oder überhaupt ein Gespür – für
die Belange von Vögeln und deren Schutz zu ent-
wickeln. Wir als AfD-Fraktion unterstützen deshalb
den hier vorliegenden Antrag für Baumaßnahmen
rund um die Vogelschutzwarte.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, gleich
verhält es sich auch mit dem Universitätsklinikum
Jena. Auch hier ist die Bedeutung dieser Einrich-
tung allgemein bekannt und gerade in Hinsicht auf
die Exzellenzclusteranträge ist es ratsam, dem Uni-
versitätsklinikum Jena die benötigten Mittel zur Ver-
fügung zu stellen. Das sichert die Bandbreite dieser
Einrichtung und erweitert gleichzeitig den Standard
der Diagnose. Besonders im Bereich der Diagnostik
leistet das UKJ bereits jetzt einen wertvollen Bei-
trag in der Region. Es ist daher nur die logische
Konsequenz, dass sich dieser Beitrag in Form einer
Anerkennung und Bestätigung dieses Antrags hier
widerspiegelt.

Als AfD-Fraktion werden wir daher auch diesen An-
trag auf zusätzliche Mittel in Höhe von 4,12 Millio-
nen Euro unterstützen. Ich danke für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Marx:

Als letzter Redner in diesem Etat, in diesem Einzel-
plan hat jetzt Abgeordneter Kobelt von der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen das Wort.

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, erlauben Sie mir kurz, in dem
Thema zum Einzelplan 18 auf einen kleinen Aspekt
einzugehen, der uns als Grünen sehr wichtig ist,
und zwar geht es uns dabei um Energiestandards
des staatlichen Hochbaus und der Landesimmobi-
lien. Wir haben hier im Parlament mit der rot-rot-
grünen Mehrheit einen Antrag beschlossen, der
sich eindeutig geäußert hat, wie in Zukunft staatli-
che Hochbauten im Landesbereich umgebaut wer-
den sollen oder, wenn sie neu gebaut werden sol-
len, nach welchen Standards dies zu erfolgen hat.
Dort haben wir gesagt, wenn es Neubauten des

Landes gibt, werden diese klimaneutral umgesetzt,
also dass sie mehr Energie aus erneuerbaren Ener-
gien erzeugen, als sie an Primärenergie verbrau-
chen, also sozusagen in der Bilanz dann CO2-neu-
tral sind, und wenn sie generalsaniert werden, also
komplett saniert werden, dann sollen sie 40 Prozent
besser saniert werden, als es die gesetzlichen Bun-
desvorschriften vorgeben. Dort haben wir uns dazu
geäußert, haben das beschlossen und wir sind na-
türlich auch dabei, zu schauen, was daraus gewor-
den ist.

Wir können sagen, dass das THÜLIMA und das In-
frastrukturministerium diesen Beschluss sehr ernst
genommen haben und in allen Baumaßnahmen
das auch eingepflegt und versucht haben, diesen in
mehreren Baumaßnahmen umzusetzen, auch in
kleineren. Ein Aspekt davon war es, wenn man das
Ziel hat, klimaneutral zu bauen, dann ist es natür-
lich gut, erneuerbare Energien einzusetzen. Des-
wegen sollte ein Schwerpunkt im Umbau dieser
Gebäude auch Photovoltaikanlagen, Solarstroman-
lagen sein. Und wir sind sehr froh, dass in diesem
Haushalt erstmalig eine große Summe von zweimal
3 Millionen Euro von dem Ministerium von Frau Kel-
ler eingestellt wurde, die es ermöglicht, dass gera-
de diese Photovoltaikanlagen gebaut werden kön-
nen, dass zusätzliches Personal eingestellt wird,
das die Gebäude untersucht und managt und Aus-
schreibungen gestaltet. Und das wollen wir an die-
ser Stelle noch mal betonen, dass wir darauf sehr
stolz sind und dem Ministerium auch sehr dankbar
dafür sind, dass dieser Beschluss so zügig umge-
setzt wurde. Ich kenne viel Immobilienmanagement
in den Bundesländern und ich kann sagen, dass so
ein Beschluss und so eine Umsetzung einmalig
sind, dass wir hier für die heimischen Solarhand-
werker und für den Klimaschutz und für Energieein-
sparung so viel investieren.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, einen
gleichen Beschluss haben wir gefasst für Schulge-
bäude. Dort soll es eine höhere Förderung geben
oder gibt es bereits seit zwei oder drei Jahren. Ich
möchte an dieser Stelle noch mal werben dafür,
dass die Kommunen, die Landkreise diese Förde-
rung auch nutzen. Sie bekommen 14 Prozent mehr
Zuschuss. Das klingt nicht so viel, aber wenn man
eine Schule hat von 303 Millionen Euro, bekommt
man 450.000 Euro und kann, damit man einen bes-
seren Energiestandard hat, sich zum Beispiel eine
Solaranlage bauen oder eine Holzpelletanlage oder
in mehr Energieeinsparung investieren. Für diese
Möglichkeit möchte ich an dieser Stelle noch mal
werben bei den Kommunen und den Landkreisen,
das auch zu nutzen, denn das senkt auch die lau-
fenden Kosten, die dann die Haushalte der Kom-
munen, der Landkreise und der kreisfreien Städte
entlasten. Das ist wirklich eine sehr gute Maßnah-
me, die wir hier als Rot-Rot-Grün umgesetzt haben.
Ich werbe noch mal dafür und bin sehr froh, dass
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im Einzelplan 18 die staatlichen Hochbauten, auch
Energieeinsparung und Klimaschutz einen so
großen Stellenwert haben, und bitte darum, auch
aus diesem Grund diesem Haushalt zuzustimmen.
Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Für die Landesregierung erhält das Wort die Minis-
terin Keller.

Keller, Ministerin für Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, mit den Mitteln des Einzelplans 18
werden wir die gewaltigen Herausforderungen
meistern, um die notwendigen Sanierungen bei den
vor über 20 Jahren errichteten Landesimmobilien
abzuarbeiten. Gleichzeitig werden notwendige und
teilweise sehr anspruchsvolle Neubauinvestitionen
realisiert. Wir entwickeln unsere Landesliegen-
schaften, die einen nicht unwesentlichen Teil unse-
res Landesvermögens darstellen, auf der Grundla-
ge fundierter baufachlicher Planung zielgerichtet
weiter. Ein besonderes Anliegen bei der Umset-
zung der staatlichen Hochbaumaßnahmen ist uns
die energetische Sanierung der landeseigenen Lie-
genschaften. Die öffentliche Hand hat hier eine Vor-
bildwirkung und wird sie auch wahrnehmen. Mehr
noch: Wir haben auch eine Vorreiterrolle, die wir
entschlossen sind weiterhin einzunehmen. Herr Ko-
belt hat gerade davon gesprochen. So werden wir
beispielsweise die landeseigenen Gebäude klima-
neutral entwickeln.

Lassen Sie mich an dieser Stelle beispielhaft drei
zentrale Hochbaumaßnahmen nennen, die fest im
Doppelhaushalt verankert sind. Das sind das Unikli-
nikum in Jena mit dem Neubau des zweiten Bauab-
schnitts, der Bau der gemeinsamen JVA mit Sach-
sen in Zwickau-Marienthal und die Schaffung eines
Universitätscampus der FSU Jena am Standort In-
selplatz.

(Zwischenruf Abg. Wucherpfennig, CDU:
Sehr gut!)

Als große Baumaßnahmen im Landesbau will ich
besonders folgende hervorheben: die Fortführung
der Neubaumaßnahme für die Polizeidienststelle in
der Kranichfelder Straße in Erfurt, die Sanierung
des Amtsgerichts in Rudolstadt, Sanierungs- und
Brandschutzmaßnahmen und Erneuerung der Infor-
mationstechnik in der Thüringer Staatskanzlei, die
Sanierung der Landespolizeiinspektion in Rudol-
stadt, die Tunnel- und Atemschutzübungsanlage für
die Landesfeuerwehr- und Katastrophenschutz-
schule in Bad Köstritz, die Sanierung der Turnhalle

und der Außenanlagen für das Sportgymnasium in
Oberhof, die Sanierung des Landgerichts Erfurt.

Bei den Baumaßnahmen im Hochschulbereich wird
das Thüringer Ministerium für Infrastruktur und
Landwirtschaft konsequent die „Hochschulstrategie
Thüringen 2020“ sowie die daraus resultierenden
Hochschulbauplanungen umsetzen. Hier soll in den
Haushaltsjahren 2018 und 2019 mit der baulichen
Realisierung von neun großen Neu-, Um- und Er-
weiterungsbaumaßnahmen begonnen werden und
weitere sieben große Baumaßnahmen werden im
gleichen Zeitraum weitergeführt bzw. fertiggestellt.
Damit kommt das Land seinen Verpflichtungen aus
der aktuellen Rahmenvereinbarung mit den Thürin-
ger Hochschulen in vollem Umfang nach.

Sehr geehrte Damen und Herren, der vorliegende
Entwurf des Einzelplans 18 für die Jahre 2018 und
2019 gibt den Akteuren im staatlichen Hochbau und
den beteiligten Ressorts in diesem Land Planungs-
sicherheit bei der Umsetzung laufender Vorhaben
und eröffnet darüber den Weg für abgestimmte
Neubauprojekte und dringende Sanierungsmaß-
nahmen im Freistaat. Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Damit ist die Aussprache zum Einzelplan 18 –
Staatliche Hochbaumaßnahmen – beendet und wir
kommen zur Schlussrunde.

In einer etwas abgeänderten Reihenfolge aufgrund
entschuldigter Abwesenheit des Kollegen Mohring
beginnt die Fraktionsvorsitzende der Fraktion Die
Linke, Frau Hennig-Wellsow.

Abgeordnete Hennig-Wellsow, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Abgeordnete,
es ist schon beachtlich, dass man als Oppositions-
führer zur Schlussrunde zum wichtigsten Gesetz in
diesem Parlament für die nächsten zwei Jahre
einen anderen wichtigen Termin haben kann.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Alle Achtung! Ich habe Respekt. Wahrscheinlich
wird Mike Mohring jetzt Bundesminister oder Ähnli-
ches, darunter geht es ja nicht.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Sitzt
in der Lobby!)

Liebe Abgeordnetenkollegen, liebe Besucherinnen
auf der Tribüne, wir reden hier über 21 Milliarden
Euro, die in den nächsten zwei Jahren in Thüringen
verteilt werden. Wir reden über 21 Milliarden Euro,
den Rahmen, den uns die Bundesgesetzgebung
gibt, den uns die finanzielle Situation gibt, den Rah-
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men, den wir verteilen können. Sie haben mit Si-
cherheit alle gelesen, dass 45 Menschen ein Ver-
mögen in Deutschland besitzen von 214 Milliarden
Euro. Die ärmsten 50 Prozent besitzen ebenso viel.
An dem Punkt stellt sich doch die Frage: Warum
keine Vermögensteuer, warum keine Umverteilung
des finanziellen Reichtums in Thüringen? Weil
dann auch Bundesländer profitieren könnten, weil
wir dann als Bundesländer viel mehr gestalten kön-
nen.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Wie
viel mehr gibt es denn?)

Aber nein, es gibt Parteien in diesem Parlament,
die auch in der Bundesregierung unterstützen, dass
es keine Umverteilung des finanziellen Reichtums
geben kann und damit auch keine wirkliche soziale
Gerechtigkeit in Deutschland.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Warum sage ich das? Unsere Rahmenbedingun-
gen werden bestimmt und dennoch versuchen wir
als rot-rot-grüne Koalition in Thüringen, das Leben
in Thüringen besser zu gestalten und den Men-
schen das Leben besser zu machen. Ich glaube
fest daran, dass wir mit diesem Landeshaushalt
einen wichtigen Schritt in diese Richtung machen
und dass wir einen guten Landeshaushalt beschlie-
ßen.

Ich will es mal in kurzen Abschnitten benennen: Wir
machen zum ersten Mal keine Schulden. Wir bauen
die Schattenhaushalte der CDU ab. Wir tilgen mehr
als zuvor. Aber wir investieren in die Menschen und
wir investieren in Thüringen. Das ist etwas, das wir
brauchen, weil wir den Menschen das Geld zurück-
geben müssen, das sie erarbeitet haben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Da gehört es nicht nur zum guten Ton in der Politik,
von sozialer Gerechtigkeit zu sprechen, von sozia-
len Ausgleichen, von Demokratie, von Ökologie –
nein. Die Landesregierung und die sie tragenden
Fraktionen sind in der Verpflichtung, es auch zu
tun. Wir stellen massiv Lehrerinnen und Lehrer ein.
Sie mögen das bezweifeln. Aber wir stellen mehr
Lehrer ein, als es die CDU in den vergangenen
Jahren ihrer Regierung überhaupt angepackt hat.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir schaffen als Einstieg in eine gebührenfreie früh-
kindliche Erziehung endlich ein gebührenfreies Kin-
dergartenjahr in Thüringen, was Familien um etwa
1.400 bis 1.500 Euro im Jahr entlastet. Das ist min-
destens ein Urlaub. Ich glaube, das ist etwas, das
wir unseren Familien in Thüringen zurückgeben
können.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Diese Landesregierung finanziert Arbeit statt Ar-
beitslosigkeit. Die CDU-Fraktion möchte knapp
3 Millionen Euro in dem Programm streichen. Das
ist nichts anderes als ein Misstrauensvotum an all
die Langzeitarbeitslosen, die in diesem Land auf
Arbeit warten, die dieses Programm brauchen, um
wieder auf den Arbeitsmarkt zu kommen. Ich finde,
das gehört sich nicht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben viele Jahre über Hochwasserschutz ge-
redet. Die Landesregierung stockt da auf. Was
macht die CDU-Fraktion? Hochwasserschutz ist
nicht so wichtig – da werden erst mal 15 Millionen
Euro gestrichen.

Wir halbieren tatsächlich den Sanierungsstau an
Thüringer Schulen. Als diese Landesregierung ge-
startet ist, war die Prognose, dass wir etwa 400 Mil-
lionen Euro brauchen, um den Sanierungsstau an
Thüringer Schulen abzubauen. Wir werden am En-
de der Legislatur zwischen 250 und 300 Millionen
Euro in die Thüringer Schulen selbst gesteckt ha-
ben. Ich finde, das kann sich so was von sehen las-
sen. Das ist wirklich ein gutes Ergebnis, das wir
auch heute erzielen werden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir stärken die Sicherheit. Wir wollen eine digitale
Polizei, wir wollen mehr Polizisten, wir wollen eine
bessere Ausrüstung für die Polizei. Was macht die
CDU? 30.000 Euro Minus beim Verfassungsschutz,
300.000 Euro Minus bei der Polizeischule,
600.000 Euro Minus beim Landeskriminalamt, mi-
nus 3,4 Millionen in der Landespolizei, minus
40.000 Euro beim Katastrophenschutz. Ich frage
hier in die Runde: Wer ist eigentlich für die Sicher-
heit in diesem Land tatsächlich verantwortlich? Das
ist Rot-Rot-Grün und wir kommen dieser Verant-
wortung nach.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir stärken die Thüringer Kommunen, nicht nur mit
dem neuen FAG, sondern auch noch einmal mit ei-
nem Finanzpaket von 200 Millionen Euro. Wir
schützen die Menschen in Thüringen vor Pandemi-
en, indem wir entsprechende Impfstoffe natürlich
auch im Haushalt einstellen. Wir stärken die medizi-
nische Versorgung auch im ländlichen Bereich. Wir
investieren in die Köpfe unserer jungen Menschen
und packen sehr viel mehr Geld, als das jemals ei-
ne CDU-Landesregierung getan hätte, in die Hoch-
schulen und die Ausbildung an unseren Hoch-
schulen in Thüringen.
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Ich könnte diese Liste fortsetzen, zum Beispiel wie
der Minister, der für Kultur zuständig ist, endlich ei-
ne stabile Struktur auch im Theater-, im Orchester-,
im Bibliotheks- und Museumsbereich geschaffen
hat, die wir mit diesem Haushalt heute unterstüt-
zen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Was mich aber tatsächlich besonders schmerzt,
das will ich auch einmal hier sagen: Wir haben jetzt,
dass in der Bundestagswahl eine extrem rechte
Partei in den Bundestag gewählt worden ist. Gleich-
zeitig stocken wir als Landesregierung das Landes-
programm für Toleranz, Demokratie und Weltoffen-
heit auf. Was macht die CDU-Fraktion als Antwort
darauf, zivilgesellschaftliche Initiativen zu stärken,
was wir als Landesregierung tun? Die CDU kürzt
1,9 Millionen Euro mit ihren Vorschlägen. Ich finde,
das ist im Kampf gegen rechts ein Armutszeugnis.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Es ist wiederum eine Missachtung dessen, was
Menschen ehrenamtlich zum Beispiel in Themar
und überall leisten, wenn es um den Protest gegen
Nazis geht und wenn es darum geht, Haltung auf
der Straße zu zeigen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Kurzum: Diese Landesregierung korrigiert Schritt
für Schritt die Grausamkeiten, die eine CDU in der
Landesregierung zu verantworten hatte. Das ist mit
diesem Haushalt sehr, sehr deutlich.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Alle unsere Fachpolitikerinnen haben das in der
Diskussion der Einzelpläne sehr deutlich ausge-
führt.

Ich möchte an dieser Stelle mal den Mitarbeitern
auch gerade von Rot-Rot-Grün danken. Das sind
Andreas Schuster, Stefan Schambach und Jan
Richter.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich will mich aber auch bei meinen Koalitionsfraktio-
nen – vorwiegend Matthias Hey und natürlich Dirk
Adams – bedanken für die durchaus sehr strubbeli-
gen Gespräche, aber zusammen und im demokra-
tischen Streit haben wir diesen Landeshaushalt zu
einem Werk gemacht, das sich wirklich sehen lässt
und das einen sozialen, demokratischen und grü-
nen Handstrich trägt. Dafür herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich finde, wir haben die nächsten zwei Jahre Etli-
ches vor uns auch mit diesem Landeshaushalt. Ich
bedauere immer noch, dass wir diesen Haushalt
aufgrund der Blockadehaltung der CDU erst im Ja-
nuar beschließen können.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Was? Frech-
heit!)

(Unruhe CDU)

Aber ich bedanke mich noch einmal und ich bedan-
ke mich auch bei der Landesregierung, die auch
vieles möglich gemacht hat. Ich wünsche mir, dass
wir heute zur Abstimmung kommen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Frechheit!)

Vizepräsidentin Marx:

In der Schlussrunde erhält jetzt als Nächster der
Fraktionsvorsitzende der CDU-Fraktion, Kollege
Mohring, das Wort.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Hat er
jetzt Zeit?!)

Abgeordneter Mohring, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, ich will zunächst nicht versäumen, vor allen
Dingen den Mitarbeitern der Landtagsverwaltung,
aus den Ministerien und den Fraktionsmitarbeitern
Danke zu sagen für die sehr intensiven, zeitaufwen-
digen und wirklich beratungsintensiven Diskussio-
nen im Haushaltsausschuss. Es war anstrengend,
es hat auch viel private Zeit gekostet. Es war aber
notwendig für dieses Land, über alles zu sprechen.
Deswegen möchte ich mich namens meiner Frak-
tion ausdrücklich für diese Arbeit und Zusammenar-
beit bedanken.

(Beifall CDU, AfD)

Ich will aber auch anmerken, dass wir heute erst im
Januar über den Doppelhaushalt 2018/2019 reden.
Das einzig und allein hat Rot-Rot-Grün zu verant-
worten.

(Beifall CDU, AfD)

Denn Fakt ist Folgendes: Auch wenn wir bis nachts
um zwei, um drei im Haushaltsausschuss gesessen
haben, wir haben jede einzelne – vorher von Rot-
Rot-Grün beschlossene – Sitzung zu Ende ge-
bracht, an den Tagen, wie es vorgesehen war. Erst
am Ende des Beratungslaufs, nachdem wir in den
fertigen Beratungen aller Einzelpläne gewesen
sind, hat Rot-Rot-Grün für sich entschieden, sie
schaffen es nicht, sie wollen noch mehr Geld aus-
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geben. Wenn Sie im Dezember den Haushalt be-
schließen, können Sie Ihre Mehrausgaben, die Sie
heute auf den Tisch gelegt haben, nicht durchbrin-
gen, sondern müssten einen Nachtragshaushalt
machen – das ist die Wahrheit. Sie waren vorher
nicht fähig, und deshalb haben Sie den Haushalt
auf Januar verschoben.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Infam!)

Sie sind schuld für diese verspätete Verabschie-
dung des Doppelhaushalts.

(Beifall CDU)

Dieser Doppelhaushalt, die Beratungen im Haus-
haltsausschuss,

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Wie
langweilig!)

Ihre vorliegenden Änderungsanträge zeigen eines:
Diesem Land Thüringen in der Bundesrepublik
Deutschland geht es durch die Volkswirtschaft
Deutschlands gut. Noch nie hatten Thüringen und
die Volkswirtschaft der Bundesrepublik so viele
Steuereinnahmen, die wir in den Jahren 2016,
2017, 2018 und auch 2019 zu verzeichnen haben.
Dieses Land ist stark aufgestellt in dem nicht ganz
krisenunfreien Europa, weil diese Volkswirtschaft
stark ist, weil Industrie, Mittelstand und Wirtschaft
wirklich arbeiten und weil die fleißigen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer jeden Tag fleißig ihr
Handwerk tun. Deswegen geht es dem Staat gut
und deswegen können Politiker im Rahmen von
Haushaltsplänen Geld verteilen.

(Beifall CDU)

Jetzt kann man das Geld so aufteilen, dass man
Vorsorge trifft, dass man möglicherweise nicht alle
Ausgaben tätigt, die man tätigen will, dass man
Schulden tilgt, Rücklagen bildet, Zukunftsinvestitio-
nen absichert und aber eben auch für Lasten der
Zukunft heute schon vorsorgt, oder man kann ein-
fach alles ausgeben, und das tun Sie. Rot-Rot-Grün
verballert das ganze Geld, was ihnen zur Verfü-
gung steht – auf Teufel komm raus, als gäbe es
kein Morgen mehr.

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Falsch, einfach falsch!)

Das ist generationenungerecht, das ist zukunfts-
feindlich und das ist ideologiegetrieben – das ist Ih-
re Haushaltspolitik in Thüringen.

(Beifall CDU)

Ich will Ihnen das zeigen: Nach dem Entwurf des
Haushaltsplans, so, wie ihn die Regierung einge-
bracht hat, die Ministerin verteidigt hat, haben die
Ausgaben in diesem Haushalt noch 10,517 Milliar-
den Euro in 2018 und 10,449 Milliarden Euro im

Jahr 2019 betragen. Durch Ihre Änderungsanträge
steigt das Haushaltsvolumen im Jahr 2018 sogar
auf 10,701 Milliarden Euro

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Weil
wir es uns leisten können!)

und im Jahr 2019 auf 10,653 Milliarden Euro. Wäh-
rend die Regierung noch vorgesehen hat, die Rück-
lagen bis auf 135 Millionen Euro zu verbrauchen,
erhöht sich durch Änderungsanträge von Rot-Rot-
Grün, durch die Beschlussempfehlung dieser Ver-
brauch schon auf 697 Millionen Euro, steigt nach
den Änderungsanträgen, die nach den Haushalts-
beratungen jetzt noch bis zum Plenum vorgenom-
men wurden,

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Wäh-
rend der Haushaltsberatungen!)

die Rücklagenentnahme auf insgesamt 937 Millio-
nen Euro, die Sie in den nächsten zwei Jahren aus-
geben.

(Beifall CDU)

Unverantwortliche Haushaltspolitik – 1 Milliarde
Euro Mehrausgaben, weil Sie Ihre Ideologieprojekte
umsetzen wollen.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Wir
arbeiten nur mit vorhandenem Geld, ihr habt
nur Schulden gemacht!)

Jetzt muss man mal überlegen: Wie finanzieren Sie
das? Ich habe nun heute einige Redner gehört, die
sagen, es würde jetzt mehr Geld übrig bleiben, als
es 2014 der Fall gewesen ist. Ich will Ihnen das
gern noch mal aufzählen: Im Jahr 2014 hat die
Rücklage nach dem letzten CDU-Haushalt 330 Mil-
lionen Euro betragen. Sie ist durch Steuermehrein-
nahmen und Überschüsse im Jahr 2015 auf 469
und im Jahr 2016 auf 886 Millionen Euro gestiegen.
Auch damals war schon eine Rücklagenentnahme
geplant. Die musste dann nicht genommen werden,
weil in Deutschland und natürlich auch in Thüringen
die Steuereinnahmen noch stärker gestiegen sind
als geplant war. Jetzt reichen nach Ihren Ände-
rungsanträgen – durch die Beschlussempfehlung
und durch Ihre Anträge heute, die Sie vorgelegt ha-
ben, diese 886 Millionen Euro aus der Rücklage
von 2016 nicht aus, um Ihre Anträge finanzieren zu
können. Deswegen mussten Sie mit Anträgen
51 Millionen Euro aus dem geplanten Überschuss
von 2017 jetzt schon einbuchen, damit Ihnen
937 Millionen Euro zur Verfügung stehen, die Sie
jetzt mit den Änderungsanträgen ausgeben.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Was
ist daran schlimm?)

Die Rücklage dieses Landes beträgt heute, wenn
Sie den Haushalt verabschieden und die Entnahme
aus der Rücklage so bewerkstelligen, noch sage
und schreibe Pi mal Daumen 100.000 Euro.
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(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ohne Rückfluss!)

100.000 Euro!

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Falsch!)

Wenn Sie heute beschließen und morgen auf die
Konten dieses Landes schauen, sind die Rücklagen
dieses Landes bis auf 100.000 Euro zusammenge-
schmolzen. Das ist die Bilanz Ihrer Regierungspoli-
tik.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Herr Abgeordneter Mohring, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Dittes?

Abgeordneter Mohring, CDU:

Nein, gestatte ich nicht.

Präsident Carius:

Nein, gestattet er nicht. Vielen Dank.

Abgeordneter Mohring, CDU:

Weil jeder seine eigene Redezeit hat und ich brau-
che meine, um zu erklären, wie schluderig diese
Haushaltspolitik ist.

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Weil er
sich nicht mit Fakten auseinandersetzen
kann!)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Nicht
mal Taschengeld kann er verwalten!)

Sehen Sie, jetzt musste die Finanzministerin dieses
Freistaats Thüringen einen Trick anwenden, damit
dieses Ausgabenkartell von Rot-Rot-Grün nicht
auch noch das verbraucht, was sie 2017 an Über-
schüssen, an Steuereinnahmen auch schon wieder
hat. Deswegen hat sie richtigerweise und kluger-
weise als Finanzministerin angekündigt, dass sie
erst Ende November den Jahresabschluss 2017
verkünden will. Ich habe ihr innerlich zu dieser klu-
gen finanzpolitischen Entscheidung gratuliert. Denn
wenn sie jetzt schon den Jahresabschluss bekannt
gegeben hätte, hätten Sie auch garantiert die Über-
schüsse, die ja bis zu 700 Millionen Euro geplant
sind, die 2017 übrig bleiben, auch noch mal ver-
plempert und verbraucht und die Kassen leer ge-
macht.

(Zwischenruf Abg. Hennig-Wellsow, DIE LIN-
KE: So ein Schwachsinn!)

Gut, dass die Finanzministerin an der Stelle so klug
entschieden hat.

(Beifall CDU)

Aber dann behaupten Sie in diesem Haushalt:
Noch nie gab es so viele Investitionen, noch nie
sind wir so tolle Hechte gewesen,

(Unruhe DIE LINKE)

noch nie gab es so eine tolle rot-rot-grüne Regie-
rungspolitik.

(Beifall DIE LINKE)

Doch was ist die Wahrheit? Schauen wir doch mal
in den Doppelhaushalt 2016 und 2017. Da haben
Sie geplant, im Jahr 2016 13,4 Prozent Investitions-
quote und im Jahr 2017 13,3 Prozent Investitions-
quote. Dahinter standen jeweils 1,3 Milliarden Euro
Ausgaben. Tatsächlich haben Sie – das sieht man
ja auch an den Überschüssen, sie kommen ja aus
Steuerüberschüssen und sie kommen auch aus
nicht verbrauchten Geldern – im Jahr 2016 eine In-
vestitionsquote im Ist von 11,59 Prozent und im
Jahr 2017 11,4 Prozent. Im Vergleich zu
2013/2014/2015 sind 2016/2017 die zwei schlech-
testen Investitionsjahre, die wir in Thüringen hatten.
Es sind Ihre Jahre, in denen Sie regiert haben. Sie
planen zwar mehr, aber sind nicht mal in der Lage,
die Investitionsgelder wirklich auszugeben –
schlechteste Investitionsquoten in den letzten zwei
Jahren, seitdem Sie hier rot-rot-grün regieren.

(Beifall CDU)

11,59 Prozent und 11,4 Prozent im Ist des letzten
Jahres – und natürlich planen Sie jetzt wieder In-
vestitionsquoten von 15 Prozent durch Ihre Ände-
rungsanträge für die nächsten zwei Jahren. Aber
wir werden uns wieder sprechen. Sie sind nicht fä-
hig und nicht fachlich aufgestellt, diese Gelder so
zu verausgaben, damit Zukunftsinvestitionen ge-
macht werden können.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Die Bilanz Ihrer letzten drei Haushaltsjahre zeigt
das eindeutig, Sie planen mehr, wie es immer in
der Planwirtschaft läuft, aber in der Praxis sieht es
anders aus. Da sind Sie schlechter und Sie sind die
schlechteste Landesregierung der letzten Jahre,
was Investitionen in diesem Land betrifft.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, auch beim Kommunalen
Finanzausgleich bleiben Sie hinter Ihren Worten zu-
rück. Sie sagen, Sie geben den Kommunen mehr
Geld,

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Ja-
wohl!)

doch was die Wahrheit ist: Sie haben vorher die
Standards erhöht, zum Beispiel bei der Kita, zum
Beispiel durch UVG, dort ist es

(Beifall AfD)
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eine bundesrechtliche Regelung.

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Aber was die Folge ist, das, was an mehr Geld zur
Verfügung steht, reicht nicht mal richtig aus, um die
erhöhten Standards, die Sie definiert haben, zu fi-
nanzieren. Das gehört zur Wahrheit dazu: Den
Kommunen geht es nicht besser durch Ihre Politik,
sondern es wird Ihnen in der Zukunft schlechter ge-
hen.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Lesen
Sie mal die Stellungnahme vom Gemeinde-
und Städtebund!)

Am Beispiel der Kürzung der Hauptansatzstaffel bei
den kleinen Kommunen kann man das in besonde-
rer Weise nachvollziehen. Was bleibt, ist – und das
ist das Erstaunliche –, dass Sie Ihre Investitionen
für die Kommunen im Finanzausgleich am Ende
selbst nur aufpäppeln können. Georg Maier hat das
als Innenminister gestern so schön erklärt. Ich weiß
gar nicht, ob er es so richtig einordnen konnte, was
er gemacht hat. Was passiert ist, ist nämlich Fol-
gendes: Dass Sie überhaupt gerade so auf knapp
2 Milliarden Euro wieder kommen, wie wir auch üb-
rigens vorgeschlagen haben und früher im Finanz-
ausgleich hatten, liegt daran, weil Sie – höre und
staune – neue Hilfspakete schließen. Ich erinnere
mich daran, was der Abgeordnete Kuschel noch in
der 95. Sitzung im September 2017 gesagt hat. Da
hat er gesagt, ich darf zitieren: „Und die CDU muss
die Frage beantworten: Wenn der Voß‘sche Finanz-
ausgleich zielgenau war, warum es dann jedes Jahr
ein kommunales Hilfsprogramm geben musste, um
einige Verwerfungen, die eben noch nicht abgebil-
det waren, auszugleichen.“ Jetzt haben Sie heute
mit den Änderungsanträgen neue Hilfsprogramme
vorgeschlagen, damit Sie noch auf 2 Milliarden
Euro kommen.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Das
steht im Haushalt!)

Sie haben nicht mal Ahnung von dem, was Sie
gestern gesagt haben und heute hier vorlegen.

(Unruhe DIE LINKE)

Das ist die Wahrheit. Aber Sie helfen den Kommu-
nen nicht.

(Beifall CDU)

Wissen Sie, warum Sie den Kommunen nicht hel-
fen? Weil Sie bis heute nicht verstanden haben,
dass es einen Unterschied macht, ob ich die Fi-
nanzlage bei den Kommunen ausgleiche, indem ich
ihnen ausreichende Mittel im Verwaltungshaushalt
der kommunalen Haushalte zur Verfügung stelle
oder jede Menge Wurst vor die Nase hänge mit an-
geblichen Investitionspaketen, die dem Vermögens-

haushalt der Kommunen aber nur was nützen,
wenn ich da auch den Ausgleich und die Eigenmit-
tel abbilden kann. Sie rennen mit der Wurst vor der
Nase rum und wollen den Kommunen einreden, da
ist euer Geld. Aber die Finanzlage einer Kommune
macht sich am Verwaltungshaushalt fest und den
statten Sie nicht ausreichend aus. Dafür haben wir
ausreichend Vorschläge gemacht.

(Unruhe DIE LINKE)

Es braucht verlässliche permanente Schlüsselzu-
weisungen, aber Investitionspakete aneinanderzu-
reihen, sichert noch nicht die kommunale Finanz-
kraft. Da haben Sie an dieser Stelle versagt.

(Beifall CDU)

Und dann, meine Damen und Herren, muss man
einen Blick auf Ihren Haushalt bei den Personalauf-
wendungen werfen. Sie sind gescheitert bei Ihrer
Kommunalreform. Sie sind gescheitert bei Ihrer Ge-
bietsreform.

(Beifall CDU)

Sie haben es nicht fertiggebracht, hier ein Paket für
eine Funktional- und Verwaltungsreform vorzule-
gen. Stattdessen steigen die Personalausgaben
zum Ende dieser Wahlperiode erstmals auf 3 Milli-
arden Euro; das gab es noch nie. Das wird eine zu-
künftige Regierung vor große Anstrengungen stel-
len, da wieder auf ein Niveau zu kommen, das
funktioniert. Das ist kaum machbar, weil Ihre eigene
mittelfristige Finanzplanung ja sogar 2030 schon
3,8 Milliarden Euro vorsieht. Jetzt könnte man ja
denken, wenn schon so viel Geld ausgegeben wird,
funktioniert auch der Rest.

Aber ich will mal zwei Beispiele aufgreifen, die mei-
ne Fachkollegen in die Anträge formuliert haben.
Das ist zum Beispiel, was unsere Bildungspolitiker
vorschlagen, 600 Referendarstellen für die Ausbil-
dung von Lehrern auszuweisen. Nicht mal das brin-
gen Sie fertig. Wir haben da Anträge gestellt. Sie
versagen das. Sie haben im Haushaltsausschuss
mit Nein gestimmt. Sie hätten hier Zukunftswei-
chenstellung machen können. Wir haben es vorge-
schlagen. Sie haben Nein gesagt. Das ist die Wahr-
heit, obwohl so viel Geld für Personal zur Verfü-
gung steht.

(Beifall CDU)

Meine Innenpolitiker haben vorgeschlagen, dass
wir eine zusätzliche Polizeiausbildungshundert-
schaft die nächsten Jahre installieren, damit wir die
Polizeianwärter ausbilden können, die wir für die
Zukunft brauchen, damit auch genügend Polizisten
dann auch da sind, die der Innenminister braucht.
Sie haben unseren Antrag auf eine zusätzliche Poli-
zeiausbildungshundertschaft abgelehnt. Das ist die
Wahrheit: Sie haben das Geld und Sie sind nicht in
der Lage, das anzubieten, was man braucht, damit
Polizei zukunftsfest gemacht werden kann.
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(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Erst
weniger Personal, jetzt fordern Sie mehr Per-
sonalausgaben!)

Und dann haben Sie ja noch einen entscheidenden
Punkt, den muss ich Ihnen nennen, völlig versagt,
und der liegt im Bereich der Bildungspolitik.

(Unruhe DIE LINKE)

Da rennt der Bildungsminister in diesem Land
durch den Freistaat und sagt, er will jetzt 900 Leh-
rer einstellen. Wir wissen und haben das gesehen,
er hat es auch selbst in seinen Reden zugegeben:
Der Großteil ist Entfristung und gar keine Neuein-
stellung. Am Ende reduziert sich die Neueinstellung
auf 300 Lehrerstellen.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Das ist
falsch!)

Aber was das Entscheidende ist und was dieser
Haushalt abbildet und worauf mein Kollege Christi-
an Tischner seit Jahr und Tag hingewiesen hat, ist
Folgendes: Jetzt findet man im Haushaltsplan, dass
diese Koalition vorhat, 169 Stellen, die im Regel-
schulbereich vorgesehen sind, unbesetzte Stellen,
die dort aber vorgesehen sind, für ihre klägliche
und versagende Hortpolitik umzuwidmen. Und jetzt
werden Regelschullehrerstellen, die dringend für
das Herzstück unserer Thüringer Schullandschaft
gebraucht werden, für den Hortbereich umgewid-
met. Und wenn man sucht und danach festmachen
will, warum fallen 17.000 Stunden Unterricht per-
manent aus, immer wieder regelmäßig ist es mehr
geworden, seitdem Holter Kultusminister ist, und
die Leute sich fragen, warum sagt der Minister dau-
ernd, ich stelle Leute ein und dauernd fällt noch
mehr Unterricht aus. Hier ist ein Beleg dafür, Sie
widmen Lehrerstellen, die dringend an Regel-
schulen gebraucht werden, um, damit Sie Ihre Hort-
politik verkleistern können. Aber stellen Sie doch
Hortnerinnen ein und lassen Sie die Lehrer an ihrer
Schule sein. Das wollen wir und Sie machen genau
das Gegenteil. Das muss einfach auch gesagt wer-
den.

(Beifall CDU, AfD)

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Quatsch!)

Schauen Sie in Ihrem Haushalt, Herr Ramelow, es
würde Ihnen helfen.

Und dann will ich noch was sagen zu Ihren neuen
Freunden von der AfD:

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Das ist
eine Frechheit!)

(Unruhe DIE LINKE)

Wie gesagt, diese Landtagsdebatte hat ja nun auch
gezeigt: Jahrelang hat man sich aufgeregt und jetzt
macht man Kumpanei, weil es einem gefällt, weil es
ein rot-rot-grüner Kandidat ist, nimmt man die Stim-
men der angeblich Rechtsradikalen und der Unde-
mokraten, die man zwar den ganzen Tag be-
schimpft,

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

gern entgegen. Wenn es hilft, die Mehrheit abzusi-
chern, ist man plötzlich ganz dankbar für Stimmen
von ganz rechts. Das muss man mal sagen.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Was haben Sie für ein Demokratieverständ-
nis?)

Ich will auch was zu Ihren neuen Freunden sagen,
denn wenn Sie sich schon solche Freunde suchen,
dann müssen Sie denen doch mal helfen, dass die
Ahnung von Haushaltspolitik haben. Schauen Sie
mal, das sind Haushaltsanträge von der AfD. Die
zeichnen sich vor allem in einem aus, indem sie die
größte Schriftart verwendet haben, die ihre Compu-
ter offensichtlich hergeben. Dann haben sie alle
hintereinander geheftet und meinen, das sei Haus-
haltspolitik. Wenn die Alternative, die angebliche,
die ja immer so neunmalklug sein will, Ahnung hät-
te, würden sie eins verstehen: Wenn wir hier im
Landtag zur Schlussdebatte zum Haushalt zusam-
menkommen, dann gilt das Haushaltsausgleichs-
prinzip. Anders als beim Haushaltsausschuss. Beim
Haushaltsausschuss haben wir das ja auch ge-
macht, 1.200 einzelne Änderungsanträge als Alter-
native gegenübergestellt,

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE:
Schwächung der öffentlichen Sicherheit!)

weil sich die Ausgleichsfunktion erst aus der Be-
schlussempfehlung ergibt. Und wenn der Haushalt
vorgelegt wird mit der Beschlussempfehlung, ist der
Haushaltsausgleich gewährleistet. Deshalb muss
man, wenn man Anträge zum Haushalt im Plenum
stellt, das Haushaltsausgleichsprinzip in seinen
Haushaltsanträgen zum Plenum berücksichtigen.
Deswegen haben wir unsere 1.200 Änderungsan-
träge in 63 Einzelanträgen zusammengefasst, um
den Haushaltsausgleich sicherzustellen. Was aber
die AfD macht, ist, dass sie ihre 400 Einzelanträge,
die sie beim Haushaltsausschuss auch gestellt hat,
einfach hier mit dicken Großbuchstaben an die
Wand gepinnt hat, und dann denken sie, das sei
Haushaltspolitik. Was die Folge ist: Wenn man nur
einen dieser komischen Anträge annehmen würde,
wäre das Haushaltsausgleichsprinzip nicht mehr
gewährleistet und der Haushalt nicht ausgeglichen.
Deshalb hat die AfD zwar 400 Anträge vorgelegt,
aber dafür gesorgt, dass man nicht einen anneh-
men kann, weil alle in der Summe – 400 – einfach
fachlich schlecht sind. Das ist die Wahrheit. Wer
AfD wählt, sichert erstens rot-rot-grüne Mehrheiten
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und sorgt zweitens dafür, dass man liederliche
Haushaltsanträge auf den Tisch bekommt.

(Beifall CDU)

(Unruhe DIE LINKE)

Beides ist unmöglich, beides spricht nicht dafür,
diese Truppe vom rechten Rand auch nur zu wäh-
len. Beides spricht nicht dafür.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Nur
noch Populismus!)

Dann will ich noch als Letztes sagen: Da hat es mir
echt dieser Tage, gestern, schon das Schmunzeln
ins Gesicht getrieben, als sich Werner Pidde – ich
weiß nicht, woher es Werner bekommen hat – hin-
gestellt hat, und Frau Taubert hat es ja auch ge-
macht, und sie etwas gesagt haben zu Fragen der
Verwendung von Rücklagen. Dann wurden wir ja
belehrt, wir könnten bestimmte Dinge nicht beantra-
gen, weil wir die Überschüsse aus den Vorjahren
nicht so verwenden könnten. Und das ginge alles
nicht und man tönte – wie hat Werner Pidde ge-
sagt? –, die Mittel müssten überhaupt erst aus der
Rücklage zum Ende des Jahres 2017 zugeführt
werden, bevor sie als Einnahme wieder auftauchen.
Wenn man mal in den Änderungsantrag – Drucksa-
che 6/5234 – von Rot-Rot-Grün selbst reinschaut –
Werner, vielleicht holst du das mal nach und
machst das –, dann kann man nämlich sehen, dass
ihr selbst mit eurem eigenen Antrag in dieser
Drucksache genau das macht, was du kritisieren
wolltest, nämlich dass du gesagt hast, die Novem-
ber-Steuerschätzungsmittel sollen mit dem Jahres-
abschluss jetzt als Ausgleich ausgereicht werden
für zusätzliche Mittel für die Kommunen. Ihr nehmt
die Rücklagen und Überschüsse des Jahres 2017
und verbraucht sie direkt.

Präsident Carius:

Herr Mohring, Ihre Redezeit endet!

Abgeordneter Mohring, CDU:

Aber was die Wahrheit ist: Ihr könnt nicht uns etwas
vorwerfen, das ihr selbst mit euren Änderungsan-
trägen macht. So ist auch der ganze Haushalt.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Redezeit!)

Er ist nur darauf angelegt, zu verbrauchen, zu ver-
brauchen, zu verbrauchen und sich nicht um die
Zukunft dieses Landes zu kümmern. Wir lehnen
diesen Haushalt ab.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächster hat Abgeordneter Hey
für die SPD-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Hey, SPD:

Herr Präsident, vielen Dank! Meine sehr geehrten
Damen und Herren, gegensätzlicher kann das ja
nicht sein, was wir hier seit gestern Nachmittag im
Hohen Haus verfolgen, wenn wir den Fachspre-
chern lauschen oder auch jetzt Herrn Mohring. Für
die einen ist das ein furchtbarer Doppelhaushalt, für
die anderen ist das ein guter Doppelhaushalt. Um
es mal vorwegzunehmen, Herr Mohring, ich wider-
spreche ja gar nicht. Diese Koalition hat wie jede
andere Landesregierung in der Bundesrepublik das
Glück, dass die Einnahmen nicht etwa weggebro-
chen sind, sondern in den letzten Jahren gestiegen
sind. An einer Stelle will ich das deswegen auch
noch mal ganz deutlich hier betonen. Aber wo ste-
hen wir bei diesem Haushalt? Das ist, meine sehr
geehrten Damen und Herren, die erste Landesre-
gierung in der Geschichte dieses Freistaats, die
keinen einzigen Euro frische Schulden aufgenom-
men hat.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Und es ist eine Landesregierung, die Schulden tilgt,
die einen ausgeglichenen Haushalt vorlegt, der ent-
scheidend dazu beitragen wird in den kommenden
beiden Jahren und darüber hinaus – es gibt viele,
viele Projekte, die ja noch länger wirken –, in Thü-
ringen Projekte anzuschieben, die dann sehr wich-
tig werden. Ich habe sehr genau zugehört bei der
Generaldebatte auch gestern hier im Landtag, da
hat Herr Kowalleck geredet. Sie haben gesagt, Herr
Kowalleck, dass dieser Haushalt komplett in die
falsche Richtung geht; Herr Mohring hat es jetzt
noch mal untermauert: Er ist abenteuerlich, Rot-
Rot-Grün ist unfähig zu verantwortungsvoller Poli-
tik. Aber dann – man muss ja mal genau hinhören –
kam die Wucht auf Krücken. Sie beschweren sich
darüber, dass das Haushaltsvolumen wächst, ob-
wohl wörtlich „die Kosten für Flüchtlinge und Mi-
granten gesunken sind“. Stellen Sie sich das mal
vor, liebe CDU-Fraktion: Ja, wir machen das. Wir
investieren trotz gesunkener Flüchtlingszahlen in
unsere Kultur, in unsere Straßen und Brücken im
Land, wir entlasten die Familien, wir geben mehr
Geld aus für die Schulen und Kindergärten. Wir
sind das, Rot-Rot-Grün ist das!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir investieren in dieses Land für die, die gekom-
men sind, für die, die schon sehr lange hier leben,
in genau die Bereiche, die wichtig sind, und das ist
verantwortungsvolle Politik, meine Damen und Her-
ren.

Und jetzt komme ich zum Thema „Schulden“, das
hat ja gestern auch hier einen weitgreifenden Raum
in den innerkoalitionären Debatten und mit der Op-
position eingenommen. Die Folklore geht ja immer
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so: 24 Jahre lang hat die CDU die Finanzministerin
oder den Finanzminister gestellt. In dieser Zeit sind
16 Milliarden Euro Schulden aufgehäuft worden.

(Zwischenruf Abg. Hennig-Wellsow, DIE LIN-
KE: Hört, hört!)

Dann wird gesagt, ja, das war aber notwendig, um
diesen Freistaat fit zu machen, weil nach 1990 alles
kaputt war, um dieses Land so zu machen, wie wir
es heute vorfinden. Das ist nicht falsch. Aber statt
es dabei zu belassen und bei der Geschichte mal
einen Punkt zu machen, wird sich heute hier hin-
gestellt und gesagt, Rot-Rot-Grün nimmt mehr Geld
in die Hand und das ist abenteuerlich und verant-
wortungslos. Ihr Lied geht so: Wenn die CDU
Schulden macht, um in dieses Land zu investieren,
ist das gut. Wenn ein anderer in dieses Land inves-
tiert und dabei keine Schulden macht, ist das
schlecht. – Wer soll denn das noch glauben, meine
sehr geehrten Damen und Herren?

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dann ist die Frage, was machen Sie? Sie machen
hier Vorschläge für einen anderen Haushalt. Das ist
Ihr gutes Recht. Ich finde, das ist auch Ihre Pflicht,
auch als Opposition. Vor zwei Jahren war an dieser
Stelle ja dröhnendes Schweigen, da gab es nicht
einen einzigen Änderungsantrag. Man hat das da-
mals begründet und gesagt, der Doppelhaushalt sei
so schlecht, da könne man gar keine Änderungsan-
träge stellen. Jetzt haben Sie 1.200 gestellt – muss
ja nach dieser Logik ein bombiger Haushaltsvor-
schlag gewesen sein.

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber wenn Sie vorgeben, meine sehr geehrten Da-
men und Herren von der Union, dass Sie mit Ihren
Änderungsanträgen wesentlich besser und pfiffiger
sind, dann müssen Sie sich auch fragen lassen,
was denn in Ihren Änderungsanträgen steckt, was
die darstellen, welche Bewegungen diese in diesem
Haushalt bewirken. Ich möchte das mal exempla-
risch machen: Sie betonen in unzähligen Debatten
die Defizite, die Rot-Rot-Grün im Bildungsbereich
hat, zum Beispiel bei den Schulen. Dann aber le-
gen Sie hier allen Ernstes Änderungsanträge vor
mit Kürzungen bei den staatlichen Schulämtern und
dem schulischen Bereich, wo Sie zum Beispiel bei
Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung kürzen
wollen. Sie klagen, dass es bei der inneren Sicher-
heit klemmt, also bei der Polizei. Dann legen Sie al-
len Ernstes Änderungsanträge vor mit Kürzungen in
der Polizeischule Meiningen, bei der Landespolizei
und beim Landeskriminalamt. Sie werden nicht mü-
de – auch eben wieder – zu betonen, dass nahezu
alle Reformvorhaben dieser Koalition falsch, hane-
büchen und grundverkehrt sind und man doch erst
eine Modernisierung der Landesverwaltung

braucht. Und dann legen Sie Änderungsanträge
vor, meine Damen und Herren, mit Kürzungen im
IT-Bereich, die ja für die Verwaltungsmodernisie-
rung gebraucht werden. Da wollen Sie – wir haben
mal zusammengezählt – bei 107 Haushaltstiteln die
Säge ansetzen und allein in diesem Fachbereich
mehr als 38 Millionen Euro wegkürzen. Und so geht
das weiter! Sie beklagen, wie lange das beim Azu-
bi-Ticket dauert – hat vorhin auch wieder eine Rolle
gespielt. Jeder Experte hier in diesem Land weiß,
wenn ein Auszubildender überall in Thüringen ein
Ticket kaufen will, mit dem er quer durchfahren
kann, dann muss man eine Förderung eines ein-
heitlichen Verkehrsverbundes machen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben dazu Gelder im Doppelhaushalt ein-
gestellt. Was machen Sie? Sie legen Änderungsan-
träge vor, die das kürzen sollen. Sie kürzen genau-
so bei dem Bereich Fortbildung in der Justiz. Sie
wollen weniger Geld für die Sicherheit in den Justiz-
behörden ausgeben. Als wir in diesem Landtag
über ein beitragsfreies Kindergartenjahr debattiert
haben, haben Sie vehement eine bessere frühkind-
liche Bildung gefordert. Jetzt legen Sie Änderungs-
anträge vor, die die Axt an die Qualitätsentwick-
lung, Qualitätssicherung in den Kindergärten anle-
gen. Da soll der Haushaltsansatz, meine Damen
und Herren – nur dass Sie es mal gehört haben –,
halbiert werden. Sie wollen weniger Geld für das
Landesbergamt, Sie kürzen auch bei der Gewäs-
serunterhaltung, Sie kürzen bei der Sportförderung
in Oberhof, weniger Geld für die Tourismusförde-
rung. Sie kürzen bei dem sozialen Wohnungsbau.
Mal ganz ehrlich: In was für einem Freistaat wollen
Sie eigentlich leben?

Dann kommt noch dieser ganz besondere Re-
chentrick, den Herr Mohring jetzt versucht hat, noch
mal zu verkaufen. Alle diese Änderungsanträge, die
eingereicht wurden, haben noch nicht ausgereicht,
um die Rücklagenentnahme komplett zu vermei-
den. Was macht man da? Man macht auch eine
Rücklagenentnahme, aber man nennt das anders.
Es gibt – nur dass das alle mal gehört haben –
einen Jahresabschluss 2017. Da ist Geld übrig, das
eigentlich immer entweder in die Rücklage oder in
die Schuldentilgung fließt. Das steht sogar im
Haushaltsgesetz, § 2 Abs. 2 – nur mal reingucken.
Daran ist die Landesregierung gebunden. Das sind
wie zwei Wassereimer – so muss man es sich vor-
stellen –, in denen das Geld aufgefangen wird. Das
hat da reinzufließen. Sie überspringen diesen recht-
lich vorgeschriebenen Weg und nehmen das Geld,
bevor es in die Rücklage fließen kann und rechnen
das als Einnahme für 2018, damit es dann zur
Rücklage 2018 zugerechnet werden kann. Also, Sie
halten quasi – so muss man sich das vorstellen –
schnell Ende 2017 noch ein Schüsselchen unter
den Geldstrom und tragen das rüber in 2018, gie-
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ßen es dort in den Eimer mit der Aufschrift „Rückla-
ge“ und feiern das als Haushaltsgestaltung. Ich will
Ihnen eins deutlich sagen: Ich habe jahrelang als
Kämmerer den Haushalt der Residenzstadt Gotha
gestalten müssen. Wenn ich meinen Stadträten so
was vorlege, die würden mich achtkantig aus dem
Bürgersaal des Rathauses werfen. Das muss ich
Ihnen sagen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Der Verwendungsvorschlag sagt, nach dem Ge-
setzestext kann der Überschuss des Jahres 2017,
auf den die CDU mit ihren Anträgen schielt, gar
nicht auf den beschriebenen Weg in den Haushalt
2018 fließen. Die Finanzministerin muss tilgen oder
in die Rücklage überführen. Jetzt bin ich mal ge-
spannt, wenn die CDU so was vorschlägt, ob sie
vielleicht diese Anträge – weil die rechtlich gar nicht
gehen – eventuell zurückzieht.

Aber ich fasse noch mal kurz zusammen, meine
Damen und Herren, damit das jeder auch gehört
hat: Sie bringen also entweder wie vor zwei Jahren
überhaupt keine Änderungsanträge ein oder solche
schrägen Nummern wie jetzt. Ich sagen Ihnen: Sie
haben in der Opposition das Thema „Haushalt“ ver-
lernt, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Und damit das auch im Protokoll steht: Vollmundig
in allen Bereichen der Landespolitik Nachbesserun-
gen zu fordern – in allen Bereichen – und gleichzei-
tig Kürzungsanträge zu stellen, die genau da Geld
streichen, wo es erforderlich ist, das geht nicht,
meine Damen und Herren. Mit dem Rotstift gestal-
tet man keine Zukunft in diesem Land und mit Re-
chentricks keinen Haushalt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Und jetzt will ich mal sehr grundsätzlich werden,
Herr Kowalleck hat das gestern schon gesagt, Herr
Mohring dann heute auch wieder. Herr Kowalleck
hat gestern gesagt, Rot-Rot-Grün hat ja keine Poli-
tikagenda, die regieren einfach nur vor sich hin.
Herr Mohring hat gesagt, die verplempern das Geld
und die verlorenen Jahre und so weiter und so fort.
Hier wird, meine sehr geehrten Damen und Herren,
seit drei Jahren jede Gelegenheit genutzt, um alles,
aber auch wirklich alles in diesem Land madig zu
machen. Aber was Sie dabei eigentlich wollen,
müssen Sie den Leuten draußen auch erst mal
klarmachen: Sie wollen keine Gebietsreform. Jetzt
kommt sie nicht, da sagen Sie, schau mal hin, die
kriegen nicht mal eine Gebietsreform hin. Sie woll-
ten kein beitragsfreies Kindergartenjahr. Jetzt ha-
ben Sie gemerkt, hoppla, die Fachabteilung der
CDU in Hessen und die Koalition aus SPD und
CDU in Niedersachsen führen das auch gerade ein,

dann mäkeln Sie trotzdem noch dran rum und wol-
len in Bereichen der Kinderbetreuung kürzen. Sie
wollen keinen Doppelhaushalt, so wie ihn die Lan-
desregierung vorlegt, dann bringen Sie entweder
gar keine Änderungsanträge ein oder welche, die
nur durch Tricksereien gedeckt sind.

Sagen Sie doch nicht ständig, was furchtbar ist und
was Sie nicht wollen, Herr Mohring. Legen Sie doch
mal einen Plan vor, wie Sie sich Thüringen vorstel-
len, wie dieses Land aussehen soll. Das sind Sie
auch der Wählerschaft draußen schuldig und dazu
sind Sie seit drei Jahren einfach nicht fähig.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Stattdessen sind Sie auf Tournee mit immer dem
gleichen Stück, immer dieselbe Bühne, die gleichen
Kostüme, das gleiche Drehbuch und immer der
gleiche Titel: Rot-Rot-Grün kann es nicht, alles ist
furchtbar, alles ist schlimm.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Sehr gut!)

Das ist aber kein Publikumsrenner mehr, Herr
Mohring. Nein, es ist nur noch erbärmlich. Feiern
Sie weiter ruhig Ihre Party über die geplatzte Ge-
bietsreform, schauen Sie weiter nach hinten, immer
in Richtung rückwärts, und führen Sie Ihre Freuden-
tänzchen auf.

(Beifall DIE LINKE)

In der Zwischenzeit verabschieden wir hier einen
Doppelhaushalt, der wichtige Weichen für dieses
Land stellt.

(Unruhe CDU)

Die einen schauen nach hinten, die anderen nach
vorn. Das ist die Wahrheit in diesem Landtag, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Leute draußen interessiert auch nicht, mit wel-
chen Kunstgriffen Sie hier die Millionen hin- und
herschieben und wie viel Sie kürzen müssen in al-
len Bereichen. Die Leute wollen wissen, wie es wei-
tergeht bei der Bildung, bei der Polizei, bei ordentli-
chen Straßen. Und soll ich Ihnen was sagen, Herr
Mohring? Wenn die Leute täglich hören, wie gut die
Konjunktur läuft, wie viele Millionen übrig sind, dann
haben sie verdammt noch mal auch ein Recht da-
rauf, dass sie von diesen Millionen was abbekom-
men. Und genau das bildet dieser Landeshaushalt
ab.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Der einzige politische Erfolg, liebe Union, der zähl-
bar ist nach mehr als drei Jahren in diesem Parla-
ment, ist wahrscheinlich das Abwerben eines Mit-
glieds meiner Fraktion.
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(Heiterkeit DIE LINKE)

Sie stehen ansonsten mit Projekten vollkommen mit
leeren Händen vor der Wählerschaft. Aber, sehr ge-
ehrter Herr Mohring, die Uhr tickt. Die Uhr tickt. In
wenigen Minuten werden hier 46 Abgeordnete die
Hand dafür heben, für mehr Investitionen in unse-
ren Kommunen, für mehr Geld, das wir in die
Schulen und in die Kindergärten stecken können,
für mehr Polizisten mit einer noch besseren Ausbil-
dung, für mehr Lehrer, für mehr Geld für die Feuer-
wehren im ganzen Land. Und obwohl Sie gerade
wieder alles schlechtgeredet haben – das können
Sie ja wirklich gut in den letzten drei Jahren –, wer-
den Sie wieder mit leeren Händen dastehen, weil
Sie das nicht aufhalten können, dass wir hier einen
Doppelhaushalt auf die Reise schicken, der die Zu-
kunft dieses Landes gestaltet. Um mit einem
großen Sozialdemokraten zu schließen: Und das ist
auch gut so. Ich danke Ihnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Ich freue mich ja immer, wenn ein Redner Beifall im
Publikum findet, aber zum Publikum gehört nicht
die Landesregierung, ich mache nur darauf auf-
merksam.

Herr Höcke, Sie haben als Nächster das Wort, bitte.

Abgeordneter Höcke, AfD:

Vielen Dank, Herr Präsident.

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, sehr geehrte
Besucher auf der Tribüne, ja, ich bin amüsiert, an-
ders kann ich meinen Zustand gerade nicht be-
schreiben angesichts dessen, was sich hier vorne
gerade geboten hat an politischem Schauspiel,
sehr geehrte Kollegen Abgeordnete. Das, was hier
gerade von vorne dargeboten wurde, ist nichts an-
deres als politische Spiegelfechterei gewesen mit
zum Teil mittelmäßig talentierten Schauspielern.

(Beifall AfD)

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete von den Alt-
fraktionen, wo sind denn die Politikunterschiede,
die Sie hier herausgearbeitet haben? Ich kann sie
nicht erkennen und immer mehr Menschen drau-
ßen auf der Straße können sie auch nicht erken-
nen. Sie alle, die Sie hier sitzen, von den Tiefroten
bis zu den früheren Schwarzen, Sie alle stehen für
mehr Multikulti in Thüringen. Sie alle stehen für den
wahnsinnigen Energiewendeansatz in Thüringen.
Sie alle sagen Ja zur staatlichen Indoktrination. Sie
wollen keine demografische Wende in Thüringen.
Sie alle sind in einem großen Konsens befindlich
und Sie merken es anscheinend gar nicht mehr.
Das, was Sie hier vorgetragen haben, sind in Anbe-
tracht der Lage in diesem Lande – ich muss es in

aller Deutlichkeit sagen – leider politische Margina-
lien und als solche auch zu bezeichnen.

(Beifall AfD)

Dass sich ein Fraktionsvorsitzender der CDU hier
nicht entblödet, sich hier als Politikdarsteller aufzu-
plustern, er, der einer Partei vorsteht, die dieses
Land, diesen Freistaat Thüringen, und ich benutze
das Bild vom Karren, der in den Dreck gefahren
worden ist, tatsächlich hauptverantwortlich in den
Dreck gefahren hat, sehr geehrte Kollegen Abge-
ordnete von der CDU.

(Beifall AfD)

16 Milliarden Euro haben Sie in 25 Jahren aufge-
häuft. Das ist eine Hypothek, die jede neue Landes-
regierung, egal ob es Rot-Rot-Grün ist oder eine
andersfarbige, mit in die Zukunft nehmen wird und
nicht wieder loswerden wird. Die Verantwortung tra-
gen Sie leider vollständig.

(Beifall AfD)

Und natürlich kann man der rot-rot-grünen Landes-
regierung kein gutes Attest hier ausstellen. Das ha-
be ich auch schon in meiner Eingangsrede deutlich
gesagt. Es ist unerträglich! Schade, dass die Fi-
nanzministerin – doch dahinten sitzt die Finanzmi-
nisterin, entschuldigen Sie bitte, als Abgeordnete
Frau Taubert. Hier sitzt der Ministerpräsident. Von
daher ist es gut, dass Sie zuhören. Es ist unverant-
wortlich in meinen Augen, dass Sie angesichts der
demografischen Entwicklung des Freistaats Thürin-
gen – ich erinnere noch mal an die Zahlen: 1990
2,5 Millionen Euro, 2017 2,1 Millionen Euro und
2030 wahrscheinlich 1,8 Millionen Euro – bei einer
alternden Bevölkerung das Haushaltsvolumen nicht
reduzieren, sondern aufblähen, und zwar in einer
Art und Weise, wie es nur als unanständig bezeich-
net werden kann.

(Beifall AfD)

2015 9,2 Milliarden Euro Haushaltsvolumen, was
auch schon viel war für unseren kleinen nicht fi-
nanzstarken Freistaat. Wir wissen, wie viele dieser
Gelder tatsächlich in Thüringen erwirtschaftet wer-
den, wie viel Geld tatsächlich aus dem Thüringer
Steueraufkommen generiert wird, sehr geehrte Kol-
legen Abgeordnete, und wie abhängig unser kleiner
Freistaat von externen Zuschüssen ist. Wir wissen
das doch und wir wissen es doch nicht erst seit
gestern, dass sich die Situation 2019 dann sukzes-
sive immer weiter verschlimmern wird. Und dann
2016 9,7 Milliarden Euro; 2017 der Durchbruch
durch die finanzpolitische Schallmauer – 10,06 Mil-
liarden Euro Volumen; und 2018 werden wir dann
bei 10,6 Milliarden Euro Haushaltsvolumen raus-
kommen. Das sind skandalöse Zahlen in Anbe-
tracht der Einwohnerentwicklung. Was das für die
Pro-Kopf-Verschuldung dieses Landes bedeutet!
Natürlich haben Sie keine neuen Schulden aufge-
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nommen, das haben Sie nicht, aber Sie haben
doch die Rücklagen geplündert. 1 Milliarde Euro
Rücklage war da, jetzt sind es nur noch 150 Millio-
nen Euro.

(Beifall AfD)

Was sind denn das anderes als indirekte Schulden,
die Sie gemacht haben? Das sind doch Taschen-
spielertricks. Sie sind doch ein kluger und geschei-
ter Mann, Herr Kollege. Sie können sich doch nicht
hier vorn hinstellen und solche politischen Ammen-
märchen erzählen. Das ist unredlich den Menschen
da draußen gegenüber. So empfinde ich das jeden-
falls, sehr geehrte Kollegen Abgeordnete.

(Beifall AfD)

Rot-Rot-Grün hat in der Nachfolge von Schwarz-
Rot und was es hier sonst noch alles für Farbkon-
stellationen gab, erneut haushalterisch verbrannte
Erde hinterlassen. Ja, eine Politik, die wirklich der
Entwicklungs- und Entfaltungsmöglichkeit künftiger
Generationen verpflichtet ist, würde so einen Haus-
haltsansatz so niemals billigen können,

(Beifall AfD)

vor ihrem Gewissen nicht vereinbaren können. Sie
tun es trotzdem! Sie geben Geld aus, das wir schon
lange nicht mehr haben. Man hat so das Gefühl,
Sie denken wirklich, Geld könne gedruckt werden.
Nein, sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, Geld
kann nicht gedruckt werden.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist auch eine Art Realitätsver-
weigerung!)

Sie verbrennen Millionen in Ideologieprojekte –
5 Millionen Euro! Und die CDU hat meines Wissens
da nur kleine Kürzungen vorgenommen im soge-
nannten Landesprogramm für Demokratie, Tole-
ranz und Weltoffenheit. Wir wissen doch alle, diese
Begriffe sind Kampfbegriffe. Was dahintersteckt,
wissen wir. Es ist ein Kampf gegen die bürgerliche
Welt mit ihren Wert- und Ordnungsvorstellungen als
Fundament unseres Staates. Das impliziert der so-
genannte Kampf gegen Rechts,

(Beifall AfD)

der kein Kampf gegen Extremismus in weiten Tei-
len ist, sondern nur in ganz kleinen Teilen ein
Kampf gegen Extremismus ist, sondern in großen
Teilen ein Kampf gegen die bürgerliche Welt ist,
und den lehnen wir ab.

(Beifall AfD)

Wir gehen einen ganz anderen Ansatz, wir sehen
einen ganz anderen Ansatz der Möglichkeit. Wir
wollen keine staatliche Indoktrination, wir wollen
keine volkspädagogische Belehrung von oben nach
unten.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Sie
wollen den Nationalsozialismus haben!)

Die Bürger in Thüringen und Deutschland sind
mündig, sehr geehrte Kollegen Abgeordnete. Sie
müssen nicht volkspädagogisch agitiert werden und
schon gar nicht von Kryptokommunisten wie Ihnen,
um das mal in aller Deutlichkeit zu sagen.

(Beifall AfD)

Wir brauchen keine Indoktrination.

(Beifall AfD)

Wir brauchen das, was von unten kommt, und das
müssen wir auffangen und das müssen wir groß
und stark machen, das, was über Jahre, Jahrzehn-
te und Jahrhunderte in Thüringen kulturell gewach-
sen ist. Und ich habe durchaus differenziert den
Einzelplan gelobt, der sich mit Kultur auseinander-
setzt. Ja, da hat Rot-Rot-Grün zumindest im Be-
reich der Orchesterlandschaft eine gute Arbeit ge-
macht, und das wurde von uns auch positiv ver-
merkt. Das ist ein kleiner Baustein. Danke dafür,
Herr Prof. Dr. Benjamin-Immanuel Hoff. Danke.

(Beifall AfD)

Aber wir brauchen die Unterstützung dessen, was
von den Menschen selbst entwickelt ist. Da müssen
wir entsprechend finanzielle Zuschüsse liefern und
das machen wir als AfD bzw. das würden wir als
AfD gerne machen. Wir wissen, dass unser Ände-
rungsantrag abgelehnt wird, mit unserem neuen
Landesprogramm mit dem Namen „Meine Heimat –
Mein Thüringen“.

Die größten ideologischen Vorhaben wie die Ener-
giewende – und das muss auch noch mal in aller
Deutlichkeit gesagt werden: Herr Ministerpräsident
Ramelow, Sie versuchen sich ja jetzt in den letzten
Tagen hier medienöffentlich als großer Verhinderer
der SuedLink-Trasse zu etablieren, aber irgendwo
muss dieses Ding ja durchgehen. Das muss man
auch mal in aller Deutlichkeit sagen. Diese Energie-
wende ist grundsätzlich falsch angelegt. Sie spielt
in fahrlässiger Weise mit der Energiesicherheit ei-
nes Hochtechnologielandes und verschandelt unse-
re wunderschöne Natur- und Kulturlandschaft.

(Beifall AfD)

Natürlich bin ich Thüringer Politiker und als Minis-
terpräsident von Thüringen würde ich auch versu-
chen, ein Mammutprojekt zu verhindern, das mei-
nen Freistaat verschandelt. Aber ich bin auch ein
Politiker, der über die Landesgrenzen hinausdenkt.
Und Sie sind auch ein intelligenter Mann, Herr Ra-
melow. Sie müssten doch erkennen, dass diese
Energiewende natürlich diese Konsequenzen hat
für Thüringen. Und diese Energiewende wird von
Ihnen doch unterstützt und grundsätzlich begrüßt.

(Beifall AfD)
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Und ob nun diese SuedLink-Trasse in Thüringen
durchläuft oder durch Hessen durchläuft, das ist
doch beides eine furchtbar entsetzliche Land-
schaftsentstellung, die da stattfindet und die, wie
gesagt, auch noch teuer erkauft wird mit doppelt so
hohen Strompreisen wie im Nachbarland Frank-
reich. Und die CDU, die sich jetzt immer als Wind-
energiegegner hier aufplustert und aufspielt: Sie
sind doch diejenigen gewesen, die von den zurzeit
bestehenden 850 Großwindenergieanlagen in Thü-
ringen 700 zu verantworten haben. Das war Ihr
Werk und da sind auch heute noch klar auf der Li-
nie der Energiewendebefürworter in der derzeitigen
Form. Da sollten Sie sich einfach nicht verstellen,
sondern einfach mal ehrlich operieren.

(Beifall AfD)

Auch die Einwanderung, sehr geehrte Kollegen von
der CDU, scheint doch Ihr Lieblingsthema zu sein.
Da kann es auch gar nicht genug sein. Aber bei der
Bundesvorsitzenden, der Bundeskanzlerin muss
man sich darüber ja nicht wundern. Ich weiß gar
nicht, Herr Mohring, wie oft Sie glücklich be-
schwingt den Namen Angela Merkel hier im Plenum
ausgestoßen haben. Ich habe das jedenfalls öfter
mal gehört von meinem Platz aus. Was diese Frau
diesem Land und auch diesem Freistaat an finan-
ziellen Schäden angerichtet hat, das werden zu-
künftige Generationen erst bemessen können. Aber
dass Sie sich hier vorne noch als Kritiker des Multi-
kulti-Ideologieansatzes von Rot-Rot-Grün hinstel-
len, aber gleichzeitig – ich erinnere noch mal an Ih-
ren Änderungsantrag für den Einzelplan 05 unter
der Nummer 05 02 684 72, abgeheftet und für je-
den einsehbar – im Jahre 2018 und 2019 noch mal
30 Millionen Euro zusätzlich für Maßnahmen der In-
tegration einstellen lassen wollen, das schlägt tat-
sächlich dem politischen Fass den Boden aus.

(Beifall AfD)

Ich will mich jetzt in Anbetracht der endenden Re-
dezeit nicht weiter hier vorne erregen. Ich danke Ih-
nen für Ihre Aufmerksamkeit. Wie gesagt, wir ver-
folgen grundsätzlich andere Politikansätze als die
alten Fraktionen. Ich glaube, immer mehr Men-
schen aus dem Land erkennen die Notwendigkeit,
dass es endlich in diesem Lande wieder Alternati-
ven gibt. Herzlichen Dank.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Als Nächster hat Abgeordneter Adams für die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen das Wort.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kollegen hier
im Thüringer Landtag, liebe Gäste, die Schlussde-

batte eines Doppelhaushalts ist natürlich immer der
Augenblick, wo zugespitzt wird, wo man noch mal
sehr klar die unterschiedlichen Positionen deutlich
macht und wo die Gegensätze auch unterstrichen
werden. Aber es ist auch der Augenblick, wo man
deutlich macht, wenn es jemand mit der Wahrheit
nicht so hält. Und, Herr Mohring, all ihre Drohun-
gen, Sie würden sofort beim Verfassungsgericht
sein, wenn nur ein Blatt eines Protokolls fehlen wür-
de oder nur ein Tag zu wenig angehört worden wä-
re – all diese Drohungen haben Sie ausgesprochen
und Sie haben sie in die Mitte dieses Hauses
gestellt und Rot-Rot-Grün musste darauf reagieren,
weil wir nicht sicher sein konnten, dass jedes Proto-
koll da ist. Sie sind der Grund für den Sicherheits-
puffer in Bezug auf diese Befassung in diesem
Jahr.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Ursache haben Sie gelegt und stehen Sie doch
mal dazu, was Sie immer machen! Stehen Sie doch
einmal dazu und verstecken sich nicht hinterher
hinter irgendwelchen Konstrukten!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Herr Adams,
Sie sind einfach ein schlechter Handwerker!)

„Irgendwelche Konstrukte“ ist ein gutes Stichwort
für einen zweiten Punkt. – Bisher steht vieles von
dem, was ich als Handwerker bauen durfte, es
steht noch, konnte ich mich letztens erst vergewis-
sern. Insofern glaube ich auch, dass diese Diffa-
mierung ins Leere läuft, Herr Emde. Es tut mir lei-
der leid. –

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Das war
doch keine Diffamierung!)

Beim Thema „Diffamierung“: Wir haben es ja ka-
piert, dass der Pressesprecher der CDU-Fraktion
einen neuen Drill geschaffen hat. Das Obskurste,
was man sich ausdenken kann an politischer Kon-
stellation, einfach zu behaupten. Und ich mache Ih-
nen jetzt mal die Freude, ich gehe darauf ein. Die
CDU behauptet seit circa 24 Stunden, dass Rot-
Rot-Grün in einer Partnerschaft mit der AfD lebe.
Die Menschen in der Bundesrepublik Deutschland
lachen darüber. Sie haben es noch nicht bemerkt.
Aber ich will Ihnen eins sagen: Das ist eine infame
und auch demagogische Unterstellung.

(Beifall DIE LINKE)

Ich will das mit den Worten von Bernhard Vogel sa-
gen, der in einem „Zeit“-Interview dem Fraktions-
vorsitzenden der CDU Folgendes zugerufen hat:
„Eine Opposition ist dazu da, zu kritisieren. Aber sie
darf sich nicht aufs Wadenbeißen konzentrieren,
Mike, sondern muss Alternativen aufzeigen.“ Hören
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Sie auf Bernhard Vogel, meine sehr verehrten Da-
men und Herren!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Damit hätten Sie viel gewonnen.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Du musst
zu Ende lesen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in den
letzten 24 Stunden hat eine Debatte über den Dop-
pelhaushalt in diesem Haus stattgefunden. Vor ei-
nem Jahr ist diese Debatte vorbereitet worden von
vielen fleißigen Menschen in der Verwaltung, in den
Ministerien, aber auch in der Landtagsverwaltung,
in den Fraktionen, in der Zivilgesellschaft. Viele ha-
ben sich mit Anregungen an uns gewandt, der Feu-
erwehrverband, der Gemeinde- und Städtebund, zi-
vilgesellschaftliche Initiativen. Sie sind auf uns zu-
gekommen und haben gesagt: Lasst uns darüber
reden, wie wir das Land besser machen. Und es
liegt in der Natur der Sache, dass man hier unter-
schiedlicher Meinung sein kann. Ich finde es gut,
dass die CDU Änderungsanträge gestellt hat, weil
es nicht mehr den Anschein aufkommen lässt, dass
Sie kein Interesse an der Gestaltung haben. Das ist
deutlich geworden. Nun streiten wir darüber, ob das
ein guter Weg ist. Ich habe gestern schon mal deut-
lich gesagt, Ihre über tausend Änderungsanträge
sind viel Masse, wenig Klasse und vor allen Dingen
– um wieder auf Bernhard Vogel zurückzukommen
– lässt es etwas vermissen. In Ihren Änderungsan-
trägen findet man keine rote, grüne oder – vielleicht
für Sie – orange oder schwarze Linie. Was machen
Sie denn? Was sind denn Ihre Projekte? Sie sagen:
Wir wollen tilgen. Das Projekt der CDU Thüringens
bedeutet: Tilgen. Mein Gott, was für eine Reduzie-
rung!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, weil so
viele Menschen daran mitgearbeitet haben, bin ich
froh, dass wir heute noch ein Gesetz beschließen
werden, dass mit allem Fug und Recht „Der Thürin-
ger Haushalt“ genannt werden wird.

Was sind die politischen Eckwerte? Meine Kollegin
Susanne Hennig-Wellsow und auch Matthias Hey
haben es schon gesagt. Eckwerte, politische Eck-
werte für diesen Haushalt sind: keine Schulden, ei-
ne gute Rücklage, satte Investitionen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Schulden
aufzunehmen ist etwas, was in den früheren Jahren
als gut galt, weil man das Land nach vorne bringen
will. Und Kollege Hey hat auf den Widerspruch der
CDU und die Doppelzüngigkeit hier hingewiesen.
Es ist entlarvt. Man muss Haushaltspolitik machen
in der Situation, in der man steht. Die Situation, in
der wir jetzt stehen, ist die, die Scheune zu füllen,

aber natürlich auch keine neuen Schulden aufzu-
nehmen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was hat
der Oppositionsführer der CDU, Mike Mohring,
nicht alles im Jahr 2015 erzählt. Er hat gesagt, jetzt
kommt der Griff in die Rücklage, jetzt wird das
Sparschwein geschlachtet.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Es ist ge-
nauso gekommen!)

(Zwischenruf Abg. Kellner, CDU: Recht hat
er gehabt!)

Unkenrufe! Er hat uns bezichtigt, da kommen die
Schuldenmacher, oder er hat behauptet, wir wür-
den die Schuldenbremse in der Landeshaushalts-
ordnung infrage stellen. Nichts davon, von dem,
was Sie behaupten, was wir Schlechtes tun wür-
den, ist eingetreten. Nichts davon ist eingetreten,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Es sind
leere Drohungen, es sind Unkenrufe aus dem
schwarzen Teich.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ha-
ben keine Schulden aufgenommen. Wir werden
über eine halbe Milliarde Euro tilgen. Das erste Mal
geht der Schuldenstand zurück. Das erste Mal seit
der Friedlichen Revolution geht der Schuldenstand
zurück. Wir haben die Rücklage fest gefüllt. Das,
Herr Mohring, behaupten wir nicht einfach dreist,
weil wir das sagen wollen, sondern das hat der
Landesrechnungshof – Sie haben es ja selbst vor-
hin zitiert – festgestellt. Das finde ich wirklich ob-
skur. Sie zitieren selbst die Aussagen des Landes-
rechnungshofs, dass der Rückfluss aus den Minis-
terien plus erhöhte Steuereinnahmen die Rücklage
mit der Feststellung des Jahresabschlusses füllen
wird. Dann wird die Rücklage gefüllt sein, Herr
Mohring.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Nein!)

Sie wird in der Größenordnung von 700 bis 800 Mil-
lionen Euro gefüllt sein, meine sehr verehrten Da-
men und Herren. Das zeichnet den guten Kauf-
mann aus – oder die gute Kauffrau in diesem Fall.
Frau Taubert leitet ja die Geschicke unseres Haus-
halts. Wir haben vorsorglich geplant und eben nicht
auf Kante genäht, wie Sie es 2015 behauptet ha-
ben. Auch eine Sache, die überhaupt nicht einge-
treten ist. Sie haben behauptet, dieser Haushalt sei
auf Kante genäht. Nein, er war vorsorglich geplant.
Das zeigen auch die Rückflüsse aus den einzelnen
Häusern, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Vorsorglich planen, sparsam wirtschaften und ein
Polster für Investitionen schaffen. Das ist etwas,
was ich bei der CDU überhaupt nicht verstehe. Frü-
her haben wir Grüne ja immer kritisiert, die CDU in-
vestiert nur in Straßen, in Beton und vergisst die
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Menschen und die Köpfe. Sie wollen nicht einmal
mehr in Beton investieren! Auch da kann ich sagen:
Mein Gott, ist das klein geworden.

Wir aber investieren, meine sehr verehrten Damen
und Herren, in Bildung, in Sicherheit, in unser Per-
sonal und in unsere kommunale Infrastruktur. Wir
sind stolz darauf, dass wir diese Investitionsquote
erreichen, dass wir sie ermöglichen und dass wir
sie in den nächsten zwei Jahren tatkräftig umsetzen
wollen.

Herr Mohring, an einer Stelle haben Sie vollkom-
men recht. Jeder Mensch, der im Augenblick etwas
investiert, etwas bauen will, weiß, das ist schwer,
weil uns die Fachkräfte fehlen, besonders in Thürin-
gen. Ich glaube, ein ganz klein bisschen könnte die
CDU hier Demut zeigen. Wer jahrelang erzählt hat,
dass der einzige wirtschaftliche Vorteil, den ein Un-
ternehmen in Thüringen hat, die billigen Arbeitskräf-
te sein sollen, der hat viele Fachkräfte in andere
Bundesländer weggedrängt,

(Beifall DIE LINKE)

viele Fachkräfte, die uns heute fehlen, vertrieben.
Das dann zu geißeln und Rot-Rot-Grün anzulasten,
wo wir uns darum kümmern, mit guten Löhnen, mit
guten Aussichten und auch einem wirklich herz-
lichen Kümmern um Menschen, die in Langzeitar-
beitslosigkeit sind, um sie wieder zurückzuholen,
weil wir diese Fachkräfte dringend brauchen. Wer
das geißelt und gleichzeitig zu wenig Investitions-
möglichkeiten geißelt, der ist auf einer Schieflage
angekommen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir in-
vestieren. Jede dieser Investitionen ist ein Glück für
unsere Thüringer Handwerkerschaft, ist ein Glück
für unsere KMU, und das wird sich auch für jede
einzelne Arbeitnehmerin und jeden einzelnen Ar-
beitnehmer auszahlen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, leider
blinkt die Uhr. Ich glaube, diese Projekte, die dieser
Haushalt auf den Weg bringt, jedes einzelne davon
ist es wert, die Stimme für diesen Haushalt zu be-
kommen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Weitere Wortmeldungen aus den
Reihen der Abgeordneten liegen mir jetzt nicht vor.
Deswegen würde ich jetzt für die Landesregierung
gern dem Ministerpräsidenten, Herrn Ramelow, das
Wort erteilen. Bitte schön.

Ramelow, Ministerpräsident:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich begin-
ne mit dem ausdrücklichen Dank an eine spannen-

de Diskussion und eine anstrengende Diskussion,
aber ausdrücklich auch an eine sehr anstrengende
Form, Haushaltsberatung in vielen, vielen Stunden
in den Ausschüssen vorzunehmen und zu beglei-
ten, manchmal, wenn ich an die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter denke, stark an der Belastung der
arbeitsrechtlichen Vorschriften, was Arbeitszeiten
und Ähnliches angeht.

(Beifall DIE LINKE)

Ich danke ausdrücklich all denen, die sich einge-
bracht haben, die das durchgehalten haben und die
sich bemüht haben, auf jede Frage eine Antwort zu
geben. Das ist nicht selbstverständlich, sondern ei-
ne riesige Leistung, meine Damen und Herren, die
Sie als Parlament mit all den Zuständigen und den
ganzen Akteuren, den ganzen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern gemeinsam geleistet haben. Es ist
gestern und heute auch deutlich geworden, dass
die Vorarbeiten und die Debatten darum wichtig
waren, um sich die Argumente zu schärfen, um
auch miteinander ein Gefühl dafür zu haben, wo wir
denn stehen und was die Weichenstellungen sind,
die heute von Ihnen vorgenommen werden.

Ja, ich erinnere mich auch an das Crescendo, als
Rot-Rot-Grün sich aufgemacht hat, Landesverant-
wortung zu übernehmen. Es gab mehrere Argu-
mentationslinien, eine war: Eine Dreierkonstellation
in Deutschland wird nie funktionieren. Mittlerweile
haben wir Dreierkonstellationen in sehr vielen Län-
dern in sehr bunter Form. Offenkundig hat sich das
Modell „Dreierkonstellation“ als Exportschlager von
Thüringen in andere Bundesländer durchgesetzt –
Thüringen wirkt.

(Heiterkeit CDU)

Ja, Sie dürfen nicht lachen von der CDU, weil in
mehreren Fällen ist es eine CDU-geführte Dreier-
konstellation. Werfen Sie mal einen Blick nach
Sachsen-Anhalt, was da gerade passiert und wie
da miteinander agiert wird. Deswegen bin ich froh,
dass wir auch eine Form und eine Kultur des Um-
gangs miteinander gefunden haben, dass wir nicht
nur als Ministerinnen und Minister den Haushalt
vorbereiten, sondern eine klare Verabredung hat-
ten, dass wir einen größeren Teil der Erarbeitung
des Gesamthaushalts zwischen den drei Fraktionen
am Ende in einer Finalisierung vornehmen lassen,
wie es das in diesem Parlament noch nie gegeben
hat.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deswegen auch mein Respekt an die drei Fraktio-
nen, die auch sehr souverän mit ihrer Landesregie-
rung umgegangen sind und gesagt haben, wir wer-
den diese Chance nutzen, gemeinsam eine Qualifi-
zierung vorzunehmen. Wir danken Heike Taubert
für die exzellente Vorbereitung. Ehrlich gesagt,
manchmal war der Job von Heike Taubert nicht ein-
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fach, sondern sie war eher diejenige, die immer
wieder unfreundlich jedem Minister und jeder Minis-
terin sagen musste: Deine Begehrlichkeiten, es
werden wohl so die Blüten nicht alle wachsen kön-
nen, die ihr da anmeldet. Und dann in den Prozess
zu kommen und zu sagen: Was halten wir als ge-
meinsame Linie auch aus?

Dann kommt eine zweite Bemerkung: Wenn Rot-
Rot-Grün das Land übernimmt, werden Schulden
explosionsartig steigen. Herr Mohring hat immer
wieder gesagt, wir brauchen die Schuldenbremse in
der Verfassung, das ist das Mindeste, was wir wol-
len. Und wenn ich gesagt habe, die Haushaltsord-
nung gilt und wir haben gar nicht vor, die Haus-
haltsordnung zu verändern, man muss nichts in die
Verfassung nehmen, was längst gesetzlich geregelt
ist, kam immer dieselbe Litanei: Weil ihr Schulden
machen wollt, muss man euch daran hindern, die
gleiche Schuldenbremse des Bundes müsste auch
im Land noch mal in die Verfassung reingeschrie-
ben werden. Das ist pure Ideologie, denn die Ge-
setzeslage ist längst eindeutig. Wir haben immer
gesagt, wir halten uns an die Gesetzeslage, wir ha-
ben gar nicht vor, diese Gesetzeslage zu beschädi-
gen. Jetzt wird uns das vorgehalten, dass wir ge-
nau das machen, dass nämlich keine Schulden von
uns gemacht worden sind.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, um Ihnen
einfach zu helfen, die Finanzministerin hat es auf-
geschrieben: erste Legislatur von 1990 bis 1993 –
Schuldenaufnahme 3,237 Milliarden Euro; zweite
Legislatur von 1994 bis 1998 – 5,949 Milliarden
Euro Schuldenaufnahme; dritte Legislatur – Schul-
denaufnahme 3,887 Milliarden Euro; vierte Legisla-
tur – Schuldenaufnahme 2,634 Milliarden Euro;
fünfte Legislatur – minus 462 Millionen Euro, also
immer noch eine Schuldenaufnahme. Die sechste
Legislatur, hat Kollegin Taubert sich vorgenommen,
mit einer halben Milliarde Euro Schuldenabbau die
gesamte Legislatur abzuschließen. Wir liegen der-
zeit mit dem heute zu beschließenden Haushalt bei
einem Plus in der Schuldenbewirtschaftung, einem
Schuldenabbau von 493 Millionen Euro, eine halbe
Milliarde Euro an Schulden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wie ich zu sagen pflege: Der höchste Berg, den
Thüringen hat, das ist der Schuldenberg. Wer hat
es erfunden? Die CDU. Und von diesem Schulden-
berg haben wir zum ersten Mal einen heftigen,
großen Bergteil abgetragen.

(Unruhe CDU)

Deswegen sage ich: Danke. Alles andere ist Gere-
de und Geschwätz und Getöse und die Wiederho-
lung von ideologischen Luftblasen im Bubblegum-
Format.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine drit-
te Behauptung hat gestanden, nämlich: Wenn Rot-
Rot-Grün regiert, wird die Wirtschaft kollabieren, die
Wirtschaft auswandern, es wird keine Investitionen
mehr geben und die Arbeitsplätze werden in Ar-
beitslosigkeit gewandelt. Jetzt kann man sagen: Ja,
in Deutschland ist die Konjunktur gut. Das stimmt.
Sie ist exzellent und davon profitieren wir auch. Das
will ich überhaupt nicht bestreiten. Aber, dass der-
zeit unser Wirtschaftsminister mit Betrieben über
4 Milliarden Euro Investitionen in Thüringen verhan-
delt und dass davon ein Großteil jetzt schon plat-
ziert ist, ist ein deutliches Indiz, dass es ein Ver-
trauen auf Rot-Rot-Grün, auf diese Landesregie-
rung gibt, ernsthaft mit dieser Landesregierung
auch über Zukunftsinvestitionen zu reden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich will Ihnen ein Beispiel sagen: Die Inkubatoren,
die für die Wirtschaft geschaffen worden sind, ent-
wickeln sich im Moment so exzellent, dass das
Geld, das Sie auch mal mit auf den Weg gebracht
haben, dazu führt, dass viele Firmen jetzt anfan-
gen, sich völlig neu aufzustellen. Ich will nur eine
Firma nennen: Die InflaRx. Die InflaRx ist die erste
deutsche Firma, das erste Startup, das an der
NASDAQ in den USA vor vier Wochen gelistet wor-
den ist. Allein der Börsengang dieser Firma aus Je-
na an die NASDAQ – die als Startup begleitet wor-
den ist mit unseren Instrumenten und zwar auch mit
denen, die Sie geschaffen haben, die wir nicht kor-
rigiert haben, weil sie gut und richtig waren, die wir
aber konsequent weiter so einsetzen, dass sie Wir-
kung zeigen – hat an dem Tag des Börsengangs
100 Millionen Dollar Investitionen in die Firma nach
Jena gelenkt. Das ist doch ein Indiz dafür, dass in
Thüringen ein guter Ort ist, um Geld anzulegen für
Zukunft, für Arbeit, für Perspektive,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

für Produktion.

Das zweite Beispiel will ich einfach erwähnen, weil
ich es gerade besucht habe und fasziniert war –
JeNaCell: Etwas ganz Neues, was ich mir über-
haupt nicht vorstellen konnte, was ich in meiner
Fantasie überhaupt nicht hatte. Heute erlebe ich,
dass dort ein Produkt entwickelt wird, dessen
Chancen noch gar nicht abgesteckt sind. Eine
Handvoll junger Frauen, die als Studierende nach
Jena gekommen sind, Ideen hatten, mit einem For-
schungsansatz jetzt eine Firma gegründet haben.
Und siehe da, Evonik hat ein hohes Interesse und
sagt mit seinem Kooperationsfinanzkapital, da ge-
hen wir rein, weil wir an die Zukunft glauben.

Zwei Unternehmen in Jena, die deutlich machen,
was gerade los ist.
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Dass wir im abgelaufenen Jahr 8.665 sozialversi-
cherungspflichtige Arbeitsplätze mehr hatten, also
nicht ABM, SAM und andere Dinge, sondern richti-
ge sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze plus,
das sind 8.665 Familien, die eine bessere Perspek-
tive haben,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

und ein deutlicher Hinweis darauf, dass sich die Ar-
beitslosigkeit eben nicht nur durch den demogra-
fischen Wandel abbaut, sondern durch Beschäfti-
gung. Gleichzeitig haben wir mit Heike Werner ein
Projekt aufgesetzt, bei dem man im Bund im Mo-
ment schaut: Wie machen die Thüringer das, älte-
ren Arbeitnehmern eine Perspektive am Arbeits-
markt zu organisieren? In den Sondierungsver-
handlungen von CDU und SPD steht das im Mo-
ment gerade drin. Da soll viel Geld in die Hand ge-
nommen werden. Wir haben die Modelle dafür und
können damit liefern für die Menschen, weil wir für
die Menschen da sind.

Eine letzte Betrachtung zu der Diskussion, wir wür-
den nicht in Zukunft investieren. Ministerin Keller
hat erläutert, dass wir 240 Millionen Euro in die
Schulinvestitionssubstanz 2018/2019 investieren.
Sie werden es gleich abstimmen. Darin sind die
80 Millionen Euro des Bundes. Die Kofinanzierung
wird aufgebaut auf 240 Millionen Euro. Das sind mit
den ersten drei Jahren, die wir schon investiert ha-
ben, über 400 Millionen Euro in die Sanierung von
Thüringer Schulen für unsere Kinder.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

400 Millionen Euro in die Schulen investiert und
500 Millionen Schulden abgebaut. 1 Milliarde Euro
nur bewegt in die Zukunft unseres Landes!

Dass wir mit all den Lehrern, die noch eingestellt
werden, am Ende dieser Legislatur netto
3.650 Lehrerinnen und Lehrer namentlich, persön-
lich als neue Menschen in dem Schulbereich ha-
ben, können Sie nicht abstreiten. Dass die am An-
fang befristet waren – ja –, dass die dann entfristet
werden – ja –, dass sie am Ende aber da sind, und
dass wir sie dringend brauchen,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

weil die Alterskohorte, die Sie durch jahrelange
Fehleinstellungen hinterlassen haben, als nicht
mehr eingestellt worden ist, das lasten Sie jetzt uns
an. Wir können sehen, wie wir auf dem immer mehr
brummenden Arbeitsmarkt zurechtkommen.

Meine Damen und Herren, das ist ein Hinweis da-
rauf. Wir nehmen das Geld und wir investieren es in
Bildung, in Zukunft, in die Kinder in unserem Land.
Ja, auch 150 zusätzliche Stellen für die Hortnerin-
nen und Hortner werden geschaffen, um damit

auch klarzukommen, dass wir die Horte als Teil des
Schulangebots verbessern. Am Ende kommt es da-
rauf an: Bessere Bildung für alle Kinder in diesem
Land!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Z wie Zu-
kunft heißt das Programm. Dazu gehört das E-Go-
vernment, auf das Dr. Hartmut Schubert hingewie-
sen hat, an dem wir mit der kommunalen Familie
arbeiten. Wir sind gerade mitten in den Gesprä-
chen. Möglicherweise hat die Beendigung der
Kreisreform dazu geführt, dass wir endlich inhaltlich
am Verhinderungsprozess angekommen sind. Das
ändert überhaupt nichts daran, dass die freiwillige
Gebietsreform von uns weiterbetrieben wird und
das ändert überhaupt nichts daran, dass die Funk-
tional- und Verwaltungsreform von uns gerade
massiv Schwung bekommt und die Veränderungs-
prozesse gerade mit den Gewerkschaften und den
Personalräten beredet werden.

Dass 520 Polizeianwärter in den nächsten zwei
Jahren angeworben werden und die Stellen dafür
geschaffen werden, ist ein deutliches Zeichen, dass
wir auch in die innere Sicherheit investieren. Des-
wegen, meine Damen und Herren, ein guter Tag,
wenn Sie heute entschieden haben, investieren, til-
gen und vorsorgen in die Sicherheit unseres Lan-
des.

Die Zukunft unseres Landes, die hängt tatsächlich
von den Menschen ab, die hier leben, und zwar von
allen Menschen. Die Einteilung in Menschen, die
lange hier leben – ich weiß gar nicht, was das für
eine Definition sein soll. Haben die Jüdinnen und
Juden, die sich hier im Mittelalter angesiedelt ha-
ben, nicht lange genug hier gelebt? Sind das Men-
schen, die lange hier gelebt haben, wenn wir mor-
gen daran denken, dass sie von anderen Men-
schen, die auch lange hier gelebt haben, umge-
bracht und in den Öfen von Topf & Söhne verbrannt
worden sind? Meine Damen und Herren, wenn ich
höre, Menschen, die lange hier leben als Einteilung
gegen Menschen, die wir dringend brauchen, das
ist Rassismus, der das Klima in diesem Land zer-
stört.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wenn wir Zuwanderung brauchen, brauchen wir
Fachkräfte, die wir anwerben. Darum wollen wir uns
kümmern. Es geht darum, gezielt in Italien, in Spa-
nien, in Rumänien, in Bulgarien zu sagen: Thürin-
gen ist interessant. Heute steht in der Zeitung, das
Meiste, was uns in der Zukunft fehlen wird, sind
Fachkräfte. Entweder kommen sie auf die Welt –
ich danke den drei Frauen und Abgeordneten, die
schwanger sind. Ich hoffe, dass noch mehr
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schwanger werden, ich habe überhaupt nichts da-
gegen.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Sie müssen
was tun!)

Aber das reicht alles überhaupt nicht. Am Ende
kann man den demografischen Wandel als poli-
tisch-ideologische Keule benutzen oder man kann
ihn als Herausforderung nutzen und sagen:

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Mehr Geld für alle Kinder in diesem Land! Wir brau-
chen jeden Einzelnen!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit
schließe ich die Schlussrunde.

Wir kommen zur Abstimmung. Damit Sie alle noch
ein bisschen Zeit haben, sich frisch zu machen bis
zur Abstimmung, darf ich zunächst noch mal die
Abstimmungsgrundlagen vorlesen. Das sind

1 a) das Thüringer Haushaltsgesetz 2018/2019 in
der Drucksache 6/4378,

b) das Thüringer Gesetz zur Anpassung des kom-
munalen Finanzausgleichs in der Drucksache 6/
4497,

c) Mittelfristiger Finanzplan für die Jahre 2017 bis
2021 für den Freistaat Thüringen – Drucksa-
che 6/4454 – und

d) der Bericht über den Stand und die voraussichtli-
che Entwicklung der Finanzwirtschaft des Landes in
der Drucksache 6/4453.

2. Beschlussempfehlungen des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses, dazu

a) das Thüringer Haushaltsgesetz 2018/2019 in der
Drucksache 6/4905,

b) das Thüringer Gesetz zur Anpassung des kom-
munalen Finanzausgleichs – Drucksache 6/4900 –,

c) Mittelfristiger Finanzplan für die Jahre 2017 bis
2021 für den Freistaat Thüringen – Drucksa-
che 6/4899 –,

d) Bericht über den Stand und die voraussichtliche
Entwicklung der Finanzwirtschaft des Landes in der
Drucksache 6/4898.

Dann die Änderungsanträge zum Landeshaushalts-
plan 2018/2019: der Fraktion der CDU in den
Drucksachen 6/4956 bis 6/4981 sowie 6/5241 und
6/5249, die Anträge der Fraktion der AfD in den
Drucksachen 6/4996 bis 6/5070 sowie 6/5072 bis
6/5130 und 6/5132 bis 6/5200, die Anträge der
Koalitionsfraktionen in den Drucksachen 6/5212,

6/5213, 6/5214 in Neufassung sowie 6/5215 bis
6/5218 und 6/5234 sowie der Antrag des Abgeord-
neten Krumpe in der Drucksache 6/5250.

Zum Thüringer Haushaltsgesetz: die Anträge der
Fraktion der CDU in der Drucksache 6/4982, der
Koalitionsfraktionen in der Drucksache 6/5219.

Zum Thüringer Gesetz zur Anpassung des kommu-
nalen Finanzausgleichs: ein Antrag der Fraktion der
CDU in der Drucksache 6/4995 und der Antrag der
Koalitionsfraktionen in der Drucksache 6/5211.

Und sodann die Entschließungsanträge zum Thü-
ringer Haushaltsgesetz 2018/2019: die Entschlie-
ßungsanträge in den Drucksachen 6/4983 bis 6/
4994 der CDU-Fraktion sowie die Entschließungs-
anträge der Koalitionsfraktionen in den Drucksa-
chen 6/5220 bis 6/5222.

Zur Abstimmung: Es wird zuerst über das Thüringer
Haushaltsgesetz 2018/2019 einschließlich Landes-
haushaltsplan, dann über das Thüringer Gesetz zur
Anpassung des kommunalen Finanzausgleichs wie
folgt abgestimmt: erst die Änderungsanträge, dann
über die Beschlussempfehlung im Ganzen – gege-
benenfalls unter Berücksichtigung der Abstimmung
zu den Änderungsanträgen – und sodann über den
Gesetzentwurf – gegebenenfalls unter Berücksichti-
gung der angenommenen und gegebenenfalls ge-
änderten Beschlussempfehlung –. Danach folgt die
Schlussabstimmung.

Gegenstand der Abstimmung zum Landeshaus-
haltsplan sind auch die Deckungsvorschläge, die in
den jeweiligen Änderungsbegründungen/Ände-
rungsanträgen genannt sind. Soweit der Antrag ab-
gelehnt wird, haben sich auch die entsprechenden
Deckungsvorschläge erledigt. Die Abstimmungsrei-
henfolge der Änderungsanträge ergibt sich grund-
sätzlich aus der haushaltssystematischen Stellung
des ersten zur Änderung benannten Ansatzes be-
zogen auf die in der Überschrift des Antrags ge-
nannte Intention des Antrags.

Soweit Änderungsanträge in den Ansätzen auf den
Entwurf des Landeshaushaltsplans und nicht auf
die Ansätze der Beschlussempfehlung Bezug neh-
men, stimmen wir nur über die neuen Ausgaben-
und Einnahmen-Ansätze ab.

Über die Entschließungsanträge wird nach bisheri-
ger Praxis gemäß § 65 Abs. 2 und § 67 Abs. 2 Ge-
schäftsordnung nach der Schlussabstimmung in
der jeweils zweiten Beratung abgestimmt.

Im Anschluss wird dann über den Mittelfristigen Fi-
nanzplan für die Jahre 2017 bis 2021 für den Frei-
staat Thüringen und über den Bericht über den
Stand und die voraussichtliche Entwicklung der Fi-
nanzwirtschaft des Landes abgestimmt.

Gibt es dazu noch Fragen? Das ist offenkundig
nicht der Fall. Dann schreiten wir zur Abstimmung,
zunächst zur Abstimmung zum Thüringer Haus-
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haltsgesetz in 2018/2019 und hier zu den Einzelplä-
nen.

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über den
Änderungsantrag der Fraktion der AfD in der Druck-
sache 6/4996. Wer dafür ist, den bitte ich um das
Handzeichen. Das sind die Stimmen der AfD-Frak-
tion. Danke schön. Gegenstimmen? Aus allen übri-
gen Fraktionen und vom Abgeordneten Gentele.
Damit abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Änderungs-
antrag der Fraktion der AfD in der Drucksache 6/
4997. Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzei-
chen. Das sind die Stimmen der AfD-Fraktion. Dan-
ke schön. Gegenstimmen? Aus allen übrigen Frak-
tionen und vom Abgeordneten Gentele. Damit mit
Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Änderungs-
antrag der AfD-Fraktion in der Drucksache 6/4998.
Wer dafür ist, bitte ich jetzt um das Handzeichen.
Die Stimmen der AfD-Fraktion. Gegenstimmen?
Die Stimmen aller übrigen Fraktionen und des Ab-
geordneten Gentele. Mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen ab über den Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in der Drucksache 6/4999. Die
Stimmen der AfD sind dafür. Gegenstimmen? Alle
übrigen Fraktionen und Abgeordneter Gentele. Ent-
haltungen frage ich jeweils nicht ab, weil niemand
da ist, der sich nicht meldet. Damit mit Mehrheit ab-
gelehnt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Antrag
der AfD-Fraktion in der Drucksache 6/5000. Wer
dafür ist, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
Das sind die Stimmen der AfD-Fraktion. Danke
schön. Gegenstimmen? Die Stimmen aller übrigen
Fraktionen und des Abgeordneten Gentele. Danke
schön. Damit mit Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Änderungs-
antrag der Fraktion der CDU in der Drucksa-
che 6/4956. Wer dafür ist, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Das sind die Stimmen der CDU-Frak-
tion. Gegenstimmen? Aus den Koalitionsfraktionen
und der AfD-Fraktion und des Abgeordneten
Gentele. Mit Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Änderungs-
antrag der AfD-Fraktion in der Drucksache 6/5001.
Wer dafür ist, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. Das sind die Stimmen der AfD-Fraktion. Dan-
ke schön. Gegenstimmen? Die Stimmen aller übri-
gen Fraktionen und des Abgeordneten Gentele.
Damit mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen jetzt über den Antrag der AfD-Fraktion
in der Drucksache 6/5002 ab. Wer ist dafür? Das
sind die Stimmen de AfD-Fraktion. Danke. Gegen-
stimmen? Aus den Koalitionsfraktionen, der CDU-
Fraktion, des Abgeordneten Gentele. Mit Mehrheit
abgelehnt.

Wir stimmen sodann über den Änderungsantrag
der Fraktion der AfD in der Drucksache 6/5003 ab.
Wer dafür ist, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. Die Stimmen der AfD. Gegenstimmen? Die
Koalitionsfraktionen, CDU-Fraktion, Abgeordneter
Gentele. Mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen über den Änderungsantrag der Frak-
tion der AfD in Drucksache 6/5004 ab. Wer ist da-
für? Die Stimmen der AfD. Danke schön. Gegen-
stimmen? Koalitionsfraktionen, CDU-Fraktion, Ab-
geordneter Gentele. Mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen jetzt über den Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in der Drucksache 6/5005 ab. Wer
ist dafür? Die AfD-Fraktion. Gegenstimmen? Koali-
tionsfraktionen, CDU-Fraktion, Abgeordneter
Gentele. Mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen jetzt über den Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in der Drucksache 6/5006 ab. Wer
dafür ist, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
Die Stimmen der AfD. Gegenprobe? Alle übrigen
Fraktionen plus Abgeordneter Gentele. Mit Mehr-
heit abgelehnt.

Wir stimmen jetzt über den Änderungsantrag der
AfD-Fraktion in der Drucksache 6/5007 ab. Die AfD
ist dafür. Gegenprobe? Die Koalitionsfraktionen,
CDU-Fraktion und Abgeordneter Gentele. Mit Mehr-
heit abgelehnt.

Wir stimmen über den AfD-Antrag in der Drucksa-
che 6/5010 ab. Die AfD ist dafür. Die Gegenstim-
men sammeln sich jetzt, bitte. Die Koalitionsfraktio-
nen, CDU-Fraktion, Abgeordneter Gentele. Hervor-
ragend.

Herr Gentele, ich nenne Sie jetzt nicht mehr.

(Heiterkeit im Hause)

(Zwischenruf Abg. Gentele, fraktionslos: Das
ist aber unfair!)

Es wäre unfair allen Kollegen gegenüber, wenn ich
Sie hier ständig nennen muss und alle anderen so
unbekannt blieben.

(Zwischenruf Abg. Gentele, fraktionslos: Ich
werde ja sonst nicht genannt!)

Na ja, gut. Wir kommen jedenfalls zum Antrag der
AfD-Fraktion in der Drucksache 6/5011. Wer ist
jetzt dafür? Die Stimmen der AfD-Fraktion. Danke
schön. Gegenstimmen? Koalitionsfraktionen, CDU-
Fraktion und die Fraktionslosen.

(Heiterkeit im Hause)

Mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen über den Änderungsantrag der Frak-
tion der AfD in der Drucksache 6/5012 ab. Wer ist
dafür? Die Stimmen der AfD. Gegenstimmen? Koa-
litionsfraktionen, CDU-Fraktion und Fraktionslose.
Mit Mehrheit abgelehnt.
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Der nächste AfD-Antrag in Drucksache 6/5013. Wer
dafür ist, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
Danke schön. Die AfD-Stimmen. Gegenstimmen?
Koalitionsfraktionen, CDU-Fraktion und Fraktionslo-
se. Abgelehnt.

Wir stimmen über den Änderungsantrag der Frak-
tion der AfD in Drucksache 6/5014 ab, und zwar na-
mentlich. Deswegen bitte ich jetzt um Einsammlung
der Stimmkarten. – Ich frage noch mal, ob jeder
Gelegenheit zur Stimmabgabe hatte. Das scheint
offenkundig der Fall zu sein, dann schließe ich jetzt
den Abstimmungsvorgang und bitte um Auszäh-
lung. – Wir haben ein Ergebnis. Es wurden abgege-
ben 84 Stimmen: 6 Jastimmen, 78 Neinstimmen
(namentliche Abstimmung siehe Anlage 1).

(Beifall DIE LINKE)

Damit ist der Änderungsantrag mit Mehrheit abge-
lehnt, sodass wir jetzt zur Abstimmung über den
Änderungsantrag der AfD-Fraktion, Drucksa-
che 6/5015 kommen. Wer dafür ist, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. Die Stimmen der AfD.
Gegenstimmen? Koalitionsfraktionen, CDU-Frak-
tion und der Abgeordnete Gentele. Damit abge-
lehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den AfD-Antrag
in der Drucksache 6/5016. Wer ist dafür? Die Stim-
men der AfD. Gegenstimmen? Koalitionsfraktionen,
CDU-Fraktion und der Abgeordnete Gentele. Mit
Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen den AfD-Antrag in der Drucksa-
che 6/5017 ab. Wer ist dafür? Das sind die Stim-
men der AfD. Gegenstimmen? Koalitionsfraktionen,
CDU-Fraktion und Fraktionslose. Damit mit Mehr-
heit abgelehnt.

Wir stimmen nun über den AfD-Antrag in der Druck-
sache 6/5018 ab. Wer ist dafür? Die AfD-Fraktion.
Danke schön. Gegenstimmen? Die Koalitionsfrak-
tionen, CDU-Fraktion und der Abgeordnete
Gentele. Mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen den Antrag der AfD in der Drucksa-
che 6/5019 ab. Dafür sind die Stimmen der AfD.
Gegenstimmen? Alle übrigen. Mit Mehrheit abge-
lehnt.

Wir stimmen jetzt über den Änderungsantrag in
Drucksache 6/5009 ab. Wer dafür ist, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. Die Stimmen der AfD.
Gegenstimmen? Alle übrigen. Mit Mehrheit abge-
lehnt.

Wir stimmen über den Antrag in Drucksache 6/5008
der AfD-Fraktion ab. Wer ist dafür? Die Stimmen
der AfD. Gegenstimmen? Alle übrigen. Mit Mehrheit
abgelehnt.

Wir stimmen über den Änderungsantrag der AfD in
der Drucksache 6/5020 ab. Wer ist dafür? Danke.

Die AfD-Fraktion. Gegenstimmen? Der Rest des
Hauses. Mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen über den Antrag der Fraktion der CDU
in der Drucksache 6/4957 ab. Wer ist dafür? Die
Stimmen der CDU-Fraktion. Gegenstimmen? Von
den Koalitionsfraktionen, der AfD-Fraktion. Enthal-
tungen? Teile der AfD-Fraktion und der Abgeordne-
te Gentele. Damit mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen über den Änderungsantrag der Frak-
tion der AfD in der Drucksache 6/5021 ab. Dafür ist
die AfD-Fraktion. Gegenstimmen? Alle übrigen Kol-
legen des Hauses. Mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen über den AfD-Antrag in der Drucksa-
che 6/5022 ab. Dafür sind die AfD-Kollegen. Ge-
genstimmen? Die Koalitionsfraktionen, CDU-Frak-
tion und der Abgeordnete Gentele. Mit Mehrheit ab-
gelehnt.

Nun stimmen wir über die Drucksache 6/5023, ein
AfD-Antrag, ab. Wer dafür ist, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen. Die Kollegen der AfD. Gegen-
stimmen? Alle übrigen Kollegen des Hauses. Mit
Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den AfD-
Änderungsantrag in der Drucksache 6/5024. Wer
dafür ist, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
Die AfD-Kollegen. Gegenstimmen? Die Koalitions-
fraktionen, CDU-Fraktion und der Abgeordnete
Gentele. Damit abgelehnt mit einer Mehrheit von
Gegenstimmen.

Wir stimmen jetzt über den Änderungsantrag der
AfD-Fraktion in der Drucksache 6/5025 ab. Wer ist
dafür? Das sind die Kollegen der AfD. Danke
schön. Die Gegenstimmen? Die Mehrheit des
Hauses. Mit Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der CDU-Fraktion in der Drucksa-
che 6/4958. Wer dafür ist, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Das sind die Stimmen der CDU-Frak-
tion und der AfD-Fraktion. Gegenstimmen? Aus
den Koalitionsfraktionen und vom Abgeordneten
Gentele. Danke schön. Mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen nun über den AfD-Antrag in der Druck-
sache 6/5026 ab. Wer dafür ist? Die Stimmen der
AfD – stimmt, namentlich machen wir das. Das war
die Überraschung. Ich wollte nur feststellen, ob Sie
alle noch dabei sind.

(Heiterkeit AfD)

Also, ich bitte um Einsammeln der Stimmkarten. –
Ich würde gern selbst auch noch abstimmen. Wenn
jeder Gelegenheit zur Abstimmung hatte, dann
schließe ich jetzt den Abstimmungsvorgang und bit-
te um Auszählung der Stimmen. – Wir haben ein
Ergebnis. Es wurden 86 Stimmen abgegeben, 8 Ja-
stimmen, 78 Neinstimmen (namentliche Abstim-
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mung siehe Anlage 2). Damit mit Mehrheit abge-
lehnt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der CDU-Fraktion in der Drucksa-
che 6/4959, und die wird auch namentlich sein. Ich
bitte um Einsammlung der Stimmkarten. – So, es
hatten alle die Gelegenheit zur Abstimmung. Dann
schließe ich den Abstimmungsvorgang und bitte um
Auszählung. – Wir haben ein Ergebnis. Es wurden
85 Stimmen abgegeben, 30 Jastimmen, 47 Nein-
stimmen, 8 Enthaltungen (namentliche Abstimmung
siehe Anlage 3). Damit ist der Änderungsantrag mit
Mehrheit abgelehnt worden.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der AfD-Fraktion in der Drucksa-
che 6/5027. Wer dafür ist, den bitte ich um das
Handzeichen. Die AfD-Fraktion. Danke. Gegenstim-
men? Die Koalitionsfraktionen, CDU-Fraktion und
der Abgeordnete Gentele. Damit mit Mehrheit ab-
gelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Änderungs-
antrag der AfD in der Drucksache 6/5028. Dafür?
Die Stimmen der AfD. Gegenstimmen? Die Koali-
tionsfraktionen, die CDU-Fraktion und der Abgeord-
nete Gentele. Mit Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Änderungs-
antrag der AfD-Fraktion in der Drucksache 6/5029.
Wer ist dafür? Die Stimmen der AfD. Gegenstim-
men? Die Koalitionsfraktionen, CDU-Fraktion und
der Abgeordnete Gentele. Mit Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zum Änderungsantrag der Fraktion
der AfD in der Drucksache 6/5030. Wer dafür ist,
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Die AfD-
Fraktion. Gegenstimmen? CDU-Fraktion, Koali-
tionsfraktionen und der Abgeordnete Gentele. Mit
Mehrheit abgelehnt.

Den AfD-Antrag in Drucksache 6/5031 stimmen wir
ab. Dafür? Stimmen der AfD. Gegenstimmen? Koa-
litionsfraktionen, CDU-Fraktion und der Abgeordne-
te Gentele. Mit Mehrheit abgelehnt.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Nicht
so lange Luft holen!)

Bitte? Hauptsache, wir stimmen alles ab – einzeln,
darauf bestehen ja alle.

Also, wir stimmen jetzt ab über den Änderungsan-
trag der AfD-Fraktion in Drucksache 6/5032. Wer ist
dafür? Die Stimmen der AfD. Gegenstimmen? Koa-
litionsfraktionen, CDU-Fraktion und der Abgeordne-
te Gentele. Mit Mehrheit abgelehnt.

Der Änderungsantrag der AfD-Fraktion in der
Drucksache 6/5033: Wer ist dafür? AfD. Gegen-
stimmen? CDU, Koalitionsfraktionen und der Abge-
ordnete Gentele. Mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen den Änderungsantrag der AfD-Frak-
tion in Drucksache 6/5034 ab. Wer ist dafür? Die

Stimmen der AfD. Gegenstimmen? Koalitionsfrak-
tionen, CDU-Fraktion und der Kollege Gentele. Mit
Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen den Änderungsantrag der AfD-Frak-
tion in Drucksache 6/5035 ab. Wer ist dafür? Die
Stimmen der AfD. Gegenstimmen? Koalitionsfrak-
tionen, CDU-Fraktion und der Kollege Gentele. Mit
Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen den Änderungsantrag der AfD-Frak-
tion in Drucksache 6/5036 ab. Wer ist dafür? Die
AfD-Stimmen. Gegenstimmen? Koalition und CDU
und der Kollege Gentele. Mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen nun den Änderungsantrag der AfD-
Fraktion in der Drucksache 6/5037 ab. Wer ist da-
gegen?

(Heiterkeit und Beifall im Hause)

Die Koalitionsfraktionen, CDU-Fraktion und Einzel-
ne. Wer ist dafür? Die Stimmen der AfD-Fraktion.
Damit mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen den Änderungsantrag der AfD-Frak-
tion in Drucksache 6/5038 ab. Wer ist dafür? Die
Stimmen der AfD. Gegenstimmen? Koalitionsfrak-
tionen, CDU-Fraktion und Abgeordneter Gentele.
Mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen den Änderungsantrag der AfD-Frak-
tion in Drucksache 6/5039 ab. Dafürstimmen? Die
Stimmen der AfD. Gegenstimmen? CDU, Koali-
tionsfraktionen und Kollege Gentele. Mit Mehrheit
abgelehnt.

Wir stimmen über die Drucksache 6/5040, Ände-
rungsantrag der AfD-Fraktion, ab. Wer ist dafür?
Die Stimmen der AfD. Gegenstimmen? Die Koali-
tionsfraktionen, die CDU und Kollege Gentele. Mit
Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen nun den Änderungsantrag der AfD-
Fraktion in Drucksache 6/5041 ab. Wer ist dafür?
Die Stimmen der AfD-Fraktion. Gegenstimmen?
Die Koalitionsfraktionen, CDU-Fraktion und Abge-
ordneter Gentele. Mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen ab den Änderungsantrag der AfD-
Fraktion in Drucksache 6/5042. Dafür sind? Die
Stimmen der AfD. Gegenstimmen? Die Koalition,
die CDU und der Kollege Gentele. Damit mit Mehr-
heit abgelehnt.

Nun kommen wir zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der CDU-Fraktion in der Drucksa-
che 6/4960. Wer dafür ist, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Das sind die Stimmen der CDU-Frak-
tion. Gegenstimmen? Die Koalitionsfraktionen und
die AfD-Fraktion. Enthaltungen? Abgeordneter
Gentele. Mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen nun den Änderungsantrag der AfD-
Fraktion in Drucksache 6/5043 ab. Wer dafür ist,
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Die AfD-
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Fraktion. Gegenstimmen? Die Koalitionsfraktionen,
die CDU-Fraktion und Abgeordneter Gentele. Mit
Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen den Änderungsantrag der AfD-Frak-
tion in Drucksache 6/5044 ab. Wer dafür ist, den
bitte ich um das Handzeichen. Die Stimmen der
AfD-Fraktion. Gegenstimmen? Die Koalitionsfraktio-
nen, die CDU-Fraktion und Abgeordneter Gentele.
Mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen den Änderungsantrag der AfD in
Drucksache 6/5045 ab. Wer ist dafür? Die Kollegen
der AfD. Gegenstimmen? Der Rest des Hauses. Mit
Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen den Änderungsantrag der AfD-Frak-
tion in Drucksache 6/5046 ab. Wer dafür ist, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Die AfD. Ge-
genstimmen? Alle übrigen Abgeordneten. Damit mit
Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen den Änderungsantrag der AfD-Frak-
tion in Drucksache 6/5047 ab. Gegenstimmen? Das
sind die Koalitionsfraktionen, die CDU-Fraktion und
Abgeordneter Gentele. Wer ist dafür? Die AfD-
Fraktion. Damit auch mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen nun den Änderungsantrag der AfD-
Fraktion in Drucksache 6/5048 ab. Wer ist dafür?
Die AfD-Fraktion. Gegenstimmen? Die Koalitions-
fraktionen, die CDU-Fraktion und Kollege Gentele.
Mit Mehrheit abgelehnt.

Nun stimmen wir namentlich über den Änderungs-
antrag der CDU-Fraktion in Drucksache 6/4961 ab.
Ich bitte um Einsammlung der Stimmkarten.

Vizepräsidentin Jung:

Ich schließe die namentliche Abstimmung und bitte
um Auszählung. – Ich darf Ihnen das Ergebnis der
namentlichen Abstimmung bekannt geben. Mit Ja
stimmten 31 Abgeordnete, mit Nein 54, 1 Enthal-
tung (namentliche Abstimmung siehe Anlage 4).
Damit ist der Änderungsantrag in Drucksache 6/
4961 abgelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5049. Wer dem zustimmt, den bitte ich um
das Handzeichen. Die Fraktion der AfD. Gegen-
stimmen? Die Koalitionsfraktion, die Fraktion der
CDU und Abgeordneter Gentele. Damit abgelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5050. Wer dem zustimmt, den bitte ich um
das Handzeichen. Die Fraktion der AfD. Gegen-
stimmen? Alle anderen Abgeordneten des Hauses.
Damit ist der Änderungsantrag abgelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5051. Wer dem zustimmt, den bitte ich um

das Handzeichen. Das ist die Fraktion der AfD. Ge-
genstimmen? Das sind alle anderen Abgeordneten
des Hauses. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Wir kommen zur namentlichen Abstimmung über
den Änderungsantrag der Fraktion der AfD in
Drucksache 6/5052. Ich bitte die Schriftführer, die
Stimmkarten einzusammeln. – Ich schließe die na-
mentliche Abstimmung. – Ich darf Ihnen das Ergeb-
nis bekannt geben. Es stimmten mit Ja 8 Stimmen,
mit Nein 77 und keine Enthaltung (namentliche Ab-
stimmung siehe Anlage 5). Damit ist der Ände-
rungsantrag abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Änderungs-
antrag der Fraktion der AfD in Drucksache 6/5053.
Wer stimmt dafür? Das ist die Fraktion der AfD. Ge-
genstimmen? Die Koalitionsfraktionen, die Fraktion
der CDU und der Abgeordnete Gentele. Damit ab-
gelehnt.

Wir kommen zur namentlichen Abstimmung über
den Änderungsantrag der Fraktion der AfD in
Drucksache 6/5054. Ich bitte die Schriftführer, die
Stimmkarten einzusammeln. – Ich schließe die Ab-
stimmung und bitte um Auszählung. – Ich darf Ih-
nen das Ergebnis bekannt geben. Es wurden
84 Stimmen abgegeben. Mit Ja stimmten 8, mit
Nein 76, bei keiner Enthaltung (namentliche Ab-
stimmung siehe Anlage 6). Damit ist der Ände-
rungsantrag abgelehnt.

Ich rufe auf die Abstimmung über den Änderungs-
antrag der Fraktion der AfD in Drucksache 6/5055.
Wer stimmt dafür? Das sind die Stimmen der Frak-
tion der AfD. Gegenstimmen? Das sind die Koali-
tionsfraktionen, die Fraktion der CDU und der Ab-
geordnete Gentele. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5056. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf die namentliche Abstimmung über den
Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5057 und bitte die Schriftführer, die Stimm-
karten einzusammeln. – Ich schließe die Abstim-
mung und bitte um Auszählung. – Ich darf Ihnen
das Ergebnis bekannt geben. Es wurden 88 Stim-
men abgegeben, mit Ja stimmten 8, mit Nein 80,
keine Enthaltung (namentliche Abstimmung siehe
Anlage 7). Damit ist der Antrag abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Änderungs-
antrag der Fraktion der AfD in Drucksache 6/5058.
Wer stimmt dafür? Das sind die Stimmen der Frak-
tion der AfD. Gegenstimmen? Das sind die Stim-
men der Koalitionsfraktionen, der CDU-Fraktion
und des Abgeordneten Krumpe. Stimmenthaltun-
gen? Damit ist der Antrag abgelehnt.
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Wir stimmen über den Änderungsantrag der Frak-
tion der AfD in Drucksache 6/5059 ab. Wer stimmt
dafür? Das sind die Stimmen der Fraktion der AfD.
Gegenstimmen? Das sind die Stimmen der Koali-
tionsfraktionen, der Fraktion der CDU und des Ab-
geordneten Krumpe. Damit ist der Antrag abge-
lehnt.

Wir kommen zur namentlichen Abstimmung über
den Änderungsantrag der Fraktion der AfD in
Drucksache 6/5060. Ich bitte, die Stimmkarten ein-
zusammeln. – Ich schließe die Abstimmung und bit-
te um Auszählung. – Ich darf Ihnen das Ergebnis
bekannt geben. Es wurden 88 Stimmen abgege-
ben, mit Ja stimmten 8, mit Nein 79, 1 Enthaltung
(namentliche Abstimmung siehe Anlage 8). Damit
ist der Änderungsantrag abgelehnt.

Ich rufe auf die namentliche Abstimmung über den
Änderungsantrag der Fraktion der CDU in Drucksa-
che 6/4962 und bitte um Einsammeln der Stimm-
karten. – Ich schließe die Abstimmung und bitte um
Auszählung. – Ich darf Ihnen das Ergebnis bekannt
geben. Es wurden 88 Stimmen abgegeben. Mit Ja
stimmten 33, mit Nein 55 (namentliche Abstimmung
siehe Anlage 9). Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5061. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind die Koalitionsfraktionen, Fraktion
der CDU und die fraktionslosen Abgeordneten
Gentele und Krumpe. Damit ist der Änderungsan-
trag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5062. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5063. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
CDU in Drucksache 6/4963. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der CDU. Gegen-
stimmen. Das sind die Koalitionsfraktionen, Frak-
tion der AfD und die fraktionslosen Abgeordneten
Krumpe und Gentele. Damit ist der Änderungsan-
trag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5064. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5065. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-

men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5066. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5067. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5068. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind die Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen, der Fraktion der CDU und die fraktionslosen
Abgeordneten Gentele und Krumpe. Damit ist der
Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5069 in namentlicher Abstim-
mung und bitte, die Stimmkarten einzusammeln. –
Ich schließe die Abstimmung und bitte um Auszäh-
lung. – Ich darf Ihnen das Ergebnis bekannt geben.
Es wurden 88 Stimmen abgegeben. Mit Ja stimm-
ten 8, mit Nein 80, bei keiner Enthaltung (namentli-
che Abstimmung siehe Anlage 10). Damit ist der
Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf in namentlicher Abstimmung den Ände-
rungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5070 und bitte um das Einsammeln der
Stimmkarten. – Ich schließe die Abstimmung und
bitte um Auszählung. – Ich darf Ihnen das Ergebnis
bekannt geben. 87 Stimmen wurden abgegeben.
Mit Ja stimmten 8, mit Nein 79, bei keiner Enthal-
tung (namentliche Abstimmung siehe Anlage 11).
Damit ist der Änderungsantrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5072. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit ist der Änderungsantrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5073. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit ist der Änderungsantrag abgelehnt.

Wir kommen zur namentlichen Abstimmung über
den Änderungsantrag der Fraktion der AfD in
Drucksache 6/5074 und ich bitte die Schriftführer,
die Stimmkarten einzusammeln. – Ich schließe die
Abstimmung und bitte um Auszählung. – Ich darf
Ihnen das Ergebnis bekannt geben. Es wurden 88
Stimmen abgegeben. Mit Ja stimmten 8, mit
Nein 80, bei keiner Enthaltung (namentliche Ab-
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stimmung siehe Anlage 12). Damit ist der Ände-
rungsantrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5075. Wer dem zustimmt, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men der Fraktion der AfD. Gegenstimmen? Das
sind alle anderen Abgeordneten des Hauses. Damit
abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5076. Wer ihm zustimmt, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men der Fraktion der AfD. Gegenstimmen? Das
sind alle anderen Abgeordneten des Hauses. Damit
ist der Änderungsantrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5077. Wer dem zustimmt, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men der Fraktion der AfD. Gegenstimmen? Das
sind alle anderen Abgeordneten des Hauses. Damit
ist der Änderungsantrag abgelehnt.

Ich rufe auf die namentliche Abstimmung des Ände-
rungsantrags der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5078 und bitte die Schriftführer, die Stimm-
karten einzusammeln. – Ich schließe die Abstim-
mung und bitte um Auszählung. – Ich darf Ihnen
das Ergebnis bekannt geben. Es wurden 87 Stim-
men abgegeben. Mit Ja stimmten 7, mit Nein 80,
bei keiner Enthaltung (namentliche Abstimmung
siehe Anlage 13). Damit ist der Änderungsantrag
abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5079. Wer ihm zustimmt, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men der Fraktion der AfD. Gegenstimmen? Das
sind alle anderen Abgeordneten des Hauses. Damit
abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5080. Wer ihm zustimmt, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men der Fraktion der AfD. Gegenstimmen? Das
sind alle anderen Abgeordneten des Hauses. Damit
abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5081. Wer ihm zustimmt, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men der Fraktion der AfD. Gegenstimmen? Das
sind alle anderen Abgeordneten des Hauses. Damit
abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5082. Wer ihm zustimmt, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men der Fraktion der AfD. Gegenstimmen? Das
sind alle anderen Abgeordneten des Hauses. Damit
abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5083. Wer ihm zustimmt, den

bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men der Fraktion der AfD. Gegenstimmen? Das
sind alle anderen Abgeordneten des Hauses. Damit
abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5084. Wer ihm zustimmt, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men der Fraktion der AfD. Gegenstimmen? Das
sind alle anderen Abgeordneten des Hauses. Damit
abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5085. Wer ihm zustimmt, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men der Fraktion der AfD. Gegenstimmen? Das
sind alle anderen Abgeordneten des Hauses. Damit
abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5086. Wer ihm zustimmt, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men der Fraktion der AfD. Gegenstimmen? Das
sind alle anderen Abgeordneten des Hauses. Damit
abgelehnt.

Ich rufe auf die namentliche Abstimmung über den
Änderungsantrag der Fraktion der CDU in Drucksa-
che 6/4964 und bitte, die Stimmkarten einzusam-
meln. – Ich schließe die Abstimmung und bitte um
Auszählung. – Ich darf Ihnen das Ergebnis bekannt
geben. Mit Ja stimmten 33, mit Nein 54, bei 1 Ent-
haltung (namentliche Abstimmung siehe Anla-
ge 14). Damit ist der Änderungsantrag abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Änderungs-
antrag der AfD-Fraktion in Drucksache 6/5087 in
namentlicher Abstimmung. Ich bitte, die Stimmkar-
ten einzusammeln. – Ich schließe die Abstimmung
und bitte um Auszählung. Ich bitte die Abgeordne-
ten im Haus, den Lärmpegel etwas zu senken,
denn die Kolleginnen und Kollegen müssen zählen.
– Ich darf Ihnen das Ergebnis bekannt geben. Es
wurden 88 Stimmen abgegeben. Mit Ja stimmten 8,
mit Nein 80 (namentliche Abstimmung siehe Anla-
ge 15). Damit ist der Änderungsantrag der AfD ab-
gelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5088. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Wir kommen zur namentlichen Abstimmung des
Änderungsantrags der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5089. Ich bitte, die Stimmkarten einzusam-
meln. – Ich schließe die Abstimmung und bitte um
Auszählung. – Ich darf Ihnen das Ergebnis bekannt
geben. Es wurden 86 Stimmen abgegeben. Mit Ja
stimmten 8, mit Nein 78, bei keiner Enthaltung (na-
mentliche Abstimmung siehe Anlage 16). Damit ist
der Änderungsantrag abgelehnt.
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Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5090. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Stimmen aus dem
Haus. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf die Abstimmung über den Änderungs-
antrag der Fraktion der AfD in Drucksache 6/5091.
Wer stimmt dafür? Das sind die Stimmen der Frak-
tion der AfD. Gegenstimmen? Das sind die Stim-
men aller anderen Abgeordneten des Hauses. Da-
mit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5092. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Wer stimmt
dagegen? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5093. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5094. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5095. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind die Stimmen aller anderen Abge-
ordneten des Hauses. Damit ist der Antrag abge-
lehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktionen
Die Linke, der SPD und Bündnis 90/Die Grünen in
Drucksache 6/5212. Wer stimmt dafür? Das sind
die Koalitionsfraktionen und der fraktionslose Abge-
ordnete Gentele. Wer stimmt dagegen? Das sind
die Fraktionen der CDU und der AfD. Damit ist der
Antrag angenommen.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5096. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5097. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5098. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind die Stimmen aller anderen Abge-
ordneten des Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5099. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5100. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5101. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5102. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5103. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5104. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf die namentliche Abstimmung des Ände-
rungsantrags der Fraktion der CDU in Drucksa-
che 6/4965. Ich bitte die Schriftführer, die Stimm-
karten einzusammeln. – Hatten alle Abgeordneten
die Gelegenheit, ihre Stimme abzugeben? Ich
schließe die Abstimmung und bitte um Auszählung.
– Ich darf Ihnen das Ergebnis bekannt geben. Es
wurden 87 Stimmen abgegeben. Mit Ja stimmten
32, mit Nein 47, bei 8 Enthaltungen (namentliche
Abstimmung siehe Anlage 17). Damit ist der Antrag
abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5105. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf die Abstimmung über den Änderungs-
antrag der Fraktion der AfD in Drucksache 6/5106.
Wer stimmt dafür? Das sind die Stimmen der Frak-
tion der AfD. Gegenstimmen? Das sind alle ande-
ren Abgeordneten des Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf die Abstimmung über den Änderungs-
antrag der Fraktion der AfD in Drucksache 6/5107.
Wer stimmt dafür? Das sind die Stimmen der Frak-
tion der AfD. Gegenstimmen? Das sind alle ande-
ren Abgeordneten des Hauses. Damit abgelehnt.
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Ich rufe auf die Abstimmung über den Änderungs-
antrag der Fraktion der AfD in Drucksache 6/5108.
Wer stimmt dafür? Das sind die Stimmen der Frak-
tion der AfD. Gegenstimmen? Das sind alle ande-
ren Abgeordneten des Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5109. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5110. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5111. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
CDU in Drucksache 6/4966. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der CDU und des
Abgeordneten Kießling. Gegenstimmen? Das sind
die Stimmen der Koalitionsfraktionen. Stimmenthal-
tungen? Das sind die Stimmen der AfD-Fraktion
und des Abgeordneten Gentele. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5112. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5113. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5114. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5115. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
CDU in Drucksache 6/4967. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der CDU. Gegen-
stimmen? Das sind die Koalitionsfraktionen, die
AfD-Fraktion, der Abgeordnete Gentele. Damit ab-
gelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5116. Wer stimmt dafür? Das

sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf in namentlicher Abstimmung den Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU in Drucksa-
che 6/4968 und bitte, die Stimmkarten einzusam-
meln. – Ich schließe die Abstimmung und bitte um
Auszählung. – Ich darf Ihnen das Ergebnis bekannt
geben. Es wurden 88 Stimmen abgegeben. Mit Ja
stimmten 32, mit Nein 56 (namentliche Abstimmung
siehe Anlage 18). Damit ist der Änderungsantrag
abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5117. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5118. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Bei allen anderen Abgeordneten des Hauses.
Der Antrag ist abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5119. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind die Stimmen aller anderen Abge-
ordneten des Hauses. Damit ist der Antrag abge-
lehnt.

Ich rufe auf die namentliche Abstimmung des Ände-
rungsantrags der Fraktion der CDU in Drucksa-
che 6/4969 und bitte die Schriftführer, die Stimm-
karten einzusammeln. – Hatten alle Abgeordneten
die Gelegenheit, die Stimme abzugeben? Ich
schließe die Abstimmung und bitte um Auszählung.
– Ich darf Ihnen das Ergebnis bekannt geben. Es
wurden 88 Stimmen abgegeben. Mit Ja stimm-
ten 32, mit Nein 54, bei 2 Enthaltungen (namentli-
che Abstimmung siehe Anlage 19). Damit ist der
Änderungsantrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5120. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Bei allen anderen Abgeordneten des Hauses.
Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5121. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5122. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind die Stimmen aller anderen Abge-
ordneten des Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5123. Wer stimmt dafür? Das
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sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind die Stimmen aller anderen Abge-
ordneten des Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5124. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5125. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5126. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5127. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5128. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5129. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5130. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5132. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5133. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5134. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5135. Wer stimmt dafür? Das

sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5136. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5137. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5138. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5139. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind die Stimmen aller anderen Abge-
ordneten des Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5140. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind die Stimmen aller anderen Abge-
ordneten des Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5141. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5142. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
CDU in Drucksache 6/4970. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der CDU. Gegen-
stimmen? Das sind die Koalitionsfraktionen und die
Fraktion der AfD. Stimmenthaltungen? Das kann
ich nicht erkennen. Damit ist der Änderungsantrag
der Fraktion der CDU abgelehnt.

Ich rufe auf in namentlicher Abstimmung den Ände-
rungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5143 und bitte um das Einsammeln der
Stimmkarten. – Hatten alle die Gelegenheit, ihre
Stimme abzugeben? Ich schließe die Abstimmung
und bitte um Auszählung. – Ich darf Ihnen das Er-
gebnis bekannt geben. Es wurden 86 Stimmen ab-
gegeben. Mit Ja stimmten 7, mit Nein 79 (namentli-
che Abstimmung siehe Anlage 20). Damit ist der
Änderungsantrag abgelehnt.
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Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5144. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf in namentlicher Abstimmung den Ände-
rungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5145 und bitte um das Einsammeln der
Stimmkarten. – Ich schließe die Abstimmung und
bitte um Auszählung. – Ich darf Ihnen das Ergebnis
bekannt geben. Es wurden 86 Stimmen abgege-
ben. Mit Ja stimmten 7, mit Nein 79 (namentliche
Abstimmung siehe Anlage 21). Damit ist der Antrag
abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5146. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5147. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
CDU in Drucksache 6/4971. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der CDU. Gegen-
stimmen? Das sind die Koalitionsfraktionen und der
Abgeordnete Gentele. Stimmenthaltungen? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Damit ist
der Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf die namentliche Abstimmung des Ände-
rungsantrags der Fraktion der CDU in Drucksa-
che 6/4972. Ich bitte die Schriftführer, die Stimm-
karten einzusammeln. – Hatten alle die Gelegen-
heit, ihre Stimme abzugeben? Ich schließe die Ab-
stimmung und bitte um Auszählung. – Ich darf Ih-
nen das Ergebnis bekannt geben. Es wurden
86 Stimmen abgegeben. Mit Ja stimmten 32, mit
Nein 53, bei 1 Enthaltung (namentliche Abstim-
mung siehe Anlage 22). Damit ist der Änderungs-
antrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5148. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind alle anderen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf die namentliche Abstimmung des Ände-
rungsantrags der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5149. Ich bitte, die Stimmkarten einzusam-
meln. – Ich schließe die Abstimmung und bitte um
Auszählung. – Ich darf Ihnen das Ergebnis bekannt
geben. Bei 88 abgegebenen Stimmen stimmten
8 Abgeordnete mit Ja, mit Nein 80 (namentliche Ab-
stimmung siehe Anlage 23). Damit ist der Antrag
abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktionen
Die Linke, der SPD und Bündnis 90/Die Grünen in
Drucksache 6/5213. Wer stimmt dafür? Das sind
die Koalitionsfraktionen und der Abgeordnete
Gentele. Gegenstimmen? Das ist die Fraktion der
AfD. Stimmenthaltungen? Das ist die Fraktion der
CDU. Damit ist der Antrag angenommen.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5150. Wer stimmt dafür? Das
sind die Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstim-
men? Das sind die übrigen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Ich rufe auf in namentlicher Abstimmung den Ände-
rungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5151 und bitte, die Stimmkarten einzusam-
meln. – Ich schließe die Abstimmung und bitte um
Auszählung. – Ich darf Ihnen das Ergebnis bekannt
geben. Es wurden 87 Stimmen abgegeben, mit Ja
stimmten 8, mit Nein 79 (namentliche Abstimmung
siehe Anlage 24). Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5152. Wer dem zustimmt, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die die
Stimmen der Fraktion der AfD. Gegenstimmen?
Das sind alle anderen Abgeordneten des Hauses.
Damit abgelehnt.

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktionen Die
Linke, der SPD und Bündnis 90/Die Grünen in
Drucksache 6/5214 – Neufassung – auf. Wer
stimmt dafür? Das sind die Koalitionsfraktionen.
Gegenstimmen? Das sind die CDU-Fraktion und
die AfD-Fraktion. Stimmenthaltungen? Kann ich
nicht erkennen. Herr Abgeordneter Gentele hat zu-
gestimmt. Damit ist der Änderungsantrag angenom-
men.

Ich rufe in namentlicher Abstimmung den Ände-
rungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5154 auf und bitte, die Stimmkarten einzu-
sammeln.

Vizepräsidentin Marx:

Hatten alle Kollegen die Gelegenheit zur Stimmab-
gabe? Dann schließe ich die Abstimmung und bitte
um Auszählung. – Ich darf Ihnen das Ergebnis be-
kannt geben. Es wurden 88 Stimmen abgegeben.
Mit Ja stimmten 8, mit Nein 80 (namentliche Ab-
stimmung siehe Anlage 25). Der Antrag ist damit
abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Änderungs-
antrag der Fraktion der AfD in Drucksache 6/5155.
Wer für diesen Antrag stimmt, den bitte ich um das
Handzeichen. Ich habe noch einen vergessen. Al-
les noch einmal zurück, Entschuldigung.

Wir stimmen zunächst über den Änderungsantrag
der Fraktion der CDU in der Drucksache 6/4973 ab.
Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um das
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Handzeichen. Das sind die Stimmen aus der CDU-
Fraktion. Wer ist gegen diesen Antrag? Das sind
die Koalitionsfraktionen, die AfD und die fraktionslo-
sen Abgeordneten. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der AfD in der Drucksa-
che 6/5155. Wer ist für diesen Antrag? Das ist die
Fraktion der AfD. Wer stimmt dagegen? Das sind
alle anderen Abgeordneten des Hauses. Er ist da-
mit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in der Druck-
sache 6/5153. Wer stimmt für diesen Antrag? Das
sind die Stimmen der AfD. Wer stimmt dagegen?
Das sind die restlichen Abgeordneten des Hauses.
Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in der Druck-
sache 6/5156. Wer ist für diesen Antrag? Das ist
die Fraktion der AfD. Wer stimmt gegen diesen An-
trag? Die restlichen Mitglieder des Hauses. Damit
abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5157. Wer ist für diesen Antrag? Die Stim-
men der AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? Das
sind alle anderen Abgeordneten des Hauses. Damit
abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der CDU in Drucksa-
che 6/4974. Wer stimmt für diesen Antrag? Das ist
die Fraktion der CDU. Wer stimmt dagegen? Das
sind die Mitglieder der Koalitionsfraktionen und der
AfD-Fraktion. Stimmenthaltungen? Der fraktionslo-
se Abgeordnete Gentele. Und wenn Herr Staatsmi-
nister Hoff sich gesetzt hätte, hätte ich auch sehen
können, wie Herr Krumpe abstimmt. Vielleicht tut er
das. Herr Krumpe, wollen Sie noch Ihr Stimmver-
halten mitteilen? Wie haben Sie denn abgestimmt,
ich konnte Sie nicht sehen?

(Zuruf Abg. Krumpe, fraktionslos: Ich habe
mit den Koalitionsfraktionen gestimmt!)

Mit den Koalitionsfraktionen. Der Antrag ist aber mit
Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen jetzt zum Änderungsantrag der Frak-
tion der AfD in Drucksache 6/5158. Wer ist dafür?
Das sind die AfD-Fraktionsstimmen. Wer ist dage-
gen? Das sind die restlichen Abgeordneten des
Hauses. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5159. Wer ist dafür? Die AfD-Fraktion. Wer
ist dagegen? Sämtliche andere Fraktionen des
Hauses und die fraktionslosen Abgeordneten. Da-
mit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5160. Wer ist für diesen Antrag? Die Fraktion
der AfD. Wer stimmt dagegen? Die restlichen Frak-
tionen des Hauses und die beiden fraktionslosen
Kollegen. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5161. Wer ist dafür? Die Fraktion der AfD.
Wer stimmt dagegen? Die anderen Fraktionen und
die beiden fraktionslosen Abgeordneten. Damit ab-
gelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5162. Wer ist für diesen Antrag? Die Fraktion
der AfD. Wer stimmt dagegen? Das sind die ande-
ren Fraktionen des Hauses und die beiden frak-
tionslosen Kollegen. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5163. Wer stimmt für diesen Antrag? Das
sind die Stimmen aus der AfD-Fraktion. Wer ist da-
gegen? Da sind die Stimmen aller anderen Kolle-
gen des Hauses. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5164. Wer stimmt für diesen Antrag? Das
sind die Stimmen aus der AfD-Fraktion. Wer stimmt
dagegen? Das sind die Stimmen der restlichen Kol-
legen des Hauses. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5165. Wer stimmt für diesen Antrag? Die
Stimmen aus der AfD-Fraktion. Wer stimmt dage-
gen? Die restlichen Kolleginnen und Kollegen des
Hauses. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktionen Die Linke, SPD
und Bündnis 90/Die Grünen in Drucksache 6/5215.
Wer stimmt für diesen Antrag? Das sind die Koali-
tionsfraktionen und die fraktionslosen Abgeordne-
ten Krumpe und Gentele. Wer stimmt dagegen?
Das sind die Fraktionen von CDU und AfD. Damit
ist der Antrag angenommen.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5166, das ist eine namentliche Abstimmung
und ich bitte, die Stimmkarten einzusammeln. –
Hatten alle Mitglieder des Hauses Gelegenheit zur
Stimmabgabe? Dann schließe ich die Abstimmung
und bitte um Auszählung. – Ich darf das Ergebnis
der namentlichen Abstimmung bekannt geben. Es
wurden abgegeben 86 Stimmen, Jastimmen 6,
Neinstimmen 80 (namentliche Abstimmung siehe
Anlage 26). Der Antrag ist damit abgelehnt.

Wir kommen dann zum Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU in Drucksache 6/5241. Wer ist für die-
sen Antrag? Das sind die Kolleginnen und Kollegen
aus der CDU-Fraktion. Wer ist dagegen? Das sind
die Stimmen aus dem Rest des Hauses. Der Antrag
ist damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5167: Wer ist für diesen Antrag? Die Fraktion
der AfD. Wer stimmt dagegen? Die restlichen Mit-
glieder des Hauses. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5168: Wer stimmt für diesen Antrag? Dafür
stimmt die AfD-Fraktion. Wer ist dagegen? Die rest-
lichen Mitglieder des Hauses. Damit abgelehnt.
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Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5169: Wer stimmt für diesen Antrag? Die
AfD-Fraktion. Dagegen? Die restlichen Mitglieder
des Hauses. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5170: Wer ist dafür? Das ist die AfD-Fraktion.
Wer stimmt dagegen? Die restlichen Fraktionen
des Hauses und die beiden fraktionslosen Abgeord-
neten. Der Antrag ist damit abgelehnt.

Wir kommen jetzt zum Änderungsantrag der Frak-
tion der AfD in Drucksache 6/5171 in namentlicher
Abstimmung. Ich bitte darum, die Stimmkarten ein-
zusammeln. – Hatte jeder im Haus die Gelegenheit
zur Stimmabgabe? Dann bitte ich um Auszählung.
– Ich darf Ihnen das Ergebnis der namentlichen Ab-
stimmung bekannt geben. Es wurden abgegeben
84 Stimmen, mit Ja haben gestimmt 5, mit Nein 79
(namentliche Abstimmung siehe Anlage 27). Der
Antrag ist damit abgelehnt.

Wir kommen zum Änderungsantrag der Fraktion
der AfD in Drucksache 6/5172. Wer ist für diesen
Antrag? Die Fraktion der AfD. Wer ist dagegen?
Die restlichen Fraktionen des Hauses und der Ab-
geordnete Gentele. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5173: Wer ist für diesen Antrag? Die Mitglie-
der der AfD-Fraktion. Wer ist dagegen? Die restli-
chen Mitglieder des Hauses. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5174: Wer ist dafür? Die Mitglieder der AfD-
Fraktion. Wer ist dagegen? Die restlichen Mitglieder
des Hauses. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5175: Wer ist dafür? Die Fraktion der AfD.
Wer stimmt dagegen? Die restlichen Mitglieder des
Hauses. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5176: Wer ist für diesen Antrag? Die Mitglie-
der der AfD-Fraktion. Wer ist dagegen? Die ande-
ren Mitglieder des Hauses. Damit mehrheitlich ab-
gelehnt.

Wir kommen zum Änderungsantrag der Fraktionen
Die Linke, der SPD und Bündnis 90/Die Grünen in
Drucksache 6/5216: Wer ist für diesen Antrag? Das
sind die Koalitionsfraktionen, die Fraktion der CDU
und der Abgeordnete Gentele. Wer ist dagegen?
Die AfD-Fraktion. Dann ist dieser Antrag mehrheit-
lich angenommen.

Änderungsantrag der Fraktionen Die Linke, der
SPD und Bündnis 90/Die Grünen in Drucksa-
che 6/5217: Wer ist für diesen Antrag? Das sind
wiederum die Koalitionsfraktionen, die Fraktion der
CDU und der Abgeordnete Gentele. Wer stimmt da-
gegen? Die Fraktion der AfD. Mehrheitlich ange-
nommen.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5177: Wer stimmt für diesen Antrag? Die
AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? Die restlichen
Mitglieder des Hauses. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5178: Wer stimmt dafür? Die AfD-Fraktion.
Wer stimmt dagegen? Die restlichen Mitglieder des
Hauses. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5179: Wer stimmt für diesen Antrag? Die
Fraktion der AfD. Wer stimmt dagegen? Die restli-
chen Mitglieder des Hauses. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5180: Wer stimmt für diesen Antrag? Die Mit-
glieder der AfD-Fraktion. Wer ist dagegen? Die
restlichen Fraktionen des Hauses und der Kollege
Gentele. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der CDU in Drucksa-
che 6/5249: Wer ist für diesen Antrag? Die Fraktion
der CDU. Wer ist dagegen? Das sind die restlichen
Mitglieder des Hauses. Damit ist dieser Antrag ab-
gelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5181: Wer ist für diesen Antrag? Das sind die
Stimmen aus der AfD-Fraktion. Wer ist dagegen?
Das sind die restlichen Kollegen des Hauses. Damit
abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der CDU in Drucksa-
che 6/4975: Wer ist für diesen Antrag? Das sind die
Stimmen aus der CDU-Fraktion. Wer ist dagegen?
Das sind die Kollegen aus dem Rest des Hauses.
Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktionen Die Linke, der
SPD und Bündnis 90/Die Grünen in Drucksa-
che 6/5218: Wer ist für diesen Antrag? Die Koali-
tionsfraktionen und der fraktionslose Abgeordnete
Gentele. Wer ist dagegen? Die AfD-Fraktion. Wer
enthält sich? Das sind die Stimmen aus der CDU-
Fraktion. Damit ist dieser Antrag mehrheitlich ange-
nommen.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5182: Wer ist dafür? Die AfD-Fraktion. Wer
ist dagegen? Die restlichen Kollegen des Hauses.
Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5183: Wer stimmt diesem Antrag zu? Die
Stimmen aus der AfD-Fraktion. Wer ist dagegen?
Die restlichen Kollegen des Hauses. Damit ist der
Antrag abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5184: Wer stimmt für diesen Antrag? Die Mit-
glieder der AfD-Fraktion. Wer ist dagegen? Die
restlichen Mitglieder des Hauses. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der CDU in Drucksa-
che 6/4976: Wer stimmt…
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(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: In namentli-
cher Abstimmung!)

Das ist eine namentliche Abstimmung, Entschuldi-
gung. Ich eröffne jetzt die Stimmeinsammlung. –
Hatten alle Mitglieder des Hauses Gelegenheit zur
Stimmabgabe? Dann schließe ich die Abstimmung
und bitte um Auszählung. – Ich gebe das Ergebnis
der namentlichen Abstimmung bekannt. Es wurden
85 Stimmen abgegeben, 31 Jastimmen, 54 Nein-
stimmen (namentliche Abstimmung siehe Anla-
ge 28). Der Antrag ist damit abgelehnt.

Wir kommen zum Änderungsantrag der Fraktion
der AfD in Drucksache 6/5185. Wer ist für diesen
Antrag? Die Kolleginnen und Kollegen aus der AfD-
Fraktion. Wer ist dagegen? Die restlichen Kollegen
des Hauses. Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5186: Wer stimmt für diesen Antrag? Die
AfD-Fraktion. Wer ist dagegen? Der Rest des
Hauses. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5187: Wer stimmt für diesen Antrag? Die
AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? Der Rest des
Hauses. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5188: Wer stimmt für diesen Antrag? Die
AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? Der Rest des
Hauses. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5190: Wer stimmt für diesen Antrag? Die
Fraktion der AfD. Wer stimmt dagegen? Alle ande-
ren Mitglieder des Hauses. Damit ist der Antrag ab-
gelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5191: Wer stimmt für diesen Antrag? Die
AfD-Fraktion. Wer ist dagegen? Die anderen Mit-
glieder des Hauses. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5193: Wer stimmt für diesen Antrag? Die
AfD-Fraktion. Wer ist dagegen? Alle anderen Kolle-
ginnen und Kollegen des Hauses. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5194: Wer stimmt für diesen Antrag? Die Kol-
legen aus der AfD-Fraktion. Wer ist dagegen? Die
restlichen Mitglieder dieses Hauses. Damit abge-
lehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5195: Wer stimmt für diesen Antrag? Die
AfD-Fraktion. Wer ist dagegen? Der Rest des
Hauses. Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktion der AfD in Drucksa-
che 6/5196: Wer stimmt dafür? Die Fraktion der
AfD. Wer stimmt dagegen? Der Rest des Hauses.
Damit abgelehnt.

Änderungsantrag der Fraktionen Die Linke, der
SPD, Bündnis 90/Die Grünen in Drucksa-
che 6/5234: Wer stimmt für diesen Antrag? Die
Koalitionsfraktionen und die fraktionslosen Abge-
ordneten Gentele und Krumpe. Wer stimmt dage-
gen? Die Fraktionen von CDU und AfD. Damit
mehrheitlich angenommen.

Wir kommen zu einer weiteren namentlichen Ab-
stimmung, und zwar über den Änderungsantrag der
Fraktion der CDU in Drucksache 6/4978. Ich bitte,
die Stimmkarten einzusammeln. – Hatten alle Kolle-
gen des Hauses Gelegenheit zur Stimmabgabe?
Das ist der Fall. Dann schließe ich die Abstimmung
und bitte um Auszählung. – Ich darf das Ergebnis
bekannt geben. Abgegeben wurden 87 Stimmen.
Mit Ja haben 32 gestimmt, mit Nein 54, es gab
1 Stimmenthaltung (namentliche Abstimmung siehe
Anlage 29). Damit ist der Änderungsantrag mit
Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zu einer weiteren namentlichen Ab-
stimmung zum Änderungsantrag der Fraktion der
CDU in Drucksache 6/4979. Ich darf bitten, die
Stimmkarten einzusammeln. – Hatte jeder die Gele-
genheit zur Stimmabgabe? Das ist der Fall. Dann
schließe ich die Abstimmung und bitte um Auszäh-
lung. – Dann darf ich das Ergebnis bekannt geben.
Es wurden 88 Stimmen abgegeben. Mit Ja stimm-
ten 32, mit Nein 56 (namentliche Abstimmung siehe
Anlage 30). Damit ist der Antrag mit Mehrheit abge-
lehnt.

Wir kommen zu einer weiteren namentlichen Ab-
stimmung zum Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5197. Ich darf um das Ein-
sammeln der Stimmkarten bitten. – Hat jetzt jeder
seine Stimmkarte abgegeben? Das ist der Fall.
Dann schließe ich den Abstimmungsgang und bitte
um Auszählung. – Ich gebe das Ergebnis der Ab-
stimmung bekannt. Abgegeben wurden 88 Stim-
men, davon stimmten mit Ja 8, mit Nein 80 (na-
mentliche Abstimmung siehe Anlage 31). Der An-
trag ist damit abgelehnt.

Wir kommen zur nächsten namentlichen Abstim-
mung: Änderungsantrag der Fraktion der CDU in
Drucksache 6/4980. Ich darf bitten, die Stimmkar-
ten einzusammeln. – Hatten alle Mitglieder des
Hauses Gelegenheit zur Stimmabgabe? Nein, noch
ein kleines Sekündchen. Jetzt. Dann schließe ich
die Abstimmung und bitte um Auszählung. – Ich
darf das Ergebnis der namentlichen Abstimmung
bekannt geben. Es wurden 88 Stimmen abgege-
ben. Mit Ja stimmten 32, mit Nein 56 (namentliche
Abstimmung siehe Anlage 32). Damit ist auch die-
ser Antrag mit Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zur nächsten namentlichen Abstim-
mung, sie betrifft den Änderungsantrag der Fraktion
der AfD in der Drucksache 6/5198. Ich darf die
Schriftführer bitten, mit der Einsammlung der Kar-
ten zu beginnen. – Hatten alle Mitglieder des
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Hauses Gelegenheit zur Stimmabgabe? Das ist
jetzt der Fall gewesen. Damit schließe ich die Ab-
stimmung und bitte um Auszählung. – Ich darf das
Ergebnis bekannt geben. Es wurden 87 Stimmen
abgegeben. Mit Ja stimmten 8, mit Nein 79 (na-
mentliche Abstimmung siehe Anlage 33). Damit ist
der Änderungsantrag abgelehnt.

Wir kommen zu einer weiteren namentlichen Ab-
stimmung zum Änderungsantrag der Fraktion der
AfD in Drucksache 6/5199. Ich darf die Schriftführer
bitten, mit dem Einsammeln zu beginnen. – Hatte
jedes Mitglied im Haus Gelegenheit zur Stimmab-
gabe? Das ist der Fall. Dann schließe ich die Ab-
stimmung und bitte um Auszählung. – Ich darf das
Ergebnis bekannt geben. Abgegeben wurden
84 Stimmen, mit Ja 8, mit Nein 76 (namentliche Ab-
stimmung siehe Anlage 34). Damit ist dieser Antrag
mit Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zur nächsten namentlichen Abstim-
mung. Sie betrifft den Änderungsantrag der Frak-
tion der AfD in der Drucksache 6/5200. Ich darf die
Schriftführer bitten, mit dem Einsammeln zu begin-
nen. – Hatten alle Gelegenheit zur Stimmabgabe?
Dann schließe ich die Abstimmung und bitte um
Auszählung. – Ich darf das Ergebnis bekannt ge-
ben. Es wurden 89 Stimmen abgegeben, mit Ja 9,
mit Nein 80 (namentliche Abstimmung siehe Anla-
ge 35 – Ergebnis der Abstimmung wurde zu einem
späteren Zeitpunkt in der Sitzung durch Vizepräsi-
dentin Marx korrigiert). Damit ist der Änderungsan-
trag abgelehnt.

Wir kommen jetzt zum nächsten Antrag. Das ist der
Änderungsantrag des Abgeordneten Krumpe in der
Drucksache 6/5250. Der Kollege Krumpe hat darum
gebeten, dass über seinen Antrag gleichfalls na-
mentlich abgestimmt wird. Ich schlage jetzt vor, die-
ser Bitte zu entsprechen. Dann machen wir das so.
Ich bitte die Schriftführer erneut um das Einsam-
meln der Stimmkarten. – Haben alle ihre Stimme
abgegeben? Das ist der Fall. Dann schließe ich die
Abstimmung und bitte um Auszählung. – Ich darf
das Ergebnis bekannt geben. Es wurden 87 Stim-
men abgegeben, mit Ja stimmten 6, mit Nein 79
und 2 Enthaltungen (namentliche Abstimmung sie-
he Anlage 36). Damit ist dieser Änderungsantrag
ebenfalls mit Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen dann zum Änderungsantrag der Frak-
tion der AfD in Drucksache 6/5192. Wer stimmt für
diesen Antrag? Die Mitglieder der AfD-Fraktion.
Wer stimmt dagegen? Die restlichen Mitglieder des
Hauses. Der Antrag ist damit abgelehnt.

Wir kommen zum Änderungsantrag der Fraktion
der CDU in Drucksache 6/4981. Wer stimmt für die-
sen Antrag? Die Mitglieder der CDU-Fraktion. Und
Teile der AfD? Nein. Wer stimmt dagegen? Die
restlichen Mitglieder des Hauses. Damit ist dieser
Antrag abgelehnt.

Wir kommen dann zu einer weiteren namentlichen
Abstimmung über den Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU in der Drucksache 6/4977. Ich darf er-
neut die Schriftführer bitten, die Stimmkarten einzu-
sammeln. – Hatte jeder Gelegenheit zur Stimmab-
gabe? Dann schließe ich die Abstimmung und bitte
um Auszählung. – Ich gebe das Ergebnis der Ab-
stimmung bekannt. Es wurden abgegeben 88 Stim-
men, mit Ja stimmten 33, mit Nein 55 (namentliche
Abstimmung siehe Anlage 37). Damit ist der Ände-
rungsantrag mit Mehrheit abgelehnt.

An dieser Stelle muss ich ein Auszählungsergebnis
einer vorherigen namentlichen Abstimmung korri-
gieren, und zwar ging es um den Änderungsantrag
der Fraktion der AfD in der Drucksache 6/5200. Es
wurden nicht 89 Stimmen abgegeben, sondern 88.
Und es gab nicht 9, sondern 8 Jastimmen und
80 Neinstimmen (namentliche Abstimmung siehe
Anlage 35). Es bleibt aber bei dem Ergebnis, dass
dieser Änderungsantrag mit Mehrheit abgelehnt
worden ist.

Ich rufe jetzt auf den Änderungsantrag der Fraktion
der AfD in Drucksache 6/5189. Wer für diesen Än-
derungsantrag ist, bitte ich um das Handzeichen.
Das ist die Fraktion der AfD. Wer ist dagegen? Das
sind alle anderen Mitglieder des Hauses. Damit ist
dieser Änderungsantrag abgelehnt.

Wir sind am Ende der Abstimmungen über die Än-
derungsanträge zu den Einzelplänen, das waren
immerhin 240. Herzlichen Dank an dieser Stelle.

Wir kommen jetzt zu den Änderungsanträgen zum
Haushaltsgesetz, und zwar hier zunächst zum Än-
derungsantrag der Fraktion der CDU in Drucksa-
che 6/4982. Aufgrund der Ablehnung diverser An-
träge zu den Einzelplänen sind die Nummern 1 und
2 dieses Antrags erledigt. Die einreichende Fraktion
wünscht eine Abstimmung in Teilen. Sie hätte gern
separat abgestimmt über die verbleibenden
Nummern 6 bis 10, die Nummern 11 und 12 und
die Nummern 3 bis 5 und 13 und 14, also in drei
Teilabstimmungen. Gibt es dagegen Widerspruch?
Das wird signalisiert. Dann muss ich darüber ab-
stimmen lassen, ob diese geteilte Abstimmung
stattfinden soll oder nicht. Wer ist dafür, in drei
Tranchen abzustimmen? Das sind die Fraktionen
der CDU und der AfD. Wer ist dagegen? Das sind
die Koalitionsfraktionen und Abgeordneter Gentele.
Wer enthält sich? Abgeordneter Krumpe. Damit
bleibt es bei einer Gesamtabstimmung über den
gesamten verbliebenen Restantrag, das heißt die
Ziffern 3 bis einschließlich 14. Hierzu ist dann eine
namentliche Abstimmung beantragt. Ich darf erneut
um Einsammeln der Stimmkarten bitten. – Hatte je-
des Mitglied des Hauses Gelegenheit zur Stimmab-
gabe? Das ist der Fall. Ich schließe die Abstim-
mung und bitte um Auszählung. – Ich darf das Ab-
stimmungsergebnis bekannt geben. Es wurden
88 Stimmen abgegeben. Mit Ja stimmten 32, mit
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Nein 56 (namentliche Abstimmung siehe Anla-
ge 38). Damit ist auch dieser Antrag mit Mehrheit
abgelehnt.

Wir kommen dann zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktionen Die Linke, der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen in Drucksache 6/5219. Wer
diesem Änderungsantrag die Zustimmung gibt, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Mitglie-
der der Koalitionsfraktionen und die fraktionslosen
Abgeordneten Krumpe und Gentele. Wer stimmt
dagegen? Das sind die Mitglieder der CDU-Fraktion
und der AfD-Fraktion. Damit ist dieser Änderungs-
antrag mehrheitlich angenommen.

Wir kommen dann zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung zum Thüringer Haushaltsgesetz
2018/2019 in Drucksache 6/4905 im Ganzen, das
heißt natürlich unter Berücksichtigung der soeben
und vorhin beschlossenen Änderungen. Wer dieser
Beschlussempfehlung zustimmt, den bitte ich um
das Handzeichen. Das sind die Koalitionsfraktionen
und die beiden fraktionslosen Abgeordneten Krum-
pe und Gentele. Wer stimmt dagegen? Das sind die
Fraktionen von CDU und AfD. Die Beschlussemp-
fehlung ist damit angenommen.

Wir kommen dann zur Abstimmung in zweiter Bera-
tung über den Entwurf des Thüringer Haushaltsge-
setzes 2018/2019 einschließlich Landeshaushalts-
plan, Drucksache 6/4378, unter Berücksichtigung
der angenommenen und geänderten Be-
schlussempfehlung. Wer in der zweiten Beratung
dem Thüringer Haushaltsgesetz wie eben verlesen
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Das
sind die Stimmen aus den Koalitionsfraktionen und
von den beiden fraktionslosen Kollegen Krumpe
und Gentele. Damit ist in zweiter Beratung das Thü-
ringer Haushaltsgesetz einschließlich des Landes-
haushaltsplans angenommen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ach so, die Gegenstimmen habe ich nicht erfragt.
Die Gegenstimmen, Entschuldigung? Gegenstim-
men aus der CDU-Fraktion und der AfD-Fraktion,
die haben komplett dagegen gestimmt. Aber den-
noch ändert sich das Ergebnis nicht. Das Haus-
haltsgesetz ist angenommen.

Und ich bitte diejenigen, die das in der Schlussab-
stimmung bekräftigen wollen, dies durch Aufstehen
zu signalisieren und sich von den Plätzen zu erhe-
ben. Das sind erneut die Mitglieder der Koalitions-
fraktionen und die fraktionslosen Abgeordneten
Gentele und Krumpe. Wer ist dagegen? Das sind
die Abgeordneten von CDU und AfD. Damit haben
wir jetzt ein Thüringer Haushaltsgesetz.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben aber noch ein bisschen Arbeit zu leisten.

Wir kommen nämlich jetzt zu den Entschließungs-
anträgen zum Haushalt. Der erste Entschließungs-
antrag ist von der Fraktion der CDU in der Drucksa-
che 6/4983 und hierzu ist namentliche Abstimmung
beantragt. Ich darf erneut um Einsammlung der
Stimmkarten bitten. – Hatte jeder Gelegenheit zur
Stimmabgabe? Das ist der Fall. Dann schließe ich
die Abstimmung und bitte um Auszählung. – Ich
darf das Ergebnis der Abstimmung bekannt geben.
Es wurden 86 Stimmen abgegeben, davon mit
Ja 30, mit Nein 56 (namentliche Abstimmung siehe
Anlage 39). Damit ist der Entschließungsantrag mit
Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zum nächsten Entschließungsantrag
der Fraktion der CDU in der Drucksache 6/4984.
Wer möchte diesem Entschließungsantrag zustim-
men, den bitte ich um das Handzeichen. Das ist die
CDU-Fraktion. Wer stimmt dagegen? Das sind die
anderen Fraktionen des Hauses. Enthaltungen gibt
es nicht. Damit ist dieser Entschließungsantrag ab-
gelehnt.

Wir kommen zum Entschließungsantrag der Frak-
tion der CDU in der Drucksache 6/4985. Wer
stimmt für diesen Entschließungsantrag? Das ist
die Fraktion der CDU. Wer stimmt dagegen? Das
sind die Koalitionsfraktionen und die Fraktion der
AfD. Gibt es Stimmenthaltungen? Das sehe ich
nicht. Damit ist auch dieser Entschließungsantrag
abgelehnt.

Wir kommen zum Entschließungsantrag der Frak-
tion der CDU in Drucksache 6/4986. Wer stimmt für
diesen Entschließungsantrag? Das sind die Mitglie-
der der CDU-Fraktion. Wer stimmt dagegen? Das
sind die Mitglieder der anderen Fraktionen des
Hauses. Der Antrag ist damit abgelehnt.

Wir kommen zum Entschließungsantrag der Frak-
tion der CDU in der Drucksache 6/4987. Wer die-
sem Entschließungsantrag zustimmt, den bitte ich
um das Handzeichen. Das sind die Mitglieder der
CDU-Fraktion. Wer stimmt dagegen? Das sind die
Koalitionsfraktionen und die Fraktion der AfD. Auch
dieser Entschließungsantrag ist damit abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur namentlichen Abstimmung
über den Entschließungsantrag der Fraktion der
CDU in der Drucksache 6/4988 und ich bitte um
Einsammeln der Stimmkarten. – Hatten alle Mitglie-
der des Hauses Gelegenheit zur Stimmabgabe?
Das ist jetzt der Fall. Ich schließe die Abstimmung
und bitte um Auszählung. – Ich darf das Ergebnis
bekannt geben. Es wurden 87 Stimmen abgege-
ben. Mit Ja stimmten 32, mit Nein 55 (namentliche
Abstimmung siehe Anlage 40). Damit ist der Ent-
schließungsantrag mit Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zu einer weiteren namentlichen Ab-
stimmung, und zwar über den Entschließungsan-
trag der Fraktion der CDU in der Drucksa-
che 6/4989, und ich darf erneut um das Einsam-
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meln der Stimmkarten bitten. – Haben alle Kollegen
ihre Stimme abgegeben? Das ist der Fall. Ich
schließe die Abstimmung und bitte um Auszählung.
– Ich darf das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung bekannt geben. Es wurden 87 Stimmen ab-
gegeben. Davon stimmten 32 mit Ja und 55 mit
Nein (namentliche Abstimmung siehe Anlage 41).
Damit ist der Entschließungsantrag mit Mehrheit
abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur namentlichen Abstimmung
über den Entschließungsantrag der Fraktion der
CDU in der Drucksache 6/4990 und auch hier darf
ich wieder bitten, die Stimmkarten einzusammeln. –
Hatten alle Kollegen und Kolleginnen Gelegenheit
zur Stimmabgabe? Das ist der Fall. Ich schließe die
Abstimmung und bitte um Auszählung. – Ich gebe
das Ergebnis der namentlichen Abstimmung be-
kannt. Es wurden 87 Stimmen abgegeben. Mit Ja
stimmten 32, mit Nein 55 (namentliche Abstimmung
siehe Anlage 42). Damit ist der Entschließungsan-
trag mit Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen jetzt zum Entschließungsantrag der
Fraktion der CDU in der Drucksache 6/4991. Wer
für diesen Entschließungsantrag ist, den bitte ich
um das Handzeichen. Das sind die Mitglieder der
CDU-Fraktion. Wer stimmt gegen diesen Entschlie-
ßungsantrag? Das sind die Mitglieder der Koali-
tionsfraktionen und der AfD-Fraktion und der frak-
tionslose Abgeordnete Gentele. Damit ist dieser
Entschließungsantrag abgelehnt.

Wir stimmen jetzt namentlich über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der CDU in der Drucksa-
che 6/4992 ab und ich darf um Einsammeln der
Stimmkarten bitten. – Sind alle Stimmen abgege-
ben? Das ist der Fall. Dann bitte ich um Auszäh-
lung. – Ich darf das Ergebnis der namentlichen Ab-
stimmung bekannt geben. Es wurden 87 Stimmen
abgegeben. Mit Ja stimmten 32, mit Nein 55 (na-
mentliche Abstimmung siehe Anlage 43). Damit ist
der Entschließungsantrag mit Mehrheit abgelehnt.

Ich gebe an dieser Stelle dem Kollegen Kummer
das Wort zu einer Erklärung zum Abstimmverhalten
nach § 45 der Geschäftsordnung.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, ich habe den Entschließungsan-
trag der Fraktion der CDU aus zwei Gründen abge-
lehnt.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Weil er
nicht durfte!)

Punkt 1: Die CDU-Fraktion fordert, dass Thüringen-
Forst hoheitliche Aufgaben nicht aus dem betriebli-
chen Bereich quersubventionieren darf. Das würde
schon bei der jetzigen Zuführung, die mit dem Er-
richtungsgesetz bis heute kontinuierlich abge-
schmolzen wurde, dazu führen, dass hoheitliche
Aufgaben gestrichen werden müssten und dass

Personal abgebaut werden müsste. Es war ein we-
sentlicher Grund für die Errichtung der Anstalt, dass
der vom Land vorgegebene Personalabbaupfad für
ThüringenForst nicht realisiert werden sollte, indem
man der Anstalt ermöglicht, über zusätzliche be-
triebliche Einnahmen dieses Personal weiter zu be-
halten, was in der Vergangenheit durch gute wirt-
schaftliche Daten der Anstalt auch gelang. Dement-
sprechend muss man diesen Antrag der Fraktion
der CDU ablehnen.

Der zweite Punkt: Die CDU möchte, dass Thürin-
genForst für den Nutzungsausfall aus Waldstillle-
gung die verloren gegangenen Gelder vollumfäng-
lich vom Land ersetzt bekommt. Das ist lobenswert,
das ist auch mein Wunsch. Das Problem ist dabei
nur, dass das Errichtungsgesetz ein solches Vorge-
hen verbietet. Das sagt nämlich ganz klar, dass das
Land dieses Geld nicht erstatten soll. Dementspre-
chend hilft uns hier kein Entschließungsantrag, wir
brauchen eine Gesetzesänderung. Ich lade Sie
gern dazu ein, diese Gesetzesänderung mit auf den
Weg zu bringen. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Marx:

Wir kommen damit zur nächsten Abstimmung. Es
steht jetzt zur Abstimmung, und zwar wiederum in
namentlicher Abstimmung, der Entschließungsan-
trag der Fraktion der CDU in der Drucksa-
che 6/4993. Ich darf um das Einsammeln der
Stimmkarten bitten. – Hatten alle Kolleginnen und
Kollegen Gelegenheit zur Stimmabgabe? Einen
kleinen Moment dauert es noch. Hiermit schließe
ich die Abstimmung und bitte um Auszählung. –
Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung lautet
wie folgt: Es wurden 87 Stimmen abgegeben, da-
von 32 mit Ja und 55 mit Nein (namentliche Abstim-
mung siehe Anlage 44). Damit ist der Entschlie-
ßungsantrag mit Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen jetzt zum Entschließungsantrag der
Fraktion der CDU in der Drucksache 6/4994. Wer
diesem Entschließungsantrag zustimmt, den bitte
ich um das Handzeichen. Das sind die Mitglieder
der Fraktion der CDU. Wer stimmt gegen diesen
Entschließungsantrag? Das sind die Koalitionsfrak-
tionen, die Fraktion der AfD und der fraktionslose
Abgeordnete Gentele. Damit ist dieser Entschlie-
ßungsantrag abgelehnt.

Wir kommen jetzt zum Entschließungsantrag der
Fraktionen Die Linke, der SPD und Bündnis 90/Die
Grünen in der Drucksache 6/5220. Wer diesem
Entschließungsantrag zustimmt, den bitte ich um
das Handzeichen. Das sind die Koalitionsfraktio-
nen, die Fraktion der CDU und der Abgeordnete
Gentele. Wer stimmt gegen diesen Entschließungs-
antrag? Die Fraktion der AfD. Damit ist dieser Ent-
schließungsantrag angenommen.
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Wir stimmen jetzt über den Entschließungsantrag
der Fraktionen Die Linke, der SPD und Bündnis
90/Die Grünen in der Drucksache 6/5221 ab. Wer
diesem Entschließungsantrag zustimmt, den bitte
ich um das Handzeichen. Das sind wiederum die
Koalitionsfraktionen, die Fraktion der CDU und der
Abgeordnete Gentele. Wer stimmt gegen diesen
Entschließungsantrag? Teile der AfD-Fraktion. Wer
enthält sich? Also die AfD-Fraktion will das als
Neinstimmen gewertet wissen. Dann hat die AfD-
Fraktion mit Nein gestimmt und der Entschlie-
ßungsantrag ist gleichwohl angenommen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktionen Die Linke, der
SPD und Bündnis 90/Die Grünen mit der Drucksa-
chennummer 6/5222. Wer diesem Antrag zustimmt,
den bitte ich um das Handzeichen. Das sind die
Koalitionsfraktionen, die Fraktion der CDU und der
Abgeordnete Gentele. Wer stimmt dagegen? Das
ist die AfD-Fraktion. Dann ist auch dieser Entschlie-
ßungsantrag mit Mehrheit angenommen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung zum Thüringer
Gesetz zur Anpassung des kommunalen Finanz-
ausgleichs und da zunächst zur Abstimmung über
den Änderungsantrag der Fraktion der CDU in der
Drucksache 6/4995. Die Nummern 1 und 2 dieses
Antrags betrachten sich als erledigt, weil die Ände-
rungsanträge in den Drucksachen 6/4979 und 6/
4980 abgelehnt worden sind. Wir haben jetzt nur
noch über die weiteren Antragsbestandteile abzu-
stimmen. Hier hat die CDU eine namentliche Ab-
stimmung beantragt. Dann stimmen wir jetzt über
diesen Teil namentlich ab. Ich bitte um das Einsam-
meln der Stimmkarten. – Hatten alle Kolleginnen
und Kollegen Gelegenheit zur Stimmabgabe? Das
ist jetzt der Fall. Ich schließe die Abstimmung und
bitte um Auszählung. – Ich gebe das Ergebnis der
namentlichen Abstimmung bekannt. Es wurden
87 Stimmen abgegeben. Mit Ja haben 32 gestimmt,
mit Nein 55 (namentliche Abstimmung siehe Anla-
ge 45). Damit ist der Änderungsantrag der Fraktion
der CDU mit Mehrheit abgelehnt.

(Beifall CDU)

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktionen Die Linke, der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen in der Drucksache 6/5211.
Wer diesem Änderungsantrag zustimmt, den bitte
ich um das Handzeichen. Das sind die Koalitions-
fraktionen und der Abgeordnete Gentele. Wer
stimmt dagegen? Das sind die Fraktionen der CDU
und der AfD. Der Änderungsantrag ist damit mehr-
heitlich angenommen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung zum Thüringer Gesetz zur An-
passung des kommunalen Finanzausgleichs in der
Drucksache 6/4900 im Ganzen unter Berücksichti-
gung der eben angenommenen Änderungen. Wer
dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. Das

sind die Koalitionsfraktionen und der Abgeordnete
Gentele. Wer stimmt dagegen? Das sind die Frak-
tionen der CDU und der AfD. Damit ist die Be-
schlussempfehlung angenommen.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Die
CDU stimmt gegen 2 Milliarden Euro für
Kommunen! Schämt euch!)

Wir kommen dann zur Abstimmung in zweiter Bera-
tung über den Entwurf des Thüringer Gesetzes zur
Anpassung des kommunalen Finanzausgleichs in
der Drucksache 6/4497 unter Berücksichtigung der
soeben angenommenen Beschlussempfehlung.
Wer dem seine Zustimmung gibt, den bitte ich um
das Handzeichen. Das sind die Koalitionsfraktionen
und der Abgeordnete Gentele. Wer ist gegen die-
sen Gesetzentwurf? Das sind die Fraktionen der
CDU und der AfD. Damit ist dieses Gesetz in zwei-
ter Beratung angenommen.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer das in
der Schlussabstimmung bekräftigen möchte, den
bitte ich, sich von seinem Platz zu erheben. Das
sind erneut die Mitglieder der Koalitionsfraktionen.
Wer ist dagegen? Das sind die Fraktionen der CDU
und der AfD. Der Abgeordnete Gentele hat auch
noch dafür gestimmt. Damit haben wir auch ein
Thüringer Gesetz zur Anpassung des kommunalen
Finanzausgleichs verabschiedet.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben jetzt noch über die Beschlussempfeh-
lung zum Mittelfristigen Finanzplan für die Jahre
2017 bis 2021 für den Freistaat Thüringen in der
Drucksache 6/4899 abzustimmen. Wer dieser Be-
schlussempfehlung zustimmt, den bitte ich um das
Handzeichen. Das sind die Koalitionsfraktionen und
der Abgeordnete Gentele. Wer ist dagegen? Das
sind die Fraktionen der CDU und der AfD. Damit ist
die Beschlussempfehlung angenommen.

Die letzte Abstimmung für heute: Wir kommen zur
Beschlussempfehlung zum Bericht über den Stand
und die voraussichtliche Entwicklung der Finanz-
wirtschaft des Landes in der Drucksache 6/4898.
Wer dieser Beschlussempfehlung zustimmt, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Koali-
tionsfraktionen und der Kollege Gentele. Wer
stimmt dagegen? Das sind die Fraktionen der CDU
und der AfD. Damit ist auch diese Beschlussemp-
fehlung angenommen.

Wir sind damit am Ende dieses Tages – relativ zei-
tig – und auch mit unserer Haushaltsberatung zu
Ende. Ich bedanke mich ganz herzlich bei Ihnen al-
len für die Konzentration und Geduld,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

auch bei den Schriftführerinnen und Schriftführern
und den Mitarbeitern der Verwaltung.
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Bevor Sie jetzt hier den Saal verlassen, erinnere ich
Sie noch mal daran, dass Sie bitte Ihren Platz kom-
plett beräumen, denn morgen ist die Gedenkfeier
und da haben wir eine andere Sitzordnung.

Die nächste Sitzung unseres Thüringer Landtags –
das ist die 108. – berufe ich morgen um 12.00 Uhr
hier in diesem schönen Rund ein. Kommen Sie gut
durch die Nacht! Ich schließe die Sitzung.

Ende: 21.00 Uhr
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Anlage 1

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5014 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar, (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU)
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD)
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos)

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD)
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
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83. Voigt, Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 2

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5026 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar, (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU)
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos)

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein

9204 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 107. Sitzung - 25.01.2018



83. Voigt, Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 3

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der CDU in Drucksache 6/4959 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André

(DIE LINKE)
nein

5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU)
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar, (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) Enthaltung
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) Enthaltung
25. Herrgott, Christian (CDU)
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) Enthaltung
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) Enthaltung
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina
(DIE LINKE)

nein

38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja

40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos)
42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris

(DIE LINKE)
nein

54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) Enthaltung
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) Enthaltung
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) Enthaltung
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) Enthaltung
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
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80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
83. Voigt, Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja

88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja
90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 4

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der CDU in Drucksache 6/4961 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André

(DIE LINKE)
nein

5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar, (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU)
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) Enthaltung
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina
(DIE LINKE)

nein

38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja

40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos)
42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris

(DIE LINKE)
nein

54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) nein
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) nein
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
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80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
83. Voigt, Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja

88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja
90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 5

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5052 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar, (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU)
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos)

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU)
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
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83. Voigt, Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 6

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5054 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar, (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU)
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos)

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU)
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD)
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
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83. Voigt, Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 7

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5057 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar, (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
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83. Voigt, Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 107. Sitzung - 25.01.2018 9215



Anlage 8

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5060 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André

(DIE LINKE)
nein

5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina
(DIE LINKE)

nein

38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein

40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) Enthaltung
42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris

(DIE LINKE)
nein

54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
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80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
83. Voigt, Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein

88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein
90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 9

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der CDU in Drucksache 6/4962 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) nein
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) ja

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) nein
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) nein
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
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83. Voigt, Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 10

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5069 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
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83. Voigt, Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 11

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5070 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
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83. Voigt, Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 12

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5074 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
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83. Voigt, Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 13

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5078 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD)
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
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83. Voigt, Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 14

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der CDU in Drucksache 6/4964 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André

(DIE LINKE)
nein

5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) Enthaltung
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) nein
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina
(DIE LINKE)

nein

38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja

40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) ja
42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris

(DIE LINKE)
nein

54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) nein
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) nein
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
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80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
83. Voigt, Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja

88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja
90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 15

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5087 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
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83. Voigt, Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 16

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5089 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos)
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos)

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
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83. Voigt, Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 17

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der CDU in Drucksache 6/4965 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André

(DIE LINKE)
nein

5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) Enthaltung
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) Enthaltung
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) Enthaltung
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) Enthaltung
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina
(DIE LINKE)

nein

38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja

40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos)
42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris

(DIE LINKE)
nein

54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) Enthaltung
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) Enthaltung
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) Enthaltung
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) Enthaltung
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
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80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
83. Voigt, Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja

88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja
90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 18

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der CDU in Drucksache 6/4968 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) nein
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) nein
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) nein
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
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83. Voigt, Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 19

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der CDU in Drucksache 6/4969 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André

(DIE LINKE)
nein

5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) Enthaltung
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) nein
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina
(DIE LINKE)

nein

38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja

40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) Enthaltung
42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris

(DIE LINKE)
nein

54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) nein
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) nein
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
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80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja

88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja
90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 20

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5143 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos)
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD)
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
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83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 21

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5145 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos)
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD)
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
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83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 22

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der CDU in Drucksache 6/4972 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André

(DIE LINKE)
nein

5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD)
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) nein
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina
(DIE LINKE)

nein

38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja

40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos)
42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris

(DIE LINKE)
nein

54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) nein
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) Enthaltung
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
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80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja

88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja
90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 23

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5149 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein

9246 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 107. Sitzung - 25.01.2018



83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 24

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5151 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
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83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 25

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5154 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
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83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 26

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5166 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD)
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD)
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein

9252 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 107. Sitzung - 25.01.2018



83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 27

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5171 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD)
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD)
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD)
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
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83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 28

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der CDU in Drucksache 6/4976 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) nein
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD)
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD)
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) nein
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
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83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU)
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 29

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der CDU in Drucksache 6/4978 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André

(DIE LINKE)
nein

5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) nein
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina
(DIE LINKE)

nein

38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja

40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) Enthaltung
42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris

(DIE LINKE)
nein

54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) nein
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD)
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) nein
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
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80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja

88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja
90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 30

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der CDU in Drucksache 6/4979 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) nein
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) nein
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) nein
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
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83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 31

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5197 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
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83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 32

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der CDU in Drucksache 6/4980 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) nein
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) nein
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) nein
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
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83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 33

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5198 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos)

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
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83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 34

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5199 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE)
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos)

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE)
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE)
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
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83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 35

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der AfD in Drucksache 6/5200 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) ja
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
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83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 36

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag des
Abgeordneten Krumpe (fraktionslos) in
Drucksache 6/5250 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André

(DIE LINKE)
nein

5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) nein
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) ja
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) ja
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) ja
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) Enthaltung
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina
(DIE LINKE)

nein

38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein

39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) ja
42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE)
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) nein
53. Martin-Gehl, Dr. Iris

(DIE LINKE)
nein

54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) nein
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) ja
60. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) Enthaltung
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) ja
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
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78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU) nein
85. Walsmann, Marion (CDU) nein
86. Warnecke, Frank (SPD) nein

87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein
90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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Anlage 37

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der CDU in Drucksache 6/4977 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) nein
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) nein
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) nein
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
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83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 38

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der CDU in Drucksache 6/4982,
Nummern 3 bis 14 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) nein
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein

41. Krumpe, Jens (fraktionslos) nein
42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) nein
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) nein
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
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81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein

89. Worm, Henry (CDU) ja
90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 39

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der CDU in Drucksache 6/4983 zum
Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU)
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) nein
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos)

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) nein
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) nein
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
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83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 40

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Entschließungsantrag
der Fraktion der CDU in Drucksache 6/4988
zum Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) nein
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos)

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) nein
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) nein
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
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83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 41

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Entschließungsantrag
der Fraktion der CDU in Drucksache 6/4989
zum Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) nein
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos)

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) nein
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) nein
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
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83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 42

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Entschließungsantrag
der Fraktion der CDU in Drucksache 6/4990
zum Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) nein
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos)

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) nein
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) nein
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
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83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 43

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Entschließungsantrag
der Fraktion der CDU in Drucksache 6/4992
zum Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) nein
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos)

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) nein
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) nein
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja

9286 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 107. Sitzung - 25.01.2018



83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 44

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Entschließungsantrag
der Fraktion der CDU in Drucksache 6/4993
zum Tagesordnungspunkt 2 a

Thüringer Gesetz über die Feststellung des
Landeshaushaltsplans für die Haushaltsjahre
2018/2019
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4378 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4905 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) nein
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos)

42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) nein
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) nein
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
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83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja

90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja
91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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Anlage 45

Namentliche Abstimmung in der 107. Sitzung
am 25. Januar 2018 zum Änderungsantrag der
Fraktion der CDU in Drucksache 6/4995,
Nummern 3 bis 9 zum Tagesordnungspunkt 2 b

Thüringer Gesetz zur Anpassung des
kommunalen Finanzausgleichs
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4497 -
dazu: Beschlussempfehlung des Haushalts- und
Finanzausschusses
- Drucksache 6/4900 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nein

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) ja
6. Carius, Christian (CDU) ja
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) nein
8. Emde, Volker (CDU) ja
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) ja
12. Geibert, Jörg (CDU) ja
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) ja
15. Gruhner, Stefan (CDU) ja
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD) nein
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) ja
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) ja
30. Holzapfel, Elke (CDU) ja
31. Huster, Mike (DIE LINKE) nein
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) ja
35. Kießling, Olaf (AfD) nein
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) nein
39. Kowalleck, Maik (CDU) ja
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos)
42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein

43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU) ja
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU) ja
49. Liebetrau, Christina (CDU) ja
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU) ja
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD) nein
55. Meißner, Beate (CDU) ja
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) ja
58. Möller, Stefan (AfD) nein
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) ja
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) nein
69. Rosin, Marion (CDU) ja
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) ja
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) ja
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) ja
82. Tischner, Christian (CDU) ja
83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU) ja
84. Walk, Raymond (CDU) ja
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85. Walsmann, Marion (CDU) ja
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) ja
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) ja
90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) ja

91. Zippel, Christoph (CDU) ja
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